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Vorbemeakung zur zweiten Auflage 7981 

Ursprünglich erschien dieses Buch 1973 bei der .Europäischen Verlagsanstaltr, 
1977 erschien im Verlag =Caoperativa Edizioni J a c a - h k *  , Mailand, eine 
italienische Ausgabe. Nachdem die erste Auflage in des BRDvergrifkn war, harte 
die EVA kein Interesse mehr an einer Neuauflage, somit fielen die Rechte an den 
Hetausgehr, die Grupp Arbeiterpolitik zurück. 
Die Faschismus-Analysen der KPD-Opposition sind b i  den k s e m  auf Interesse 
gesteh, von verschiedenen Seiten wurde nun ein Nachdruck gefordert. Die 
vorIiegende Alisgabe ist einschliefllich des Vorwortes von 1973 unverändert 
gegenubr der ersten Ausgabe geblieben; lediglich einige teilweise sinnentstellende 
hrzfehler wurden srillschweigend korrigiert und zwei erläuternde Fußnoten 
eingefugt. Die bibliografischen Angaben wurden den jeweiligen Artikeln zuge- 
ordnet. 
Eine Erweite~ang wm zwei  abschnitt^ nahmen wir vor, um eine h t w o m  zu 
ermöglichen auf die rnchdach nach dem Lesen dieser Auswahl an uns gerichteten 
Fragen: *Welche Rolle spielte der Antisemitismus in Ideologie und Propaganda 
der Nazis, der ja im idienischen Faschismus fehlte?. und .Wie hatdie KPD-O 
ihre Analysen irn praktischen Abwehrkmpf angewendet?. 
bls Abschnitt VJI drucken wir deshalb eine Artikelserie aus G e g e n  den Strom. 
nach, in der einige faschistische Parolen und Schlagworte, wie sie in den 
Allugsauseinmdercetzungen immer wieder auftauchten, vom marxistischen 
Standpunkt erklärt werden. Der Abschnitt VIII umfaflt eine Zusammenstellung 
von vier Kommentaren, sowie Berichten und Notizen aus der Tageszeitung der 
KPD-0, mbr$eirerpolitik* (und einige aus .Gegen den Strom-}, Die Auswahl ist 
nicht iepräsentativ, sie soll die unrerschiedlichen und kompllzierten Auseinander- 
setzungen, die Erfolge und Mibrfolge kj der Zusvnmenarbeit der verschiedenen 
Arbeiterorganisationen beispielhaft darstellen. Auslassungen und Kürzungen 
sind durch h n k t e  gekennzeichnet, sie betreffen inhaltliche Wiederholungen, 
Agitations- und Wahlparolen. 
Zum .Band i s t  dieses Buch geworden. weil Genossen der Gruppe Arbeiterpoli- 
tik die Absicht haben, in einem .Bund 2. Analysen und Berichte der teilweise 
emigrierten und der ilEeglien KPD-0 ab 1933 über und aus Nazi-Deutschland 

- 

zusammenzustellen. Der Erscheinungsterrnin hängt ab von unseren Möglich- 
keiten, neben den aktuellen politischen Aufgaben so etwas zu brwaltigen. 

Gruppe Arbeiterpolitik, FtiihJahr I981 



Vorwort 

40 Jahre nach dem Zusammenbruch der Weimarer RepubIik und der Macht- 
ergreifung durch die NationaIsozialisten und fast 3 0  Jahre nach der Nieder- 
lage des deutschen Imperialismus im Zweiten Weltkrieg und dem Ende der 
nationalsozialistischen Ara wird in der Bundesrepublik (und auch in der 
DDR) immer noch die Frage gestellt: Wie konnte es zu dem Zusammen- 

bruch der Weimarer Republik und der kampflosen Niederlage dcr einst SO 

mächtigen deutschen Arbeiterbewegung kommen? 
Dan die Frage nach den Ursachen dieses Untergangs nach wie vor in politi- 
schen und gewerkschaftlichen Diskussionen immer wieder auftaucht, 
zeigt : 

I .  Die landEäufig~n Antworten auf diese Fragen befriedigen nicht, denn sie 
dringen nicht zum gesell~chaftIichen Kern der Sache vor, und 
2 .  zwingt die Frage, wohin die politische Ent~icklun~ in der BRD steuert, 
wieder zum Nachdenken über die Vergan~nhe i t .  Vor allem die Arbeiter- 
klasse hat allen Grund, sowohl der Vergangenheit als auch der jetzigen 
Entwicklung kritisch 

Ohne die kritische Bewältigung der eigenen Vergangenheit ist die Arbeiter- 
klasse und ihre Bewegung nicht in der Lage, die Aufgaben, die ihr Gegen- 
wart und Zukunft stellen, zu meistem. Lenin hat die Kommunisten. in seiner 
Schrift Der linke Radikalismrtr, d i ~  Kinderkrankheit des Komrnnnismrts 
daran erinnert: .Das Verhalten einer politischen Partei zu ihren Fehlern ist 
eines der wichtigsten ur~d sichersten Kriterien für den Ernst einer Partei und 
f ü r  die tatsächliche Erfüllung ihrer Pflichten gegenüber ihrer Klasse und den 
werktatigen Massen. Einen Fehler offen zugeben, seine Ursachen entdecken. 
die Umstände, die ihn hervorgerufen haben, analysieren, die Mittel zur 
Behebung des Fehlers sorgfaltig - das ist das Merkmal einer ernsten 
Partei, das heißt Erziehung und Schulung der Klasse und dann auch der 
Masse.. Der Wiederaufstieg der deutschen Arbeiterklasse und der kornrnu- 
nistischen Bewegung in Deutschland ist nur möglich, wenn sie Lehren aus 
ihren Niederlagen zieht. 



Die KPD-0 - Gegen den Sh-orna 

Die hier vorliegende Auswahl von Artikeln aus der Zeitschrift der KPD-0 
.Gegen den Stroma, erschienen in den Jahren r 9 1 ~ 1 9 j  3, soll nicht zu den 
zahlreichen Darstellungen über das Dritte Reich, die von moratischen, 
psychologischen, ideologischen Gesichtspunkten oder Parteizwecken dik- 
tiert sind, eine neue Variante, die der KPD-0 und August Thalheirners 
hinzufigen. um der nachträglichen ideologischen Rechtfertigung oder falsch 
verstandenen Agitations- und Prapagandabedürfnissen zu- dienen. Diese 
Artikel entstanden ursiichtich in den Tkgeskiimpfen, sie waren deren theore- 
tisches Gerüst, Dadurch, daR in den täglichen Kämpfen immer neue Fragen 
auftauchten, die praktisch und theoretisch bewaltigt werden rnußten, war 
die KPD-0 gezwungen, immer wieder neu die Kampfe und deren Bedin- 
gungen zu überdenken und den nächsten Schritt zu erkennen. Deshalb 
bilden diese theoretischen Artikel (enstanden nach ausgiebigen Diskussio- 
nen) eine Einheit mit der gesamten politischen Praxis der KPD-0. Das eine, 
die Theorie, ist ohne das andere, die Praxis, nicht verständlich. 
Zu der Praxis des Kampfes gegen den Faschismus in den entscheidenden 
Jahren der Weimarer Republik, als die Basis der bürgerlichen Demokratie 
mehr und mehr zerfiel, gehörte die Einheitsfronttaktik ebenso wie die 
kommunistische Fraktionsarbeit in den Gewerkschaften und den proletari- 
schen Massenorganisationen. Diese fanden ihren Niederschlag in der *Platt- 
form der KPD-Ou und in der *ArbeiterpoIitika.' Die  KPD-0 hat  nach dem 
Ausschluß der meisten ihrer Anhänger aus der KPB irn Jahre r 9 z y  die von 
der KPD bis 1923 erfolgreich geführte Politik wieder aufgenommen und sie 
den veriinderten Bedingungen angepaßt. 
Warum gelang es der KPD-O nicht, die deutsche Arbeiterklasse zum 
gemeinsamen Kampf zu sammeln, wie es seinerzeit der KPD irn Kapp- 
Putsch und 1923 gelungen war? Die DDR-offizielle Geschichte der deat- 
schen Arbeiterbmegnng schreibt über die KPD-0: .Die Anhänger Hein- 
rich Brandlers am 30. Dezember rg2ß die sogenannte KPD- 
Opposition. Doch es gelang ihnen nicht, die Einheit und Geschlossenheit der 
KPD zu zerstören und MasseneinfluR zu erlangen. Treffend wurde die U D -  
0 von den rwolution%ren Arbeitern KP-Null genannt.m2 Diese Argumenta- 
tion, die in ihrer historischen Qualität auf eine Stufe zu stellen ist wie der 
schon legendär gewordene angebliche Verrat Brandlerc und Thalheimers an 
der Revolution von 1 9 ~ 3 ,  war damals die WiderrpiegeIung des tief verwur- 
zelten Glaubens der deutcchen Arbeiterklasse, auch ihres revolutionären 
Teils, an die Kraft der großen Parteien und Arbeiterorganisationen, die sie 
in Jahrzehnten unter großen Opfern irn Kampfe gegen einen mächtigen 
Klassengegner mit starkem Militar- und Polizeiapparat errichtet hatten. Die 



deutsche Arbeiterklasse hat den Glauben an die Stärke ihrer Organicatio- 
nen, die sich 1933 dem faschistischen Gegner gegenuber als Kolofl auf 
tömmn F~i&n erwiesen, mit dem Sieg des: Faschismus und den dann 
folgenden Leiden bezahlen mussen. Denn die Große erwies sich nicht als 

Starke, weil sie politisch schwach und schon demoralisiert waren. Dennoch 
war dieser rradi tionelle Glaube an die ,großen< Organisationen vor der 
Niederlage noch aus den Erfahrungen zu erktärcn und wurde von den 
Fuhrungen unterstutzt, um dem wachsenden Mifltrauen g e g n  die Spitzen 
der Organisationen ein Gt-gengewicht zu geben. Die Autorität der KPD- 
Fiihning stutzte sich vor allem auf deren Unterstittzung durch die KPdSU. 
Aber 2~ Jahre nach dieser Niederlage wird die ,Heiligsprechungs des langst 
verwehten GIaubens zum Zeugnis erstarrter Borniertheit. Denn nur Bor- 
niertheit kann aus dieser schwersten Niederlage der deutschen Arbeiterbe- 
wegung und der kommunistischen Bewegung nach einen Erfolg der KPD im 
Kampfe gegen die W D - 0  konstruieren. 
Die beginnenden Erfolge der Einheit~front~olitik der KPD-0 im Kampf 
gegen die Nazis, die Schaffung von antifaschistischen Kartellen und pro- 
letarischen Klassenwehien zur gemeinsamen Verteidigung der Arbeiter- 
viertel gegen den faschistischen Terror wurden in Ehren Keimen erstickt 
durch die faschistische Machtübernahme. Der Faschismus. einmal an 
des Macht, vernichtete die gesamte Arbeiterbewegung und alle ihre Orga- 
nisationen und damit auch jene Keime, die Zeit zum Wachsen benötigten, 
bis sie sich in der deutschen Arbeiterklasse durchsetzen konnten. Erst 
in der Stunde ihrer schwersten Erniedrigung, als die braunen Horden 
kurz nach dem Kapitulationsangebot der ADGB-Führung an Hitler die 
Gewerkschaftshauser schlagartig stlirmten, begriffen die klassenbewuflten 
Mitglieder der Gewerkschaften iind Arbeiterparteien, in welchen Abgrund 
die deutsche Arbeiterbewegung gestürzt war. Da war es zu spät zur 
Einkehr. 

Die SPD und der Reformismwr - Die Gcwerksrhaften 

Die Niederjage 1933 kam unerwartet f u r  die Parteien der 11. wie der 111. 
Internationale. Die 11. lnternazionaie und die SPD erwarteten in ihren 
kleinbürgerlichen VorsteIlungen den Verfall der faschistischen Bewegung 
aus dem Widerstand der kapitalistischen Klassen selbst, ihrer Parteien und 
Mnchtorgane. Die zum Kampf gewillten sozialdemokratischcn Arbeiter und 
Gewerkschaftsmitglieder ließen sich von ihren Führungen Sand in die 
Augen streuen mit Behauptungen wie der Zuverlässigkeit der Idemokrati- 
schenr Polizei unter sozialdemokratischer Fiihnrng im gröi3ten deutschen 



Staat Preußen und mit der Abneigung der Reiehswehrführung und des Feld- 
marschalls r. Hindenburg gegen die nationalsozialistischen ~Emporkömm- 
Einget und mit der *Eisernen Front< aus sozialdemokratischen, demokrati- ' 
schen und Zentnirnsanhängrn, die .in der Stunde der Gefahr zum Kampf 
bereit* ständen. ~Dcutschland ist nicht Italien-, verkündete die SPD, was 
insofern seine Richtigkeit behielt, als die deutsche Arbeiterklasse eine 
Periode der faschistischen Barbarei über sich ergehen lassen rnußte, die die 
ihrer italienischen Klassengenossen als erträglich erscheinen lieil. Der mit 
aktiver sozialdemokratischer Wahlhilfe zum Reichsprikidenten gewählte V. 

Hindenburg (der Sieger von Tannenberg im Ersten Weltkrieg) war es 
schlieAlich, der Hitler in Potsdam in der Garnisonski~he formal zum 
Kanzler ernannte. Die deutsche Sozialdemokratie, die I 9 19 an der Seite der 
hemchenden Klasse und der reaktionären legalen und ,schwarzen. Reichs- 
wehr den Kampf zur Niederschlagung der revolutionären Minderheit der 
Arbeiter führte (Ebert: *Ich hasse die soziale Revolution wie die Sünde.. - 
Noske: .Einer muß der Bluthund sein..), glaubte, daß sich diese herr- 
schende Klasse aus Dank auch mit ihr verbünden würde zur Erhaltung der 
bankrotten bürgerlichen Demokratie von Wcimar gegen den konterrevolu- 
tionären Ansturm der Nazis. Sie begriffen nicht, da13 die bürgerliche Demo- 
kratie von Weimar nicht das Produkt einer geläuterten Kapitalistenklasse 
und sozialdemokratischer Regieningstätigkeit nach dem Sturz des Kaiserrei- 
ches rgr9 war, sondern Zugestiindnis an sie und die Arbeiterklasse aus 
Furcht vor der revolutionären Minderheit. Deswegen waren sie mit den 
Parteien der herrschenden Klassen in der Krise nach 1929 Schritt für Schritt 
mitgegangen, hatten jeden Schritt weiter und näher in den Abgrund als das 
kleinere Ubel sich selbst und den Arbeitern schmackhaft zu machen 
versucht, um am Ende dem grbßten Ubel entwaffnet, zersetzt und wehrlos 
gegeniihnustehen. Die herrschende Klasse war wohl bereit, 1919  die 
Reichswehr sozialdemokratischer Führung zu unterstellen. um gegen die 
Revolution zu kämpfen, aber nicht mehr, um r g 3 3  mit der SPD der siegrei- 
chen faschistischen Konterrevolutian Widerstand zu leisten. Denn deren 
Sieg war der einzige Ausweg zur Rettung des Kapitalismus als Ganzes, mag 
der Faschismus auch die brutalste Form der bürgerlichen Klassenherischaft 
sein. Für die Driickarhit der faschistischen Barbarei standen genügend vom . 
Niedergang der Weimarer Republik Enttäuschte und von der langen 
Arbeitslosigkeit und der Krise Verzweifelte zur Verfügung. 
Der Bundesvorstand des DGB hat in einer von ihm herausgegebenen Schrift 
~Kornmunistische Betriebs- und Gewerkschaftsarbeit* von Ds. Topf folgendes 
gesagt: -In der Zeit der Weirnam Republik Ibis zum Jahre I 933 ist es indessen 
der RGO nicht gelungen, den ADGB entscheidend zu schwächen, geschweige 
denn, ihn zu erobcm. Weder vermochte die KPD mit ihren Betriebszellen, 



noch gkckte es der KGO mit ihren kommunistischen Gewerkschaftsorgani- 
sationen, entscheidende Positionen in den Betrieben und in den Gewerk- 
schaften zu erkämpfen.. .= - So tapfer sie sich im Kampfe gegen den Kom- 
munismus zeigten. so schmählich war der Kniefall der gesamten ADGB- 
Führung am Tage vor dem r. Mai 1933 vor den Nazis! In die Kapitulation 
vor der faschistischen Barbarei feiern sie noch ihren ,Sieg< über den Kommu- 
nismus und die kommunistische Bewegung hinein. Wäre es nicht besser 
gewesen für die deunche und die europäische Arbeiterbewegung und Arbeiter- 
klasse, mnn es den Kommunisten gelungen wäee, die Mehrheit der gewerk- 
schaftlich organisierten Arbeiter, die zum Kampfe bereit waren, gegen die 
KapituIationsabsichten der ADGB-Führung in den Einheitsfrontkampf g e g n  
die Naziherrschaft zu führen? 
Die Grundsätze der rrfomistisch-sozialdemokratischen Politik wurden im 
Deutschland von Weimar von tq t y r g j 3  auf die Probe gestellt und von der 
historischen Wirklichkeit gründlich widerlegt. Der Faschismus siegte über 
die bürgerlich demokratische Republik, d. h. über Inhalt und Grundsätze 
der Politik der SPD und des Reformismus. 14 Jahre Weimarer Republik 
waren das mit allen seinen Konsequenzen bis zu Ende durchgeführte Expesi- 
ment der reformistischen Vorstellungen vom idemokratischen< Sozialismus, 
der per Stimmzettel erkämpft werden sollte und ohne Gewalt: des >schritt- 
weisen Aufstiepc der Arbeiterklasse unter kapitalistischen Produkhons- und 
Herrschaftsverhälmissen zur Staatsrnaeht, die sich am Ende aulf einige Posten 
irn Staatsapparat reduzierte, die die SPD für einige ihrer führenden Leute 
ergattert hatte: des Einsaaes der Gewerkichaften ausschließtich als Organe 
zur Regelung der Lahn- und Arbcitsbedingungen irn Rahmen der kapitalisti- 
schen Ordnung, der Klassenversöhnung, oder wie es Tarnow ausdrückte. der 
Rolle der Sozialdemokratie als Arzt arn Krankenbett des Kapitalismus. Der 
widerstandslose Zusammenbruch der soziaZdernokratisch geführten Organi- 
sationen was nur der Schlußpunkt eines Niedergangspmzesses, dessen ent- 
scheidende Weparken waren: r 9 14- Bewilligung der Kriegskredite entgegen 
den kurz vorher gefaßten Beschlüssen der 11. Internationale, rp r 9 - gemein- 
samer Kampf gegen Spartakus und die revolutionären Arbeiter und Soldaten 
mit Reichswehr, schwarzer Reichswehr, Polizei. Bürgerwehren etc. In der 
Wirt~chaf~krise mit Hilfe der SPD und der Gewerkschaften Lohnabbau und 
Verschlechterung der Pirbeitsbedingungen, 1 9 3 2  - Weglaufen der preufli- 
schen Regierung unter Führung der Sozialdemokraten Braun und Severing 
vor einem Leumant und zwei Soldaten3, das nach vorheriger Absprache mit 
den Vertretern der Regierung V. Papens und dem Parteivorstand der SPD 
gegenüber den Werktätigen als .Weichen vor der GewaPtt getarnt wurde und 
schließlich I 94 3 - die von den Nazis nicht angenommene Kapitulation der  
ADGB-Führung. 





Machtzentren (übrig), in die >einzudringen* die vordinglichste Aufgabe der 
antifaschistischen Kräfte ist: die monopolistische Wirtschaft, in der die Unter- 
nehmemacht durch Gegenmacht eingedämmt und gebro- 
chen werden muh und die Organe des monopolkapitalistischen Staates, in 
dem die Macht der monopoIkapitalistischen Parteien durch die Macht der 
progressiven Kräfte eingedämmt und gebrochen werden muR . . .* Ein wei- 
teres Rezept für den Kampf gegen einen neuen Faschismus: *Die wichtigste 
Sperre gegen das Aufkommen und Anwachsen faschistischer Massen'bewe- 
gungen . . . heißt, antifaschistische Aufklärung und Politik mui3 dazu beitra- 
gen, daß die nichtmonopolistischen Schichten ihre objektiven Interessen 
crbennen und sich demcntspiechend - d. h. ablehnend gegenuber Monopo'l- 
kapitalismus und Faschismus - verhalten.. Nicht anders i s t  es zu verstehen, 
wenn auch Herbert Wehner empfiehlt, *den Staat wirklich bis in die letzt- 
möglichen Konsequenzen zu demokratisieren und fut die poIitische Demo- 
kratie feste Fundamente durch die Verankerung der Demokratie im Wirt- 
schaftlichen und Sozialen zu schaffen.. (Parteitag November r 959) Wenn 
die bislang verborgenen Widersprüche einer Gesellschaft an die Oberfläche 
drängen und Unruhe erzeugen, enespricht es den Zielen der herrschenden 
Klasse und den Vorstellungen der noch unklar Unzufriedenen, die Akteure 
fur die Mißstände verantwortlich zu machen und sie durch neue, noch nicht 
diskreditierte Akteure zu ersetzen. Damit können vorübergehend neue Itlu- 
slonen erzeugt werden, die nur  die Lösung der Widersprüche unter ver- 
schärften Bedingungen hinauszägern. 
Dir Sozialdemokratie der Weimarer Republik ebenso wie die heutige 
meinte, es genüge, dafl die Kommandohähen in Politik, Wirtschaft und 
Militär von ,Demokraten# besetzt seien, um den Verfall der bürgerlichen 
Ordnung aufzuhalten. Aufrufe und Artikel an die Vernunft des Menschen 
haben SPD, KPD und andere OrganisatEonen in der Weimarer Republik in 
grbßeren Zahl und qualitativ besser als ihre heutigen Nachfolger verfaflt. 
Wäre der Sieg des Faschismus 1933 eine Frage der ideologischen oder litera- 
rischen Qualität gewesen, der Sieg hätte nie kommen dürfen, so hoff- 
nungslos unterlegen waren die Nationnlsozialisten auf diesem Gebiet. 

Die KPD und dir Komintern 

Die W D  bemüht sich auf ihre Wcise, den Sieg des Faschismus 193 j zu erklä- 
ren. Irn Gegensatz zu den hier veröffentlichten Artikeln aus *Gegen den 
Strom* steht bei der SED irn *Mittelpunkt der Diskussion.. . die rnarxi- 
stisch-leninistische Faschismus-Analyse, wie sie am konzentriertrsten r 94 5 
auf dem VTI. Weltkongreß der Kommunistischen Internationale gegeben 
wurde*, die sich stützt auf die *Gnindaussage:en der von Dirnitroff p g e -  



benen Faschismus-Analyse* (Go~sareikr)~. Den Leser wird die Ursache der 
nach r gj 5 verfaßten Analysen bei der LektUre dieser Auswahl klar werden. 
Denn das, was die Führer der KPD und der Komintern vor und bis 1935 zu 
diesen Fragen zu sagen hatten, das spricht nicht für sie und scheut mit Recht 
dw Licht der CIffentlichkeit Die SED-.Geschichte der deutschen Arbeiter- 
bewegung* hat darüber nur wenig zu berichten. Bei allen entscheidenden 
Fragen in diesem Zusammenhang stellt sie als Sündenböcke für  ihre Durnm- 
heiten Neumann und Remrneie hin, zwei Mitglieder des ZK der KPD mit 
besonderem politischen Vertrauen bei der ruccischen Fiihmng. Dabei scheint 
es den SED-Geschichtsschreibern gar nicht aufzugehen, daR sie auf diese 
Weise die iibrigen ihiscorischent Führer, lebende wie tote, als Stümper hinstel- 
len, die sich von Neumann und Remrnele vergewaltigen ließen, d. h. nichts 
Besseres wuflten. So einfach konnen *Historiker. die Widerspniche erklä- 
ren! 
Zu den besonderen Leistungen der KPD wie der Komintern in der Weimarer 
Zeit gehörte die *Theorie4 vorn Sazialfaschismus, das heiflt, daR die Sozialde- 
mokratie ein Bestandteil des Faschismus sei. Diese *Theorie< war Jahre 
hindurch Leitmotiv der KPD-Politik und trug entscheidend dazu bei, da5 
der Graben zwischen den sozialdemokratischen und kommunistischen 
Arbeitern breiter statt schmaler wurde. DaR die KPD kleinbürgerlich-ideo- 
logische Vorstellungen und Parolen nachäffte, wie die von der *nationalen 
und sozialen Befreiung des deu~chen Volkes*, machte den sozialdemokrati- 
schen Führern ihre demagogischen Behauptungen bei ihren Anhängern 
leichter, daß Kommunisten und Nazis Brüder seien, 
Das dauernde Schwanken in der Frage, w i e  die Kommunisten mit den 
Sozialdemokraten zu einer Einheitsfront im Tageskarnpf kommen konnten, 
versperrte der KPD den Zugang zu den sozialdemokratischen Arbeitern. 
3Einheiafront von oben6 oder ,Einheitsfront von unten< wurde übet Jahre 
hinweg in der KPD zum Inhalt einer sterilen ideologischen Diskussion 
gemacht, die noch dem Bankrott als Fehler von Rernmele und Neumann 
dargestellt wurden. In den entscheidenden Lebensfragen der deutschen 
Arbeiterklasse steuerte die KPD in den Stürmen der Zeit wie ein Schiff mit 
einer Fuhrung ohne Navigationskenntnisse, sich nur verlassend auf die 
Anweisungen der alles- und besserwissenden Komintern. Das Schiff wurde 
hin- und hergeworfen, bis es schließlich in der Brandung zerschellte. Als es 
zerbrochen war, entdeckte die Führung der Komintern die ~marxistisck 
leninistische< VolksfrontideoLogie. Dazu schrieb *Der internationale Klassen- 
karnpfd im April r 936 unter dem Titel .Die Volksfrontpolitik der KPD* 
unter anderem: 
*In der Baceler Rundschau vom 1. April veröffentlicht das Politbüro der 
KPD eine Erklärung, in der es U. a. heißt: $Die KPD will die antifaschistische 



Volksfront für den Sturz Hitlers und ist bereit, mit den antihitlerischen 
Kräften zusammen für ein demokratisches Deutschland zu kämpfen, in dem 
das deutsche Volk selbst über das Regime entscheiden wind. Die KPD 
betrachtet die Wiederherstellung burgerlich-demokratischer Rechte als 
einen bedeutenden Fortschritt, obwohl sie weitergehende Ziele erstrebt. Der 
Kampf um die demokratischen Freiheiten, um die gr~i3cre Bewegungsfrei- 
heit ist eng verbunden mit der Verwirklichung eines wirklichen demokrati- 
schen Regimes nach Hitlers S t u r m .  . . 
,Die FestPegung auf die WiederherstcIlnng der bürgerlichen Demokratie 
bedeutet, daß die U D - F u h m n g  praktisch auf die führende Rolle der 
kommunistischen Partei irn antifaschistischen Kampf verzichtet.. . Sich auf 
die Wiederherstellung der biirgerlichen Demokratie festlegen, beigt, darauf 
verzichten, den Kampf gegen die faschistische Diktatur unzertrennlich mit 
dem Kampf fiir die Beseitigung des Kapitalismus zu verbinden, denn bürger- 
liche Demokratie würde dann aber ebenso wie r918 nur das Zentrum sein, 
um das sich die kapitalistische Kontemolut ian  gegen den Ansturnt des 
Proletariats sammelt. Deshalb dürfen sich die Kommunisten heute nicht auf 
die Wiederhentellung der bürgerlichen Demokratie festlegen, sondern müs- 
sen sfhon jetzt alles tun, um der Bourgeoisie diese Rückzugslinie abzuschnei- 
den . . .<.: 
Die III. Internationale und die ihr angeschlossenen Parteien, unter ihnen als 
wichtigste auderhalb der Sowjetunion die KPD. hatten, als der Faschismus 
irn Vormanch war, den Sieg der proletarischen RevoIution nach Mitler 
veskundet. Der Sieg der russischen Oktoberrevolution hatte ermutigend auf 
die Arbeiterklasse der kapitalistischen L k d e r  gewirkt, der Sieg des Faschis- 
mus in  Deutschland lähmte die internationale Arbeiterbewegung. Die Bour- 
geoisie der kapitalistischen Länder begrüßte den Sieg des Nationalsozialismus 
in Deutschland mit Genugtuung und Beifall; umgekehrt hatte der Sieg der 
Oktoberrwolution unter den Herrschenden eine schockierende Wirkung 
ausgelost; war es doch das erste Mal in der Geschichte, daß eine proletarische 
Revolution zum Siege geführt hatte. während die kampflose Niederlage in 
Deutschland die Niederlage der Fuhrenden Arbeiterbewegung der Welt war. In 
RuRland konnten die BoIschewiki unter Lenins Fu hmng einer Arbeiterklasse. 
die um die politische Macht zu kämpfen bereit war, und einer Bauernklasse. die 
kriegsmüde war, Führung und Organisation geben, um die zaristische Ord- 
nung abzuwerfen. In  Dw tschland standen die Kommunisten vor andercgearte- 
ten Bedingungen, die nicht mit den Erfahmngen des russischen Oktokrrrvo- 
lution und des Bürgerkrieges zu losen waren. Die KPdSU konnte nicht den 
Kampf der Arbeiterklasse in anderen Ländern leiten. Dazu bedurfte es 
Kommunisten, die auf eigenen Fußen stehen und mit eigenem Kopf denken 
konnten. Der Führungsanspruch der KPdSU in der kommunistischen Welt- 



bewegung erwies sich für die kommunistischen Bewegungen außerhalb Ru@- 
lands als ein Hemmschuh, besonders in Deutschland, Diese Erkenntnis, die 
sich heute mehr und mehr in einem widerspruchsvollen Prazeß in der 
kommunistischen Weltbewepng durchsetzt, wurde zuerst auf Grund der 
praktischen Erfahrungen in der kommunistischen Bewegung Deutschlands 
gewonnen. 
Lcnin verstand auf Gmnd seiner umfassenden persönlichen Kenntnis der 
Arbeiterbewegung außerhalb RuRlands, warum der Abgesandte der KPD, 
Eberlein, I 9 I 9 den Auftrag seiner Genossen erhalten hatte, gegen die Grün- 
dung der Kommunistischen Internationale zu stimmen. Er verhinderte zu 
seiner Lebzeit, daß die kommunistischen Parteien unter dem Uberghcht 
des russischen Partei Schaden erlitten. 
Was für die russische Revolution die Losung der Agrarfrage war, war €ur die 
deutsche Revolution die Lösung der Gewerkschaftsfrage und die Uberwin- 
dung des Reformismus. Die erfolgreiche Strategie und Taktik. die die KPD 
bis r gz 3 entwickelte, diente der Eroberung der sozialdemokratischen Arbei- 
ter Gr den Kommunismus. Das war als geschichtliche Aufgabe gewiß 
schwerer zu lösen, als mit scheinrwoiutionären Phrasen vor der Aufgabe 
wegzulaufen - wie es z. B. die KAP-Fuhrer praktisch getan hatten. Währznd 
die KFD bis 1923 und die KPD-O nach r928 diese schwierige lebensnotwen- 
dige Aufgab erkannte und sich an ihre Losung machte, wurde sie von den 
in heftige Kämpfe verwickelten Fraktionen der russischen Partei, die die 

, völlig andersgearteten Probleme der Arbeiterbewegung in Deutschland 
nicht begriffen und auch keine Zeit hatten, sie zu untersuchen, als Rene- -- 

gaten und Sozialdemokraten bekämpft. Darin waren sich SralEn und Trotzki 
und ihre jeweiligen Anhänger gleich. .Die Brandlerianer sind eins der 
Sprachrohre der 5ozialdemokraten*, schrieb Trotzki. Oder: *Was wird die 
KP ~verteidigen.? Die Weimarer Verfassung? Nein. diese Aufgabe überlas- 
sen wir Brand1es.a Trotzki entdeckte I 93 r : ~ I r n  Jahre 1923 hat Brandter d i e  
Stärke des Faschismus ungeheuerlich iiberschänt und damit die Kapitula- 
tion verdeckt. Die Folgen dieser Strategie trägt das Weltproletariat bis 
heute. Die historische Kapitulation der Deutschen Kommunistischen Partei 
und der Komintern irn Jahre 1913 war die Basis für den Aufstieg des Faschis- 
r n u ~ ~ ~ ~  Konnte Ttonki besser sein Unverstiindnis der historischen Verhält- 
nisse in Deutschland dok~rnentieren?~ Die legale und schwarze Reichswehr 
rückte 1923 in Sachsen und Thüringen ein und erschütterte den irn Einheits- 
frontkampf gewonnenen EinfEui3 der kommunistischen Partei auf Gewerk- 
schaften und SPD. Die Massen folgten der KPD 1924 im Einheitsfrontkarnpf 
gegeri die liflation und gegen die Tagesnöte, aber noch nicht weiter, nämlich 
im Kampf zum Sturz der kapitalistischen Ordnung, denn bald gab cs wieder 
stabiles Geld. 



Die legale und ~echwarze* Reichswehr r gz3 und die Polizei Ebern und Scue- 
h g s  waren einsatzfähige Bürgerkriegsarrneen der deutschen Bourgeoisie, 
die es in RuRland 19 17 nicht gegeben hatte. Deshalb sind alle Vergleiche der 
Situation in Ruflland irn Oktober rp 17 mit der in Deutschland 1923 ebenso 
falsch wie mit der t932. Kommunisten können nicht über die revalutionärr 
Lage spekulieren, sondern mussen die Kräfteverhältnisse untersuchen, um 
sie zum Ausgangspunkt ihres Strategie und Aktionen zu machen, 
Der ohnmächtige H a ß  gegen die SPD wegen ihres ,Verrates', der sich bei 
den enttäuschten Massen in Ultra-Radikalismus und später nach der Welt- 
wirtschaftskrise in Faschismus auswirkte, bedurfte keiner Aufmunterung 
durch die russische Partei oder die Komintern mehr. Die Zustimmung der 
SPD und der Gewerkschaft zum Abbau der Löhne und der Verschlechterung 
der A r b e i ~ k d i n ~ u n g e n  in der Krise sowie Ma~senentiassun~en hatten dies 
bereits getan. Die deutsche Sozialdemokratie und der Reformismus mit seiner 
uber iojährigen Tradition und tiefen Einwirkung auf das Denken der deut- 
schen Arbeiterklasse war nicht vergleichbar mit des russischen Spielart des 
Refermismus, der fast ausschliefllich aucerhalb Rußlands in der Emigration 
wirkte. Und doch ist an der Darstellung von Trotzki über 1923 ebms 
Richtiges: 1923 war in der Tat der Beginn des Niederganges der KTD 
Der geordnete Rückzug der KPD irn Oktober 1923 Gel zusammen mit 
dem Ausbruch der heftigen Fraktionskämpfe in Ruflland. Stalin wie 
Trotzki und ihre jeweiligen Verbündeten in der russischen Parteifuhning 
*tvunschten alle den Sieg der deutschen Revolution als Hilfe f ~ r  die schwie- 
rigen Probleme des Aufbaus in der SU. Die Führung der KPD unter 
Brandler und ThaIheimer hatte es abgelehnt, die russischen Erfahrungen 
schematisch auf Deutschland zu übestragen. Sie haben sich nie zum Werk- 
zeug einer der russischen Fraktionen machen lassen, weder Stalinc noch 
Trotzkis noch Sinojews. Auch in der Mitgliedschaft der KPD hatte der 
Rückzug, wie jeder Rückzug, Enttäuschung hervorgerufen, weik die Hoffnun- 
gen auf den Sieg sich nicht erfüllt hatten Anstatt die Ursachen der durch die 
Geldreform und den Einmarsch der Reichswehrtmppen nach Sachsen ver- 
änderten Lage zu untersuchen, wurden Brandler und Thalheimer zu ~Verrä-  
tern an der deutschen Revolution. abgestempelt - so wie heute für  Erschei- 
nungen, die nicht erkt ärt werden konnen, meistens  menschliches Versageng 
herhalten muß. Es waren somit ihrer Meinung nach nicht objektive Grunde 
für das Ausbleiben der Revolution, sondern subjektive: Brandler und Thal- 
heimer waren Sozialdemokraten? Die KPD brauchte eine revolutionäre 
Fuhmng - so die Gedanken der russischen Genossen -, die die sozialdemo- 
kratischen Eicrschalen der Brandler-Thalheimer nicht besitzen und bereit 
sind, die russischen Erfahrungen in  Deutschland anzuwenden. Eine wirklich 
kommunistische Führung hatte die Ursachen der Erscheinung untersuchen, in 



der Partei zur Diskussion steilen und danach entscheiden müssen. Die Unter- 
suchung hätte ergeben, dafi der Einheitsfrontkampf 1923 gegen die nwen 
Tagesnöte unter der Gelds t ab i l i s i e~n~  und der Arbeitslosigkeit fortgesetzt 
werden muhe,  anstatt mit der Parole der .Verratenen Revolution< die sozial- 
demokratischen Arbeiter abzustoßen und die KPD zu zersetzen. Die Führung 
der KPD unter Brandler und Thalheimer hatte jedoch r 9 2 3  auf die Aufnahme 
des offenen Kampfes gegen die Einfluflnahrne durch die verschiedenen nissi- 
ochen Fraktionen auf die KPD und die Unterdnickung der Diskussion in der 
KPD offiziell nichts unternommen, weil sie die aneue- Politik für  kurzlebig 
hielt. Weil sie fis die Spaltung nicht verantwortlich gemacht werden wollten, 
zogen sie es vor, der Auffordemng Folge zu leisten, nach Moskau in die 
.Emigration. zu gehen. 
Die von ihnen standig geforderteUberptufungder Politik nach 1923  scheiterte 
an den andauernden F rak t i~nskam~fen  in der SU. Tmtzki fordertevon Brand- 
ler und Thalheimer und der KPD-0, sie sollten in Deutschland das Stalin- 
Regime in der CU bekämpfen. Was die deutsche Partei bekämpfen konnte und 
muRtc, waren die Auswirkungen der Politik der KPdSU unter Stalin auf die 
deutsche Bewegung. Gerade das haben die ,Rechtend (Brandler und Thalhei- 
rner) erst in der Partei und später in der KPD-0 getan wie keine andere 
Gruppe in der kommunistischen Bewegung Deutschlands. Aber nicht, wie 
Trotzki es meinte: "Eines der wichtigsten Elemcnte dieses Kampfes ist der , 

unversöhnliche ideologische Kampf gegen die zcntristicche Führung der 
Kominttrn- - denn damit konnte man weder in Deutschland noch andenwo 
einen Hund hinter dem Ofen hervorlocken. Die Auswirkungen der S taEin- 
schen Politik auf D e u ~ c h l a n d  zu bekämpfen war schwieriger, als bei den 
Enttäuschten der S talin-Poli tik in Deutschland dessen Rußland-Politik 
anzuprangern, die auflerhalb ihrer Wirkungs- und Beurteilungsmög!ichkei- 
ten lag, wie es zum Beispiel von Trotzki gefordert wurde. Die Rezepte 
Troctkis waten für die kommunistische Bewegung Deuachlands nicht besser 
als die Stalins und haben - soweit sie Auswirkungen hatten wie X .  B. 1923 - 
denselben Schaden angestiftet wie die Stalins. \Vo sie keine Wirkung hatten, 
lag der Grund in der Tatsache, daR Trotzki in den russischen Fraktions- 
kämpfen unterlegen war und seine Vorschläge nur noch literarischen Wert 
hatten. 
Wie wenig die linke Opposition der KPdSU die Probleme der deutschen 
Kommunisten verstand, bewies Trotzki, als er I 9 32 schrieb: mThr prakti- 
sches Ziel ist freilich auch ohne Kommentar klar. ,Stellst du mich an die 
Spitze der Partei in Deutschland<, sagt Brandler zu StaIin, .verpflichte ich 
mich, deine Unfchlbarkeit in russischen Dingen anzuerkennen, unter der 
Bedingung, dad du mir gestattest, rncine Politik in Deutschland durchzufiih- 
ren.4- Die Tatsachen beweisen das Gegenteil von diesen Aussagen Trotzkis. 



Brandler und Thalhcimcr haben jedes Angebt  in dieser Richtung - von 
welcher Seite auch immer - abgelehnt Um dcn Kampf gegen den ultra- 
linken und opportunistischen Kurs der KPD und Komintern iri Dcunchland 
aufzuiiehmen, nicht um Parteifrihrer zu werden, habcn sie c q x X  die legatc 
Ausreise aus Ruflland gefordert. 
Jede Nicdrrlage kann eine hhrmeistcrin sein. Die Niederlage von '933 ist 
eine solche für die internationale Arbeiterklasce. dcnn sie bewies, daR der 
Faschismus keine Erscheinung war, die sich nur auf  Italien beschränkte. Er 
hatte in Deutschland seine, den kapimlistischcn Vcrhäl tnissen und Traditio- 
nen in diesem Landc entsprechende Form gefunden. wie auch dcr Mili- 
tarismus hier seine spezifische Farm hatte. In  seiner Erscheinungsform ist er 
auch Diktatur über die Bourgeoisie (~Nationalsozialismus~), in seinem Wesen 
jedoch und nach seinem gesellschaftlichen Inhalt die Diktatur des Großkapi- 
tals. *Der Faschismus ist: die offene GewaItherrschaft zum Besten des Kapitals, 
bei der dieses aber nicht direkt herrscht, sondern politisch abdankt, zupns ten  
des Smatsapparares und der mit diesem verbundenen faschistischen Terror- 
banden, die sich der Bourgeoisie verselbständigen, wie Marx das 
bei der Analyse des Bonapartismus nannte. Sie (die Bourgeoisie) kann die 
demokratischen Rechte der Arbeiter nicht vollständig aufheben, ohne sie auch 
fYr sich aufzuheben..# 
Deswegen sind aEle schlau sein waltenden Vorschläge und Vorstellungen, die 
faschistische Gefahr beseitigen zu kiinnen, ohne den Kapitalismus zu überwin- 
den, nur Beweis für das Unvermögen, das Wesen des Faschismus zu verstehen. 
Nur wenn und insoweit die Arbeiterklasse den Kampf um die poIitische Macht, 
d, h. für den Sozialismus aufnimmt, kann sie die Gefahr des Faschismus 
endgültig beseitigen. Daniber wird es unter Sozialisten sicherlich keine 
Mein~n~sverschitdenheitm geben. Abcr um zu begreifen, unter weichen 
Bedingungen und in weichen Teiletappen aus kleinbiirgerlich denkenden 
und handelnden Arbeikrn revolutionäre Arbeitcr werden, wenn erstmal die 
kleinbiirgerlichen Existenzverhältnisse aufhören, das sctzt dir *Einsicht in 
die Bedingungen, den Gang Y nd die allgemeinen Resultate des prolctaei- 
schen Bewegung voraus.. .* 
Die Ubewindung des Kapitalismus durch die Arbeiterklasse s e n t  die U h r -  
windung des Refomismus durch den Kommunismus voraus. Der Refermis- 
mus dankt nicht von selbst ab, er erscheint je nach Bedingung in den unter- 
schiedlichsten Verkleidungen, kann sich radikal verbrämen, dcn Mantel des 
demokratischen. Sozialismus um hangen, der Vorsorte f ü r  den Menschen - 
bei Aufrechterhaltung der kapitalistischen ProfitWirtschaft natürlich. In wel- 
chem Gewande auch immer er erscheint, es i s t  seine historische Aufgabe, die 
Arbeiterklasse vom Kampf abzulenken, sie zu ersetzen, sie zu gängeln, ihren 
Wiederaufstieg zu wrzögern- immer unter dem Gesich~punkt, $aß der Refor- 



rnisrnus die bestehende kapitalistische Ordnung erhalten mnp, um sich selbst zu 
erhalten. Dazu muß er sich den Stimmungen der Massen anpassen. 

Wic verlief dic politische Entwicklung nach 1941 I' 

War der Sieg des Faschismus 1933 nur  rniiglich als Ergebnis der Nieder- 
kampfung der deutschen Arbeiterklasse und ihrer Organisationen, weil sie 
den Ubergang vom Kampf im Rahmen der kapitalistischen Ordnung zum 
Kampf gegen die kapitalistische Ordnung nicht fanden, so ergab sich nach der 
Niederlagc des dcutschen Imperialismus im Zweiten Weltkrieg die Frage, ob 
sich damit die Bedingungen und Perspektiven fYr eine revolu tioniire Orien- 
tierung des deutschen Proletariats wie vor 1933 wieder eingestetlt hätten. . 
Schon in der letzten Phasc dps Zweiten Weltkrieges hatten die Kriegsgegner 
Deutschlands als gemeinsame Forderung die ,bedingungslose Kapitulationt 
vor den alIiierten Militärkfehlshabern erhoben. Die Sowjetunion 
schwenkte erst sehr spät auf diese Linie ein, die in der Hauptsache ausging 
von den Klassenintereswn der westIichen kapitalistischen Verbündeten der 
SU. Die Westmiichte muhen verhindern. daR in der Mitte Europas ein- 
Gebiet entstand, in dem - angesichts der Ohnmacht der alten herrschenden 
Klassen, aus eigener Kraft die bijsgerliche Gesellschaftsordnung am Leben 
zu erhalten und angcsichts ihrer k!assenmZfligen Verfilzung mit dem Nazi- 
regime - die Arbeiterklasse aEs einzig mögliche Nachfolgerin dcs bankrotten 
dcutschen Imperialismus die Macht ergriff. 
Diesem Ziel diente die Formel der ,bedingungslosen Kapitulation+ und 
damit verbunden die n kollektiv schuld^ des dcutschen Volkes. Die Kollektiv- 
schuld wurde vor allem von den damaligen bürgerlichen Klassenresten in 
Deutschland mit Zustimmung aufgenommen und wird noch heute von den 
politischen Gegnern der Arbeiterklasse als geeignetes Mittel betont, die 
Klassenzucammenhängc zu verschleiern. Es is t  unrnügl;ich, von einer unter- 
drickten Klasse zu erwarten, daß sie materielle und physische Opfer für die 
Revolution bringen soll, z. E. für  den S t u n  des Nazismus im Kriege, wenn 
sie dabei nur dir Perspektive hat, dafs im Falle ihres Sieges eine neue fremde 
UnterdsUckung sie erwartet. Das, was nach der Dcsetzung Deutschlands und 
unter ausländischer Militärkontrolle an demokratischen Parteien und Orga- 
nisationen dort weitermachen durfte, wo sie vor dem Bankrott von Weimar 
aufgehiirt hatten oder aufihren rnuflten, shitzte sich allein auf die militari- 
sche Macht der iewciligen Besatzungsmacht und resultierte aus der 
Ohnmacht der Arbeiterklasse, die es für die Besatzungsmächte zu erhalten 
galt. Die sozialistisclicn, demokratischen und antifaschistischen ldeologien 
waren in Deutschland nur der kleinburgerliche Ersatz für das historische 



objektiv notwendige Eingreifen der Arbeiterklasse, das jedoch von den 
Besatzungsmächten unter allen Umständen verhindert werden sollte. *Korn- 
munisten* wurden in den westlichen Besatzungszonen zu Ministern und 
Staatssekretären ernannt, die Abrechnung mit der nationalsozialistischen 
Vergangenheit wurde dem Einflufl und der Beteiligung der werktätigen 
Bwiilkerung cn tzogen, Entnazifiziesungsausschbsscn iibertragen, die zum 
Teil mit der alten Justizbürakratie administrativ im Interesse der Restaurie- 
rung des kapitalistischen Systems ~Schuldigef suchten und noch heute suchen. 
Diese fanden sic stets in den individuellen Mitläufern und Tätern statt in der 
kapitalistischen Ordnung und den bürgerlichen Klassenverhältnisseri. 
In einem bisher unveröffentlichten Brief aus dem Jahre 1945, der nur zirku- 
lierte, äuRerten sich Brander und Thalheimer auf neun Fragen von politi- 
schen Freunden in Deutschland zu der Frage des Verhältnisses von Kommu- 
nisten zu den Besatzungsmächten: *Die dritte Frage: Wie stellt ihr euch zu 
der Zusammenarbeit mit den Besatzungsbehörden irn Rahmen der örtlichen 
kzirklichen und zentralen Verwaltung? Antwort: Wir sind Y nbedingt dage- 
gen. Und wir betrachten diese Stellungnahme als grundlegend für alles 
ubrige, Nur das absolut celbstän$ige Auftreten sowohl gegenuber allen 
Besatzungsbeh~rden als auch gegenüber den biirgerlichen Klassen in 
Deutschland selbst kann die Arbeiterklasse aus dem Abgrund herausführen, 
in dem sie sich heute befindet. Warum? Die einen, Amerikaner, Engländer 
und Franzosen, so lange sie seJbs t einem kapitalistischen Regime unterstellt 
sind, sind von vornherein Gegner einer sozialistischen Revolution in 
Deutschland. Die Russen wollen sie ihren eignen Zwecken unterordnen und 
ihre Methoden durchsetzen.. . Nur selbständig im Kampfe gegen die Besat- 
zungsbehörden könnt ihr auch hier etwas erreichen.. .- 
Konträr dazu war die Stellung der KPD: ~ W i r  werden darum jeden Angriff 
gegen die Autorität der Besatzungsmächte wie einen Angriff auf uns selbst 
abwehren. Denn die Sicherung des friedlichen Charaktess des deut~chen 
Aufbaus durch die Besatzungsm2ichte dient deutschen Interessen* (Leitarti- 
kel der kommunistischen .Hamburger Volkszeitung~ vom 8. 5.4 1.) Und wei- 
ter: .Sogenannte revolutionäre Politiker, die sich in einer Arbeitcgemein- 
schaft zusammengefunden haben, schimpfen jetzt besonders u k r  den 
Marshall-Plan bzw. den Industrieplan, sie schimpfen über alle Besatzungs- 
mächte. Sie schimpfen uber die Demontage und fordern: Keinen Hammer- 
schlag fur die Demontage. Es wird der Versuch unternommen, die 
Mitglieder der bciden Arbeiterparteien, die Arbeiter in den Betrieben gegen 
die Besanwn~macht  zu migbrauchen, damit diese einen Grund hat, gegen 
das werktätige Volk einzugrrifen, wenn es sich gegen die Befehle und 
Anweisungen der Besatzungsmächte b e t ä t i p  (Funktionsorgan der KPD 
Bremen im November i947.) Das theoretische Organ der SED, die DEin- 



heitm, bezeichnete die politischen Freunde von Brandler und Thalheimer gar 
als BWerw<ilf<ic (d. h. als verkappte Nazis). Hinter der Fassade der kommu- 
nistischen und antifaschistischen Aiishingeschilder wurdc die alte Biirokra- 
tie aufgeputzt und durfte unter der Vormundschaft der Besatzungsmächte 
weiterarbeiten. Nachdem die Getahr des Eingreifen$ der Arbeiter selbst 
gebannt war, wurden auch die ~Knmrnunisticchena Minister und die Mitarbeit 
der KPD bci den westlichen Besatzungsbehiirden Ubcrfliissig und sie wurden 
gegangen. 
Jctzt entdeckte dte KPD die ~Nationalc Front aitcr deutschen Patrioten 
gegen dic 3es;itzungsmächte~: *Das deu tschc Volk kann die westlichen 
ncsatzun~m?ichte nicht Iinger I!!) als Garantie und Hclfer einer von ihm 
angestrebten demokratischen und fricdlichcn Entwicklung tietrachtetena 
(Parteivorstand der KPD im Herbst 1948).  Als Resultat dieser ,Wendung. 
wurden die Freunde Brandlcrs und Tl~alheirners, zusammengeschlossen in 
der Gruppe Arbeiterpojitili, von der Presse der KPD zu amerikanischen 
Agen tcn umgetauft. 
Die Einheit der drei G r o k n  von Potsdam zerbrach sehr bald nach Kriegs- 
schlufl und offenbarte eine der schwerwiegendsten Fehleinschätzungen der 
KPdSU unter Stalin, der glaubte. man könne das Kriegsbündnis auch nach 
Abschluß des Krieges fortsetzen, und nicht begriff, daß diesem Kriegsbündnis 
die Grundlage entzogen war nach der Niederlage dcs deutschen Imperialis- 
mus. In den westlichen Besatzungszonen wurde mit Hilfc dcr SPD und 
Gewerkschaften der K~pita!ismus restauriert. 
Die Gewerkschaften nach ~ 9 . 1 . ~  waren nicht mehr das Ergebnis jahrzehnte- 
langer Kampfcrfahmngen, konnten sich nicht mehr wie die freien Gewerk- 
schaften in der Weimarer Republik auf die organisatorischen und politischen 
Erfahrungen der Arbeiter selbst sttinen. Nur dort, wo Arbeiter sich zu cpon- 
tanen Abwehrkämpfen formierten (Dernontageabwehr, Streik gegen den 
Hunger etc.), konnten sie voriibergehend unter dem Dmck der Bewegung 
die Sabotagevcnuchc der Eu hrungen uberwinden und sie ihren Interessen 
dienstbar machen. Dies waren Ausnahmen, die nach Abschlui3 der Bewe- 
gungen wieder verfielen. 
Mit der Kapitalhilfe der ehemaligen kapitalistischen Kriegsgegner wurde der 
deutsche Kapitalismus wieder zur führenden kapitalistischen Macht Europas- 
aber die Basis seiner Existenz, die Abhängigkeit von den ehemaligen Besat- 
zungsmächten, im besondetenvondenUSA, konnteer auchals westeuropäische 
Erihrungsmacht nicht loswerden. Die Abhängigkeit war, solange die Nach- 
kriegskonjunktur anhielt, fur  die werktätige Bevölkerung nicht erkennbar. 
Die kleinbUrgerlichen Bcdiirfnissc wurden in dieser Periode befriedigt, die 
Arbeitskraft war Mangelware und die Werktätigen hatten keine Veranlas- 
sung, sich als Klasse zu formieren. Das Wirtschaftswunder verdanken die 



deutschcn Werktätigen - auch wenn sie griißtenteils daran glaubten - nicht 
den Taten des Dr. Erharcl oder Dr. Adenauer, sondern der Tatsache, da13 
mitten durch Deutschland die Griinze zwischen dcm kapitalistischen und 
dem sozialistischen Lager in Evropa Die materiellen Zugständnissc 
an dic deutschcn Werktntigen waren dieses Mal nicht wie 1919 Konzessio- 
nen, um eine revolutionäre Minderheit zu isolieren von der Mehrheit der 
arbeitenden Bevölkerung, sondern MaRnahmen, um an der Grenzt zwi- 
schen Sozialismus und Kapitalismus in  Europa keinen politischen und 
sozialen Unruheherd mit der daraus folgenden revolutionären Ansteckungs- 
gefahr entstehen zu Iassen und ein Bollwerk zum Aufmarsch gegen das 
sozialistische Lager zu schaffen. Die Besat~un~spolitik in der russisch 
besetzten Zone, der späteren DDR, hat in den ersten Jahren das Ziel der 
einstigen westlichen Kriegsverbündeten begünstigt. Sie erschwerte nicht nur 
das selbständige Handeln der deutschen Arbeiterklasse, sondern wirkte 
abstofiend und abschreckend auf die deutschen Arbciter in West- und 
Ostdeutschland (Mauerbau). 
Das Ende des Wirtschaftswunders im Jahre 1967, die beginnende Stagnation 
und die aufkommende Wirtschaftskrise in den kapitalistischen Liindern 
Europas, ausgehend von der Krise in den USA, werden die Bundesrepublik 
nicht ungeschoren Easscn. I m  September r 94% schrieb August Thalheirner in  
der Schrift Die E'orsdamcr &~*~chlüsse: -. . . während im Herzen Europas die 
sozialistische Revolution schon bis zur Reife entwickelt ist, wenn sie auch 
mit eisenharter Macht niedergehalten wird, geht gleichzeitig an der Peri- 
pherie Europas ein dcu tticher AusreifungsprozeB zum Sozialismus vor sich. 
Der Sozialismus ist hier auf dem Marsche als Folge dcr ungeheuren Erschit- 
terungen aIler gesellschaf'tlichen Veshältnissc, die der Zweite Weltkrieg in 
Europa mit sich gebracht hat und als Folge der Wberrnacht des amerikani- 
schen Kapitals, die der Krieg zum Ergebnis hat. Heute ist das Wirklichkeit 
geworden. was Friedrich Engels schon in den sechziger Jahren voraussah, 
nämlich daß Amerikas gewaltige wirtschaftliche Uhrlegenheit als 1;otgc 
eines Weltkrieges Europa vor die Wahl stellen werde, entweder zuriickzu- 
sinken in eine selbstversorgendc Agrarwirtschaft. oder vaswiirts zu mar- 
schieren zum Sozialismus.. . Die deutschen Werktätigen, die heute wie 
räudige Hunde behandelt werden, kijnnen also damit rechnen, daß sie nicht 
lange alleine stehen werden . . .- 
Diese fast 30 Jahre alten Zeilen von Thalheimer erhalten heute erneut ihre 
Bestätigung. Die Entwicklung geht nicht geradlinig vor sich, sondern wider- 
spruchsvoll. Aber Tatsache ist und bleibt, daß das amerikanische Wirt- 
schaftspotential ausreicht, um das des ubr ign Europas weitgehend zu erset- 
zen. Ihren Interessen mussen sich alle anderen kapi taIistischrrn Staaten - 
freiwillig oder mit Zähneknirschen -unterordnen. Der aktue!le Streit, ob die 



Inflation in der B R 5  hausgemacht oder importiert ist, ob die BRD am 
Schwanz oder an der Spitze der kapitalistischen Länder in bezug auf die 
Intlahon marschiert, ist so viel wert, wie der Disput, ob das Huhn oder das 
Ei zuerst da waren. Die BRD bleibt, solange sie Teil des kapitalistischen 
Lagers ist, den entscheidenden Triebkräften und Kraftetrerhältnissen in die- 
sem Lager unterworfen. Oder könnte etwa die Regiemng der BRD - ob 
sazialdemokratisch oder christlichsozial - die Abhängigkeit von ihrer 
Schutzmacht abschütteln und deren steigende Forderungen an die BRD mit 
einem Nein beantworten? 
Die historische Schuld des deutschen Imperialismus arn Zweiten Weltkrieg 
wurde nicht VOR der herrschenden Klasse Deutschlands bezahlt, sondern von 
seinen Werktätigen. Das betrifft nicht nur  die demontierten Fabriken und 
geraubten Patente, die ja Produkte aus der Arbeitskraft der deutschen 
Arbeiter waren, wenn auch in der Verfiigungsgewalt dcr herrschenden Klas- 
sen, es gilt ebenso bezüglich der Wiedergutmachungszahlungen, Reparatio- 
nen, Bccatzungskosten etc. Die offizielle Arbeiterkwegung der Länder 
Europas - auch die in den sozialistischen Staaten - glaubte r947, auf die 
Mitarbeit der deutschen Arbeiter verzichten zu können. Die Beteiligung der 
sozialistischen Staaten an den Demontagen und an den Reparationen und 
dic Vertreibung deutscher Arbeiter aus  den sozialistischen Staaten haben 
ihnen vielleicht kurzfristige Vorteile eingebracht, in der BRD der herr- 
schenden KIasse aber die antikommunistische Agitation erleichtert. Sie sind 
kein Ersatz fur eine dauernde und zuverlässige Zusammenarbeit der deut- 
schen Werktätigen mit denen der ubrigen sozialistischen wie kapitalistischen 
Länder bei ihren gemeinsamen Interessen. 
Das ist es, was die herrschende Klasse in der BRD filrchtet: Am Ende der 
Nachkriegskeniunktur werden auch in der BRD die Klassengegensätze wie- 
der reale Gestalt annehmen, weil die Periode der Befriedigung kleinburger- 
Iicher Lebensverhälmisse zu Ende geht. Und die Aufrechterhaltung der 
kapitalistischen Profitwirtschaft kann nur  durch die Abwälzung der Lasten 
auf die Schultern der Werktätigen erfolgen. Daran kann keine sozialliberale 
oder sozialdemokratische Regierung etwas ändern, sie kann bestenfalls diese 
Lasten den Werktätigen schmackhafter machen, indem sie nicht alle werktä- 
tigen Schichten gleichmäflig, sondern jeweils einen Teil auf Kosten der 
anderen heranzieht. Der Kapitalismus in der BRD kann ohne den Schutz , 
durch die USA auf längere Zeit nicht existieren. Dieser Schutz mit seinen 
steigenden Kosten wird so lange bezahlt werden - unabhängig von der politi- 
schen und geselIschaftlichen Entwicklung in den USA selbst - bis die Arbei- 
terklasse in der BRD selbst dieser Abhängigkeit Widerstand leistet Dazu 
reifen die Voraussetzungen in den kapitalistischen Ländern Europas heran- 
Die beginnende Uberproduktianskrise in den kapitalistischen Ländern 



Europas erfahrt eine besondere Versch5rhng dusch die Ubermacht des 
ameri kanischen Kapitalismus. 
Am tiefsten und schärfsten geht diese Krise in England vor sich, das bis zum 
Zweiten Wehkrieg das mächtigste kapitalistische Land der Welt war. Dic 
Arbeiterklasse Englands konnte wegen der Weltma~htstellun~ Großbritan- 
niens besondere Vorteile fur sich erkämpfen. England befindet sich jetzt arn 

Beginn einer Periode schwrer Rlassenauseinandersetzungen, die mit der 
aus fni heren Klassen kämpfen bekannten Harte und Unerbittlichkeit geführt 
werden. 
Welche Zukunft steht den deutschen Arbeitern bevor? Ist ein neuer 
Faschismus miiglich? Das hingt  von ihnen selbst ab, ob sie sich von den 
SchEägen, die sie seit dem Zusammenbruch der Weimarer Republik erlitten 
haben, wieder erholen und eingreifen, oder ob sie in den beginnenden 
Auseinandersetzungen an der Seite des ameri kanischen Imperialismus und 
der deutschen herrschenden Klasse stehen wollen gegen dic Interessen der 
Werktätigen der anderen kapitalistischen Länder. Die Propaganda revolu- 
tionärer Aufgaben schafft nicht und ersetzt nicht die revolutionären Aufga- 
ben; nur dort, wo revolutionäre Ideen einen aufnahmeberciten Boden 
finden, können sie auch Wurzel schlagen. Diesen Boden schafft die herr- 
schende Klasse mit ihren Maßnahmen zur Rcming des niedergehenden 
Kapitalismus, indem sie die Lasten auf die Arbeiter abwälzt, In der ERD 
wird das Krirna zwischen Arbeitern und Unternehmern bzw. Monopolkapi- 
tal wieder frostiger, und die gefeierte Klassen~ersGhnun~ schwindet dahin. 
Wer glaubt, der Arbeiterkiasse in dieser Situation damit zu helfen, daßer  stell- 
vertretend f ü r  sie die Aufgaben l osen  will, anstatt mit ihr entsprechend den 
Bedingungen und Kräfteverhiltnissen, schadet i hr nicht weniger als diejenigen, 
die die Arbeiterklasse offen bekämpfen. Denn er hindert die Arbeiterklasse an 
der Formierung ihrer Reihen und ihrer Kraft, in dem er sie hinderf sich selbst 
und die geseIlschaftlichen Verhältnisse zu verändern. 
Wer aus bequemer Gedankenlosigkeit die Ergebnisse kommunistischen 
Denkens und Handelns aus der Weimarer Republik auf eine andere 
Entwicklungspetiode der deutschen Arbeiterklasse übertragen will und die 
veränderten Bedingungen h e ~ l e  nicht untersucht, der beweist seine gedan- 
kenlose Bequernlichkei t ebenso wie all diejenigen, die chinesische, russische 
oder jvgoslawische Erfahrungen auf Deutschland übertragen wollen, ohne 
zu uberlegen, was unter unseren Bedingungen übertragbar is t  und was nicht. 
Kommunistische Parteien, die nicht aus dem Denken und Handeln einer 
kampfgewillten Arbeiterklasse hervorgehen, sondern nur Nachahmungen 
untergegangener Parteien sind, diskreditieren bei den Arbeitern den Gedan- 
ken der notwendigen Schaffung einer kommunistischen Partei aus der 
Vorhut einer kämpfenden Arbeiterklasse. Diese Aufgabe ist langfristiger 



Natur. Aber immer nach gilt der Satz: die Befreiung der Arbeiterklasse muR 
ihr eigcnes Werk sein. Die  deutsche Arbeiterbewegung stand in einer langen 
Periode an dcr Spitze der internationalen Arbeiterbewegung. Engels hat das 
besonders hervorgehoben und hinzugefiigt: -Vor allcm aber gilt es, sich den 
echten internationalen Sinn zu wahren, dcr keinen patriotischen Chauvinis- 
mus aufkommen M t ,  und der jcden neuen Schritt in der proletarischen 
Bewegung mit Freuden begruflt, einerlei von welcher Nation er ausgeht. 
Wenn die deutschen Arbeiter so vorangehen, so werden sie nicht gerade an 
der Spitze der Bewegung marschieren - es ist  gar nicht im Interesse der 
Bewegung, daR die Arbeiter irgendcincr Nation an ihrer Spitze marschieren 
-, aber doch einen ehrcnvollen Platz in der Schlachtlinie einnehmen; und sie 
werden genistet dastehen, wenn entweder unerwartet schwere Prüfungen 
oder gewaltige Ereignisse von ihnen erhöhten Mut, erhiihte Entschlossenheit 
und Tatkraft erheischen.* m j a h  197.3, Gruppe ArbaterpoIitik 

1 Die-Pianform- b t  neben einet RelhcwritercrSchdftender KPD-O und August Thalheimem 
in den lenten Jahren neu herausgqebcn worden von der GnrppA&tpfpulllik. Irn Zusarn- 
mmhang mir dem hier bchandcltcn T h m a  weisen wir den intermienen Imcr besonders 
auf folgende ßrosdiüren hin: 
1923: Eine iwpc$re IZaioiidhWi7 11931) 
PM was geht P.< 1Zicr hSlre in der KmmunIsnFEhm Part&DPutschlrmdF 11328) 
Wje schafft die Arim'terkhse die E~nhplfs jmntgqrn den Fhscbismirs? 4 193 2 )  
Dpr Zrcwmmnthntch der W'eimaw Rep14 blik u ~ d  was uieilrrP ( I  932) 
tiach 1945 cmli~enen von August Thal heimer: 
DP Potsdamer BeschlPLsFe (19 4 5 )  
Gnmdlrriirn imd Gnrndbqnflr & Wetrpolitfk m h  clem 2. WeItBn'eg 11.446) 
D i p  Gnrrzdkgmf der Frnscl~U Ptmg der S ~ I u m m  1 19461 
ZiiFi2ck in dip FioscSxilm des M c r m h i c c ?  (1946) 

2 Geschichte llerDeu~s~.hen rlrbpifm-hwquq. Dirn Verlag Beriln. 
3 Am2O.Juni 1932 crschienenimpreu~isrh~n Inncnminc;tcnumc~nLcumantundzweiSolda- 

rcnder Reichswehr und uberbrachtcnclcr prcugachen RqemngdenBefehlühdieEinser- 
zung eines Reichskommissars Fur PrruRen. 

4 Gmsweiler/Kuhnl/Opltio, faschtsmits. En t s t ebq  rmd V e n b i n d q ,  Antifaschistische 
Articiishcfre. Rüderberg Verlag. Fnnkfurt'M. 

5 mtfällt 
6 Tmlzh, Wie wird der Natimalsmiaikmus gmchlaßcn7 

scbnfini nherDetrf.cchlmPd, ~mnkhir t /U.  1971 
7 lneinemrJncfandieamerikanischeZei~schrih.~NewsW~k- In NewYorkvom 14. Ceptcrnkr 

1972schreibr der heutigenlhrer dcr4 Intctnarlanale,Mmdel.u.a.folgendes: .J&nnam . . 
utthdP IPjCht Iwmr~sge$mdai hab, d a J i ' & e d ~ f f ~ ~ e n g e ~ i f f ~ m  unciw b t ischmI.oslunp 
imhvi ~ ~ I Z L Y  ttiar. ~iußrr- beinah U//& -sclion 19~Odrenmorulrc~I~eßedrnhzm~~ erkan~ire. 
die dm F R C C ~ I C R I I L S ~ ~ ~  h s  dmifsr/>~ Volk darr;eII~e Fr r m i r c h r ~  I ~ ~ w ~ P I I ,  die Millzonm 
Kmmrrnisrm. SoriaIdmkta!eri t r n d  Gmaerkschfrer - undnicht m & i , e ,  uiem~e .Tmir- 
km. - rtc i im'm~m, riin ~ J ~ c h r s t i s c l ~ a r ~ M m h t i i h b m ~ i n d r m e m  S ~ / ~ / ~ I ~ i n d z r r i ~ r ~ -  
m~kwtmm..  .- Dic talhfrtge Mithilfe der Fnkiion Tmpkir k i  Jcr 7xrsctzung der WU sei1 
1923 r e i ~ t  den Wen dieser suhlcktivcn Fcst~lcllung Mzndels 

F1 .*n den Strom-, 4.Jnhrgan~, Kr.9, 1931, S. 400. 



L Bonapitismur und Faschismus 



Uber den Faschismus 
August Thalhelmer am H.,f B. und 25. Januar t M  
(Gegen den Strom, 3. Jg., Nr. 2,3 und 4) 

Vorbemerkung: Im Sommer 1 9 2 8  reichte ich an die Pr~~rammkornrnis -  
sion der Kommunistischen Internationale, deren Mitglied ich damals noch 
war, eine umfangreiche Denkschrift zu den programmatischen Fragen 
ein. Nachstehend bringen wir den Abschnitt über den Faschismus zum 
Abdruck (unter Weglassvng einiger einfuhrender Bemerkungen), dessen 
Veröffentlichung von verschiedenen Seiten gewiinscht wurde. Es sind hier 
die grundlegenden Fragen behandelt Gleichzeitig beginnen wir eine Arti- 
keiserie über den Faschismus in Deutschland, seine konkreten Vorausset- 
zungen und Tendenzen. 

Was hierbei manchmal theoretische Haarspalterei, Wortklauberei scheinen 
mag, ist von der gröflten praktischen Bedeutung - ohne die äuflerste theore- 
tische Exaktheit laufen wir Gefahr, in dir gröflten praktischen Schwierig- 
keiten und Fehler zu verfallen. 
Es ist natürlich kein Vorwurf für  irgend jemand. bei diesem verwickelten, in 
vielen Farben schillernden, wie ein Proteus sich verwandelnden Objekt nicht 
auf den ersten Hieb vollständig und richtig alle wesentlichen Zuge erfaßt zu 
haben. Wir sollen lernen, Kritik und Selbstkritik zu üben, nicht die Gefan- 
genen eigener fehlerhafter und unvollständiger Formen zu sein. 
Auch hier ist es nicht meine Absicht, schon fertig zugeschnittene Formeln zu 
liefern, sondern auf Gesichtspunkte für eine endgültige Fomuließing hinzu- 
weisen. 
Der beste A ~ s g a n g s p ~ n k t  für die Untersuchung des Faschismus scheint mir 
die Marxsche und Engelsschc Analyse des Bonapartismus (Louis Bonaparte) 
zu sein. Wohlverstanden, ich setze nicht Faschismus und Bonapartismus 
gleich. Aber es sind verwandte Erscheinungen mit sowohl gemeinsamen als 
auch mit abweichenden Zügen, die b ~ i d e  herauszuarbeiten sind. 
Ich beginne mit einer Stelle aus  Man'  Vorwort zum 18. B r ~ m a i r ~ ,  die 
lautet: 

 schließlich hoffe ich. daß meine Schrift zur Beseitigung der jetzt 



namentlich in Deutschland landläufigen Schutphrasc vom Cäsarismus 
beitragen wird.* 

Marx weist dann hin a u f  den grundlegenden Unterschied zwischen dem 
modernen und antiken Proletariat, aus dem sich weiter  ergib^ daß der 
antike Cäsarismus und der moderne Bonapartismus klassenmäi3ig total ver- 
schiedene Dinge sind. 
Marx unterstreicht aber die Notwendigkeit der besrimmten Klassenanaly- 
se. 
Aber nicht nur das. Neben der Analyse der klassenmädigen sozialen und 
historischen Wurzeln des Bonapartismus sieht er als Ergebnis nicht nur  das 
Vorhandensein bestimmter Klassen in einer gegebenen Gesellschaft, sondern 
auch eines bestimmten geschichtlich produzierten und darum geschichtlich 
sich auflösenden Verhältnisses dieser Klassen, einer bestimmten geschicbtli- 
chcn Lage. Er untersucht auch aufs genaueste die politischen Erscheinwngs- 
formen des Bonapartismus, ihre ideologischen Wurzeln und Ausdrücke, ihre 
staatliche und parteimaflige Organisation. Marx entwickelt im einzelnen, 
wie die französische Bourgeoisie nach 3846-49 angesichtc der Erhebung der 
Arbeiterklasse in der Junischlacht, um ihre soziale Existenz zu retten, ihre 
politische Existenz preisgibt, sich der Diktatur eines Abenteurers und seiner 
Bande preisgibt. 

*Indem also die Bourgeoisie., sagt er, -was sie früher als #liberal. gefei- 
ert, jetzt als sozialistisch verketzert, gesteht sie ein, daß ihr eigenes Inter- 
esse gebietet, sich der Gefahr des Selbstregierens zu überheben, da& um 
die Ruhe im Lande herzustellen, vor allem ihr  Bourgeoisieparlament zur 
Ruhe gebracht, um ihre gesellschaftlfche Macht ~nversehri zu erhalten, 
ihre politische Macht gebrochen werden mkj3te; dafi die Privatbourgeoise 
nur  fortfahren können, die anderen KIassen zu exploitieren und sich 
ungetrübt d a  Eigentums, der Familie, der Religion und der Ordnung zu 
erfreuen unter der Bedingung, daJl ihre Klasse neben den andwen Klassen 
zur poIfhrchen Nichtigkeit verdammt werde; daR, um ihren Beutel zu 
retten, die Krone ihr abgeschlagen und das ScRwea das sie beschützen 
soll, zugleich als Damoklesschwert über ihr eigenes Haupt gehängt 
werde.* (Der 18. Bmrnuire des Lairis Bonaparte, [MEW; Bd. 81, Unter- 
streichungen von mir. A. Th.} 

Die Bourgeoisie ist also eine der sozialen Grundlagen des Bonapartismus, 
aber um ihre soziale Existcnz in  einer bestimmten geschichtfichen Lage zu 
retten, gibt sie die politische Macht preis - sie unterwirft sich mder verselb- 
ständigten Macht der Exekutivgewalt*. Die andere tiefe und breite soziale 
Wurzel der ~pVerselbständigung der Exckurivgewalt~, der Diktatur Bonapar- 
tes und seiner *Bande* ist der Partefleribauer (der Zwerg- und KIcin- 
bauer), und zwar nicht der revolutionäre, sondern der konservative 



Parzellenbauer, also nicht derjenige, der gegen die bürgerlichen Eigentums- 
verhältnisse rebelliert, sondern derjenige, der sein bäuerliches Privateigen- 
tum erhalten und verteidigt wissen will gegenüber der drohenden proletari- 
schen Revolution. Diese Verteidigung, diesen Schutz kann die Bauernklasse 
infolge ihrer ökonomischen und gesellschaftlichen Zersplitterung, infolge 
fehlender eigener ökonomischer und sozialer Organisation nicht selbst aus- 
i ikn.  

~llnsofern ein nur lokaler Zusammenhang unter den Parzelienbauern 
besteht, die Dieselbigkeit ihrer Interessen, keine Gemeinsamkeit, keine 
nationale Verbindung und keine politische Organisation unter ihnen 
erzeugt, bilden sie keine Klasse. Sie sind daher unfähig, ihre KEasseninter- 
essen im eigenen Namen, sei es durch ein Parlament, sei es durch einen 
Konvent, geltend zu machen. Sie können sich nicht vertreten, sie miissen 
vertreten werden. Ihr Vertreter muß zugleich als ein Herr, als eine Auto- 
ritat über ihnen erscheinen, als eine unumschränkte Regiemngsgewalt, 
die sie vor den anderen Klassen beschützt und ihnen von oben Regen und 
Sonnenschein schickt. Dcr poiitische Einfluß der Parzellenbauern findet 
also darin seinen letzten Ausdruck, daß die Exekutivgewalt sich die 
Gesellschaft unterordnet.. 

Was die Arbeiterklasse anlangt. so macht sie beim Entstehen des Bonapar- 
tismvs insofern mit, als sie zum revolutionären Sturm auf die bürgerliche 

. Gesellschaft geschritten ist, sie in Furcht und Schrecken gejagt h a ~  aber sich 
noch nicht als fiihig erwiesen hat, selbst die Gewalt an sich zu reißen und zu 
halten. Eine schwere Niederlage des Proletariats in einer tiefen sozialen 
Krisis ist also eine der Voraussetzungen des Bonapartismus. Andererseits ist 
des Bonapartismus in verschiedene Sektionen und Parteien gespalten: Die 
Zerkliiftung der Bourgeoisie, das Hervortreten der Gegensätze zwischen 
ihren einzelnen Schichten ist ihrerseits wieder eine Wirkung der Niederlage 
der Arbeiterklasse (und darauf folgend das Kfeinburgertum). Die Exekutiv- 
gewalt erscheint j e r t t  der Bourgeoisie als der ersehnte Reprasentant des 
gemeinsamen Interesses ihrer einzelnen Schichten. die nicht mehr aus sich 
heraus diese Einheit zustandebringen. 
Diesen Gesichtspunkt hebt besonders Friedrich Engels hemor, wenn er in 
der Einleitung zur dritten Ausgabe des Btirgerkrieg in Frnnkrcich später 
sagte: 

.Konnte das Proletariat (nach 1848) noch nicht Frankreich regieren, so 
konnte die Bourgeoisie es schon nicht mehr. Wenigstens damals nicht, wo 
sie der Mehrzahl nach noch monarchistisch gesinnt und in drei dynasti- 
sche Parteien und eine vierte republikanische gespalten war. Ihre inneren 
Zänkereien erlaubten d m  Abenteurer Louis Bonaparte, alle Machtposten 
- Armee, Polizei, Verwaktungsmnschinerie - in Besitz zu nehmen und am 



2. Dezember 18 5 I die letzte feste Burg der Bourgeoisie, die Nationalver- 
sammlung, zu sprengen.. 

In seinem nachgelassenen Aufsatz über -Gewalt und Oekonomie bei der 
Herstellung des neuen Deutschen Reiches. (,Neue Zeit*, XIV, T ,  1896) 
spricht F. Engels ebenfalls den Gegensatz zwischen der Rettung der sozialen 
Herrschaft der Bourgeoisie durch Lauis Bonaparte bei Vernichtung ihrer 
politischen Herrschaft aus. 

.Louis Napoleon*, sagt hier Engels. .war jetzt der Abgott der europa- 
ischen Bourgeoisie. Nicht nur wegen seiner Gesellschaftsrettung am 
2. Dezember I 8 1 I ,  wo er zwar die politische Herrschaft der Bourgeoisie 
vernichtet, aber nat Mm ihre s ~ z i u l e  Hmr~chafr zu retten.. 

Und den sozialen InhaIt der Herrschaft Louis Bonapartes in bezua auf die 
Bourgeoisie kennzeichnet Engels folgendermahn: 

*Als Kaiser machte er  nicht nur  die PoIitik dem kapitalistischen Erwerb 
und dem Börsenschwindel dienstbar, sondcrn betrieb auch die Politik 
ganz nach den Gmndsatzen der Fondsborse und spekulierte auf das 
~Nationalitätcprinzip~.~ (daselbst) 

Mam gibt weiter im r 8. Brumaire eine Analyse des H~~~schaf t smechan i sm~s  
Louis Bonapartes, seiner organisatorischen S tü tzcn und Mittel. 
Da ist zuerst die geheime Parteierganisation Louis Bonapartes, die -Gesell- 
schaft des IQ.  Dezember*. 
Woraus besteht sie sozial? 
Es ist zunächst das .Pariser Lumpenproletariat in Sektionen orga- 
nisiert, an der Spitze bonapartistische Generale#. 
Dann deklassierte Bowrgeoiselemente: .zerrüttete Raubs . . . Spieler. . . 
Literaten usw.. . 
Weiter deklassierter Adel. 
Schließlich deklassierte bäuerliche Elemente. 
Das Ganze faflt Marx unter dem Namen der ~Bohiirne* zusammen. Es sind 
also Deklassrerte aller Klassen, aus denen Louis Bonaparte seine ihm eigen- 
tümliche Parteiorganisation bildet und die e r  als Vertrauensleute, Beamte 
usw. um sich gruppiert. Das ist natürlich kein Zufall, sondern Iiegt irn Wesen 
der Sache. Wirtschaftlich und sozial entwurzelte, von der unmittelbaren 
Produktion ausgestolSene parasitische Elemente aller Klassen sind der natür- 
liche Stoff. die natürlichen Werkzeuge der averselb~tändi~ten Exekutivge- 
wal t~ .  In diesem gesellschaftlichen Abhub sind die Unterscheidungsmerk- 
male der Klassen verwischt. Er ist frei von den ideologischen usw. 



Bindungen an die einzelne Klasse, deren Abfall er ist, insofern kann er sich 
über sie erhekn und zwischen ihnen lavieren, Andererseits: Er stellt nicht 
die revolutionäre, sondern die konterrevolutionäre Aufhebung dieser Klas- 
senmerkrnale vor, die Negation des börger4ichen Klassenprinzips, die inner- 
halb dieses Prinzips bleibt. Des Dieb z. B. volEzieht die Aufhebung des 
bürgerlichen Eigentums noch auf dem Boden des bürgerlichen Eigentums. Er 
hebt das Privateigentum anderer auf, um es fiir sich, also individuell herzu- 
stellen. Der bekannte Proudhonsche Satz: *La proprietk c*est le vol* (= 
.das Eigentum ist Diebstahl.) gilt also auch umgekehrt: *le vot c'est la 
propriete*, Diebstahl ist Eigentum. Und so sind diese Deklassierten aller 
Klassen zugleich Fleisch vorn Fleische, Bein vom Beine des Privateigentums, 
der bürgerlichen Gesellschaft, und also fähig, indem sie ihre politische Herr- 
schaft vernichten, zugIeich ihre soziale Herrschaft zu verteidigen und zu 
schützen gegenüber der Klasse und dcn Klassen, die die reuofuttonärc 
Aufhebung der bürgerlichen Gescllschaft, die gesellschaftliche Aufhebung 
des individuellen bu rgerlichen Eigentums, vertreten, des industriellen Proie- 
tariatc und der proletarisierten Teile des Bauerntums. 
Okantimisch haben diese deklassierten Elemente, die Parasiten aller Klas- 
sen, einen natürlichen Drang, sich in der Regierungsrnaschine und der bona- 
partistischen Parteimaschine eine Exisrenzquelle zu sichern. Daher das 
ungeheure Anschwellen des verselbständigten Exekutivapparates. 
Von diesem Gesichtspunkt aus lohnt es sich auch, sich den militärischen Teil 
des bonapartistischen Staatsapparates naher anzusehen. Auch er weist 
eigentümliche soziale Züge und im Zusammenhang damit auch militärisch- 
organisatorische Züge auf. Hören wir darüber wieder Marx: 

*Der Kulminierpunkt des midees napolkennes- endlich ist das Uberge- 
wicht der Armee. Die Armee war der point d'honneur der ParzeIlenbau- 
em, sie selbst in Heroen verwandelt, nach auRen hin den neuen Besitz 
verteidigend, ihre eben erst errungene Nationalität verherrlichend, die 
Welt plündernd und revolutionierend. Die Uniform war ihr eigenes 
Staatskostüm, der Krieg ihre Pwsie, die in der Phantasie ~ e r l ä ~ ~ e r t e  und 
abgerundete Parzelle das Vaterland und der Patriotismus die ideale Form 
des Eigentumssinns. Aber die Feinde, wogegen der französische Bauer 
jetzt sein Eigentum zu verteidigen hat, es sind nicht die Kosaken, es sind 
die Huissiers (Gen~htsvollzieher) und Steuerexekutoren. Die Parzelle 
liege nicht mehr im sogenannten Vaterland, sondern im Hypothekenbuch. 
Die Armee selbst ist nicht mehr die Blrite der Ba~ernjngend, sie ist die 
Sumpfblume des bäwerlichen Lumpenproletariats. Sie besteht grölJtenteils 
aus R~mplagSnts, aus Ersatzmännern, wie der Zwerg Bonaparte selbst nur 
ein RernplaqSnt ist, der Ersatzmann für Napoleon ist. Ihre Heldentaten 
;errichtet sie jetzt in Gerns- und Treibjagden auf die Bauern, irn Gendar- 



rnendiensb und wenn die inneren Widersprüche seines Systems den Chef 
der Gesellschaft des 10. Dezembers übet die französische Grenze jagen, 
wird sie nach einigen Banditenstteichen keine Lorbeeren, sondern Prügel 
ernten.* 

Die bonapastistische Armee 'bmteht aus deklassiertm bäuerlichen Elemen- 
ten. Der Heeresdienst ist für sie Gwwbe, Ersatz für die verlorene oder nicht 
erreichbare Parzelle. Es sind giößtenteils Berufssoldaten mit langjähriger 
'Dienstzeit, zu jedem konterrevolutionären Zweck zu gebrauchen, militä- 
risch a h r  ein faules Elerneng denn sie wollen für ihren. Sold nicht sterben, 
sondern Ieben. Losgelöst von ihrem Klassenboden sind sie das gegebene 
Machtwerkzag für die ~vemlbständigte Exekutivem, die bestrebt sein mu& 
ihren Gegensatz zur Volkcrnasse zu befestigen und noch zu verstärken. Die 
Korruption muß hier immer tiefer einfressen. Sie sind daher zugleich das 
denkbar ungeeignetste Werkzeug, um in einem ernsten Kriege nach aukn 
die nationale Existenz zu verteidigen. Marx' Vorraussage über die künftige 
Niederlage der bonapartistischen Armee 187d7r wurzelte in der *efm wnd 
scharfen Kbssenanalyse dieser Armee. 
Schiießlieh kennzeichnet Marx die Rolle der bonapartistischen Tradition, 
der napoleonischen Legende für die Hernchaft Louis Napoleons. Die Kraft 
der napoltoniscfien Legende beruhte auf der Vereinigung dreier Momente: 
erstens des nationalen: des Ruhrnesglanzes der napoleonischen Kriege, zwei- 
tens des revolutionären: des Kampfes gegen den Feudalismus qauhrhalb 
Europas, wie der Verteidigung des revolutionär erworbenen bäuerlichen 
Eigentums gegen die französischen Feudalherren, die Emigranten, die im 
Bunde mit den Feudalen Europas die bäuerliche Parzelle bedrohten, drittens 
die Unterordnung der Bourgeoisie unkr die revolutionäre Armee und ihren 
Heros Napoleon: ihre politische Entrechtung und die Zähmung ihrer 
Avsbtu tungsgelüste. 
Schlieillich entwickelt Marx die inneren Widcrspriiche des bonapartishschen 
Systems, die cs zermürben und seine schließliche Auflösung herbeiführen 
müssen: 

mBonaparte, als die verselbständigte Macht der Exekutivgewalt, fühlt sei- 
nen Bemf, die ~biiigeriiche Ordnung. sichetzustella Aber die Stutze 
dieser bürgerlichen Ordnung is t  die Mittelklasse, w weiß sich daher als 
Reprärmtant der Mittelklasse ~ ind  erlZJt Dekrete in diesem Sinne. Er i s t  
jedoch nur dadurch etwas daß er die politische Macht der Mittelklasse 
gebrochen hat und täglich &n neuem bricht. Er weiß sich daher als 
Gegner der politischen und literarischen Macht der Mittelklasse. Aber 
indem er ihre materielle Macht beschützt, erzeugt er von neuem ihre poli- 
tische Macht Die Ursache muß daher am Leben ethaIten, aber die 
Wirkung, wo sie sich zeigt, aus des Welt geschaffen werden. Aber ohne 



kleine Verwechslungen von Ursache und Wirkung kann das nicht abge- 
hen, da beide in der Wechselwirkung ihre Unterscheidungsmerkmale ver- 
lieren. Neue Dekrete, die die Grenzlinie verwischen. Bonaparte weiG sich 
zugleich gegen die Bourgeoisie als Vertreter der Bauem und des Volkes 
überhaupt, der innerhalb der bürgerlichen Gesellschaft die unteren Volks- 
klassen beglücken will. Neue Dekrete, die die =wahren Sozialisten* irn 
voraus in ihrer Regieningsweisheit prellen. Aber Banaparte weiß sich vor 
allem als Chef der Gesellschaft vom 10. Dezember, als Repräsentant des 
Lumpenproletariats, dem er selbst, seine entourage (UmRebung), seine 
Regiening und seine Armee angehören. und für das es sich vor allem 
darum handelt, sich wohlzutun und kaEifomische Lose aus dem Staats- 
schatz zu ziehen. Und er bestätigt sich als Chef der Gesellschaft vom 
ra. Dezember mit Dekreten, ahne Dekrete, trotx der Dekrete.. (Dm 
I 8. B r ~ m i r e )  

Sch tießtich finden wir die zusammenfassende Charakteristik und Perspek- 
tive des Bonapartismus oder mImperia1isrnusa (nicht im modernen Sinne) als 
Form der bürgerlichen Staatsmacht in einer bestimmten Situation der 
bürgerlichen Klassengsellschaft im Birgerkrieg in Frankreich. Hier sagt 
Man: 

*Das Kaisertum mit dem Staatsstreich als Geburtsschein, dem allgemei- 
nen Stimmrecht als Beglaubigung und dem Säbel als Zepter, gab vor, sich 
auf die Bauern zu stützen, auf eine grofie Masse der Produzenten, die 
nicht unmittelbar in den Kampf zwischen Kapital und Arbeit verwickelt 
waren. Es gab vor, die Arbeiterklasse zu retten, indem es den Parlamenta- 
rismus brach und mit ihm die unverhüllte Unterwürfigkeit der Regiemng 
unter die besitzenden Klassen. Es gab vor, die besitzenden Klassen zu 
retten durch Aafrechterhalning ihrer ökonomischen Hoheit über die 
Arbeiterklasse; und schließlich gab es vor, alle Klassen zu vereinigen 
durch die Wiederbelebung des Tmstbildes des nationalen Ruhmes. I n  
IVirklichkeit war es dic einzig mogIiche Regiemngsf im in einer Zeit, wo 
die Bortrgeoisie die Fähigkeit, die Nation zn beherrschen, schon verloren, 
rrnd wo die Arbeiterklasse diese Fähigkeit noch nicht e w o ~ b e n  hatte.. . 
DPT lmpcrialism~s ist dir prastitilimteste xnd z~gle irh die schließliche 
Form jene? Staatsmacht, die von der entstehenden bürgerlichen Gesell- 
schaft ins Leben gerufen war als das Werkzeug ihrer eigenen Befreiung 
vom Feudalismus und die die voIIentwickette B~ur~eoisie~esellschaft ver- 
wandelt in ein Werkzeug der Knechtung der Arbeit durch das Kapita1.u 



Diese StelIe ist von der größten Wichtigkeit, gerade für die Einsicht in das 
Wesen des Faschismus. 
Marx hebt hier am Bonapartismus oder Imperialismus die allgemeinen, die 
internationalen Züge htraicr. Er sieht ab von den spezifisch französischen 
Zügen und nimmt sie als eine typische Erscheinungsform, aIs eine typische 
Form der Staatsmacht der kapitalistischen Gesellschaft in einem bestimmten 

Stadium ihrer Entwicklung. Sie ist nach ihm die »schIießlichew, das heißt 
letzte f o r m  der birgerlichen Staatsmacht, die Form, die die Staatsmcht in 
der vollentwickelten Bourgeoisiegeseblscha ft annimmt, die prostitu ierteste, 
das heißt entartetste, verfaulteste Form. Andets ausgedrückt, ist es die Form 
der Staatsrnacht, mit der die bürgerliche Gesellschaft untergeht, ihre letzte 
Zuflucht vor der proletarischen Revolution und zugIeich ihr Verderben, weil 
ihre äu Rerste Verderbnis. 
Hier stutzt der Leser. Ist nicht augenscheinlich die Mantsche Analyse hier in 
eine Sackgasse geraten? Der ~Bonapartisrnus~ oder *Imperialismus= (im 
alten Sinne) soll die letzte Form der biirgerlichen Staarsmacht sein? Aber, 
wird er sofort antworten, ist nicht in Frankreich selbst r 870 nach dem Sturz 
des bonapartistischen Systems irn Gefolge von Sedan und nach dem kurzen 
Zwischenspiel der Kommune die dritte Republik an dessen Stelle getreten? 
Rein zeitlich also, wird er folgern, is t  der Bonapartismus nicht die mcchließli- 
chea oder letzte Form der bürgerlichen Staatsmacht. In Frankreich ist es 
jedenfalls die bürgerlich-parlamentarische Republik. Weiter wird er fragen, 
wenn der Bonapartismus die letzte und verfaulteste Form der bürgerlichen 
Staatsmacht ist, was ist dann der Faschismus? Weiter wird er fragen, der 
Bonapartismus soll die Staatsform der ~voltentwickelten Bourgeoisieherr- 
schaftu sein? Aber der Kapitalismus befand sich im Frankreich Louis Bona- 
Partes noch irn Stadium der freien Konkurrenz. Seitdem hat  der Kapita- 
lismus eine neue höhere Stufe erreicht, die des Monopols, darunter auch in 
Frankreich. Sicherlich kann mit weit mehr Recht der imperialistische Kapi- 
talismus als die avollentwickeitsteu Bourgeoisieherrschaft bezeichnet wer- 
den als der vorimperialistische. Aber wo ist da der Bonapartismus? Oder 
wenn wir gutmütigerweise uns die faschistische Staatsform als ein moder- 
neres Plquivalent des Bonapartismus einreden lassen wollen: so ist die faschi- 
stische Staatsform nicht herrschend in den kapitalistisch entwickeltsten Län- 
dem, in den Vereinigten Staaten von Nordamerika, in England, in Deutsch- 
land, in Frankreich. Hier ist die Staatsform die bürgerlich-parlamentarkhe 
Republik, irn englischen Fall noch mit der Krone als äuflerlicher Dekoration. 
Die faschistische Staatsform herrscht gerade in Ländern, die in der kapitali- 
stischen Entwicklung sicher nicht an der Spitze stehen. In Italien, das in  
Hinsicht der kapitalistischen Entwicklung sicher hinter all den genannten 
Ländern zuriicksteht, mit einem höheren Prozentsatz ländlicher Bevölke- 



rung als die genannten Staaten, mit noch starken feudalen Einschlägen in 
der Landwirtschaft (vor allem in Sizilien). In Polen, in Bulgarien. Ländern 
mit schwacher Industrie, mit voswiegend bäuerlicher Bevölkerung, kapitali- 
stisch gesprochen rückständig. Noch mehr gilt das von Spanien. 
Dieser Knäuel von Widersprüchen ist jedoch gerade geeignet, uns über die 
Tiefe und Scharfe der Marxschen Analyse aufzuklären, den, Wesenskern aus 
ihr herauszuschälm und damit auch den Schfüssel zum Wesen des 
Faschismus zu finden. 
Es ist an Hand des angeführten Tatsachen klar, dai3 der Bonapartismus als 
mschliei3lichex S taatsfom der bürgerlichen Gesellschaft nicht rein %uhSedich 
und zeitlich gemeint sein kann. Daß sie auch nicht eine einfache Funktion 
des okonomischen Enrwicklunggrades der bürgerlichen Gesellschaft sei. In 
diesem Falle hätte man der Marxschen Analyse schon zu ihrer Zeit 
vorwerfen können, daß ja England im Vergleich zu Frankreich in den Jahren 
18 1-1 870 zweifellos das kapitalistisch weit h ~ h e r  entwickeite Land, und 
mit weit mehr Recht als das Land der mvollentwickelten Bourgeoisieherr- 
schaftu zu bezeichnen sei. Dataus ergibt sich klar die Lösung. 
Das Entscheidende ist die Gesamtheit der KlassenverhäItnisse eines gegebe- 
nen Landes, einer gegebenen Gesellschaft. Der Bonapartismus, die Verselb- 
ständigrng der Exekutivgewalt ist die ~schlieflliche~ und zugleich verfaulte- 
ste Form der bürgerlichen Staatsmacht in dem Stadium, nachdem diese 
bürgerliche Gesellschaft am stärksten bedroht gewesen ist durch den 
Ansturm der proletarischen Revolution, und nachdem die Bourgeoisie ihre 
Kraft erschöpft hat  in der Abwehr dieses Ansturmes, wenn alle Klassen 
erschöpft und entkräftet am Boden liegen und die Bourgeoisie nach der 
stärksten Verschanzung für ihre soziale Herrschaft ausschaut. Der Bonapar- 
tismus ist also eine Form der bürgerlichen Staatsmacht irn Zustand der 
Verteidigung, der Verschanzung, der Neubefestigung gegenüber des prole- 
tarischen Revolution. Er ist eine Form der offenen Diktatur des Kapitals. 
Seine andere Form, aber nahe verwandte Form, is t  die faschistische Staats- 
form. Der gemeinsame Nenner ist die offene Diktatur des Kapitals. Ihre 
Erscheinungsform ist die Veneibständ igung der Exekutivgewalt, der Ver- 
nichtung der politischen Herrschaft der Bourgeoisie und die politische 
Unterwerfung aller übrigen Gesellschaftsklassen unter die Exekutive. Ihr 
sozialer oder klassenmafliger Inhalt aber ist die Herrschaft der Bourgeoisie 
und der Privateigentürner überhaupt über die Arbeiterklasse und aller 
anderen kapitalistisch ausgebeuteten Schichten. 
Der Bonapartismus ist die mschließlichex Form der bürgerlichen Staabmacht 
insofern er eine Form der offenen kapitalistischen Diktatur ist und insofern 
die offene kapitalistische Diktatur eintritt, wenn die bürgerliche Gesell- 
schaft, eben am Rande des Grabes angelangt, tädlich bedroht war von der 



proletarischen Revolution. Dasselbe ist im Wesen der Faschismus: eine Farm 
der offenen kapitalistischen Diktatur. 
Hier ist die wichtigste anzubringende Kortektur, sowohl bei Marx wie bei 
dem Teil des Programmentwurfes, der den Faschismus behandelt, Sie besteht 
nur in einem kleinen Wörtchen. Statt zn sagen, der Faschismus ist die offene 
Diktatur der Bourgeoisie, ist zu setzen: es ist eine Form. Das ZK der 
Kommunistischen Partei TtaIiens gibt in seinen Thesen zur zweiten Partei- 
konferenz Uber die italienische Lage und die Aufgaben der Partei folgende 
Begriffsbestimmung des Faschismus: 
*Was ist der Faschismus? Wir haben den Faschismus definiert als den 
Versuch der Stabilisierung des italienischen Kapitalismus, das heißt des 
Kapitalismus eines Landes mit vorwiegender Landwirtschaft, versehen mit 
Rohstoffen und Auslandsmärkten und einem großen Innenmarkt, Die For- 
men der kapitalistischen Stabilisierung sind verschieden von Land zu Land 
und entsprechend der wirtschaftlichen Struktur der verschiedenen Länder 
und dem Grade ihres Reichtums.. . Der Faschismus stellt nicht eine fort- 
schrittliche Stufe des italienischen Kapitalismus vor. Er hat nur neue Formen 
der industriellen Organisation (Tmste usw.) und der Bankorganisation (Ver- 
einheitlichung der Ernissionsbanken) entwickelt, aber diese neuen Formen 
leiden im Dienste der traditionellen politischen Ukonomie der herrschenden 
Klassen Italiens, sie sind ferner ein Mittel, mit dem diese Politik unter neuen 
Bedingungen fortgesetzt und erschwert wird. 
Der Faschismus stellt daher eine hökre kapitalistische Form der Staatsorga- 
nisation vor, einen Typus der Organisation, durch den der Staat sich enger 
verschmilzt mit den Ieitenden Gruppen des Kapitalismus und sich in den 
Prduktionsprozeß einmischt, nachdem er die Kräfte konzentriert und 
zusammengeballt hat* (Lo stato operaio, 11, 3.5. I 27 ff. Man. ~92R.) 
Der Mangel dieser Begriffsbestimmung ist, $aß über dem sozialen Inhalt 
nicht die besondere politische Form des Faschismus, sein Charakter als 
besondere Form der bürgerlichen Staatsmacht, zur Geltung kommt Die 
Stabilisierung des Kapitalismus in Deutschland und in Italien hat wesentIjch 
denselben ijkonomischen und sozialen In halt, dagegen sind die Formen der 
Staatsmacht, unter denen die eine und die andere sich vollzieht, verschieden. 
Die Form der Staatsmacht ist also bei der Begriffsbestimmung des 
Faschismus die spezifische Differenz, das Artmwkmal. 
Dasselbe gilt für den Bonapartismus. Die Korrektur ist formell unscheinbar, 
inhaltlich aber weittragend. 
Verwenden wir zunachst diese Lösung fur die Vergangenheit. Daß der 
Faschismus eine Spezies, eine Art der *schließlichen Form der bürgerIichen 
Staatsmachtu sei, das beweist die Kommune. Dem Zusammenbruch $W 

Bonapartismus folgte die proletarische Revolution. Sie wurde nach kurzer 



Dauer niedergeworfen, das französische Proletariat vermochte zwar jetzt  
für einige Monate seine Herrschaft aufzurichten, aber noch nicht sich zu 
halten. Aber der Bonapartismus war dann auch nicht mehr wiedcrherzustel- 
Pen. Die katastrophale Niederlage des Bonapartismus nach außen, gegen 
DeutschIand, hatte die napoleonische Legende bis auf den Grund zerstört. 
Dazu kam die Wirkung der Korruption des Systems. Seine inneren Wider- 
sprüche hatten sich so ausgewirkt, vor allem in bezug auf die Bourgeoisie. 
Die materielle Stärkung, die der Bonapartismus hatte fordern müssen, 
während er die politische Macht verweigert, hatte ihrerseits zu ihrer politi- 
schen Stärk~ng geführt. Sie wollte und konnte jetzt, nachdem sie der 
Kommune Herr geworden, auch politisch nnmi t te lkr  herrschen. Ebenso 
war die Bauernschaft politisch erstarkt. Sie wollte mitregieren. Louis Bona- 
parte hatte ihr den Krieg gebracht, sie wolIte den Frieden. Die Arbeiter- 
klasse aber hatte eben im Kommuneaufstand ihre gegenüber 1848 gewach- 
sene Kraft und Reife bewiesen. ES war dcr Bourgeoisie klar, dsfl sie nach 
dem alljahrigen Versuch des bonapartistischen Regimes nicht mehr offen 
diktatorisch niederzuhalten war. Man konnte ihr jetzt, nachdem sie nieder- 
geschlagen war, den bürgerlich demokratischen Schein geben= Und schließl- 
[ich machte der französischen Bourgeoisie die Niederlage. die sie mit der 
bonapartistischen Armee der *Ersatzleute#, der Berufssoldaten, erIitt, klar, 
daß das Heer auf eine andere organisatorische Grundlage gestellt werden 
müsse: so wirkliche Durchführung der allgemeinen Wehrpflicht, Veskur- 
zung der Dienstzeit, um nicht nur das dörfliche Lumpenproletariat, sondern 
die ganze wehrpflichtige Volksrnasse hereinzuziehen. Aber ohne bonaparti- 
stische R m e e  Rein Bonapartismus als Form der Staatsrnacht. 
Das Ergebnis war die bürgerlich-parlamentarische Republik, die Staatsfom 
der materiell und polit~rch gestärkten Bowgeoisie und zwgleich der 
gestärkten Arbeiterkla~se. 
Die Hauptbasis Louis Bonapartec in der Bourgeoisie war nicht die alte 
Bank- und Finanzaristokratie (die unter dem Bürgtrkönig Louis Philipp 
geherrscht hatte), sondern die junge. emporstrebende, noch schwache und 
traditionslore indidstrielle Bourgeoisie, ohne politische Schulung und feste ' 

Parteibildung. Sie war noch nicht in der Lage, selbst zu regieren. Louis 
Bonaparte, der Emporkömmling und Abenteurer, war der dieser Empor- 
kömmlingsbourgeoisie angemessene Cchu tzherr. Des militärische Zusam- 
rncnbruch Louis Ronapartes zusammen mit ihrer materiellen Stärkung wäh- 
rend der Periode r 8 fc-r 870 schufen die Voraussetzungen für ihre politische 
Selbständigkeit in der dritten Republik. Die rnilitarischen Prügel, mit denen 
die Herrschaft Louis Bonapattes endete. waren eine drastische politische 
Schule Fiir sie. (Auch an der deutschen Bourgeoisie zeigt es sich, weichen 
politischen Erzlehungswert militärische Niederlagen besitzen. Hatten die 



Schläge, die das bismarckische Deu tschfand I 87eJ7 i Louis Bonaparte ver- 
setzte, den Bonapartismus erledigb so revanchierte sich dafür Frankreich im 
Weltkrieg, indem es durch die Niederlage, die es irn Bunde mit den Alli- 
ierten dem hohenzollemschen Deutschland beibrachte, das hohenzollern- 
bismarckische Regime stürzte und die preufiisch-deutsche Groflbourgeoicie 
direkt in den Sattel setzte. Nicht nur geschlagene Feldherren, auch geschla- 
gene Klassen lernen gut.) 
Formen der offenen Diktatur der Bourgeoisie sind also dem Wesen nach 
keine einmaligen Erscheinungen: sie sind an ein bestimmtes Gesamnierhält- 
nis der Klassen gebunden und sie kehren periodisch wieder, sobald dies 
Verhältnis wiederkehrt - solange nicht der Zusarnmenbnich der oder jener 
Form dieser kapitalistischen Diktanir die Herrschaft der Arbeiterklasse dau- 
ernd macht, wodurch dieser Zyklus, wenigstens für das betreffende Land, 
abgeschlossen wird. 
Aus dem Gesagten ergibt sich auch, warum nicht in England nach r848/49 
die offene Diktatur der Bourgeoisie eintrat. Sie war dafür zu stark, sozial 
und politisch. Der Chartistenaufmarsch I 848 war nur eine unbedeutende 
Episode, der die Ohnmacht der englischen Arbeiterklasse bewies, ernsthaft 
die bürgerliche GeseZlschaft zu erschüttern. Daher  auch. um auf die Gegen- 
wart zu kommen, in Deutschland I 9x3, kein Sieg des Faschismus, der bei der 
ersten Probe kläglich in sich zusammensank, sondern der großen Bourgeoi- 
sie, Befestigung ihrer direkten politischen Herrschaft in Gestalt der bürger- 
lich-parIarnentarischen Republik. Daher auch heute keine faschistische 
Form der Staatsmacht in Amerika, in England, in Frankreich. 

Kommen wir nun zur heutigen Form der offenen Diktatur der Bourgeoisie 
in Italien, dem faschistischen Staat  Unverkennbar sind wesentliche Züge 
gemeinsam mit der bonapartistischen Form der Diktatur: wieder die *Ver- 
selbstandigung der Exekutivgcwalt~, die politische Unterwerfung aller Mac- 
sen, einschließlich der Bourgeoisie selbst, unter die faschistische Staatsrnacht 
bei sozialer Herrschaft der Groflbourgeoisie und der Groflgmndbesitzes. 
Gleichzeitig will der Faschismus, wie der Bonapartismus, der allgemeine 
Wohltäter aller Klassen sein: daher ständige Ausspielung einer Klasse gegen 
die andere, ständige Bewegung in Widersprüchen irn Innem. Der Herr- 
scha f t~a~para t  t r ä g  ebenfalls dieseIben ZUge. Die faschistische Partei ist ein 
Gegenstück zu der WDezernberbandea Louis Bonapartes. Ihr sozialer 
Bestand: Deklassierte aller Klassen, des Adels, der Bourgeoisie, des städti- 
schen Kleinbürgertums, der Bauernschaft, der Arbeiterschaft. Was die 



Arbeiterklasse anfangt, so hängen hierbei zwei entgegengesetzte Pole der 
Deklassierung zusammen: unten das Lumpenproletariat, *oben& Teile des 
Arbeiteraristokratie und -bürokratie, der reformistischen Gewerkschaften 
und Parteien. Die Verwandtschaft trifft auch zu auf die bewaffnete Macht 
Die faschistische Miliz ist sozial das Gegenstück zur  bonapamistischen 
Armee. Wie sie, ist sie Existen~~uelle fiir deklassierte Elemente. Daneben 
besteht in Italien die Armee der allgemeinen Wehrpflicht. Sie findet kein 
Gegenstück in Frankreich. Der Existenz neben des faschistischen Miliz 
entspricht das Bedürfnis der Organisation der Wehrmacht unter imperiali- 
stischen Verhältnissen, das eine blo& Berufs- oder Söldnerarmee allen als 
ungenügend erscheinen 1äBt und Massenheere mit breitester Ausdehnung 
der Wehrpflicht fordert. 
Ebenso findet sich Ubereinstimmung in der Situation des Klassenkampf-, 
aus der hier die bonapartistische, dort die faschistische Farn der Staatsmaclrt 
hervorging. Im Falle des italienischen Faschismus, wie in dem des Bonapnr- 
tismus, ein gescheiterter Anstu cm des Proletariaa, darauffolgende Enttäu- 
schung in der Arbeiterklasse, die Bourgeoisie erschöpft, zerfahren, energie- 
los nach einem Retter ausschauend, der ihre soziale Macht. befestigt. Ubr- 
einstimmung auch in der Ideologie: als Hauptmittel die .nationale* I d e ~  
der Scheinkampf gegen parlamentarische und bürokratische Korruption, 
Theaterdonner gegen das Kapital usw. Verwandte Züge schlieb!ich bti den 
*Helden= des Ctaa~streichs. 
Fnedrich Engels hebt in der oben emähnten Arbeit über *Gewalt und 
Okanomie bei der Herstellung des neuen Deutschen Reiches= folgende Züge 
an dem Helden des Staatssueiches hervor, die ihn zu seines Rolle befähigen: 

.Mit allen Wassern gewaschen, karbonarishscher Verschwörer in Italien, 
Artillerieoffrzier in der Schweiz, verschuldeter vornehmer Lumpacivaga- 
bundus und Spezialhochstapler in England, aber stetr und überall Prgten- 
dent.. 

Die Bourgeoisie, sagt er weiter, erblickt in ihm den ersten sgroßen Staats- 
mann*, Fleisch von ihrem Fleische - er ist wie sie Emporkömmling. Auch 
Mussolini ist Emporkömmling, Maurcrsohn. Dm veranderten Zeiten ent- 
sprechend is t  jetzt der Emporkömmling aus der ksbeiterklasse geeigneter als 
der aus dem Kleinadcl, wie dies bei Bonaparte der Fall war. Der Betätigung 
Louis Bonapartes bei den italienischen Karbonari entspricht die Mussolinis 
bei der italienischen Sozialdemakratie. Oberhaupt is t  in neuerer Zeit der 
Durchgang durch die Sozialdemokratie obligatorisch für die mgroilen Staats- 
männer. und Gesellschaftsretter der Bourgeoisie, In allerneuester Zeit auch 
der Durchgang durch den Kommunismus: siehe China. Bei Mussolini wie bri 
Louis Bonaparte lange Jahre der Emigration, des Elends. Sie schärfen in  
bestimmten Naturen den Hunger nach Macht und nach Reichtum, den Blick 



für Menschen, härten den Willen und schaffen die nötige Geschmeidigkeit. 
Das gibt unter bestimmten objektiven und subjektiven Voraussetzungen 
stahlharte Y nd erfahrene RevoIu tionäre, unter anderem den *mit allen 
Wasser gewaschenen- zynischen konterrevolutioniiren Ctaatsstreichlcr. 
Die inneren Widersprüche des Systems sind hier wie dort wesensverwandt. 
Der Widempruch zwischen der materiellen und soziaien Stärkung der Bour- 
geoisie, bei ihrer politischen Niederhaltung. Der Schein der Beschützung der 
materiellen Interessen des Proletariats bei ihrer wirklichen Ausliefemng an 
das Kapital. Der faschistische Staat als =Vermittler= zwischen Bourgeoisie 
und Arbeiterklasse, der sich als solcher ständig in praktischen Widercprw- 
chen bewegen muß. Dasselbe in bezug auf die Bauern und Kleinbürger. Der 
Faschismus und Bonapartismus haben der bürgerlichen Gesellschaft *Ruhe 
und Sicherheit. versprochen. Aber um ihre Unentbehrlichkeit als perma- 
nente #Retter der Geselischaft* zu erweisen, müssen sie die Gesellschaft 
seindig als bedroht erscheinen lassen: also bestxndige Unruhe und Unsicher- 
heit. Die matericllen Interessen der Bourgeoisie wie der Bauernschaft erfor- 
dem sparsame Staatswirtschaft, ein .Regime der Ukonomie*. Das rnate- 
rietle Interesse der Parasitenbande, die die faschistische Parteiorganisation, 
die faschistischen Staats- und Eerneindebeam ten, die faschisrische Miliz 
zusammensetzen, erfordern umgekehrt die ständige Erweiterung und Berel- 
cherung des faschistischen Staats- und Parteimaschine. Daher abwechselnde 
Verletzung beider Interessen. Jede Zügelung der faschistischen Bande im 
Interesse der bürgerlichen .Ruhe und Ordnung* wie ihrer Okonomie muß 
alsbald kompensiert werden durch eine neue Erlaubnis zu terroristischen 
Exzessen, Plunderungen usw. 
Die inneren Widersprüche, wie die national-imperialistische Ideologie, trei- 
ben den Diktator zu Vorstößen nach auflen, schließlich zum Krieg. Aber hier 
stößt das italienische Gegenstück zum Louis Bonaparte nicht nur auf den 
alten Widercpruch, daR das militärische Herrschaftsinstmment irn Innern, in 
diesem Falle die nationale Miliz, durch die innere Funktion wie ihre soziale 
Zusammensetzung untauglich wird als imperialistisches Erobe- 
rungswerkzeug gegen Staaten, die noch nicht genötigt waren, die mprostitu- 
ierteste. aller Formen der bürgerlichen Staatsmacht sich anzulegen, sondern 
auch auf den weiteren Widerspmch zwischen der privilegierten fascbisti- 
schen Truppe und der regulären Armee. 
Welche wesentlichen Unterschkde bestehen zwischen Bonapartismus und 
Faschismus? 
Sie sind teils lokal bedingt - durch die lokale Verschiedenheit der Klassen- 
verhältmisse, geschicht!ichen Traditionen usw. In  Frankreich und Italien 
wurzeln sie teils in der Veränderung des allgemeinen C h a r a k ~ r s  der bürger- 
lichen Gesellschaft und des kapitalistischen Systems. 



Durch die lokale geschichtliche Tradition bedingt ist natürlich, da13 der 
Diktator in Frankreich auf Grund der napoleonischen Legende und der 
Rolle, die sie bei der Bauernschaft spielt, als *Kaiser* auftritt; in Italien mui3 
er sich mit der Rolle des mDucea begniigen und neben sich die Krone 
bestehen lassen. Statt der napoleonischen Maskerade die altrijmische, nilla- 
nische und cäsarianische, die aber kiinstlicher ist als jene. Diese ünter- 
schiede sind aber unwesentlich. 
Wichtiger sind aber die Unterschiede, die der Verändemng des allgemeinen 
Charakters des Kapitalismus entspringen. Der dritte Napoleon operierte 
noch im Zeitalter des Kapitalismus der freien Konkurrenz und der unvollen- 
deten bürgerlichen Revolution in Italien, in Deutrchland. Der rwolution%re 
Rechtstitel, der für gewisse Zeit auf der Seite Napoleons I. gewesen war, und 
den er auszubeuten sucht, arbeitet jetzt wider ihn. Im itajienischen Krieg 
zieht er die italienische Befreiungsbewegung an, um sie alsbald von sich 
abzustoßen, indem er im Interesse seiner dynastischen Eroberungen sie nach 
kurzem Anlauf irn Stiche Iäflt. Im deutsch-französischen Kriege stößt er 
unmittelbar mit dem revolutionären Interesse Deutschlands nach aationaIer 
Einigung zusammen und zerschellt daran. Der dynastische Eroberungskrieg, 
den er, getrieben von der napoleonischen Legende, und von den inneren 
Widersprüchen des Systems, fuhren mu& ist zeirwidrig: zu spät, da er kein 
revolution%res Prinzip mehr vertritt, zu früh, da er das imperialistische 
Prinzip irn modernen Sinne, mangels der geeigneten ijkonomischeo Basis 
noch nicht vertreten kann. 
Mussolinis Außenpolitik dagegen ist von vornherein imperiaIistisch im 
modernen Sinne des Wortes begründet und gerichtet. Sie ist so .zeitgemäß*, 
wenn auch antik maskiert, aber von vornherein und offen re~ktioniir. Sie 
muß zerscheIlen an dem Widerspmch einerseits zwischen den überspannten 
Zielen, die sie sich steckt, und den geringen Mitteln zu ihrer Ausfühmng, 
andererseits an dem Widerspnich zwischen dem Zuschnitt und der sozialen 
Stm ktur einer militärischen Organisation, entsprechend dem Bedtidnis, alle 
Klassen der Gesellschaft niederzureißen und auf ihre Kosten zu leben. und 
mit den abweichenden Bedürfnissen imperialistischer Kriegfühmng. 
Ein weiterer Unterschied, der durch die allgemeine Entwicklung der bürger- 
lichen Gesellschaft und den Stand des internationalen Klassenkampfes 
bedingt ist, zeigt sich in den organisatorischen Grundlagen und Mitteln der 
faschistischen Staatsmacht. Die -Dezembesbandeu von Louis Napoleon war 
das Gegenstiick zu der kleinen revolutionären Geheirnorganisatian der 
damaligen französischen Arbeiterklasse. Die faschistische Partei ist das kon- 
terrevolutian%re Gegenstirck zur Kommunistischen Partei Sowjetmßlands. 
Sie ist also, im Unterschied von der Louis Napoleons, von vornherein eine 
breite Massenorganisarion. Das macht sie in gewissen Stadien stärker, aber 



steigert auch die Widersprüche in ihrem Innem, die Widersprüche zwischen 
den sozialen Interessen dieser Massm und dem Interesse der herrschenden 
Klassen, denen sie dienstbar gemacht wird. 
Behandeln wir noch kurz den Faschismus in Polen. Die Grundlage für die 
faschistische Diktatur Pilsudskis ist hier ebenfalls ein abgeschlagener rwolu- 
tionarer Ansturm von seitcn des Proletariats (der russisch-polnische Krieg 
von ry~o) ,  andererseits die Schwäche, Energielosigkeit und Zerrissenheit 
der einheimischen Bourgeoisie, die es nicht zu einem einheitlichen Auftre- 
ten, nicht einmal für die Stabilisierung zu bringen vermag- Das kanterrevo- 
Iutionäre Interesse der Bourgeoisie und der GroRgrundbesitzer ist die 
soziale Grundlage der faschistischen Staatsmacht in Polen; der Faschismus 
verstand es leicht, sich die Enttäuschung der Bauernmasse über die bisherige 
Sabotage der Agrarreform zunutze zu machen. trotzdem seine Politik ausge- 
sprochen den Interessen der Groflgrundksitzet und der bäuerlichen Ober- 
schicht dient. Der .Held* des Staatsstreichs stutzt sich ideologisch auf die 
Tradition des national-revolntioniiren Befreiungskampfes, organisatorisch 
auf die Legionäre, auf ihre Enttauschung über das Resultat des nationalen 
Befreiungskampfes - die bürgerliche Fäulnis -, und auf ihr ökanornisches- 
Bedürfnis nach einem Erwerb, das auf dem Felde der Produktion nicht 
befriedigt werden kann. Also auch Deklassiene aller Klassen als Material 
des faschistischen Heeres. Die partcimäflige Organisation wird gestetlt von 
Uberläufern aus allen Parteien, die von Adjutanten des Marschalls, früheren 
Termristen und Legionären geftihrt werden. 
In Polen aber spielt bereits ein Faktor hinein, der in Spanien und in einer 
Reihe anderer Länder ausschlaggebend ist, und dort die rnfaschistische 
Staatsmachtu nur äufleriich dem italienischen Faschismus und dem französi- 
schen Bonapartismus an die Seite stellt, während das kIassenmZßige Wesen 
grundverschieden ist 
Ich wähle zur IlIustration die extremen Fälle des Regimes, der Formen der 
Staatrmacht in südamerikanischen Republiken. Auch hier ist das Heer 
Träger der politischen Macht, die Exekutive ~erselbständi~t.  Gedhnliche 
~olitische Kursändemngen vollziehen sich in Milltärpu~chen, die, obwohl 
äui3erlich gewaltsam, keineswegs revolutionär sind, da sie an dem beste- 
henden Machtverhältnis der Klassen grundsätzlich nichts ändern. 
Hier ist die Militärdiktatur, die Vetretb~tändigun~ der Exekutive nicht 
Wirkung der mvollentwickelten bürgerlichen Gesellschaft=, ihrer Uberreife, 
ihrer Bedrohung durch die proletarische Revolution und der Notwendigkeit 
für die bürgerliche Gesellschaft, sich dagegen schließIich zu verschanzen. 
sondern gerade umgekehrt E5 i s t  hier die Unreife der biirgerlichen Entwick- 
lung, die zahlenmäRige und organisatorische Schwäche der Bourgeaisic. der 
noch feudale Grundbesitzelemente gegenüberstehen, die es noch nicht zu 



einer starken politischen Organisation der Bourgeoisie kommen läßt. Das 
Heer, vielmehr sein Qffizierkopss, ist hier die festeste und entwickelste poli- 
tische Organisation. Es übt die Herrschaft aus an Stelle der Bourgeoisie, die 
sie noch nickt ausüben kann. Im Fall des Bonapartismus und des italicni- 
schen Faschismus konnte sie sie in der gegebenen Situation des Klasscn- 
kampfes nicht mehr ausüben. 
Unter demselben aufleten Anstrich des Faschismus (wie in Spanien) 
verbergen sich also total verschiedene Klassenverhälmisse, Stufen des Klas- 
senkampfes, Entwicklungsstufen der bürgerlichen Gesellschaft. 
Ohne die konkrete Klassenanalyse gerät man also hier theoretisch wie prak- 
tisch in die größten Irrtümer. 
Von unseren italienischen Genossen ist, wenn ich richtig unterrichtet bin, die 
Frage aufgeworfen worden, ob der faschistischen ~ o r m  der Staatsmacht 
unmittelbar die proletarische Diktatur folgen müsse oder ob sie noch durch 
die eine oder andere Form der bürgerlichen Staatsmacht, etwa die bürger- 
lich-demokratisch-parlamentarische Republik, abgelöst werden könne. Die 
Antwort darauf ist bereits durch Lenin auf dem 11. Kongteß der Kommuni- 
stischen Internationale gegeben worden. Auf die Frage, ob die Krise dm 
Kapitalismus nach Kriegsende ~noermeidlich zur sozialistischen Revolution 
führen müßte, antwortete Lenin bekanntlich. die Antwort darauf sei nicht 
theoretisch zu Das sei nur Wortmacherei, Scholastik. Die Antwort 
darauf könne n u r  der wirkIiche Kampf geben. Die Aufgabe der kornmunisti- 
schen Parteien bestehe darin, ihn möglichst gut vorzubereiten. Dieselbe 
Antwort gibt das Ende des Bonapartismus. Die eine oder die anderi Form 
der offenen Diktatur des Kapitals in vollentwickelter bürgerlicher Gesell- 
schaft wird dann die ~schtieflliche~ oder letzte Form bürgerlicher Staats- 

macht sein, wenn die Arbeiterklasse des Landes als Führerin der übrigen 
werktätigen Klasse stark genug ist, die Krise dieses Regimes zur dauernden 
Aufrichtung der proletarischen Diktatur zu benutzen. Das entscheidet der 
Kampf. Und diesen entscheidet der objektive wie der subjektive Faktor 
zusammen: die tatsächliche Kraft und Reife der Arbeiterklasse, ihr 
Verhältnis zu den anderen Klassen der Werktätigen, die Situation des inter- 
nationalen Klassenkampfes und nicht zuletzt die Stärke, Reife und Kampf- 
fähigkeit der Kommunistischen Partei der betreffenden Länder. 
Eine andere Frage i s t ,  ob auf den Sturz des Faschismus in Italien unmittel- 
bar, ohne Zwischenglied, die Aufrichtung der proletarischen Diktatur folgen 
kann. In Frankreich folgte bekanntlich auf den Sturz des Bonapartismus am 
4. September 1870 als Zwischenglied die Republik mit Thiers, Favre & Co., 
den Legitimisten und Orleanisten. der Bourgeoisie und den Junkern an der 
Spine. Erst nachdem sie sich abgewirtschaftet hatten, folgte am 1 8 .  März 
1871 die Kommune, Die bürgerlich-repubIikanische Zwischenperiode, in 



der die bürgerlich-demokratischen Elemente einsrwei ten zur Macht gelan- 
gen, i s t  aus allgemeinen Gründen auch möglich in Italien, ja wahrscheinlich. 
Sie mag Monate, Wochen, ja nur Tage dauern. Sie mag Formen einer 
Doppelregierting oder andere eigenartige Formen annehmen. Aber der 
geschichtlichen Erfahmng und den italienischen Klassenverhältnissen ent- 
sprechend wird es eines gewissen Zeitabschnittes und einer gewissen Massen- 
erfahrung bedürfen, um bei der Masse der Kleinbürger, Bauern und auch bei 
Teilen der Arbeiterschaft die kIeinbürgerlich-demokratischen Illusionen und 
Hoffnungen zu zerstören. Es steht nicht im Belieben der Kommunistischen 
Partei, ob ein solches Zwischenstuck eintritt oder übersprungen wird. Aber 
es hängt jedenfalls in hohem Maße von ihr ab, wie stark die Machtpositionen 
sind, die die Arbeiterklasse im Augenblick des Sturzes des Faschismus 
einnimmt und wie schnell sie das Zwischenst~dium erledigt. 
Eine weitere Folgening, die wir aus den bisherigen Ergebnissen ziehen, ist 
die, da& die offene Diktatur des Kapitals in anderen Ländern, wie in Polen, 
Italien, Bulgarien, andere Formen annehmen kann und wahrscheinlich wird 
als in diesen Ländem. Gewisse Züge werden dieselben sein, andere verschie- 
den. Sie theoretisch von vornherein zu konstruieren ist unmöglich. Die 
Formen offener Diktanir der Bourgeoisie sind aber nicht willkürlich, nicht 
in beliebigen Situationen des Klassenkampfes und bei beliebiger Struktur 
der Klascenverhältnisse möglich. Sie sind an ganz bestimmte Klassenverhält- 
nisse und Situationen des KIassenkampfes gebunden, die oben angegeben 
worden sind. 
Ziemlich allgemein ist heute in der Bourgeoisie volIentwickeIter kapitalisti- 
scher Linder das Bestreben, das parlamentarische System abzubauen, einzu- 
engen, stärkere politische Garantien für die Bourgeoisieherrschaft zu schaf- 
fen. Solche Strömungen sind vor allem sichtbar in solchen hochkapi talisti- 
schen Ländern wie England, Deutschland, Frankreich, die durch das 
Ergebnis des Krieges mehr oder weniger sozial und ökonomisch erschüttert 
worden sind. Das 'bewegt sich in der Richr~ng des Faschismus, es kann In 
kritischen Situationen zu Formen offener Diktatur des Kapitals führen. Aber 
diese miissen nicht identisch sein mir denen des Faschismus. 
Dabei ist noch folgendes sich klar zu machen. Die Aeshöbl~ng des burger- 
lich-parlamentarischen Regimes erfolgt sckrirruieise. Und die Bourgeoisie 
selbst ist dabei der Hauptagcnt. Mam i 8. Brumaire schildert gerade diesen 
Aushöhlungsprozeß in seinen einzelnen Etappen. Die Herstellung des offe- 
nen Diktatwr selbst kann aber nur durch einen Spmng, einen Putsch oder 
einen Staatsstreich erfolgen, bei dem die Bourgeoisie selber das passive 
Element ist. Ihre Sache ist es, die Bedingungen zu schaffen, damit sie soziaI 
.gerettet* und politisch vergewaltigt werden kann. Das Vergewaltigen sel- 
ber aber besorgt der Held des Staatsstreiches oder Putsches. Das Individuum 



oder die Organisation findet sich dazu immer, wenn ein Bedürfnis dazu da 
ist. Die entsprechenden Organisationen fordert die Bourgeoisie selber aktiv 
oder passiv. 
Das Naskeregiment in Deutschland was zweifellos ein Regiment offener 
konterrevolutionärer Gewalt. Aber die Fomi der Staatsmacht war nicht die 
faschistische. Das Noskeexperiment war keine averselbständigung der 
Exekutivem. Es führte, da es eine Sgbelherrschaft herstellte, dazu, da!3 ein 
Versuch in dieser Richtung erfolgte. Dieser Versuch der militärischen 
Exekutivgewalt, der KappPutsch, schlug aber fehl. 
Ich ziehe aus dem Vorstehenden den SchluR, da8 eine genauere und tiefge- 
hende Analyse des Faschismus und der Formen und Bedingungen der 
offenen Diktatur des Kapitals notwendig ist, als sie in dem entsprechenden 
Abschnitt des Prograrnmentwurfs gegeben wird. 



11 Kapita1wfknsive und Krise des R r l s m c ~ ~ m u c i  



Dle Krise des Parlamentarismus - 
das Vorspiel zur Krise des bürgerlichen Herrschaft 
August malheimer arn 9. März 1929 
(Gegen den Strom, 2.Jg., Nr. 10) 

Die bürgerliche Presse, die Parlamente, die bürgerliche *öffentliche Mei- 
nung* ist voll von der .Krise des Parlamentarismus= in Deubchland. Die 
burgerlichen Parlamentarier, die Minister üben ~Selbstkritik* unter dem 
*Druck von außen. der Bourgeoisie auflerhalb des Parlaments. Allerlei 
~ e z e i t e  werden vorgeschlagen, um die Krise zu beheben. Es i s t  natürlich 
nicht die Aufgabe der Kommunisten, der dcurschen Bourgeoisie Ratschläge 
zu geben, wie der bürgerliche Parlamentarismus in diesem Lande auf den 
Trab gebracht werden kann. Dies um so weniger, da es in Wirklichkeit unter 
den in DeutschEand gegebenen Klassenverhäitnissen überhaupt kein Rezept 
dafür gibt. Die Ursache dieser Krise, die weit über eine Krise des Parlamen- 
tarismus hinausreicht und in Wahrheit dir sich efitwickelnde Krise der 
biirgerlichtn Herrschaft in Dewtsch/and ist, liegen in der Tiefe der wirt- 
schaftlichen Umschichtung, die hier vor sich geht. Dies soll im folgenden 
naher begriindet werden. Die vulgär-demokratische Seichtigkeit glaubt, es 
handele sich in Deutschland darum, daß der deutsche Parlamentarismus 
sozusagen noch nachlcme, was der englische und französische als der äItere, 
geschuItere, bereits gelernt, als ob es sich um .Kinderkrankheiten* des deut- 
schen Parlamentarismus handele. Aber der Parlamentarismus in England 
befindet sich heute in einer verhüllten, der in Frankreich in einer offenen 
Krise. Es handelt sich also um etwas ganz anderes. Die bürgerliche Demo- 
kratie, Spätgeburt, wie die ganze bürgerliche Entwicklung in Deutschland, 
ist in der fatalen Lage, daß sie zerfalle, sich zersetzt, verfault, noch ehe sie 
eine Blütezeit gehabt hat, 
Aufgabe der Kommunisten is t  es, der Arbeiterklasse zu zeigen, was hier vor 
sich geht: was das wirkliche Wesen dieser Krise ist, woher sie kommt, wohin 
sie führt, wie ihr zu begegnen ist. Hier kommt alles darauf an, die vor sich 
gehende Entwicklung in ihrer Bestimmtheit, in ihren eigentiimlichen Ziigerr 
zu erkennen. Bis jetzt haben G r  weder in unserer Parteipresse noch sonstwo 
auch nur eine Spur davon bemerkt. Uber dem altgemeinen Gerede von der 
faulen Stabilisierung, über dem endlosen Wiederkäuen fertiger Formeln 
denkt niemand daran, die wirklichen Erscheinungen der Zersetzung auf dem 



politischen Gebiet m untersuchen, um sie sich und anderen klar zu machen. 
Das zusammen mit dem voilständigen Fehlen einer Orientierung auf dem 
Gebiet der Wirtschaftsvorgänge und Wirtschaftskämpfe führt heute dazu, 
daß die Politik der Partei aufler Kontakt mit der Wirkrichkeit und damit 
aufler Kontakt mit den Massen ist. In der Folge mufl das noch verhängnis- 
voller werden. Was jetzt in der politischen Sphäre vor sich geht, ist die 
allmähliche, schrittweise Vorbereitung eines gewaltigen politischen Krise. 
Verfolgt man nicht ebenso Schritt für Schritt ihre Vorbereitungen, gibt man 
sich nicht wenigstens in den großen Umrissen Rechenschaft, wohin diese 
Selbst~ersetzun~ der bürgerlichen Demokratie führt, so wird der Schlag 
überraschend kommen, er wird die Partei und die Arbeiterklasse unvorbe- 
reitet treffen (eine wirkliche Vorbereitung erfordert Einsicht in die konkrete 
Situation und ihre konkrete Entwicklung, nicht das bloße Ableiern der 
abstrakten Formeln, die eben wegen ihrer A'brtraktheit die bestimmte Lage 
nicht erleuchten und nichts in Bewegung setzen). 
Was geht vor? Die Reden einiger bürgerlicher Parteiführer wie einige Aufle- 
mnigen der bürgerlichen Presse sind hier sehr vielsagend. 
Eine der aufschlußreichsten in dieser Hinsicht ist die Rede Stresenaanns vor 
dem Zentralausschuß der Deutschen Volkspartei (vom 26.Febmar). Sie 
wendet sich scharf gegen die Abhängigkeit der Regierung von den parla- 
mentarischen Parteien: Parlamentarismus sei die Verantwortlichkeit des 
Reichsministers gegenübr dem Parlament, das ihm mit Mehrheit das 
Vertrauen entziehe und ihn zur  Amtsniederlegung zwingen könne. Der 
Parlamentarismus bedinge aber nicht, daß der Minister Parteimann sei, oder 
daß die Verteilung der Ministetsitze nach der Stärke der Fraktionen erfolge. 
Der Reichspräsident ernennt die Minister. Der Minister soll Eintreten oder 
Ausscheiden aus der Regiemng a u f  persönliche Verantwortung nehmen. Der 
Reichspräsident sei aber nicht einfach eine *Unterzeichnungsmaschine~. Er 
kann einen Kampf gegen das Parlament führen, das ein Kabinett nach seinen 
Wünschen nicht annimmt. Das *Machtwort des Reichspräsidenten. müsse 
im Notfall eingreifen. Eine Reichsregiemng könne auch ohne Mehrheit 
regieren. Sie müsse unter Umständen auf dem Platz bleiben, *auch wenn die 
Mannschaft zur Meuterei neigt..  höher steht das persönliche Verantwor- 
tungsgefiihl gegenüber dem Staat als die Riicksicht auf die Partei.. Irn Lande 
wachse der degout (der Widerwille) gegen die Verhandlungen um die Regie- 
mngsbildnng. Das Anziehen der Steuerschraube verhindere die Bildung von 
Kapitalreserven. Es bedroht den Bestand des ~Zndustriellen Mittelstandes., 
des selbständigen Unternehmertums, *das noch nicht die Form der Gesell- 
schaft angenommen hat.. Dieser industrielle Mittelstand verfalle wegen des 
Fehiens der Kapitalbildung einem *schnellen Sterben*. Wir stehen, wmn 
die Dinge so weitergehen, vor den Tmsn auf der einen und vor einer Miilio- 



nenschar der Angestellten und Arbeiter auf der anderen Seite. Stresemann 
spricht in diesem Zusammenhange vom .Sinken der persönlich selbständi- 
gen Energien bis auf den Nullpunkt.. Der Wettstreit der Parteien und die 
Popularitätshascherei mbssen aufhören. Er ist für die Einschränkung des 
Etatsrechts des Reichstags. ~Volkcnaz geht über Etatsrecht!. Gegenüber der 
parlamentarischen Patteiwirtschaft herrsche draußen Resignation, Nicht- 
achtung, ja Verachtung. Die bürgerliche Jugend halte sich fern vom Partei- 
leben, Das Ubel sei die Ersetzung der Persönlichkeit durch die Organisation. 
Vorn Faschismus sei man noch weit entfernt. Eine Reform des Parlarnenta- 
risrnvs sei nötig. Eine Begrenzung der Macht des Parteigeistes. Wenn keine 
sachliche Mehrheit im Reichstag zustande komme, dann müßten mverant- 
wortungbewußte Persönlichkeiten den Mut finden zu regieren*. Gerade ein 
Gegner faschistischer Ideen musse dringend warnen vor dem Zerrbild des 
Parlamentarismus, das jetzt dem Volke gpzeigt wird und ihm die Freude an 
der Politik nimmt. Der Gedanke der Weltanschauungsparreien sei stark 
zuruckgedrängt durch die Interessenvertretunp 
Dieselben Töne findet man in dem Artikel der *Frankfurter Zeitung* (vom 
27. Febmar), der die Ansicht der jüngeren bürgerlichen Generation wieder- 
geben will. Auch hier ist die Rede von der .Krise des Parlamentarisrnus~. 
*Die Angelegenheit ist h r  uns Junge im Gefühl entschieden-, Rückkehr - 
zum aristokratisch-absalutistischen Staate komme nicht in Frage. Der Arti- 
kel wendet sich gegen den =Parteienparlamentarismusa, gegen den -Par- 
teiisrnus*. Notwendig sei eine mAuflockerung des Parteiwesensa, Paqeibil- 
dung aus jeweils akuten Anlässen heraus, die mEinmännerwahl*. 
Der demokratische Reichsjustizminister Koch-Weser in einer Rede zu Han- 
nover (vom 24. Februar): 
*Wir haben keinen Parlamentarismus, sondern Parteiismus. Gegen die 
Starrheit der Parteien für eine tatkräftige und verantwortungsbewußte 
Demokratie.. 
Die *Deutsche Allgemeine Zeitung* (vom 26. Februar): 
M a n  flüstert nicht mehr, sondern spricht schon recht vernehmlich von der 
Diktatur. Es herrscht Widerwillen gegen die Doppelzüngigkeit der Parteien, 
insbesondere der sogenannten bürgerlichen. Im engen Kreise gebärden sie 
sich als Gralshüter der individualistischen Wirtschaft. Auf der Tribüne aber 
treibe man Agitation der Agitation, wiJlen, Popularitätshaxherei. In Wirk- 
lichkeit aber lierrsche der =grüne Tisch der Bürokratie unter gütiger Mitwir- 
kung einiger Reichstagsabgmrdnetera. 
In Dwtschland gäbe es keine Diktatur, einmal weil es keine Diktatur gäbe, 
dann, weil die Diktatur die Einheit des Reiches in Gefahr bringt. Man 
brauche eine Reform der Verfassung durch ein Ermächtigungsgesetz, die 
hreubeg~rindung wirklicher Staatsa~tosität. 



Irn Reichstag wurde über das Thema *Die Krise des ParIamenrarismusa 
verhandelt bei Gelgenheit des volksparteilichen Antrags, der das Etatsrecht 
des Reichstags einschränken will und für den Sturz der jeweiligen Regierung 
eine l/,-Mehrheit fordert. Die Deutschnationalen forderten bei dieser Gele- 
genheit die Stärkung der Macht des Reichspräsidenten und l i e h  erklären, 
sie hoffen auf eine Volkcbewegung in diesem Sinne. Der Sozialdemokrat 
Landrberg erläuterte den Herrschaften, der Parlamentarismus sei kein 
Gewächs der Novemberrwolution, sandern bereits im Herbst rgr B von den 
damals Verantwortlichen geschaffen worden, um die Verantwortung von 
sich abzu laden. Man brauche keine neuen Maßregeln, sondern * Männer von 
Veranteuortungsgefihl und P f l i c h r h ~ f i t r e i n ~ .  Der Sprecher des Zentrums, 
Bell, erklärte, seine Partei halte am Budgetrecht fest. Man müsse zu einer 
*Veredelung* des Parlamentarismus kommen. Nicht Diktatur, sondern 
*starkes Parlament und starke Regierungs. 
Zu den symptomatischen Tatsachen gehört noch die Mandaaniederlegung 
des GroiSindustnellen Larnmers von dem grlißten deutschen Trust, der 1G 
Farben, vom Zentrum. Sie wurde von ihm demonstrativ begründet mit 
*grundsätzlichen Erwigungen wegen der Gesarntent~icklun~ des deutschen 
Parlamentarismus*. 
Dazu gehört noch das Vorsprechen der Stahlhelmfihret. bei Hindenburg, 
und die Erklärung Hindenburgs, dai3 er Ehrenmitglied bleibt, nachdem die 
Stahlhelmführer eine natürliche vorher abgekartete Erkliimng über die 
Harmlosigkeit und Legalität ihrer Absichten gegeben hatten. 
Weiter muß hier noch eine vielsagende Außerung des Volksparteilers Zapf 
im Reichstag angeführt werden, die besagt: -Die Diktatur sei ein Sprttng ins 
Dunkle, zirmal sie nur d w c h  einen blutigen Bürgerkrieg möglich wirer .  
Und schliel3lich die Tatsiache des Ganges von Hermann Miiller zu Hinden- 
krg,  um sich die Weiterführung des Regiemng auch ohne feste Mehrheit irn 
Reichstag bestätigen zu lassen. 
Das Bild, das sich aus alledem ergibt, ist für den mit der Geschichte der 
Bourgeoisie Bewanderten nicht ganz neu. Zug um Zug wiederholen sich 
hier Erscheinungen aus der Vorbereitungszeit dcr Bonapartismus in Frank- 
reich r849l50 und aus der Vorbereitungszeit des Faschismus in Italien und 
in Polen, Der Widerwille der Bourgeoisie gegenüber ihren eigenen parla- 
mentarischen Parteien und Vertretern, als Echo darauf die Verächtiichma- 
chung der Parteien und des Parlaments durch sich selber, der Ruf nach 
größerer Unabhängigkeit des Regierung gegenüber dem Parlament und sei- 
ner Parteien, nach größerer Selbständigkeit der Exekutive nach der Verstär- 
kung der Macht des Reichspräsidenten, nach *Persönlichkeiten*, die führen, 
die das Parlament und die Parteien zwingen. Diese Züge gehen mehr oder 
weniger durch alle bürgerlichen Parteien. bis zur SoziaIdemokratie (siehe 



die SchluRwendungen Landsbergs und den Gang Hemann MüHers zu 
Hindenburg). Gleichzeitig aber wendet man sich gegen die Diktatur. Darauf 
beruhte die Stärke des englischen und französischen Parlamentarismus. I n  
dem steigenden ökonomischen Druck des Trustkapitals auf die Volksmassen 
beruht die latente Krise des Parlamentarismus in England, seine offene in 
Frankreich und in Deutschland. 
Der Druck des Tmstkapitals in Deutschland auf die Volksmassen aber 
wächst zusehends. Der *industrielle MitteIstand~ wird zerrieben, das Mono- 
polkapital hat bereits eine eigene und hDhere Profitrate für sich herau~~ebil-  
det. Gfeichzeihg Druck auf die Liihne und Soziallasten. Die Folge davon: 
langsam aber stetig wachsender Gegendruck von unten, Radikalisierung des 
Kleinbürgertums und der Arbeiterklasse. Die Maiwahlen 1918 zeigten 
bereits diese Erscheinung, die sich in sehr mannigfaltigen, bunten Formen 
vollzieht Die absinkende Konjunktur verschärft und beschleunigt diesen 
riesenhaften Prozeß. Die Lage des deutschen Tmstkapitals auf dem Welt- 
markt veran2aßt es, den Druck zu steigern. Der Kampf um den Etat ist der 
Kampf um die Abwälzung der Steuerlasten von der Bourgeoisie, um den 
Abbau der Soziallasten, um so Bewegungsfreiheiten des Kapitals 
gegenüber der Arbeiterklasse und dem Kleinbiirgertum iiberhaupt. 
Was hier vor sich geht, das ist die ideologiscke Vorbereitung des Bodms f i r  . 
Verwi~klichwng die Vernichtung  diese^ selben politischen Parteien ~ n d  
die offene Trnstdiktrrtur durch die bürgerlichen Parteim selbst, deren 
damit der politischen Existenz der Boargeoisie voranssetzt. 
Die soziaEe H~nschaft  der Bo~rgroisie i s t  in Widersprrrch geraten mit ihrer 
polirischen Herrschaft. Sie bereitet ihre politische Abdankung vor, um ihre 
Rlascenherrschaft zu retten und zu festigen. Die Bourgeoisie selbst spricht es 
klar aus, da13 dies nur durch einen Bürgerkrieg voIlfuhrt werden kann. 
Davor schreckt sie heute noch zurück. Es bedarf dazu einer Vorbereitung 
von langer Hand und einer akuten politischen und sozialen Krise. Heute 
wäre es für sie noch ein *Sprung ins Dunklea. Und für diesen Sprung selber 
braucht es einen Springer auaerhalb, über oder unter den Reihen der parla- 
mentarischen Politiker. Der Diktator ist noch nicht da. Sind aber die Bedin- 
gungen geschaffen - so wird sich die benötigte Figur irgendwie und 
irgendwo finden. Das braucht kein .Heros., nichts Auaerordentliches zu 
sein. Sind die sozialen und politischen Bedingungen sonst dafür bereit, so 
genügt, wie die geschichtliche Erfahmng zeigt, die ordinärste Blechfigur 
dafür. Die deutsche Bourgeoisie i s t  schon sowieso gewohnt, sich aus den 
nichtsagendsten Figuren ihre Idole zu machen. 
Was aber liegt dieser Entwicklung zugmnde? Letzten Endes ist es der 
Widerspmch Aschen der steigenden ökonomischen und sozialen Macht 
einer kleinen Zahl von Trustmagnaten, deren Zahl immer mehr zusarnmen- 



schrumpft, und den Formen der bürgerlichen Demokratie, die: an proletari- 
sche und kleinbürgerliche Massen appellieren rnuß, die ihrerseits in stei- 
genden Gegensatz zum Trustkapital geraten. Die parlamentarisch-demo- 
kratische Herrschaft des Trusrkapitats setzt die wiIlige GefoIgschaft des 
Kleinbürgertums und mindestens der ausschlaggebenden Teile der Arbeiter- 
klasse voraus. Diese aber beruht nicht auf irgendwelchen Kunststiicken, die 
etwa die englische oder französische Bourgeoisie gelernt hätte, die deutsche 
aber noch nicht. Sie ist nur  möglich in einer Situation, wo der Kapitalismus 
noch im Aufstieg ist, wo er dem Kleinbürgertum und Teilen des Arbeiter- 
klasse (mindestens ihrer Oberschicht) noch Aufstiegsm~glichkeiten zeigt. 
Aus dieser tiefen ökonomischen und sozialen Grundlage der sogenannten 
Krise des Parlamentasismus ergibt sich, dafi es utopisch wäre, an die 
Möglichkeit zu denken, dafl der Parlamentarismus in Deutschland noch 
imstande wäre, sich ZU den .klassischen* Farmen zu entwickeln, wie die 
englische oder französische Bourgeoisie ihn entwickelt hat. Diese sklassi- 
scheu Zeit ist in England wie in Eranhieich irn Verschwinden oder schon 
verschwunden. Im wesentlichen auf Grund derselben großen ökonomischen 
Tatsachen, die in Deutschland die Herausbildung des Pariamentarismvs in 
klassischer Form erst gar nicht zustande kommen lassen. Eine solche 
Entwicklung in Deutschland setzte voraus eine Rückentwicklung zum klasni- 
schen Kapitalismus und das Ubergewicht auf dem WeImarkt. Sie ist daher 
unmöglich. Sie ist dieselbe Utopie, wie die Ruckkehr vom SchutzzoIl zum 
Freihandel, vom Monopol zur freien Konkurrent. 
So reift also Schritt f ü r  Schritt die Krise des Parlamentarismus in Deutsch- 
land hemn, die in An@ Krise der biirgerlichcn Herrrchaft überhaupt 
arrskmfm muß. Denn zu ihrer DwrciAserzirng bedarf es des Bürgerkrieges, 
wie der volkcparteiliche Abgeordnete Zapf ganz richtig bemerkte. 
Wie aber diese Krise, wenn sie akut wird, gelöst wird, revolutionär oder 
kontemolutionär,  das hängt in b~trüchtlichem Maße von der Komrnnnisti- 
schm Partei ab. Davon, ob sie sich mit den werktätigen Massen und ihren 
Kämpfen zu verbinden wei5, oder ob die von der bürgerlichen Dernokmbe 
und von den bürgerlichen Parteien einschliefllich der 5cizialdemokratie ent- 
täuschten Massen den Stimmungen der Passivität, der politischen Gleichgul- 
tigkeit und der politischen Unorganisiertheit zum Opfer fallen. 
Die tödliche Gefahr des heutigen Kurses der Partei besteht darin, da(3 er 
objektiv die letztere Entwicklung fördert. 
Die tausendfache Wiederholung der Eomel der proletarischen Diktatur, die 
naturlich als allgemeine Formel der sich vorbereitenden offenen Trustdikta- 
tur gegenüberge~tellt werden rnuß, ist wirkungslos, wenn die Partei die 
Tageskämpfe auf politischem und gewerkschaftlichem Gebiet so führt, daß 
sie sich damit von den Massen entfernt, statt sich mit ihnen zu verbinden, 



und wenn sie die Eormel der proletarischen Diktatur nicht zu verknüpfen 
versteht mit dem heutigen Kämpfen und Nöten der Massen. 
Es versteht sich dabei, daß die Partei jeden Eingriff, um die bürgerliche 
Demokratie nach rückwärts zu revidieren, akriw abwehren muß. Nicht, weil 
sie glaubt, die bürgerliche Demokratie sei zu retten, aber weil dieser Gang 
das Mittel ist, um die wirkliche Rolle der bdirgerlichen irnd reformistischen 
Prediger der Demokratie h r c h  ihr Ve~halten vor den Massen klarzsrstellen. 
Und weil die aktive Abmehr der reaktionären Angriyfe gegen die bii~ger- 
liche Demokratie Vora~ssetzvng ist zur Mobilisierscng der Massen fiir dem 
Kampf vrn die Rätediktutur. 
Niemand kann heute wissen, wann die Krise der bürgerlichen Herrschaft in 
Deutschland, die sich In der Krise des Parlamentarismus ausdrückt, akut 
wird, wann die auf diesem Gebiet sich entwickelnden Widersprüche zum 
offenen Ausbruch kommen. Aber das kann man jedenfalls wissen, dafl die 
Partei, wenn sie weiter den Kurs auf Sandbänke und Klippen halt, als 
Gegenkraft gegen diese Entwicklung ausfällt, ja, daß sie ihr, wenn noch so 
unbewußt, in die Hände arbeitet. 
Blindheit ist keine Entschuldigung vor der Geschichte. 



Der sogenannte Sozialfaschlsmus 
und andere Purzelbäume der ~nne-~iese* 
August Thalheimer am 20.April1929 
(Gegen den Strom, 2. Jg.. NT. 16) 

Seit Wochen tobt sich das Geschrei vorn ~Sozialfaschismus~ in der offiziellen 
Parteipresse und in Darteireden aus. Zuerst konnte man es einfach für ein 
gedankenloses Kraftwort nehmen, das der neuen Methode entsprach, 
wonach die Verscharfung des Kampfes gegen den Reformismus einfach in 
der Prägung und Verwendung schärferer KraftausdrUcke besteht. Mit der 
Zeit empfand man wohl das abnorme Bedürfnis, sich bei dem Wort auch 
irgendwas zu denken. Und so entwickelte denn die Anne-Liese, w i e  die 
Heinz Neumann und Hermann Rernrnele sie verstehen, eine Theorie oder 
Philosophie des mSozialfaschisrnus*, die geradezu ein Musterbeispiel der 
voIlkornmenen Unfähigkeit unserer Nebbich-Theoretiker ist, auch nur das 
ABC der wirklichen KlassenverhäItnisse in Deutschland and ihre Tendenzen 
zu verstehen. 
An dem Gerede vorn rSozialfaschisrnusr ist nur das Wort neu: Die Sache 
selbst ist die AuWämung des alten ultralinken Kohls von der Sozialderno- 
kratie als dem reckten (oder linken!) Fltgel des Faschismus, den der V. 
Weltkongreß der Kommunistischen Internationale unter Sinowjews und Sta- 
lins Patronat in Umlauf setzte, und den dann Maslow und Ruth Fischer als 
Gnind!age ihrer ulttalinken Taktik aufgriffen. Die K~mmunistische Partei 
Italiens aber, die es mit dem wirklichen Faschismus zu tun hatte, und der die 
handgreiflichen Tatsachen zeigten, dafl es praktisch unsinnig ist, den Refor- 
mismus und den Faschismus seIbst bei roll entwickeltem, herrschendem 
Faschismus in einen Topf zu werfen, ließ diesen Unsinn stillschweigend 
fallen. 
Die theoretische ~Vertiefung. diaec neubenamsten alten Unsinns findet 
man, wohl nicht zufällig, in der NT. I 2 des (deutschen) Internationale, die 
vom 1. April datiert ist. 
Irn kitartikeI dieser Apnlnummer, *Herr Greszinskia, wird zunächst die 
Coziaidemokratie eingeführt als *die die Geschäfte des Trustkapitals füh- 
rende Partei*. I-Eier beginnt schon der Unsinn, Der unklare Ausdruck soll 
besagen, daß die Sozialdemokratie die Jiihrendc Partei des Trustkapitals sei. 
Sie ist aber nur eine vom Tmstkapital gefchrte Partei. was durchaus der 
' Eint Verballhwnung d u  von KPDPunkrion3ren srändig verwendeten Begriffs -hndyse-. 

I I 



allgemeinen Rolle des kleinbürgerlichen Reformismus im Verhälmis zum 
Tnistkapital entspricht. Die Quelle dieses Unsinns ist der - parlamentari- 
sche Kretinismus, der das wirkliche, gesellschaftliche Verhältnis der Klassen 
und Parteien mit dem pariarnentarkchen Schein verwechselt. Dieser parla- 
mentarische Schein stellt irn gegebenen Fall das wirkliche Bild der Klassen- 
verhalmisse auf den Kopf. Der Sozialdemokrat Hermann Müller ist Reichs- 
kanzler. Der Sozialdemokrat Rudolf Hilferding Reichsfinanzminlster. Und 
sie *führen. so die *Geschäfte des Trustkapitals~. Man braucht weder 
*Marxist= noch *Leninist# zu sein, sondern einfach nicht sich von der parla- 
mentarischen Oberfläche düpieren zu lassen. um zu verstehen, daß sie nicht 
die Führer, sondern die Geführten des Tmstkapitals sind. Die Hermann 
Rernmelc U. Co. nehmen den Schein für bare Münze, und taufen diese höchst 
einfache Prozedur *marxistische Analyse*, und schon wird das ein Glau- 
benssatz, an dem zu zweifeln Liquidatorentum. Versöhnlertum, sozialdemo- 
kratische Rückständigkeit, jedenfaIls aber ein frevelhafter Verstoß gegen die 
*Linie* ist. 
Dieser ganz aui3ergewöhnliche parlamentarische Kretinismus macht es 
erklärlich, daiS diese *Theoretiker* unfähig sind, einen ganz einfachen poli- 
tischen Tatbestand auch nur richtig aufzufassen. -Herr Stresemannm, heißt 
as in dem Artikel, .fordert eine einheitliche Partei, in der alle bürgerlichen 
Parteien von den Sozialdemokraten bis zu den Deutschnationalen aufgehen 
sollen, d. h. die faschistische Partei.. Sonderbar, davon hat bisher niemand 
etwas gewußt Herr Stresemann forderte bekanntlich einen liberalen Block, 
was ein bißchen etwas anderes ist, aber abgmehen davon, so heirSt es das 
Wesen einer faschistischen Partei vollkommen verkennen, wenn man glaubt, 
sie könne aus der Verschmelzung der bisherigen parlamentarischen Parteien 
hervorgehen. Sie kann nur aus ihrer Unterdrückung, Zerschiagung, Ver- 
nichtung hervorgehen. Denn der Faschismus gibt sich gerade als das Gegen- 
stück zur parIamentan'schen Korrwption. Mit dem Kampf gegen den Parla- 
mentarismus und die parlamentarischen Parteien mobilisiert er scheinrevc- 
lutionar die kleinbürgerlichen und lumpenproletarischen Massen, aus denen 
er seine Organisationen bildet. Diese scheinrevo!utionäm Ideologie gehiirt' 
aber zum Wesen des Faschismus. Nur mit diesem revolutionären Schein 
lassen sich die Massen mobilisieren, die vom Parlamentarismus enttäuscht 
sind, zur Zerschlagung der parlamentarisch-demokratischen Maschine, oder 
zu ihrer Verwandlung in eine bloße Attrappe. 
Die Rolle der bürgerlich-parlamentm-ischen Parteien, einschließlich der 
Sozialdemokratie, bei der Vorbereitung des Faschismus, besteht nicht dann, 
daR sie sich selber in Elemente der faschistischen Partei verwandeln, sondern 
darin, daß sie den Parlamentarismus und sich selber diskreditieren und 
dadurch die Entstehung einer faschistischen Partei begünstigen, die das 



Urteil vollstreckt, das sie über sich selber fällen, d. h. ihnen den Kragen 
zudreht, Man braucht nur die Darstellung von Marx im r 8. Brurnaire zu 
lesen, um diesen Mechanismus zu verstehen. Die bonapartistische oder 
faschistische Diktatur ist ihrem gesellschaftlichen Inhalt nach die Diktamr 
des Großkapitals. Ihrer politischen Erschein~ng nach ist sie Diktatur auch 
ibcr die Großbourgeoisie und ihre Parteien. Die Groflbourgeoisie zeigt 
damit an, daß, wie Marx sagt, ihre politische Herrschaft nicht mehr verträg- 
lich ist mit ihrer gesellschaftlichen Herrschaft. 
Unsere ~offizicllen Theoretiker. lassen aIso gleichzeitig die Bourgeoisie 
politisch abdanken ~ n d  nicht abdanken. Sie stellen sich den Faschismus, den 
Gegenpol und die Ablösung des birgtriich-demokrntiscbm Parlamentaris- 
mws als eine Fortsetzrrng des bürgerlichen Parlamentarismus in 
etwas andewr Form vor. 
Das ist der Kern dieses Unsinns. Dahinter lugen wieder die langen EseIs- 
ohren des parlamentarischen Kretinismus hervor. 
Dieser Unsinn wird, wie sichs gebührt, in der krassesten Form ausgedrückt 
von dem berühmten Theoretiker Hemtann Remmele: 
~Strtsemann*, wiederhoit er nach dem Leitartikler in seinem Aufsatz =Tem- 
poverlust*, mfordert die Beseitigung des gesamten bürgerIichen Parteiensy- 
Sterns und seine Ersetzung durch die einheitliche Klassenpartei der Tmst- 
bourgeoisie, wobei er sich ganz offen mit dem faschistischen Parteiwesen 
so1idaricierte.a 
So wörtlich zu lesen, während in der profanen Wirklichkeit Herr Strese- 
mann *offen* die faschistische Diktatur ablehnte, 
*Die Notwendigkeit des Wbergang zur faschistischen Diktatur.. fährt Her- 
mann Remmele fort, *ist aber gerade bedingt durch die aufsteigende und 
immer starker werdende nnie revolutionäre Welle, mit der die bürgerbiche 
Demokratie nicht mehr fertig wird. Diese (die Welle? d. Red.) geht daher 
über in dm Farchismus, dessen Aufgab die wirksame* Niede~ha l twn~  des 
Proletariats ist. Was Wahlen und Abstimmungen nicht mehr schaffen, so11 
der Belagerungszustand Greszinskis und der 48 in der Hand Severings 
vollbringen. Auf Bajonetten läßt sich aber nicht schlafen (!} und die Polizei- 
truppen treibt nicht weniger der Hunger als die Hochbahner. Die Bajonette 
werden den Vormarsch des Kommunismus in der deutschen Arbeiterklasse 
nicht aufhalten, sondern beschleunigen, wenn diese Bajonette von den 
Helden der 11. Internationale kommandiert werden, und so wird letzten 
Endes die Diktatur des deutschen Sozialfaschismus nur eine Episode im 
Vormarsch des deu~chen Proletariats zur proletarischen Diktatur sein.. 
Was ist also, nach Hermann Remmele, des Sozialfaschismus? Die Tatsache, 
daß Greszinski Demonstrationen verbietet und Swering evtl. mit dem 5 48 
wir~chaftet? Sonderbar, daß wir dann nicht früher vom rSozia1faschismusr 



gehört haben. Die Ebert und Noske haben alle kräftig von Bajonetten gegen 
die Arbeiter und auch vom 5 48 Gebrauch gemacht. Das war konterrevolu- 
tionär, aber es war so wenig Faschismus, wie es schon Boiiapartismus war, als 
im Juni 1848 die französische Nationalversammlung durch Cavaignac die 
Pariser Arbeiter niederkartätschen ließ. 
Welch eine tolle Konfusion! Das Bajonett gegen die Arbeiter in der Hand 
des bürgerlichen Parlamentarismus ist unzweifelhaft Vorarbeit für den 
Faschismus oder Bonapartismus. Aber der Faschisrn~s beginnt erst da und 
dann, wo das Bajonett selbständig wird und s ~ n c  Spitze sich anch gegen den 
biirgmlichen Parlammtarismws wmdn, 
Das ist aber kein allmählicher ~Ubergang*, wobei der Parlamentarismus 
sich selber in sein Gegenteil verwandelt, sondern ein Spmng,  praktisch ein 
Staatss~reich, durch den die bisherigen Inhaber der Bajonette durch den 
neuen Inhaber auf den Sand gesetzt werden. Dieser neue Inhaber, woher er 
auch kommen mag, kann sich nicht auf die demokratisch-parlamentarische 
Ideologie und auf Organisationen, die darauf aufgebaut sind, stützen. er 
mufl diese Ideologie bekämpfen und die alten politischen und wirtschaftli- 
chen Massen-Organisationen mit einer neuen Massen-Organisation stü n e n  
und zerschlagen. 
Was ist die praktische Folge dieses Unsinns! Dieselbe wie die von der Sozial- 
demokratie als dem linken Flügel des Faschismus: Die Unfähigkeit, die 
sozialdemokratischen Arbeiter, die noch auf dem Boden der bürgerlichen 
Demokratie stehen, gegen ihre Führer und gegen den Faschismus zu mobili- 
sieren und ihnen die Räte aIs das wirklich revolutionäre Gegenstuck zum 
bürgerlichen Parlamentarismus begreiflich zu machen. Letzten Endes also 
die Isoliemng von den breitesten proletarischen Massen. 
Von dem sonstigen Unsinn Memann Remmeles sei nur noch erwähnt, die 
Phantastereien von der bereits irn Gang befindlichen, von der Partei 
geführten ~Offensivstrategie~. Phantastereien, durch die man sich das wirk- 
liche Heranführen der wirklichen proletarischen Massen an eine wirkliche 
Offensive erspart und die nur mit einem Sturz derer auf den Hintern enden 
kennen, die sich an solchem Phantasieren berauschen und sich mit souve- 
räner Uberlegenheit iiber den wirklichen Stand der Dinge hinuiegschm'n- 
deln. 
Weiter ist noch symptomatisch die KriegserkIämng an die Parteigenossen, 
denen an dieser angeblichen Offensive gerechre Zweifel aufsteigen. 

*Die Partei*, donnert Remmele, *muß gegen solche Strömungen ebenso 
entschieden kämpfen, wie gegen die traditionellen Träger des rechten 
Liquidatoren- und des Versöhnlertums. Die Partei kann ihre Aufgabe 
nicht erfüllen, 'wenn sie diesen riick~tändi~en, jede rmolutionäre Strategie 
in der Gegenwart h m m e n d h  Elementen die w~rchfkihmng ihrer Aufga- 



ben uertra~t.  Bei der Neuwahl der Organe der Partei d6irfm darrtrn nur - - 
die fortgeschrittensten Genossen, die das Wesen der offen5iwen Strategie 
e@t haben und sie in der Partei anwenden, zu Trägern der Parteiauf- 
gaben gemacht werden.. 

Da beginnt also ein neues Ketzergericht . . . 
Oder vielreicht kommt es ganz anders. - Und unser Hermann Remrnere wird 
nach den ersten Berührungen mit dem Erdboden und nach erhaltenem 
Kommando von oben, mit demselben Schneid gegen die d3ffensivstrategiea 
losdonnern, in deren Namen er jetzt die Anne-Liese die tollsten Purzel- 
bäume machen Iäflt und eine neue Ausschlußkampagne ankündigt 



Die Wuneln und Ziele der Kapltalsoffensive 
(anonym) am 9.Oktober 7929 
(Gegen den Strom, 2. Jg., Nt. 42) 

In der Komintern hat sich der Brauch eingebürgert, dafl bei jeder offiziellen 
Tagung, jedem Kongreß, jedem Parteitag eine neue Analyse konstruiert und 
neue Erscheinungen, neue Epochen, neue Perioden erfunden werden. Das ist 
kein Wunder bei einer Politik, deren Anderwngen nicht auf wirklichen 
Ereignissen, sondern auf den unerforschlichen Ratschlüssen der obersten 
Instanzen beruhen. Wenn die Eiihrerkunde die Richtlinie der Politik ist und 
nicht die Behandlung der aktuellen Fragen des Klassenkampfes, dann sind 
nicht die wirklichen Ereignisse, sondern die Tagungen der Instanzen die 
entscheidenden Wendepunkte der Weltgeschichte. Wir haben es nicht nötig, 
diesen Brauch mitzumachen. Die Reichskonferenz der Kommunistischen 
Opposition ist  für uns kein Aniaß, aus dem Stegreif eine neue Politik zu 
entwickeln. Im Gegenteil. Sie soll uns nur in der Fortsetzung unserer bishe- 
rigen Politik bestärken. 
Die wichtigste aktueSle Aufgabe der revolutionären Politik in Deutschland 
ist und bleibt die Organisiening des Widerstandes des Arbeiterklasse gegen 
die Kapitalsoffensive. Wahrend die offiYeIle Partei sich an ihren Schlag- 
Worten berauschte, von der *Offensive des Proletariats., vom . rwolutionä- 
ren Aufschwung* usw. faselte, haben wir von Anfang an versucht, die wirkli- 
chen Tatsachen zu beleuchten. Jetzt erst entdeckt z. B. das ZK der KPD, daR 
es so etwas wie einen Young-Plan gibt. Wir haben schon seit Monaten auf 
die Aufgaben, die sich des Arbeiterklasse irn Kampf gegen die Rcparations- 
Iösung der Bourgeoisie ergeben, hingewiesen. 
Wir wollen hier nur einige Bemerkungen über den allgemeinen Inhajt und 
die allgemeinen Ziele der Kapitalsoffensive in Deutschland machen. Daß 
diese Kapitalsoffeniwe da ist, kann niemand bezweifeln, der ein 
Mindestmaß politischen Verständnisses besitzt. Wir beobachten sie auf allen 
Gebieten, auf politischem, auf sozialem, auf steuerlichem, auf kulturellem. 
Man kann aber nicht über die Kapitalsoffensive mit dem Satz hinwegkom- 
men, daß das Kapital stets bestrebt sei, die Lebenshaltung und die Rechte 
der Arbeiter anzugreifen. Wollen wir den Widerstand gegen die Kapitalsof- 
fensive richtig organisieren, so müssen wir uns iber die besonde~en Ziele, die 



berondere Farm und den besonderm Inhalt der gegenwärtigen Offensive 
des deutschen Kapi tab klar werden. 
Zur besonderen Lage des deutschen Kapitab gehöst, daß der neue deutsche 
Ernperialismus einstweiIen viel mehr imperialistischen Heißhunger besitzt 
ah Möglichkeiten und Mittel, ihn zu stillen. Die Notwendigkeit, sich Posi- 
tionen auf dem Weltmarkt zu erobern. steht vor dem deutschen Kapital mit 
viel größeres Schärfe als vor seinen Rivalen. Die internationale Konkurrenz 
veranlaßt zur immer weiteren Anwendung neuer technischer Methoden, zur 
Rationalisierung, zum Ausbau der Betriebe. Aber jede neue Kapitalanlage 
erhöht den Widerspnich zwischen Pdukhonskapazität und Absatzmög- 
lichkeiten. Jede Rationalisierungsmaßnahme, jede neue Anlage von Kapital 
wird begleitet von Stillegungen, von einer Brachlegung von Kapital. Dieser 
Widerspruch zwingt die Kapitalisten, immer neue Anlagen zu machen, um 
auf dem Weltmarkt konkurrenzfähiger zu werden. Wahrend so auf der 
einen Seite ständig Kapital stillgelegt wird, überflüssig ist, herrscht auf der 
andcrcn Seite ein Heißhunger nach neüem Anlagekapital, ein Kapitalman- 
gel. 
Die Lage des deutschen Kapitals, das den Krieg verloren hat und durch die 
Inflation gegangen ist, zwingt es, seinen Kapitalmangel durch Einfuhr 
ausliindischen Kapitals zu befriedigen. Das heißt, dafl die deutschen Trusts 
ihre Extraprofite mit dem ausländischen Finanzkapital teilen missen. AEle 
diese Momente veranlassen das deutsche Kapital, die Lebenskaltrrng der 
Massen mit besonderer Wucht und in ganz besondetr weitem Umfang anzu- 
greifen. Nach des Theorie des SoziaIfaschismus ist die Arbeiteraristokratie, 
d. h. derjenige Teil der Arbeiter, der von der Bourgeoisie materiel! an der 
kapitalistischen Entwicklung interessiert wird, der Hauptträger des faschi- 
stischen Angriffs, dcr Hauptträger der Kapitalsoffensive. In Wirklichkeit 
liegen die Dinge gxnz anders. Die besondere Zuspitzung der Klassenverhält- 
nisse in Deutschland bahnt sich gerade aus dem Grunde an, weil die deutsche 
Bourgeoisie nicht mehr wie in ihren besseren Tagen in der Lage ist, eine 
breitere Schicht der Arbeiterklasse an ihrem Wohlergehen dwrch Konzcssio- 
nen zu interessieren. Der Arbeiteraristokrat, der satte, zufriedene, verklein- 
bürgerlich te Arbeiter, ist die festeste Stütze der bürgerlichen Demokratie im 
imperialistischen Zeitalter. Das klassische Beispiel dafür ist Engtand. Der 
Faschismus stützt sich nicht auf diese satten, zufriedenen kleinbiirgerlichen 
Elemente, sondern gerade auf die deklassierten, ins Lumpenproletariat her- 
abgesunkenen Schichten, die für ein billigeres Trinkgeld zu kaufen sind. Die 
italienischen Kommunisten haben mit Recht die faschistische Entwicklung in 
Italien aus der besonderen Lage des italienischen Kapitals erklärt. das sich 
U, a. nicht die Aufzucht einer Arbeiteraristokratie leisten konnte. Die Arbei- 
teraristokratie kann ihre besondere Rolle nur spielen, wenn sie sich auf 



starke Arbeiter~r~anisationen stützt Deshalb bedeutet die Zusammenarbeit 
mit der Arbeiteraristokrntie für die Bourgeoisie die Gewährung von 
gewissen Rechten an die gesamte Arbeiterschaft. Das Charakteristische für 
die heutige Situation in Deutschland ist, daß die Bourgeoisie diejenigen 
Rechte und Positionen der Arbeiterklasse angreift, die zugleich auch die 
Stützpunkte des Einflusses der Arbeiteraristokratie sind. Die Bourgeoisie 
will die Sozialpolitik abbauen. Sie will die Rechte der kommunalen Selbst- 
verwaltung einschränken. Auf der Tagung des Reichsverbandes der deut- 
schen Industrie wurde eine scharfe Attacke gegen die Wirtschaftsdemokratie 
geritten. Sicher glauben die Kapitalisten selbst nicht daran, daß die Wirt- 
schaftsdemokratie zum Sozialismus führt. Sie stellen sich aber jetzt Ziele, die 
sie nicht mehr auf die Dauer in Gemeinschaft mit der reformistischen Bür* 
kratie durchsetzen kiinnen. Man darf nicht vergessen, daß dem Unter- 
nehmer gar keine Gewerkschaft lieber at als eine reformistische Gmcrk- 
schaft. Die heutigen Ziele der Kapitalsoffensive, der Abbau der Sozialpoli- 
tik, der Angriff auf die Löhne, der radikale Abbau der Besitzsteuern, die 
Erhöhung der indirekten Steuern, sind gerade deshalb ein Nährboden für 
faschistische Tendenzen in der bürgerlichen Klasse, weil sie sich a ~ f  die 
Dauer airch gegen die Arbeiterara'stokratie und die Grundlagen ihrer 
sozialen StelIlrng richten. Das wird in der Theorie des Sozialfaschismus 
verwischt und übersehen. Die Theorie des Sozialfaschisrnus operiert mit 
allgemeinen Phrasen, statt konkret den Widerstreit der Klasseninteressen in 
Deutschland zu untersuchen. 
Die faschistischen Tendenzen in der Bourgeoisie äußern sich natürlich nicht 
überall direkt und unmittelbar. Sie kommen zum Ausdruck in der Konzen- 
tration der reaktionären Kräfte im Block Hugenberg-Hitkr. Aber dieser 
Block ware an sich noch kein Beweis fiir die faschistische Gefahr. Ein viel 
stärkerer Beweis ist das einmiitigr Bekennmis aller Fraktionen ~ n d  Gruppen 
der Bowgeoisie zrr den materiellen Zielen der Kapitulsoffensieic. Wir sehen 
in der Ste~erfrage eine Einmütigkeit von der mFsankfurter Zeitung* bis zu 
Hugenbetg. AlIe Fraktionen und Gruppen der Bourgeoisie haben sich hier 
mit den Interessen des Monopolkapitals identifiziert. Alle bürgerlichen Par- 
teien vertreten heute im großen und ganzen dieselben Forderungen, die 
Fordemngeen des Monopolkapitals. Diese Parteien sind nur noch eine leere 
Form, denn ihnen entspricht nicht mehr der Widerstreit unter den verschie- 
denen Fraktionen der Bourgeoisie. Geblieben sind noch traditionelle Fähn- 
chen und Phrasen Das Interesse, das dahinter steckt, ist überall gleichlau- 
tend. Es ist klar, daR diese materielle Solidarität der gesamten bürgerlichen 
Klasse mit der Großbourgeoisie. diese Aushöhlung des bürgerlichen Partei- 
Wesens in einem bestimmten Augenblick in ein Bekenntnis zum Faschismus 
umschlagen kann, sobald des Rahmen der bürgerlichen Demokratie und des 



parlamentarischen Parteischachers zur Durchsetzurig dieser materiellen 
Ziele zu eng wird. 
Der bürgerliche Staat ist das Herrschaftsinstnirnent der bürgerlichen Klasse. 
Er kann seine Rolle als Apparat zur Unterdrückung der ausgebeuteten 
Massen nur erfiillen, wenn er scheinbar eine unabhängige Stellung 
einnimmt. Er ist zugleich ein Mittel, um die widerstreitenden Interessen der 
verschiedenen Gruppen der Bourgeoisie auszugleichen und auf einen 
gemeinsamen Nenner zu bringen. Er entwickelt, um Machtinstniment der 
bürgerlichen Klasse zu sein, gleichzeitig wirtschaftliche Funktionen, wird zu 
einer wirtschaftlichen Macht. Heute aber hat  das Monopolkapital in 
Deutschland die bürgerliche Klasse auf seine Art, durch seine vorherr- 
schende StelIung in der Wirtschaft unter einen Hut gebracht. Gewisse Funk- 
tionen des Staates werden dadurch fiir das Kapital überflüssig; bbrig bleibt 
nur ftir sie das Bedürfnis nach Verstärkung des Gewaltapparats; die Verklei- 
dung des Gewaltapparats aber erscheint als kostspieliges Vergnügen. Das 
Kapital strebt zur offenen Diktatur. 
Die Rolle der Koa/itionspolitik besteht dann, daß sie den faschistischen 
Tendenzen der Bourgeoisie in doppelter Weise vorarbeitet. Einmal über- 
nimmt es die Sozialdemokratie, um ihren Koalirionsgenossen ihre Unent- 
behrlichkeit zu beweisen, Teile   PT Kupit~lsoffen~ive d u r c k z ~ f i h ~ e n .  Die 
Sozialdemokratie verschlechtert die Arbeitclo~nversichemn~, sie f ühsr den 
Young-Plan durch, sie verspricht der Bourgeoisie ein Steuergecchenk von 
einer Milliarde. Die Sozialdemokratie verbietet revolutionäre Organisatio- 
nen, bereitet reaktionäre Gesetze vor, die bestimmt sind, der Arbeiterklasse 
wichtige Rechte zu rauben. Zum anderen schafft die Sozialdemokratie durch 
die Enttäuschung der Massen über ihre Politik den Boden für die faschisti- 
sche Demagogie, für die Entfaltung einer faschistischen Massenbewegung. 
Die Rolle der KPD-Instanzen ist hier die von unfreiwilligen Helfern der 
Sozialdemokratie irnd des faschismas. Durch die Ablehnung der Einhcits- 
fronttaktik versperrt sie sich den Weg zu den Massen. Die mit der Koali- 
tionspolitik unzufriedenen Arbeiter bleiben entweder bei des SPD oder 
Iaufen an der KPD vorbei - zum Faschismus. 
Die Aufgabe der KPD-Opposition ist es, einen wirkiichen Widerstand der 
Nassen gegen die Kapifalsoffenrlve ~ l n d  gegen die faschistische Gefahr zu 
organisieren, Die Einheitsfronttnkhk ist die einzige Methode dazu. Wir 
müssen überall. bei jeder konkreten Au flerung der Kapitalsoffensive, die: 
Mittel und Wege zeigen, wie dieser Angriff abzuschlagen ist. Wir müssen 
den schürfstm Kampf gegen die Ko~litionrpolitik fiihren. Wir müssen 
zeigen. wie die Koaliticinspolitik, die Arbeitsgemeinschaft mit der Bourgeoi- 
sie nur der Bourgeoisie nutzt, wie sie die Voraussetzungen schafft für  den 
faschistischen Genttalangriff auf das Proletariat. Auf die Spaltung des 



Proletariats durch die Koalitionspolitik antworten wir nicht mit der Abkap 
selung von den noch reformistisch gesinnten Arbeitern, sondern mit dem Ruf 
nach der Einheitsfront der Arbeiterklasse und aller Werktätigen gegen den 
gemeinsamen Feind, gegen die Bourgeoisie, gcgeo das gesamte Kapital. Die 
dichste A~fgabe  der Opposition ist die Organisierang des Widerstandes 
gegen die Finanzreform, durch die die Lasten des Yowng-Plans auf die 
Arbeiterschaft abgewalzt werden sollen, gegen die neaen tndirektm Stew- 
m, gegen die Drossel~ng der kornrnirnalen S e i b s t v e m ~ l t ~ n g  und der 
sozialen Leistnngen dw K o m m n m .  In diesem Kampfe gelten unsere alten 
Losungen nach stärkerer Belastung der Besitzenden, EinstelEung der Ausga- 
ben für Rüstungszwecke, Rückzahlung der Subventionen, Bekämpfung der 
Steuerhinteniehung der Kapitalisten usw, 
Irn Kampfe gegen die konkreten Einzelerscheinungen der Kapitalsoffensive 
müssen wir die Propagdnd~ fiir vnsere grwndsätzlichen Ziele entfalten. Der 
Bankrott der bürgerlichen Demokratie, die Gefahr der faschistischen Dikta- 
tur muR zu einer Propaganda der Riitediktatur ausgenutzt werden. Der 
Bankrott der Wirtschaftsdemokratie, die Tatsache, dafl das Monopolkapital 
sich die gesamte Wirtschaft und den gesamten Staat unterwirft, muß mit 
einer Propaganda fiir die Kontrolle d e . ~  Produktion dnrch die Arbeiterklasse 
beantwortet werden, 
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Faschismus, Bonapartismus und bürgerliche 
Demokratie 
Peregrinus (Lee) am 22.Februar1930 
(Gegen den Strom. 3. Jg,, Nr. 8)  

Die beiden Artikel der Genossen Reinhard und Jacobsen, die wir als Beitrag 
zur Plattformdiskussion in den letzten Nummern von %Gegen den Strom. 
veröffentlicht haben, sind ein Beweis fur den ernsten Willen, die aktuejlen 
ProbIeme des Klassenkampfes in Deutschland theoretisch durchzuarbeiten. 
Die Auseinandersetzung mit den Zweifeln dieser Genossen an der Richrig- 
Keit des Standpunktes des Plattfonnentwurfes in der Frage des Faschismus 
wird dazu beitragen, diese So wichtige Frage zu klären und wird uns helfen, 
die Formulierungen des Plat tformenmrfes zu präzisieren. 
So sehr auch die Auffassungen der Genossen Reinhard und Jacobsen vonein- 
ander abweichen, in einem Punkte sind beide derselben Ansicht. Sie leugnen 
eine Verbindung zwischen den Tendenzen der Politik der deutschen Groß- 
bourgeoisie und dem Anwachsen der faschistischen Bewegung. Sie bestreiten 
eine Entwicklung entscheidender Teile der deutschen Bourgeoisie zum 
Faschismus. Bekanntlich haben wir sowohl im PlattFormentwud als auch bei 
der Behandlung der gegenwärtigen politischen Entwicklung in Deutschland 
stets und unserer Ansicht nach mit voller Berechtigung auf die wachsenden 
faschistischen Tendenzen innerhalb der deutschen Bourgeoisie hingewiesen. 
Es liegt auf der Hand, -das es sich hier um e i ~ e  Frage handelt, die von 
entscheidender Bedeutung fur unsere gesamte politische A r b i r  ist. 
Der Genosse Keilthard zitiert die auch vom Genossen Thalheirner erwähnte 
Stelle aus dem Rürgetkrieg in Frankreich von Kar1 Mam. Dort heißt es: 

 der Empeiialismus (hier im Sinne von Bonapartismus) ist die prostituier- 
teste und zugIeich die rchliefilicbe Form jener Staatsmacht, die von der 
entstehenden bürgerlichen Gesellschaft ins Leben gerufen war als das 
Werkzeug ihrer eigenen Befreiung vorn Feudalismus, und die die voll 
entwickelte bjirgerliche Ges~llscbaft verwonklt in ein W~rkzmg  der 
Knechtung der Arbeit d~rrch das Kapital.. 

Der Genosse Reinhard setzt neben dieses Marxsche ein Engelsches Zitat, in 
dem es heiflt, da8 das Kapital in der demokratischen Republik seine Macht 
indirekt aber um 50 sicherer ausübe. 
Genosse Reinhard ist nun, ,/enn wir ihn recht verstehen, der Ansicht, daß 
die deutsche GroRbourg;eoisie keine Veranlassung habe, die bürgerliche 



Demokratie, in der ihre Herrschaft gesichert sei, zugunsten des Faschismus 
preiszugeben. Zum Faschismus greift die Bourgeoisie nach dem Genossen 
Reinhard nur in einer Situation, *wo das Proletariat sich anschickt, die 
Bourgeoisie niederzuwer€en-. Es sei zwar heute eine wachsende faschistische 
Gefahr in Deutschland vorhanden, aber das Großkapital denke nicht daran, 
der faschistischen Bewegung die Diktatur zu überlassen, sondern wolle diese 
faschistische Bewegung lediglich zur weiteren Festigung seiner demokrati- 
schen Diktatur, seiner Klassenherrschaft im Rahmen der bürgerlichen 
Demokratie ausnützen. 
Aus dem erwähnten Manschen Zitat geht hervor, dai3 Marx den Bonapar- 
tismus als die letzte Form der bürgerlichen Staa~macht auffaßte. deren 
andere Form die bürgerliche Demokratie ist Was die Bourgeoisie stets und 
überall braucht, ist *jene Staatsrnachtm, die *ein Werkzeug der Knechtung 
der Arbeit durch das Kapital* ist, d. h. der staatliche Gewaltapparat, der die 
Profitmacherei schützt, D i e  kapitalistische Staatsmacht, Bürokratie, Heer, 
Polizei usw. ist also das Wesentliche. Demokratie und Faschismus sind nur 
die Formen dieser Staatsmacht. Es ist nun klar, daß die Bourgeoisie die 
Fomen dieser Staatsmacht nicht wie Kleidermoden wechselt, sondern nur, 
wenn sie durch objektive Ursachen, durch ihre Klasseninteressen, durch die 
KlassenverhäItnisse dazu genbtigt wird. 
Die parlamentarisch-demokratische Herrschaft der Bourgeoisie setzt vor- 
aus, daß sie die Massen zur Unterstützung dieser Herrschaftsforrn gewinnen 
kann. Das geschah in der Frühzeit der bürgerlichen Demokratie durch 
gewisse Konzessionen an das Kleinbiirgertum, später vor allem durch 
Konzessionen an die Arbeiteraristokratie. die gegenwärtig der stärkste Mei- 
Ier der bürgerlichen Demokratie ist. I-Ieute sehen wir einen Generalangriff 
der deuachen Kapitalisten auf jene Positionen der Arbeiterklasse, die es der 
~erkleinbür~erlichten Oberschicht dieser Klasse der Arbeiteraristokratie 
ermöglicht hat, sich feste Stützpunkte in der heutigen Gesellschaft zu schaf- 
fen: das sind Sozialpolitik und Gewerkschaften. 
Die Bourgeoisie gewährt keine Konzessionen mehr; sie baut ab. Durch die 
heutige Kapitalsoffensive werden so die objektiven Grundlagen der bürger- 
lichen Demokratie untemühlt. An einem bestimmten Punkt muß dieser 
Generalangriff der Bourgeoisie den Rahmen der bürgerlichen Demokratie 
sprengen. Das Groflkapital wird, solange es geht, im Rahmen der bürgerli- 
chen Demokratie und mit Hilfe der Sozialdemokratie die Rechte der 
Arbeiter abbauen. Will sie aber den GeneraIabbau der Sozialpolitik durch- 
setzen, will sie die ökonomischen Ziele erreichen, die heute von allen 
bürgerlichen Richtungen, von der .Frankfurter Zeitung* bis Hitler vertre- 
ten werden, dann mufl sie schließlich und endlich alle Arbeiteroganisationen 
niedesrennen. 



Wenn der Genosse Reinhasd meint, nur damn, wenn das Proletariat sich 
anschicke, die Bourgeoisie niederzuwerfen, bekehre sich das Kapital zum 
Faschismus, so ist das eine durchaus abwegige Auffassung. Die geschichtliche 
Erfahrung zeigt, daß der Aufschwung und der Sieg des Faschismus überall 
nicht auf Grund eines rwolutioniren Aufschwungs erfolgt, sondern auf 
Grund der Niederlage der Revolution. Der Sieg des Faschismus setzt nicht 
nur die Dickreditierung des Reformismus und des bürgerlichen Demokratie 
überhaupt voraus, sondern auch die Dickreditierung der rwoIutionären Par- 
tei; nicht eine stumische Angriffs'bewegung des Proletariats, sondern seine 
Enttäuschung, seine Verzweiflung, seinen Unglauben a n  die Möglichkeit 
einer selbständigen Klassenhwegung. Wenn der revolutionäre Aufschwung 
da ist, dann schart sich, wie Engels gesagt hat, und wie alle geschichtliche 
Erfahrung zeigt, die gesamte Bourgeoisie um die areine Demokratie., dann 
reden sogar GeneraIdirektoren vom Sozialicmus. Ist aber der Ansturm des 
Proletariats gescheitert, ist die Arbeiterklasse zerfleischt und enttäuscht, 
dann greift die Bourgeoisie zur Rache, dann gibt sie b~na~artist ischen oder 
faschistischen Gesellschaftsrettern die Möglichkeit, die Revolution und den 
Sozialismus in Gestalt selbst der zahmsten spießbiirgerlichen Reformer zu 
bekämpfen, um sich nach der vergangenen Furcht vor zukünftigen Uberra- 
schungen m sichern. Der Aufschwung des Faschismus setzt also nicht einen 
vorhandenen, sondern einen bereits vergangenen revolutionären Auf- 
schwung voraus. Er setzt weiter voraus, daß die Bourgeoisie nicht für heute, 
sondern für  die Zakunft mit einem neuen derartigen Aufschwung rechnet. 
Die faschistische Diktatur ist  also gewissermaßen der präventive Burger- 
krieg. 
Dcr Sieg des Faschismus hat also nicht die Stärke der subjektiven Faktoren 
der Revolution zur Voraussetzung, sondern ihre Schwäche. Er hat allerdings 
zur Voraussetzung den objektiv-revolutionären Charakter der Epoche, d. h. 
die Tatsache, daß wir in der Zeit des Niedergangs des Kapita4ismus leben. 
Der revolution5re FrozeR entwickelt sich im niedergehenden Kapitalismus 
nicht in der Weise. daß eine automatische regelmäflige Stärkung der revolu- 
tionären Kräfte erfolgt. Diese Stärkung hängt wesentlich von der Tätigkeit 
der Partei ab und kommt keineswegs von selbst. Die Zuspitzung der Wider- 
sprüche im niedergehenden Kapitalismus äußert sich darin, daI3 die herr- 
schende Masse ihre Macht nicht mehr in der alten Weise aufrechterhalten 
kann, daß sie gezwungen ist, das gesellschaftliche Gefüge von sich aus zu 
zersetzen. Marx sagte einmal, daß der Fortschritt der Revolution sich in der 
Herausbildung der Konterrevolution äußere. Das ist der wahre Zusammen- 
hang zwischen der revolutionären EnrwickIung und dem Aufkommen des 
Faschismus. 
Wenn wir von faschistischen Tendenzen der Großbourgeaicie sprechen, so 



handelt es sich hier nicht um die b m ß t e n  Absichten eines Teiles dieser 
Gro&bourgeaisie, sondern noch viel mehr um die objektiven Konsequenzen 
der Politik der anderen Teile. Es ist verkehrt, die bürgerliche Politik danach 
zu beurteilen, wie sie sich irn Kopfe der bürgerlichen Politiker spiegelt, 
danach was diese zu tun v o r g e h .  Die Politik des Bourgeoisie muß auf 
Grund der objektiven Klasseninteressen der Bourgeoisie bewertet werden. 
Es kommt nicht darauf an, ob die Großbourgeoisie heute einen faschicti- 
schen Staatsstreich will oder nicht. Es kommt darauf an. ob ihre Klassenin- 
teressen, ob die Politik, die sie heute  treib^ diese Konsequenzen haben 
rnü ssen. 
Der Genosse Reinhard gibt seibst zu, dafl die Großbourgeoisie die faschisti- 
schen Organisationen unterstützt, und daß diese Organisationen wachsen. 
Das Aufkommen einer starken faschistischen Massenbewegung, die ja nur 
auf Rosten der Arbeiterorganisationen wachsen kann, muß aber an einem 
bestimmten Zeitpunkt den faschistischen Staatsstreich notwendigerweise auf 
die Tagesordnung stellen, ganz gleich ob die Bourgeoisie das heute b w f i t  
anstrebt oder nicht. Als die italienische Bourgeoisie begann, Mussolini zu 
untentuwen, dachte sie keineswegs daran, ihm die Diktatur zu übertragen. 
Ihre ökenomischen lnteressen zwangen sie, eine Massenbewegung gegen die 
Arbeiterorganisation aufzuziehen. Als diese Massenbewegung stark genug 
war, ergab sich der Staatsstreich als die natürliche Folge, wenn auch gewisse 
Kreise des italienischen GroßkapitaIs keineswegs davon entzückt waren, 
einen Diktator von so zweifelhafter Herkunft wie Mussolini zu erhalten. 
Objektiv ergab sich der Sieg des Faschismus, notwendig aus der Lage und 
den Interessen der italienischen Bourgeoisie. Nimmt man aber die bewußten 
Handlungen der Bourgeoisie, so erscheint der Sieg Mussolinis atc ein Glied 
in einer Kette von Zufällen. Es wäre Iächerlicb sich vorzustelIen, daß die 
italienischen Kapitalisten in dem Augenblick, als sie die Banden Mussolinis 
zum erstenmal zur Niederschlagung von Streikenden ausschickten, gedacht 
hatten, da13 dieser ihr Schritt zu einer faschistischen Diktatur führen müsse, 
Hätte man ihnen das damals gesagt, sie hätten das für einen guten Witz 
gehalten. 
Seinen Ansichten und unmittelbaren Absichten nach ist z, B. Schacht wohl 
kein Faschist. Aber sein Vontofl gegen die Regierung war objektiv ein 
Ausdruck der heute anwachsenden faschistischen Tendenzen, war objektiv 
eine V~rschubleistung für den Faschismus. Das wird wohl auch der Genosse 
Reinhard nicht bestreiten. 
Wenn wir von einem faschistischen Staatsstreich sprechen. so denken w i r  
nicht an einen Staatsstreich im juristischen Sinne, sondern an den 
Begriff. Der juristische Begriff des Staatsstreichs ist der vollendete und 
erfo tgreiche Hochverrat, d. h. die Xndemng des bisherigen verfassungsm5- 



i3igen Rechtszustandes. Der politische Begriff des Staatsstreichs kann mit 
dem juristischen zusammenfallen, braucht es aber nicht Mussolini hat die 
Verfassung erst einige Jahre nach seinem Staatsstreich geändert, in Polen ist 
sie noch heute nicht geändert. Wesentliches Moment der Staatsstreichs ist 
der Gewaltakt, durch den sich die ausführende Gewalt von der gesetzgeben- 
den, d. h. vorn Parlament, unabhängig macht und die tatsächliche Außer- 
kraftsetzung der demokratischen Rechte. Ob das auch parag~aphenrnäfli~ 
festgelegt wird oder nicht, d. h= ob die legale Form gewahrt wird oder nicht, 
tut nichts zur Sache. 
Auch die bürgerliche Demokratie kann nicht ohne eine ständige Gewaltan- 
wendung gegen die ausgebeuteten Massen und eine fartwährende AuOer- 
kraftsetzung von demokratischen Rechten auskommen. Das beste Beispiel 
ist die deutsche Republik mit deh  $48, dem Republikschut~~setz,  den 
Presse- und Organisationsverboten usw. Aber die bürgerliche Demokratie 
setzt die demokratischen Rechte von Fall zu Fall oder in beschranktem 
Maße a u k r  Kraft. Der Unterschied zwischen Demokratie und Faschismus 
besteht nicht darin, da13 die Demokratie gewaltios ist, während der 
Faschismus Gewalt anwendet. Wer, wie die Komintern, jede Gewalttat 
gegen die Arbeiterklasse als Faschismus bezeichnet, idealisiert dadurch die 
bürgerliche Demokratie. Das Charakteristische des Faschismus besteht dar- 
in, dai3 er die systematische und allgemeine Rechtlosrnachung der Massen ist, 
dafl er die demokratischen Rechte nicht einzeln und von Fall zu Fall, 
sondern generell a u k -  Kraft setzt. Von diesen demokratischen Rechten sind 
fur die Arbeiterklasse die Gchtigcten die Freiheit der Organisation, der 
Presse und des Streiks. Der Faschismus zerschlägt alle selbständigen Organi- 
sationen der Arbeiterklasse, auch die refokstischen. 
Es ist  deshalb falsch. anzunehmen, daß die biirgerliche Demokratie unrnerk- 
lich in den Faschismus übergehe, d. h. eigentiich mit ihm identisch sei, wie 
das die Theoretiker des ~Sozialfaschismus~ behaupten. Es ist aber auch 
unrichtig, nicht zu sehen, dafl die Diktaturtendenzen des Großkapitals in 
einem bestimmten Augenblick den Rahmen der bürgerlichen Demokratie 
sprengen mussen. Das vergiflt der Genosse Reinhard. 
Der Genosse ]acabs& sieht im Faschismus eine selbständige Bewegung des 
Kleinbiirgerrwms, die nicht ohne weiteres die Klasseninteressen des Großka- 
pitais vertritt, ja, diese Klasseninteressen teilweise sogar bekämpft. 
Genosse Jacobsen weiß, daß Marx der Ansicht war, der Kleinbürger könne 
in der modernen biirgerlichen Gesellschaft. zwischen den 'oeiden Hauptklas- 
Sen: Bourgeoisie und Proletariat, keine selbständige Politik betreiben, 
Genosse Jacobsen hilft sich aus der Verlegenheit, indem er den sogenannten 
neuen Mittelstand auf Kosten des alten idealisiert und herausstreicht. Der 
Kleinbürger der foer und 7oer Jahre des vorigen Jahrhunderts war seiner 



Ansicht nach beschränkt und feige, während der heutige Kleinbürger einen 
weiteren Gesichtskreis besitze, und überdies im K&ge gelernt habe, mit 
Waffen umzugehen. Diese Geschichtsbetrachtung stimmt nicht ganz. Das 
beschränkte und feige Kleinbürgertum des rg. Jahrhunder& hat  immerhin 
eine wirklich revolutionäre kleinbürgerliche Demokratie h e ~ o r ~ e b r a r h t  
und den alten feudalen Gewalten Barrikadenschlachten geliefert, während 
das heutige Kleinbürgertum, soweit es nicht auf den Standpunkt dec revolu- 
tionären Proletariats überging, was bisher nur in seltenen FälIen der Fall 
war, seinen weiten Gesichtskreis in einer Unterstützung der imperialisti- 
schen Expansion und seinen Mut in einem begeisterten Kadavergehorsam in 
den Armeen des Großkapitals äußerte. Die Charakteristik des Kleinbürger- 
tums, die uns Genosse Jacobsen liefert, stimmt also n i c h ~  
Wir ziehen es deshalb vor, bei Marx zu bleiben. Eine kleinbürgerliche 
Politik kann in der bürgerEichen Gesellschaft nur  den Interessen der groflen 
Bourgeoisie dienen, ganz gleich, ob die klein bürgerlichen Politiker sich 
dessen bewuflt sind oder nicht. Die kleinbürgerliche Ideologie- und auch die 
Ideologie des Faschismus - gibt sich natürlich antikapitalistisch. Aber ihr 
Antikapitalismus ist reaktionär und deshalb undurchfiihrbat. Er ist eine 
reaktionäre Utopie. Er wilI die kapitaIistische Ausbeutung nicht bekämpfen, 
indem er die kapitalistischen Verhältnisse iiberhaupt aufhebt, sondern 
indem er diese Privateigentumsverhälmissc auf ein bereits überwundenes 
Stadium zurückschraubt. Dieser reaktioniiren antikapi talistischen Utopie 
entspricht deshalb eine reaktionäre prokapitalistische Praxis; jede rück- 
schrittliche Politik irn kapitalistischen Staat dient den kapitalistischen 
Scharfmachern und damit der kapitalistischen Ausbeutung. 
Genosse Jacobsen behauptet, der Faschismus sei das im Besitz der Macht 
befindliche Kleinburgertum. Der Faschismus habe die Herrschaftsform der 
Großbourgeoisie zertrümmert. Genosse Jacobsen lehnt die Parallele zwi- 
schen Faschismus und Bonapartismus ab. 
Wir halten diesen Vergleich im wesentlichen, natürlich nicht in allen Einzel- 
heiten fiir durchaus zutreffend. Was Genosse Jacobsen dagegen anführt, ist 
durchaus unrichtig. 
Die soziale Demagogie des Bonapartismus, der Versuch, allen Klassen zu 
schmeicheln, ihnen Versprechungen zu machen, trifft, wie das der Genosse 
Schreiner in seinen Aufsätzen nachgewiesen hat, im vollen Umfange auch 
h r  den Faschismus zu. 
Wenn der Genosse Jacobsen bestreitet. daß der Faschismus sich wie der 
Bonapartismus auf deklassierte Elemente stütze, so tut er es wahrscheinlich 
dahalb, weil er den Begriff des Deklassiertseins a l lm eng faßt. Nicht jeder 
deklassierte Kleinbürger muß unbedingt Zu hälter oder Dieb sein; das war 
auch in der Dezemberbande Napoleons TET. nicht der Fall. Genosse Jacobscn 



weiß aber wohl selber, welche Massen von Kleinbürgern gegenwärtig 
deklassiert, d. h. ihrer früheren Existenzgrundlage beraubt sind. 
Daß Napoleon 111. sich auf die Armee stiitzte, während Mussolini sich seiner 
Miliz bedient, ist nur ein formaler Unterschied. Die Behauptung, da8 der 
italienische Faschismus nicht die Korruption als Regier~n~smethode kenne, 
wie der Bonapartismus, beruht auf einfacher Unkenntnis der Tatsachen. 
Der Vergleich mit dem Bonapartismus ist für uns aber aus dem Gmnde 
wichtig, weil wir dadurch die Ergebnisse der genialen Analyse von Marx fbr 
die Untersuchung des Faschismus dienstbar machen k~nnen. 
Auch .sonst hat Genosse Jacobsen unrecht. 
Der Faschismus zertrümmert zwar die Herrschaftsform der Bourgeoisie, 
aber nur die Form. Die kapi ta l i s t i~he  Staalsrnacht, den Unterdrü~kun~ap- 
parat der Bourgeoisie zertriinrnert er nicht, er stärkt ihn, er baut ihn aus. Im 
Besitz der wirklichen Macht ist deshalb unter dem Faschismus nicht das 
Kleinbürgertum, sondern das Großkapital. 
Unserer Ansicht nach ist der Faschismus die gefährlichste Form der Kapitals- 
offensive. Nach Ansicht des Genossen Reinhard ist sie nur eine Nebener- 
scheinung dieser Offensive. Nach Ansicht des Genossen Jacobsen gar eine 
kleinbürgerliche RebclIion gegen diese. Eine solche falsche Einschäbung des 
Charakters der faschistischen Gefahr und i hrcr Tragweite muß uns hindern, 
die Massen gegen die Kapitalsodfensive zu mobilisieren. Der Sieg des 
Faschismus ist nicht unvermeidlich. Aber er kann nur verhindert werden 
durch die Gegnwehr des Proletaria~. Dazu a k r  rnuß die Gefahr irn vollen 
Umfange erkannt werden. Beim Genossen Reinhard verschwindet die 
faschistische Gefahr aus dem Blickfeld. Seine Auffassung ist eine Umkeh- 
rung der Theorie des *Sozialfaschismusu, die vor lauter mFaschismen- den 
eigentlichen Faschismus nicht sieht. Mit Argumenten nach Art des Genossen 
jacobsen haben die polnischen Kommunisten seinerzeit den faschistischen 
Staatsstreich Pilsudskis unterstützt. Wir müssen uns davor hüten, ähnliche 
Fehler zu machen. 



Uber die Perspektiven der Entwicklung des Faschismus 
in Deutschland wir bringen zunkhst dir folgenden Bcrner- 

kungen des Genossen Schtamm {Wien) zum 
Abdruck, um uns dann kritisch mit ihm aus- 
einanderzusetzen. (Red. -Gegen den Strom*) 

ETNIGE BEDENKEN 
W. Schlamm am 26. April 193d 
(Gegen den Shom, 3. Jg., Nr. 17) 

Diese Zeilen wollen nicht ein theoretischer Beitrag zur Diskussion über 
PrabIeme des Faschismus sein. (Unsere österreichischen E r f a h n i n p  ver- 
pflichten uns allerdings zur Teilnahme an der - bisher schon sehr ergiebigen 
- Selb~tetktämn~sarbeit in mGegen den Strom* und wir werden diese 
Verpflichtung demnächst einlösen.) Diese Zeilen sollen nur einige Bedenken 
formulieren, die wir gegen die konkrete Stellungnahme des ~Strornx zur 
gegcnwi~tigm Lage in Deutschland vorzubringen haben. 
Es scheint, daß innerhafb der KPD-O gewisse Neigungen bestehen, Span- 
nung und Reife der gegenwärtigen politischen Situation Deutwhlands zu 
überschätzen. Selbs~erständlich hüten wir uns, aus der - alIerdings nicht 
allzugroßen - Entfernung ein leichtfertiges UmiI über die d e u ~ c h e  Lage zu 
fällen. Aber Osterreich hat ja eine ähnliche politische Entwicklung vorweg- 
genommen und das berechtigt uns wohl, auf einige Momente aufmerksam zu 
machen. 
Unsere Gruppe hat im Vorjahre den schärfsten Kampf gegen die wahnwit- 
zige Idiotie der .Linie* gefuh~t, die anläßlich der bekannten Vorgänge in 
Osterreich die Situation als reif fur den Kampf um die Macht erklhrte. Die 
U D - O  hat uns darin sehr wirksam unterstützt. Aber heute, da sieh in 
Deutschland eine gewisse Umstellung in den Regiemngsrnethoden der Bour- 
geoisie vollzieht (offenbar keineswegs so weitstehend wie vorher in Oster- 
reich), kennzeichnet die Tageszeitung eures Gruppe am 4. April in einem 
sonst wirkEich ausgezeichneten Leitartikel die politische Lage mit folgendem 
Schlußsatx: 

*Die Zeit duldet keinen Aufschub. Es geht um die Frage, wer in Deutsch- 
land hemchen soll: der Faschirmas oder die Arbeitprkhrre.~ (Hervorhe- 
bung von der mhrbeiterpo~itiks) 

nas kann keinen anderen Sinn haben wollen als den, daß *ohne Aufschub* 
der Kampf um die Macht auf der Tagesordnung sei. Ist das in Deutschland 



der Fall? Gegen eine solche (m. E. grundfalsche} Meinung wäre erst dann zu 
poIemisieren, würde sie aufrechterhalten werden. 
Es fiele mir bberhaupt nicht ein, auf die zitierte Stelle aufmerksam zu 
machen, dürfte man annehmen, daß es sich um eine jener berühmten 
Entgleisungen handelt, die ja wirklich jedem dazwischenlaufen können. 
Aber gegen diese Annahme spricht manches aus dem Leitaufsatz in *Gegen 
den Strom* Nr. 14 vom 5 .  April. Dort heißt es z. B.: 

*Von der heutigen Präsidentenregiemng der gerade Weg zur farchi- 
stiscben Diktatur.. ., von dem verfassungsmäfligen Regime des ,Artikel 
48 fuhrt der Weg zum faschistischen Staatsstreich.. 

Ein leichtfertiger Prolet wäre man, wollte man jede Möglichkeit einer 
solchen Entwicklung apodiktisch teugnen. Aber marxistische Politik besteht 
ja nicht in der Aufzählung aller rnöglic~en Eventualitäten; sie muß sich - 
gestützt auf eine ernste Analyse der wirklichen Klassenkriifte - entschließen 
kennen, aus all den Möglichkeiten die wahrscheinlichste zu erkennen. Und 
da scheint die Prognose des xgeraden Weges. etwas gewagt. Mit den 
.geraden Wegen. hat es ja überhaupt so seine eigene ~ewandcnis. Die Bour- 
geoisie, solange ihr nicht siimtliche Manöverierfähigkeiten abgeschnitten 
sind, geht in ihrer Politik nicht den mgeradm Weg.; sie geht in jedem 
AugenbIick gerade dorthin und gerade so weit, wo und wieweit sie mit den 
geringsten Risiken den jeweils größten Erfolg erzielen kann. Das heii3t 
konkret, die deutsche Bourgeoisie hat sich rn. E. mit der Einsetzung des 
Brüning-Kabinetts absolut noch nicht verpflichtet, den .geraden Weg* mzur 
faschistischen Diktatur* zu gehen. Wer sich darauf festlegt, konnte noch 
seine blauen Wunder erleben, etwa mir einer nicht allzufernen Wiederkehr 
der Koalitionspolitik. 
Da sagt aber der fragliche Leitaufsatz, man dürfe eben nicht das formale 
Problem der faschistischen Diktatur fur entscheidend halten, sondern den 
faktischen Inhalt der gegenwärtigen Politik der Regierung; und der Rabe die 
offene Tendenz zum Faschismus. 
Mit Verlaub: Der Faschismus ist aber ein sozwsagen ~forrnales* Problem; 
denn Faschismus - das ist ein System von ganz bestimmten Formen, Metha- 
den, Aardmck~mirteln kapitahstisches Politik. Nicht ihr Inhalt ändert sich 
auf dem Wege von der Demokratie zum Faschismus. dieser Inhalt ist viel- 
mehr - eine Fibelweisheit - stets der gleiche Drang nach gröfltmöglichem 
Profit. Auf die Formen, in denen sich dieser Drang ausleben darf, kommt es 
an! 
Und darum ist es ein recht schiefes Argument, sagt man: 
mWenn wir vom faschistischen Staatsstreich sprechen, so denken wir nicht an 
die juristische Seite der Frage, sondern an die politische, klassenmäßige.* 
Das klingt gut, mamistisch, also bestrickend, aber es ist m. E, falsch. Irn 



durchkapitalisierten Deutcchland bedeutet ein faschistischer Staatsstreich 
nicht, dafl eine -dritte* Kraft sich siegreich in den Klassenkampf mengt und 
die bisherige Politik der Bourgeoisie einen andemn Inhalt bekommt, 
sondern er bedeute& daß die bisherige Politik mit anderen Formen fortge- 
seh t  wird. Umgekehrt bedeutet eine v~rfassungrnäßige Verschärfung der 
bisherigen Bourgeoisiepolitik eben nicht den faschistischen Staatsstreich. 
Wenn die bürgerliche Demokratie in bestimmten Situationen diese oder jene 
Maske lüftet, hört sie nicht a u f  bürgerliche Demokratie zu sein, die ja i n  
jeder Maske eine ausschlieflliche Herrschaft des Kapitalismus und seiner 
Interessen ist. Ich glaube, man sollte mit der verächtlichen Ablehnung der 
n formalen, juristischen* Bestimmungsgründe des Faschismus und des faschi- 
stischen Staatsstreiches etwas vorsichtiger umgehen, 
Der fragliche Leitsatz behauptet: 

~ U r n  dieses [ihr) Programm durchzufuhren, durchlöchert die Bourgeoisie 
das parlamentarische System.. 

Dafl die Bourgeoisie ihr Programm mit dem Parlament durchfuhren kann, 
beweist die (nicht jeden *überraschende*) parlamentarische Mehrheit fiir 
das Brüning-Kabinett. Aber noch mehr wird das durch die Müller-Regierung 
bewiesen, die während ihrer fast zweijährigen Existent in höchst parlamen- 
tarischen Formen das kapitalistische Programm durchgeführt hat. Es wird 
doch wohl niemand behaupten wollen, daO die Müller-Regierung für ihre 
Kapitulationen ver dem Finanzkapital auch nur die allergeringste Gegen- 
gabe hr die Arbeiter herausgeholt hat. Und trotzdem, die SPD würde, käme 
es nach diesen ihren Heldentaten demnächst zu Neuwahlen, dennoch nicht 
erheblich unter ihre p Millionen Stimmen fallen. Das findet seine Erklärung 
freilich nicht zuIetzt in der katastrophalen Politik der KPD; aber mit diesem 
unglückseligen Faktor dürfen eben Bourgeoisie und Sozialdemokratie rech- 
nen. Die Beweisführung des angegriffenen Leitaufsatzes in *Gegen den 
Stroma : 

.Das System beruht darauf, daß die regierenden biir- 
gerlichen und kleinbürgerlichen Parteien die Massen durch kleine Kon- 
zessionen für die Unterstützung der großen Raubzuge des Kapitals gewin- 
nen. Das heutigc Programm der Bourgeoisie macht Schluß so gut wie mit 
allen Kompromissen an die Massen, Iäflt sa gut wie keinen Spielraum 
mehr übrig fur die parlamentarische Demagogie.. 

- diese Beweisführung ist  nur sehr bedingt richtig. Erstens, glaube ich, ist es 
falsch, daß das par!amentarische System auf Konzessionen an die Massen 
beruht. Solche Konzessionen werden nur in Zeiten revolutianärer Bedro- 
hung der Kapitalherrschaft gemacht; ebbt der revolutionäre Aufstieg ab, 
dann nimmt dasselbe parlamentarische System. das sie notgedningen 

hat, diese Konzessionen wieder restlos zuriick. Die Rücknahme der 



Konzessionen ist Gr den Parlamentarismus mindestens ebenso wesentlich 
wie ihre Gewährung. Zweitens scheint mir die Behauptung unrichtig, daß 
das heutige Programm der Bourgeoisie so gut wie keinen Spielraum mehr fiir 
die parlamentarische Demagogie übrig läf3t. Seit 1923 haben wir sowohl in 
Deutschland wie in Osterreich einen im Wesen =kompromifllosen* Zustand, 
d. h. die Sozialdemokratie bekam seither für ihre Knechtsdienste so gut wie 
nichts mehr bezahlt. Trotzdem hat  sie sich - durchaus darin von der Bour- 
geoisie freundlich unterscüttt - durch raffinierte parlamentarische Dernage 
gie die Massenbasis erhalten können. Es würde eine sehr gefährliche und 
absolut unzuläccsige *Vereinfachung- der Perspektive bedeuten, wollten wir 
fur die nächste Periode die Möglichkeit solcher par!amentarischer Demago- 
gie leugnen. Wären die Dinge so einfach, dann wäre revolutionäre Politik 
ein Kinderspiel, in dem also sogar der Remmefe mitspielen dürfte. 
Endlich noch ein Wort über eine reichlich unklare und sehr zweideutige 
Stellungnahme des angegriffenen Aufsatzes zur Frage der .Verteidigung des 
Parlamentarismus*, Derselbe Aufsatz, der behaupte& daß in Deutschland 
gegenwärtig nicht etwa *nebensächliche Formen* des Parlamentarismus, 
sondern sehr materielle ;demokratische Rechte* des Arbeiterklasse auf dem 
Spiele stehen, behauptet: 

mDie revolutionäre Arbeiterschaft kann es ruhig den linksbürgerlichen 
und sozialdemokratischen parlamentarischen Kretins überlassen, die 
Trümmer des deutschen Parlamentarismus wieder m leimen. . ., dafl es 
heute nicht gilt, die Agonie des Parlamentarismus zu verlängern . . ,U 

Freilich, die revolutionäre Arbeiterschaft hat ohne Zweifel die Demaskie- 
rung der bürgerlichen Demokratie zu einer wirksamen Agitation gegen 
diese und fur  eine revalution5re Lösung auszunutzen. Sie ist alles eher als ein 
Sachwalter des Parlamentarismus. Aber ich fürchte, daß die zitierten Formu- 
lierungen etwas ungiiicklich sind. In ihrer Konsequenz würden sie besagen, 
daß die revolutionäre Arbeiterschaft an einer weiteren Zertrummemng der - 
demokratischen Rechte des Proletariats geradezu interessiert ist, damit die 
~Agonie des Parlamentarismus= nur ja nicht verlängert werde. Sie wurden 
weiter besagen, daß die revolutionäre Arbeiterschaft keine Ursache hat, die 
gefährdeten demokratischen Rechte zu verteidigen, sondern nur noch die 
Aufgabe, direkt auf die re~olutionare Lösung hinzuarbeiten. Und hier 
schließt sich der Kreis: unsere Kritik begann ja an bedenklichen Außenin- 
gen, die genau das vertreten. Man sieht, da& es sich nicht um eine gelegent- 
liche Entgleisung, sondern um ein System handelt. 
Zusammenfassend: es herrscht vollige Ubereinstimrnung, dafi die deutcche 
Arhiterk!asse einem verschä.ften Angriff der Konterrevolution ausgesetzt, 
durch den Abbau lebenswichtiges Rechte bedroht ist. Bestritten ist aber, daß 
dieser Angriff schon die bürgerliche Demokratie sprengt (die ja eben nicht 



die Summe demokratischer Rechte, sondern die entwickeltste Herrschafts- 
form der modernen Bourgeoisie ist), Faschismus ist oder auf *geradem 
Wege. zu ihm fiihrt. Unbezweifelt ist die Richtigkeit eines TeiIes eurer 
taktischen Konsequenzen. 

GRUNDLAGEN um WEGE DER F A S ~ S T T S C H E N  
ENTWICKLUNG IN DEUTSCHLAND 
August fha'lheirner am 26. Apdl1930 
(Gegen den Strom, 3.3g., Nr. 17) 

Wir haben die vorstehenden Bemerkungen des Genossen Schlamm deshalb 
wiedergegeben, weil anzunehmen ist ,  dafl ähnliche Bedenken auch ander- 
warn auftauchen und weil von der Beurteilung der Entwicklung des 
Faschismus in Deutschland taktische Folgmngen der ernstesten Art abhän- 
gen. 

I ,  Was ist dir Regierxlng Briining? 

Wir hatten behauptet: .Um dieses (ihr) Programm durchzufbhren, durchlö- 
chert die Bourgeoisie das parlamentarische System.. 
Dem Genossen Schlamm scheint es offenbar falsch, daß die Regierung 
Brüning bereits eine Durchlöchening des parlamentarischen Systems bedeu- 
te. Denn es hat ja noch eine pa~lamentarische Meh~bcit Für diese Regierung 
gegeben. 
Hier ist der Kritiker das Opfer einer rein formalen Betrachtungsweise. Ihre 
Verkehrtheit wird sofort klar, wenn man sich erinnert, daß sowohl Pilsudski 
als auch Mussohni noch geraume Zeit parlarn~ntnriscke Mehrheiten hatten, 
obwohl ihre Diktaturen bereits- feste und unbestrittene Tatsachen waren. 
Man darf auch daran erinnern, daß, als Louis Bonaparte seinen Kampf 
gegen das Parlament und die parlamentarische Republik begann, sein Kabi- 
nett noch eine Mehrheit irn Parlament hatte und dab es trotzdem von Marx 
bereits - mit Recht - als *nichtparlamentarische Regiemng* bezeichnet 
wurde. 
Entscheidend für den parlamentarischen oder nichtparlamentarischen Cha- 
rakter der Regierung ist also nicht, ob sie sich noch auf eine parlamentari- 
sche Mehrheit stützen kann oder nicht (im letzteren Fall haben wir es bereits 
mit einer gegenparlamentarischen Regierung zu tun), sondern ob die Regie- 



rung, ihre Zasarnmenretzrrng und ihre Politik, vorn Parlament, von der 
gesetzgebenden Körperschaft her bestimmt wird, d e r  ob umgekehrt die 
Exek~tiwgewalt (durch außerparlamcntarische Macht- und Druckmittel) 
Zusammensetzung und Politik der Regierung bestimmt und die Uberhand 
über die Legislative, das Parlament gewonnen hat. Die entscheidende Frage 
ist also hier: *Wer wen?* - Wer hat  wen in der Hand, welche Macht ist die 
stärkere, die bestimmende, die ausführende oder die gesetzgebende 
Gewalt? 
Wo stehen wir nun in dieser Hinsicht heute in Deutschland? 
Die Tatsachen sind folgende: 
I. Bereits die Znsammensetaang der Regierung Briining m r d e  von der 

Exeku tivgewatt und zwar vom Reichspräsidenten bestimmt. Und zwar 
geschah das ostentativ. Der R e i c h ~ ~ r k i d e n t  ließ kundtun, dafl die Regie- 
rung Brüning nicht koalitionsgebunden sein solle und dafl HntPr dieser 
Vora~ssetzrrng Brüning die Zusammensetzung der Regierung Libernom- 
men habe. *Nicht koalitionsgebvndena ist aber in der gegebenen Lage 
nur ein verschleierter Ausdruck für *nicht gebunden an das Parlament.. 

2. Das Ostprograrnm der Regiemng wie ihr Agrarzol~prograrnm wurden ihr 
und dem Parlament vom Reichspräsidenten vorge5chrieben. 

3. Die Regierung erhiei t vom Präsidenten irn Falle des Konflikts mit dem 
Parlament die Vollmacht, dieses aufzulösen und ohne Reichstag, mit dem 
Artikel 48, nicht die oder jene Einzelmaflregel, sondern ein umfassendes 
Gesetzgebunperk durchzuführen. Die Regierung erzielte also die par- 
lamentarische Zustimmung nur durch die Drohung der Exekutivgewalt, 
im Falle des Konflikts Uber das Parlament und seinen Willen hinwegzuge- 
hen. 
Es ist also kein Zweifel, daß die formale Zustimmung der Parlaments- 
mehrheit die Folge des überlegenen Drucks der Exekutivgewalt ist. Indem 
das Parlament formal den Schein seiner Macht aufrechterhält, hat es sich 
materiell bereits als die unterlegene Macht anerkannt Formal ist hier 
alles nach in -parlamentarischer Ordnung*, materiell liegt schon der 
Beginn einer anderen *Ordnung*, das Kommando der Exektrtlvgmalt, in 
diesem Falle des Reichspräsidenten und der von ihm abhängigen Regie- 
rung, vor. 

4. Aber M e  sieht nun die *parlamentarische Mehrheit* aus, die der Regie- 
rung ihre Zustimmung gab? Diese Mehrheit kam nur zustande durch die 
Zustimmung der Deutschnationalen - die nicht auf dem Boden des parla- 
mentarischen Syrtemr stehen, sondern programmatisch und tatsächlich 
die bürgerliche Diktatur a n s t r e b  und vorbereiten. 
Die Deutschnationalen wie die Volkckonsemativen berufen sich jetzt 
schon jeden Tag darauf - dafs sie den Weisungen des Reicbspräsidentm 



folgen. Die Regierung Briining stützt sich also noch auf eine Mehrheit irn 
Parlament, aber schon nicht mehr auf eine parksmentaesche Mehrheit. In 
der Mehrheit der Regiemng im Parlament ist bereits en~cheidend ihr 
antipurlamentari~chw Flügel. 0 hne diesen an tiparlatnmtarischen FliigeI 
hat  die Regierung Briining keine Mehrheit im Parlament. 

5. Nicht zu vergessen schließlich ist, daß dieses Parlament unter steigendem 
Druck einer wachsenden antiparlamentarischen Strömung der bürgerli- 
chen sogenannten öffentlichen Meinung, d. h. der Masse der Bourgeoisie 
a&rhalb des Parlaments steht, 
Die anti-demokratischen rechten StGmungen wachsen offensichtlich 
auch in der bürgerlichen Literatur. So berichtet im *Tagebuch. (Heft 16 

. vom 19.April)H.Ihering: 
-Niemand zweifelt daran, dafi eine Kulturreaktian heraufzieht, deren 
Ausdehnung und Dauer nicht abgeschätzt werden kann. Diese Kultur- 
reaktion kommt nicht kämpfend. Sie bedeutet keine Gegenoffensive. 
Wo sie Kampf, wo sie Gegenoffensive ist, kann ihr begegnet, kann sie 
geschlagen werden. Nein, der Umschwung vollzieht sich allmählich. 
Unmerkbar ändern sich die Vorzeichen. Unsichtbar lagern sich die 
Begriffe um. Es ist nichts anderes als ein langsamer und vorsichtiger 
'Klimawechsel. Mit allen verfü hreischen Obergärigen kündigt sich nur 
eine neue Jahreszeit an. Wohtig sickert sie durch alle Poren. Der Wider- 
stand wird schwach und schwächer. Laue Wärme. Geistiges Capua . . . 
Die Intellettuelten sind die ersten - die umfallen? Nein, die den Ubes- 
gang finden, die die Verbindungen herstellen, die die Schlagworte 
liefern - für die neue Lethargie, die nwe Sentimentalität, die newc 
R~aktion . . .U 

, Was der Berichterstatter hier so anschaulich beschreibt, ist die literarische 
Spiegelung und Wegbahnung für einen Umschwung in der Gmndstrii- 
mung der biirgerlichen Klasse. 
Das -parlam~ntarische System*, der mParlamentarisrnusa ist also heute in 
Deutschland bereits dirrchlöcbe~t trotz der fomalen Mehrheit im Parla- 
ment, über die die Regierung Briining noch verfügt. Eine parlamentari- 
sche Mehrheit und eine Mehrheit im Parlament sind nicht dasselbe. Nichts 
ist gefährlicher, als sich d ~ r c h  den formalen parlarnentarischm Schein 
Eber den bmi t s  eingetretenen tats$chlicben Ubergang 2% einem Systern- 
mechseI täirscken ZM- lassen, wenn auch dieser Systernwechsel sich ntich in 
seiner ersten Etappe, in seinem Anfang befindet. 
Dieser Anfing vereinigt in sich  widersprechend^ Merkmale. Die Form ist - 
noch parlamentarisch. der Inhalt ist bereits nicbtparlamentarirch. Dieser 
innere Widerspmch muß sich entfalten, mui3 entweder weitertreiben, 
indem die parlamentarische Form schliefllich von dem nichtparlamentari- 



schen Inhalt bberwaltigt wird, oder umgekehrt. die parlamentarische 
F o m  iibemäftigt schließlich den parlamentarischen Inhalt. 
Ob die eine oder die entgegengesetzte Lösung des vorliegenden Wider- 
spruches statfinden wird, das hängt natürlich nicht von reiner Logik ab, 
sondern von den tatsächlichen Kräften, die in der Bourgeoisie und in der 
Arbeiterklasse aufgeboten werden. 
Wenn wir sagten, da13 von der Regierung Brüning zur offenen faschisti- 
schen Diktatur ein .gerader Weg= führe, so hat das nur den Sinn, daß die 
objektiue Logik von dem gegebenen Anfangspunkt zu diesem Ziele führt 
- falb in das jetzt vorhandene Spiel der Kräfte nicht die au5erparlarnen- 
tariscke Massenaktion der ~rbeiterklasse noch rechtzeitig un$ in dem 
notwendigen Umfang eingreift. 
Der Weg von der Regiening Brüning zur offenen faschis'tischen Diktatur 
kann und wird, wenn es eintritt, kein einfacher sein, er wird eine Reihe 
von Abschnitten durchlaufen, aber irn Ausgangspunkt ist bereits das Ziel 
kraft objektiver Logik, kraft der wirkenden Kräfte gegeben. Es ist das in 
demselben Sinn gemeint, wie der Weg vom Ei zum Küken ein mgracilini- 
gera, d. h. zwangsläufiger ist, s sei denn, dieser Weg werde gewaltsam 
unterbrochen, gehemmt. oder abgelenkt. 

2. Form ~ n d  Inhalt der büsgerlichen Demokratie 
und deifaschishschen Diktrztrrr 

Genosse Schlamm sieht zwischen der faschistischen Diktatur und der bürger- 
lichen Demokratie nur formale Unterschiede, die er mit jrrristischen, d. h. 
formal-verfassungsmäfiigen gleichsetzt. 
Denn, so schließt Genosse Schlamm, der Inhalt der faschistischen Diktatur 
wie der parlamentarischen Diktatur ist, weine Fibelweisheita, derselbebe, 
*stets der gleiche Drang nach größtm~glichem Profit.. 
Hier liegt eine elementare Beg~ffivenuechstung zugrunde. 
Der soziale, klassenmäßige .Inhalt- aller bürgerlichen Staatsformen ist 
allerdings demlbe - die Ausbeutung der Arbeiterklasse durch die Kapitali- 
stmklasse, kurz, die kapitalisbscke Klassenherrschrrft. 
Aber er brauchte sich nur an die alte Lassallesche *Verfassungsweisheit= zu 
erinnern, um einzusehen, dai3 die formale (juristische, verfassunprechtlichej 
Verfassung und die wirkliche Verfassung, d. h. das wirkliche Kräfteverbült- 
nis der Klassen im Staat, nicht dieselbe ist. 
Die Staatsform hat also ihrerseits wieder eine formelle und materielle, eine 
rechtliche und eine ta~ächlich-politische Seite, die unterschieden werden 
miissen und gerade in Zeiten des Obergang einer Staatsform in die andere 



tatsächlich unterschieden sind, ja sich geradezu widwsprechen können, In 
diesem Widerspruch zwischen rechtlicher Form und tatsächlichem Kräftever- 
hältnis ist aber das letztere entscheidend und bestimmend. 
Wenn wir ats Marxisten vom Unterschied der Staatsform der bürgerlichen 
Demokratie von des faschistischen Diktatur reden, so ist fü r  unser Urteil 
entscheidend nicht die Rechtsform, sondern das tatsächliche Kräfteverhält- 
nis, nicht des juristische Schein, sandem die politische Wirklichkeit. 
W a s  die verfassungsrechtIiche Fom anbelangt, so kann, wie das Beispiel 
Polens und Italiens zeigt, die verfassungcrechtliche Form der biirgerlich- 
parlamentarischen Demokratie noch eine ganze Strecke weit, ganz oder teil- 
weise, erhalten bleiben, wenn die wirkliche Staatsform, die wirkliche Verfas- 
sung schon vollständig faschistisch geworden ist, d. h. wenn die Exekntiwge- 
walt, gestützt auf ihre Machtorganisatianen, bereits die ausschlaggebende 
Macht im Staate gmarden ist. 
Das Nachhinkm der verfassungsrechtIichen Form hinter der wirklichen 
Verfassung ist auch sonst eine bekannte Erscheinung. Klassisch ist in dieser 
Beziehung die engIiJche Entwicklung, wo bekanntlich die größten Umwäl- 
zungen der wirklichen Verfassung ohne wesentliche Andemngen der rechtli- 
chen Formen, .da Blatt Papiers* erfolgt sind. Formalrechtlich ist der engli- 
sche König von heute so souverän wie im I 3. Jahrhundert. Daß er es tatsäch- 
lich nicht mehr ist, weiß jedes Kind. 
Im weiteren Verlauf der Entwicklung wird schlieBlich auch die rechtliche 
Form der Verfassung mehr oder weniger der tatsächlichen Verfassung ange- 
paßt werden. 
Während aber die Bourgeoisie beim Ubergang von der bürgerlichen Demo- 
kratie zur faschistischen Diktatur ein klares Interesse daran hat, die Volks- 
masse durch die möglichst lange Beibehaltung des Scheins der demokrati- 
schen Verfassung zu täuschen, so hat die Arbeiterklasse and ihre revoluti, 
näre Partei gerade dhs entgegengesetzte Interesse. 
Die rheorerische Konfusion in diesem Punkte heiilc praktisch dem Klassen- 
gegner in die Hände arbeiten. 
Unter diesem Gesichtswinkel muß auch der faschistische Staatsstreich 
betrachtet werden, der als Obergang von der bürgerlichen Demokratie zur 
faschistischen Diktatur unoermerdlich ist. E r  ist kein juristischer Akt, 
sondern ein Akt der politischen Gmalr, durch den die faschistische Exeku- 
tivgewalt sich die alleinige und avsschLaggebmde Macht im Staate sichert, 
und die tatsächlichen Kräfte, auf die die bürgerliche Demokratie sich noch 
stützte, lahmlegt und aul3er Kraft setzt, zertrümmert. 
Wenn zunächst staatsrechtlich nichts geandert wird, so kann des parlamen- 
tarisch-juristische Kretinismus glauben, es sei überhaupt nichts geschehen, so 
last sich ihm der wirkliche faschistische Staatsstreich in blauen Dunst auf. 



Muß man noch betonen, daß es der Arbeiterklasse und ihrer rpvolutienären 
Partei nicht erlaubt ist, sich dusch diesen blauen Dunst benebeln und 
einschläfern zu lassen, geschweige denn, ihn sich selber vorzumachen? Das 
seit langem übliche Gerede der Linie vom .kalten Staatsstreich* ist e h n  
soIch ein Kretinismus, der auf der Verwechslung der staatsrechtlichen und 
der politisch-tatsächlichen Seite des Staatsstreiches beruht. Der 
Akt d e ~  GmaIt, den der faschistische Staatsstreich vorstellt, verschwindet 
bei dieser Gedankenverwj rrung. 
Praktisch bedeutet diese Verwirrung, da& die Arbeiterklasse und ihre revo- 
lutionäre Partei vom Gegner im Schlaf überrascht wird. 

3 .  Die objrktiven Vorawrsetziingen für den Ubergang von der bürger[ichen 
Demokratie znr fasch fsrischen Diktatur in Derr tschlnnd 

Unser Kritiker bestreitet die Behauptung, da& objektive Gründe die deut- 
sche Bourgeoisie von der bürgerlichen Demokratie zur faschistischen Dikta- 
tur führen. Wir behaupten, daß dieser Ubergang dadurch bedingt sei, $aß 
die parlamentarische Demokratie darauf beruhe, daß die Bourgeoisie die 
Ausbeutung der Arbeiterklasse mit bestimmten Zugeständnissen an sie ver- 
binde und daß der Ubergang zur faschistischen Diktatur dadurch bedingt 
sei, daß sie mit dem System solcher Konzessionen breche. 
Was sind die Einwände unseres Kritikers! Erstens, auch unter der parlamen- 
tarischen Demokratie nehme die Bourgeoisie bereits gemachte Konzessio- 
nen zurück. Zweitens: auch unter dem System der Demo- 
kratie habe die deutsche Bourgeoisie noch reichliche Manövermög!ichkei- 
ten. Drittens: die Bourgeoisie gebe das System der bürgerlichen Demokratie 
als das entwickeltste (und wohl auch .billigste*) erst dann auf, wenn sie 
nicht mehr anders könne, da sie ja doch {das ist der wirkliche Gedanke 
dabei) ihre eigene politische Macht, die sie dabei verliert, nicht freiwillig 
aufgebe. 
Dazu ist folgendes zu sagen: 
r .  Die deutsche Bourgeoisie hat sicherlich auch unter der parlamentarischen 
Demokratie eine Reihe von Zugstiindnissen, die sie in des Zeit der rwolu- 
tioniiren Hochflut an die Arbeiterklasse machen rnuflte, abgebaut. 
Aber daraus folgt nicht, daß sie das mit Beibehaltung der parlamentarischen 
Demoktane unbegrenzt jortsetzen kann. An einem bestimmten Punkt ist das 
nicht mehr möglich. 
Welches i s t  dieser Punkt? Es ist eben der Punkt, wo die demokratischen 
Rechte der Arbeiterklasse, die anch ein solches Zugeständnis an sie sind, von 
der Bourgeoisie zurückgenommen werden müssen, weil die wirtschaftIiche 



Ausbeutung der Arbeiterklasse so gesteigert werden soll, dafl sie mit der 
A~frechterhal tun~ der demokratischen Rechte für die Arbeiterklasse nicht 
mehr verträglich i s t  
Dazu gehörten nicht nur die üblichen demokratischen Rechte: alIgemeines 
gleiches Wahlrecht, Pressefreiheit, Versammlungsfreiheit, sondern vor allem 
das Koalitions- und Streikrecht, der Bestand der Gewerkschaften, der Arbei- 
tergmessenscbaften, der poEitischen Organisationen der Arbeiterklasse 
usw. 
Es fragt sich also: sind solche Bedingungen vorhanden, die deutsche Bour- 
geoisie dazu zu führen, mit den demokratischen Rechten für die Arheiter- 
klasse aufzuräumen? Sie sind vorhanden. Die Zertriirnmening der Sozialpo- 
litik, ein 10-1 s%iger allgemeiner Lohnabbau sind mit der Existenz der 
Gewerkschaften, sind mit dem Bestand der heutigen Organisationen und 
Einrichtungen der Arbeiterkla.sse schon unverträglich. 
Und andererseits unterliegt es keinem Zweifel, daiS bei der heutigen Lage 
der Weldrtschaft  un$ der Rolle des deutsc6en Kapitalismus in ihr die 
jetzige Steuer- und Zollpolitik der Bourgeoisie n u r  ein Anfang, eine Einlei- 
tung ist, der die Hauptstücke, die Zertriimrnerung der Sozialpolitik und ein 
umfassender Generalabbau der Lohnniveaus erst folgen sollen. 
Die Weltmarktpreise sinken. In der deutschen Industrie wachst die Tendent, 
durch allgemeine Lohnsenkung und Senkung der Selbstkosten ihre Konkur- 
renzfihigkeit auf dem Welursarkt m starken und gleichzeitig den inneren 
Markt durch Erhöhung der lndustriezollrnauer fester fiir sich abzuschliehn. 
Die erhöhten Agrarzölle, die niemals ohne die Zustimmung der Indu- 
striellen hätten durchgesetzt werden können, sind der Vorspann für  erhöhte 
Industriezölle. Die Liebesgaben an die Junker sind gleichzeitig der Preis fiir 
die politische Hilfe der Junkerschaft und der Grofibauem gegen die Arbei- 
terklasse. Aber um den Junkern Hunderte von Millionen zu schenken und 
gleichzeitig die Steuerlast der Bourgeoisie um Hunderte von Millionen zu 
erleichtern, dazu reichen die Steuererhöhungen fur die werktätigen Massen 
allein bei weitem nicht aus. Dazu muß man die Sozialpolitik abbauen und 
in Trümmer legen. Man muß sie auch abbauen, um die Lohnsenkungen in 
dem geplanten Ausmaße von der Arbeiterklasse erzwingen zu kennen. 
Diese objektiven Grunde sind es, die den Kurs der Bourgeoisie auf den 
Faschismus, die den Abbau auch noch der Konzessionen an die Arbeiter- 
klasse bedingen, ohne die die bürgerliche Demokratie nicht funktionieren 
kann und zu denen die bürgerliche Demokratie sePbst gehört. 
z. Die SaziaPdemokratie und die bürgerlich-demokratische Presse machen 
die Rechnung auf, daß die biirgerliche Demokratie im alIgemeinen und die 
Große Koalition im besonderen doch *billiger* seien als die faschistische 
Diktatur oder auch eine Etappe dazu, wie die Regiening Brüning. 



Diese Rechnung ist echte Vulgärökonomie. Der faschistische Staatsapparat 
wird sicherlich bteurer* sein, als der bürgerlich-demokratische; der staatli- 
che Unterdrückungsapparat muß vergrof3ert werden, die herrschende 
faschistische Partei muß irn Staatsapparat versorgt werden, man muß die 
Junker für ihre politische Hilfe reichlich bezahlen usw. Nur wird dabei das 
Gmndlqende vergessen: dafl trotz der Steigemng des relativen Anteils der 
Kosten des Staatsapparates in der Gesamtrechnnng für die Bourgeoisie ein 
Plus herauskommen kann, wenn der Fonds, aus dem diese Kosten bezahlt 
werden, der der Arbeiterklasse ausgepre/lte Mehrwert noch stärkt7 gestei- 
gert wird. Das ist aber eben der Zweck der Obfing. 
Einige Zahlenbeispiele zur Erläuterung. Angenommen, die Bourgeoisie 
-erspare* I Milliarde an Sozialpolitik, sie steigere ihre Profitmasse durch 
Lohnsenkung um ry2 Milliarden. Das sind bereits 2% Milliarden. Sie stei- 
gere gleichzeitig die Kosten des Staatsapparates um r Milliarde Mark jähr- 
Iich. Se bleibt ihr immer noch ein Plus von 1 %  Milliarden. Und auch an der 
reichlicher gefüllten Staatckrippe wird die Bourgeoisie sich und den ihren 
einen gehörigen Anteil zu sichern wissen. 
Der Kostenpunkt ist aIse ein sehr oberflächliches und völlig unzureichendes 
Beweismittel zugunsten der bürgerlichen Demokratie. 
3. Die Bourgeoisie, wird gesagt, gibt ihre eigene politische Macht niemals 
freiwillig mgunsten des Faschismus auf. Es kommt aber nicht darauf an, was 
sie will, sondern was sie unter bestimmten Bedingungen mnp,  d. h. wozu ihre 
eigenen Zwecke und die Konsequenzen der Handlungen, die sie unter- 
nimmt, um diese Zwecke durchzusetzen, sie krafs ihrer inneren Logik 
führen. Das braucht mit ihren ursprünglichen subjektiven Absichten nicht 
übereinzustimmen und wird es in der Regel auch nicht. Die italienische 
Bourgeoisie wollte keineswegs die Herrschaft Mussolinis und seiner Faschi- 
sten, als sie die Terrorfeldziige der faschistischen Banden gegen die Arbeiter 
begünstigte. 
Sie wollte die Einschüchterung der Arbeiter, ihre Bändigung, die Zerschla- 
gung ihrer Organisationen, a'tier nicht die Herrschaft des Faschismus. Aber 
um die Organisationen der Arbeiter auf dem Wege des systematischen 
Terrors zu brechen, mußte sie den Aufbau der faschistischen Organisatio- 
nen, ihre Bewaffnung, ihre militärische Ausbildung, die Duldung und Unter- 
stützung ihrer Aktionen durch die staatliche Zivil- und Militärgewalt mit in 
den Kauf nehmen. Der faschistische Marsch nach Rom zog nur  die Summe 
der aufgelaufenen Rechnung, zaE die Schlüsse aus dem geänderten Krafte- 
rcrhältnis. Dieses Endmsultat war von der italienischen Bourgeoisie 
ursprünglich nicht gewollt, aber es war die unvermeidliche Folge ihrer 
Handhngen. 
Die SPD-Eühning wollte keineswegs die Hindenburg-Diktatur, als sie Hin- 



denburg zur Unterstützung der parlamentarischen Durchführung des 
Young-Planes anrief. Und doch war dies die natürliche Folge. Sie wollte 
schwerlich die Stärkung der faschisticchen Organisationen, indem sie syste- 
matisch die Kommunistische Partei unterdrückte. Aber auch dies war die 
unvermeidliche Folge. 
Ist die .Große Koalition* nun überhaupt unmöglich geworden? Sie ist, wenn 
keine grundlegende Andening der Kräfteverhältnisce eintritt, immer noch 
möglich - aber dann nur als ZwischenfaL!. 
Und bei einem Massenangriff der Arbeiterklasse kann die Bourgeoisie auch 
wieder hinter der .reinen Demokratie* zeitweilige Deckung suchen. 
Aber es hat nicht nur ein theoretisches, sondern ein ausschlaggebendes p a k -  
tisches Interesse, der Arbeiterklasse klar zu machen, daß, wenn rit. nichr 
noch entscheidend in den Machtknmpf eingreift, die Entwicklung fofgerich- 
tig von der Regierung Brüning zur offenen und vollst!indigen faschistischen 
Diktatur fortschreiten mufl. 

4.  Der Weg von der Prisidentendiktatar zrr~ farchishschen Diktattrr 

Dafl der Weg von der Präsidentendiktatur zur faschistischen Diktatur in 
Deutschland geht, scheint manchem heute vielfach noch unwahrscheinlich, 
weil die unmittelbar gegebene Lage, der irnmicrelbare Augenschein noch 
ganz anders aussieht. Da sind noch mächtige Gewerkschaften. Anscheinend 
intakte und starke bürgerliche Parteien. Die Nationalsozialisten scheinen 
noch eine NebenrolIe zu spielen usw. 
Daraus geht nur hervor, dafi der Faschismus in Deutschland noch eine 
gewaltige Votbereitungsarbeit, eine gmaltige Arbeit der Abnützurig* und 
Zertrümmening der ihm entgegenstehenden Kräfte vor sich hat. Aber diese 
Arbeit hat  bereits begonnen und bereits wichtige Resultate gezeitigt. 
Die Präsidentendiktatur ist eine erste Etappe. Dafl es dabei nicht bleiben 
kann, sieht selbst die ernstere bürgerliche Presse. 
Sa schreibt Georg Bernhard in der rVossischen Zeitung. vom I 3 .  April: 

.Wenn in einem solchen Augenblick das Parlament versagt und aus 
Furcht vor der Verantwortung oder auch nur aus prinzipiellen Bedenken 
gegen diese oder jene Maßnahme der Reichsregierung den Anlaß gibt, auf 
Grund des Artikels 48 die Steuern zu verordnen, so bedeutet das den ersten 
Schritt auf antiparlamentarischen Wegen. Bei all rolchen Akci~nen weiß 
man immer, wie es an fängt. aber man weip nie, wie es endet.* 
Und die rnK61nische Zeitung. vom Y J. April schreibt: 
~ I r n  infinitum kann aber diese Methode der Regiemng wohl kaum ange- 
wand t werden, 

Was ist nun bereits erreicht? Erreicht ist das Ziel, das sich die Faschisten seit 



2 Jahren stellen: die Ver5rürkirng der Prüsidmtenrnacht, die Prüsidetitendik- 
taticr. 
Was bahnt sich weiter an? 
Die ZermErbang des Parlaments und der parlamentntischen Parteien. Die 
Deutschnationalen mit Hugenbtrg an der Spitze wenden dem Parlament 
und der Regiemng Brüning gegeniiber dieselbe Taktik an, wie zuvor 
Zentrum und Deutsche Volkspartei gegenüber der Sozialdemokratie in der 
GroBen Koalition: sie suchen möglichst viel zu erpressen von ihren Forde- 
rungen, gleichzeitig aber die parIamentarischen Parteien, das ParIament und 
die Regierung Brüning möglichst zu diskreditieren. 
Die demokratische Hoffnung, da0 der landbundlerische Teil der Deutschna- 
tionalen sich in eine feste Stütze der Regierung Brüning vemandeln werde, 
hat sich als sehr kurzlebig erwiesen. Die Führung dieses Fliigels hat dieser 
Tage deutlich erklärt, daß er seine grundsätzliche OppositionsteZlung gegen 
die RegierungBniningund gegen das parlamentarische System nicht aufgebe. 
Im Parlament, in den verschiedenen Parramentsparteien ist  bereits ein 
Zersenungsprozeß eingetreten, der die Elemente einer Hindenkrg-Partei, 
einer breiten antiparlamentarischen Partei liefert. 
Der agrarische Flügel der Deutschnationalen beruft sich berei'ts ständig nur 
auf den WiElen Hindenbutgc. Der Führer der Volkskonsemativen, Trevira- 
nus, kann direkt als ein Vertrauensmann Hindenburgs bezeichnet werden. 
Irn Zentrum repräsentiert Brüning und sein nächster Anhang den Hinden- 
burg-Flügel. 
Die Demokraten fragen sich selbst schon, wozu sie als Partei noch nötig 
sind. 
Jetzt erfährt man durch Dittmann, daß bei den Demokraten, der Deutschen 
Volkspartei, der Wirtschaftspartei, der Volkskonservativen Partei bereits in 
den Wochen vor der Bildung der Regiemng der Versuch begonnen hatte. 
eine grofie ~Staatspartei* unter dem Proteltorat Hindenburgs und unter 
Beihilfe des Zentrums zu bilden. Diese Arbeit geht weiter. Und ihre 
Wirkung wird nicht sein, wie die sozialdemokratischen Iliusionäre sich 
einbilden, eine neue parlamentarische Partei, sondern eine Partei, die den 
Obergang breitm biirgerlicber Schichten von d e ~  bürgerlichen Demokratie 
rrnd dem ParlarnentarLEmacs zHrn A ntiparlamentan'smnr bwerks t~l l ig t .  
Für die Demokraten und Teile der Deutschen Volkspartei, d. h. für die Teile 
der Bourgeoisie mit liberaler und demokratischer Tradition ist  kennzeich- 
nend, daß sie in großer Besorgnis um die 'bürgerliche Demokratie und den 
Parlamentarismus sind, aber gleichzeitig eine starke Regicrrcng verlangen, 
die den ParIamentcfrakfionen die starke Faust zeige und das Wirtschafts- 
und F i n a n ~ ~ r o g r a m m  unterstütze, das den Inhalt der Kapitalsoffensive 
betont. 



Des Widersinn springt hier in die Augen. Ein starkes Parlament beruht auf 
starken parlamentarischen Fraktionen, diese auf starken parlamentarischen 
Parteien auflerhalb des Padaments, Die Forderung der starken Exekutive 
und der ihr untergeordneten Paslamentsfraktionen macht die Wünsche nach 
Erhaltung des Parlamentarismus zu bloßen frommen Wünschen. 
Um die parlamentarischen Fraktionen schwach zu machen, mul3 man die 
parlamentarischen Parteien auhrhalb des P a r l a m e n ~  schwächen. Um das 
zu erzielen, rnuß man die allgemeinen demokratischen Rechte abbauen und 
am Ende abschaffen. 
Welche Rolle spielen die Nationalsozialisten? 
Sie sind der aktive vorwärtstreibende Flügel, Sie haben bereits eine Schwen- 
kung in der Frage des Young-Plans begonnen. Sie erklären, jetzt stehen die 
innerpolitischen Fragen irn Vordergrrrnd. Nur auf Grund einer inneren 
Revolution ließen sich die auflerpolitischen Fragen neu angreifen. Das 
ermöglicht ihnen, rni t Hindenburg und dem Hindenburg-Flügel und mit 
Hugenberg zu kooperieren, diese Kräfte für sich selbst auszunützen und 
gleichzeitig sich von ihnen abzugrenzen, die Entwicklung als selbständige 
Kraft weiterzutreiben, 
Sie nützen die Zeit vor allem, um j hre Parteiorganisation, ihre Zellenbildung 
in den Betrieben und im Regierisngsapparat weiter auszubauen. Die 
verrückte Betriebsrätewahl- und Gewerkschaftstaktik der Kommunistischen 
Partei hat ihnen unerwartete Fortschritte in den Berriebsrärm ermöglicht. 
Die demokratisch-liberalen Esel reden davon, als ob durch den Spalt bei den 
Deutschnationalen die parteimäßige Grundlage der parlamentarischen 
Demokratie sich nach rechts esweitere. 
Auch in der offiziellen Presse des Kommunistischen Partei liest man, daß die 
Nationalsozialisten nun an die Wand gequetscht seien. 
Das aIles heifit, den parlamentarischen Schein für bare Münze nehmen, mit 
dem sich die antiparlamentarischen Kräfte sammeln und organisieren. 
Die Taktik der Deutschnationalen und der Nationalsozialisten läuft auf das 
gerade Gegenteil der Verbreiterung der Grundlagen der parlamentarischen 
Demokratie hinaus. Diese Taktik ist sehr biegsam aber zugleich zielbewußt. 
Sie läuft auf  einen mAbnütningskrieg* gegen die parlamentarische Demo- 
kratie hinaus. 
Und zuEieich verstärken sich die terroristischen Vorstöh der Faschisten - 

gegen die Arbeiterorganisahonen und ihr Zusammenwirken mit dem Staats- 

apparat dabei. 
Man muß sich die Entwicklung nicht so kindIich vorstellen, dai3 die Bour- 
geoisie den NationaIsozialisten -freiwillig. die Macht übergebe, weil die 
Faschisten eine großkapitalistische konterrevolutionäre Partei sind. Ein Teil 
der Bourgeoisie untelstiitzt die Faschisten heute aktiv und planmäßig, ein 



anderer 'Teil kämpft noch gegen sie, führt aber diesen Kampf SB, daß er 
objektiv, wider ihre Absicht den Faschisten in die Hände arbeitet und die 
antifaschistischen Kräfte in der Bourgeoisie zermürbt und lähmt. 
Der Prozeß der Entwicklung zum Faschismus in Deutschland i s t  also ein 
verwickelter, aber darum nicht weniger folgerichtiger. 
Das Kommen des Faschismus i s t  keine Unvermeidlichkeit in dem Sinne, daß 
keine gesellschaftliche Macht ihr H a l t  gebieten könne. 
Aber diese gesellschaftliche Kraft kann nur die Arbeiterklasse sein. 
AIPe unsere Anstrengungen müssen darauf gerichtet sein, diese Kraft aufiu- 
bieten, um die faschistischen Kräfte zurückzuschlagen. Noch ist es nicht zu 
spät dazu, aber es ist schon sehr spät Wichtige Zeit ist verloren worden; 
wichtige Positionen sind von der Arbeiterklasse dem Gegner ohne Wider- 
stand eingeräumt worden. 
Das muß man sehen und der Arbeiterklasse sagen. Denn die grijßte Gefahr 
hjr sie wäre ein blindes und gedankenloses Vertrauen darauf, dafl die bloße 
passive Existenz der Arbeiterorganisationen bereis eine Kraft ist. 
Ohne Einsatz im Kampf, ohne wirklichen Mass~nwiderstand sind diese 
Organisationen keine wirkliche Kraf t  Und je länger sie in Untiitigkeit 
verharren, je mehr Schläge sie ohne Widerstand einstecken, um sa schneller 
und stärker nützt sich ihre Karnpfkraft ab. 
Es ist vor allem die Sozialdemokratie, die diesen gedankenlosen Optimismus 
der Passivität zichret. 
Und die darüber hinaus die Tllusion züchtet. als ob in der Bourgeoisie selbst 
Kräfte seien, die die faschistische Entwicklung aufhalten könnten. 
Demgegeniiber müssen wir Kommunisten klar sehen und aussprechen, daß, 
wenn die Aktion der Arbeiterklasse nicht eingreift, dann die Entwicklung in 
Deutschland unvermeidlich dem Faschismus zutreibt. 
Diese Logik der Lage müssen wir der Arbeiterklasse klarmachen, um ihr den 
denkbar stärksten Antrieb zum Handeln zu geben, ehe es z~ spüt ist. 
Ist man allerdings der Ansicht, daß  die deunche Bourgeoisie den Faschismus 
gar nicht braucht, oder daß sie noch unbegrenzt lange mit bürgerlich-demo- 
kratischen Methoden auskommen kann, daß also der Faschismus nicht ein 
Moment der Klassenentwicklung der deutschen Bourgeoisie ist, sondern 
irgendein Auswuchs, eine dem 'bürgerlichen Klasseninteresse entgegenge- 
setzte kleinbürgerIiche Bewegung, geRen die die Bourgeoisie als Klasse 
grundsätzlich kämpfte, so ergeben sich aus einer solchen Auffassung ganz 
bestimmte Folgemngen in bezug auf die von der Arbeiterklasse einzuschla- 
gende Taktik. 
Dann folgt daraus nämlich die sozialdemokrahsche Koalitionspohtik - Koa- 
lition mit der Bourgeoisie zur Abwehr des Faschismus. 
Die sächsischen  linken Sozialdemokraten*, die bisher als Koaliti~nsge~ner . 



auftraten. haben sich dementsprechend um 180 Grad gedreht und betreiben 
jetzt die Koalition als vermeintliche Abwehr gegen den Burgerblock, der n u r  
noch mit faschistischer parlamentarischer Unterstiitzung regieren kann. 
Natürtich bin ich überzeugt, daß Genosse Schlamm solche taktischen Folge- 
rungen entschieden ablehnt. 
Dann muO man aber auch die Voraussetzungen fallen lassen, aus denen 
solche Folgeningen sich ergeben. Man muß die Frage der Perspektiven der 
faschistischen Entwicklung in Deutschland und der Taktik des Kampfes 
gegen den Faschismus rechtzeitig und vollständig klarstellen. Denn wenn die 
Entwicklung ein schnelleres Tempo annimmt, wenn die Ereignisse sich drän- 
gen, so muß die Klarheit bereits geschaffen sein, sonst kann es unemartete 
und g-efahrliche Purzelbaume geben. 

J, Die parlamentarische Demokratie nnd die Kommanisten 

Unser Kritiker wirft die Frage auf, ob die Kommunisten die parlamentari- 
sche Demokratie nun sich selber herlassen, ihre Verteidigung ablehnen und 
ausschliefl!ich die Vorbereitung der proletarischen Diktatur bezwecken sol- 
len. 
Die Frage ist so falsch gesteilt. 
Die Kommunisten haben im Kapp-Punch die bürgerliche Republik gegen 
die Kapp-Putschisten verteidigt, Sie haben in Ruflland 1917 die Kerenski- 
Republik gegen Kornilow mit der Waffe in der Hand verteidigt. 
In einem Zusammenstoß zwischen Faschisten und der biirgerlichen Republik 
werden die Kommunisten nicht neutral sein, sie müssen den Faschismus 
abwehren und insoweit die bürgerlich-demokratische Republik gegen den 
Faschismus verteidigen. 
Aber hier kommt es entscheidend auf das Wie an. Der bürgerliche Pada- 
rnentarismiis kann nicht mir parlamentarischen Mitteln vertetdigt wer- 
den. . 
Die Abwehr erfordert die energischste außerparlamentarische Aktion der 
Arbeiterklasse als Klasse. 
In der Abwehr rnuß die Arbei~rklasse ihre eigene K/assensteI1~ng uerstär- 
km. 
Unbewaffnete Angriffe des Faschismus auf die bürgerliche Demokratie 
abwehren zu können, bedarf die Arbeiterklasse selbst der Waffen. 
Denn die 'bewaffnete Staatsrnacht ist heute noch weniger als in den Kapp- 
Tagen eine zuverlässige Abwehr gegen den Faschismus. 
Um die Waffen gegen den Faschismus plan- und zweckmäßig und mit der 



nötigen Energie führen zu können, bedarf die Arbeiterklasse einer selbstän- 
digen breiten KEassenfühsung: sie bedarf der Arbeiterräte. 
Die Frage steht aber nikht so: Verteidigung der bürgerlichen Demokratie 
d e r  Kampf um die proletarische Diktatur, sondern so: 
Eroberung von Machtpositionen zum Kampf für die proletarische Diktatur 
aus der Verteidigung der bürgerli~h-parlamentaiischen Demokratie gegen 
den Faschismus heraus. Andererseits ist klar, daß die bürgerliche Demokra- 
tie, wenn sie aus ihres eigenen Entwicklung die Kräfte entwickelt hat, die ihr  
auf konterrevoluti~närem Weg den Garaus machen wollen, nur verteidigt 
werden kann durch Kräfte, die gewillt sind iiber den gegebenen Zustand, 
über die bürgerliche Demokratie, hinauszugehen. 
Das Entscheidende ist, daß die Arbeiterklasse irn Kampf gegen den 
Faschismus als selbständige Klassmmacht auftritt (nicht als unselbständiges 
Anhängsel der bürgerlichen Demokraten). 
In welchen Formen und Fristen die Verteidigung der bürgerlichen Demo- 
kratie konkret in den Kampf um die proletarische Diktatur Wbmgeht, hängt 
von der Situation ab und ist nicht von vornherein zu bestimmen, 
Schließlich noch die Frage: wenn wir den Perspektiven der faschistischen 
Diktatur die der proletarischen Diktatur gegeniiberctellen, bedeutet das 
dann, in den Fehler der KPU (und der Exekutive) zu verfallen, die irn 
Herbst vorigen Jahres der KPO die Aufgabe der Machteroberung, des 
Aufstandes stellte? 
Es ist dies natürlich nicht dasselbe. 
Die Gegenüberstellung der Perspektive der Diktatur gegen- 
über der faschistischen war auch in 0sterre;ch vollkommen richtig. 
Richtig ist es ferner, in einer solchen Frage aktiv zu arbeiten, um die Vosaus- 
setzungen fur den Kampf um die Eroberung der Macht durch die Arbeiter- 
klasse zu schaffen. 
Abenteuerlich und kindisch dagegen war es anzunehmen, daR im Herbst 
1929 fiir die KPO bereits die Voraussetzungen gegeben waren, um den 
Aufstand auf die Tagesordnung zu setzen. 
M a n  muß anseinanderhabten die proletarische Diktatur, die sozialistische 
Revolution als politische Perspektive, als Propaganda, aIs politischen Leitfa- 
den für die gesamte kommunistische Titigkeit und den Aufstand als 
Aktionslosung. 
Bei Ausbmch des Weltkrieges stellten sowohl die Bolcchewiki unter Führung 
Lenins als auch der spätere Spartakusbund unter Führung Rosa Luxemburgs 
und Kar1 Liebknechts die Perspektive der proletarischen Revolution, der 
=Umwandlung des Krieges in den Bürgerkrieg*. 

' 

Sie stellten dick Perspektive nicht nur den Sozialpatrioten gegenüber, die 
auf die Seite des Imperialismus übergegangen waren und mit der imperiali- 



stischen Bourgeoisie durch Dick und Dünn gingen, sondern auch den Unab- 
hängigen und Zentristen aller Art, die ihre Rechnung einstellten auf die 
erhoffte *bessere Einsichtu der Bourgeoisie. 
War diese Einstellung richtig? Sie war absolut richtig, die vom Standpunkt 
der revohtionären Arbeiterklasse einzig mögliche. 
Den Aufsmnd, die Machtergreifung als unmittelbare Aktionslosung haben 
aber die Bolschewiki, wie bekannt, erst irn Herbst 1917, der Spartakusbund 
im Herbst ip I 8 angesetzt. 
Der Vormarsch des Faschismus stellt objektiv die Alternative: faschistische 
oder proletarische Diktatur. Er stellt der Arbeiterktasse die Afifgabe, die 
subjektiven Vorbereitungen fiir den Kampf um die proletarische Diktatur in 
beschleunigtem Tempo zu schaffen. 
Aber das besagt noch nichts dar ihr ,  ob es der Arbeiterklasse auch tatsäch- 
lich gelingt, diese Voraussetzungen nun auch wirklich und rechtzeitig zu 
schaffen. 
Entscheidendes hängt hier ab von der richtigen taktischen und strategischen 
Fuhrung der Arbeiterklasse durch ihre revolutionäre Partei, wenn avch nicht 
alles: denn zu den subjektiven Faktoren kommen die objektiven. Der Unter- 
schied ist nur der: die subjektiven können wir becinflrrssen. Und darum muß 
die revolutionäre Partei, wenn sie auch über die objektiven Vorbedingungen 
in jedem Augenblick sich klare Rechenschaft geben muß. auf die subjektiven 
Bedingungen. auf ihre taktische und strategische Linie das Fia~ptaugenrnerk 
richten. 



Pie Entwicklung des Faschismus in Deutschland 

ERNEUT BEDENKLICHES 
E. B. am 10. Mai 1930 
{Gegen den Strom, 3. Jg., Nr. 19) 

Die Diskuss;on über den Faschismus, die bisher im Anschlua an die Platt- 
form mehr akademisch gefuhrt wurde, wird jetzt in Anbetracht der wach- 
senden faschistischen Gefahr in Deutschland als Diskussion über die gegen- 
wärtige politische tage und die Perspektiven der weiteren Entwicklung fort- 
gesetzt durch die Artikel der Gen. Schlamm, Frank und Thalheirner in 
Nr. 17  und I 8 des *Gegen den Stroma. Es kann nur  im Interesse unserer 
Sache sein, diese Diskussion bis zur möglichst vollständigen Klärung aller 
Streitfragen zu führen. Denn aus der einen oder anderen Einschätzung der 
Aussichten des Faschismus in Deutschland ergeben sich wichtige taktische 
Konsequenzen f ü r  eine kommunistische Bewegung. Die folgenden Ausfüh- 
rungen sollen nur in dem Sinnc ein Beitrag zur Diskussion sein, daß sie 
einige Fragen aufwerfen, die m. E. nach einer weiteren Klärung bedürfen. 
Nichts ware verfehlter, unmarxistischer, als das Problem des deutschen 
Faschismus rein als politisches Problem zu untersuchen, d. h. nicht die wirt- 
schaftliche Lage des deutschen Kapitalismus zum Ausgangspunkt der Ana- 
lyse zu machen. Erst wenn wir eine klare Vorstellung von den ökonomischen 
Aufgaben, Plänen und Schwierigkeiten der Ausführung gewonnen haben, 
die vor der deutschen Bourgeoisie liegen, können wir einen Schritt weiter 
gehen und fragen, welche innerpolitischen Maßnahmen sie zu treffen hat, 
um ihr  Wirtschaftsprogramm durchzuführen, welche politischen Mittel sie 
zur Durchführung dieses Programms benbtigt. 
Die heutige Lage des deutschen Kapitalismus ist durch zwei Tatsachen irn 
wesentlichen charakterisiert: durch den Kanjunktumjckgang, den wir mit 
wenigen Ausnahmen in der ganzen Welt beobachten, und die Neuordnung 
des Reparationsproblems durch den Young-Plan. Der allgemeine Konjunk- 
himickgang, dessen Ende noch nicht abzusehen ist, wird in Deutschland 
verschärft durch die Neuorientierung der deutschen W i r t s c h a f ~ l i  tik nach 
Annahme des Young-Plans. Die endgültige Festsetzung der Reparationszah- 
Lungen hat erneut die Reparationsfrage zum Zentralproblern des deutschen 



Kapitalismus gemacht, ja vielleicht ist sie erst jetzt in ihrer ganzen Bedeu- 
tung zu erkennen. Warum bedeutet der Young-Plan, der der deutschen 
Bourgeoisie wesentliche Erleichterungen gegenüber dem Dawes-Plan 
bringt, einen so entscheidenden Wendepunkt in der Entwicklung des deut- 
schen Kapitalismus? Weil er die deutsche Bourgeoisie zu ganz neuen 
Methoden der SchnPdentilgung führen wird, fuhren r n u k  Die Zahlungsver- 
pflichtungen, die Deutschland in den Jahren der Gültigkeit des Dawes-Plans 
zu erfüllen hatte, sind in der Hauptsache durch die zahlreichen Anleihen 
erfülle worden, die bis r 929 hereinströmten, durch den *unechten* Transfer. 
Schon jetzt wird der Schulden- und TilKungsdienst der Auslandsanleihen auf 
über eine Milliarde jährlich veranschlagt. Rechnet man dazu die Repara- 
tionszahIung, so hat Dev tschland im ersten Jahr des Young-Plans bereits 
drei Milliarden zu zahlen. (~Wirtschaftsdiensta Nr. 9, ryjo, S. 347") Weitere 
Auslandsanleihen würden die Verschuldung nur steigern, ja zuletzt n u r  dazu 
dienen, wie man leicht errechnen kann, die Zinsen für die alten Anleihen 
aufzubringen. Das wiirde in wenigen Jahren den Zusammenbruch des deut- 
schen Kapitalismus bedeuten. Die: deutsche Bourgeoisie hat diese Gefahr 
längst erkannt, und so ertönt allenthalben der Ruf nach dem *echten# 
Transfer, d. h. der Aufbringung der Reparationslasten aus den Erträgen der 
-Wirtschaft*, durch eine gewaltige Steigemng des deutschen Exports, durch 
Erzielung eines Exportiiberschusses. Der deutsche Kapitalismus trifft 
umfangreiche Vorbereitungen zu einem Durnpingexport. Denn nur  durch 
ein Dumping hat der deutsche Konkurrent irn Kampf um die sich stetig 
verengenden Absatzmärkte Aussicht auf Erfolg. Die übrigen kapitalisti- 
schen Staaten wappnen sich bereits gegen den deutschen Warenansturn. 
Schutzzölle werden bereits erhoben oder sind geplant. Ein neues protektio- 
nistisches Zeitalter scheint heraufzuzichen. Ein groteskes Bild, wie sich die 
großen imperialistischen Staaten gegen den *Segen# des Young-Plans, ihres 
ureigensten Produktes, wehren! Der Kampf um den Weltmarkt wird erbit- 
terter werden aZs im letzten Jahrzehnt ver dem Kriege. 
Zur Durchführung der Exportoffensive braucht die deutsche Industrie eine 
Verbilligung der Ausfuhrprodukte, der industriellen Fertigwaren. Für diese 
Preissenkung piant sie Herabsetzung der Löhne, Senkung der Besitzsteuern, 
Abbau der Soziallasten. Das bedeutet auf der anderen Seite Erhöhung der 
Massensteuern.Die Orientierung auf die Hebung des Exportes um jeden 
Preis erfordert aber weiter eine Umstellung der deutschen Industrie auf die 
Produktionszweige, deren Waren sich vornehmlich f ü r  den Auslandsabsatz 
eignen, das heißt aber neue Rationalisierung und damit erhöhte Arbeitslo- 
sigkeit Für diese Rationalisiemng allein sollen einige neue Anleihen 
verwandt werden. Den Kommunen aber wird die Aufnahme von Krediten 
unmöglich gemacht, so daß öffentliche Arbeiten, Notstandsarbeiten, wegfa2- 



len, und die Gemeinden nicht in der Lage sind, ihre durch den Abbau der 
Arbeitsl~senversichenin~ gestiegenen Verpflichtungen In der Wohlfahrts- 
pflege zu erfullen. Hand in Hand mit den Vorbereitungen zum Dumpingex- 
port gehen die Vorbereitungen zur Sicherwng des inneren Marktes für die 
d e u ~ c h e  Industrie durch Industriezölle, die eine neue Massenbelastung brin- 
gen. Die Fordemngen der Großagrarier sind bereits in weitestem Maße 
erfiitlt worden. Ihre lohnpoIitische Konsequenz müßte selbst nach Berech- 
nungen bürgerlicher Wirtschaftspolitiker eine Loherhohung von 5% sein. 
Wenn die Ansprüche der Junker tretz dieser drohenden Konsequenzen, der 
handelspolitischen Schwierigkeiten und der weiteren Belastung des Etats, 
die cKölnische Zeiningm und die industrielle Denkschrift beklagen, ediillt 
wurden, so in erster Linie aus den politischen Erwägungen heraus, die Gen. 
Th. in seinem Artikel anführt, aber auch wohl auf Grund des finanziellen 
Interesse des Bankkapirals an dieser &Sanierung*. 
Das sind die wirtschaftspolitischen Pläne der deutschen Bourgeoisie, deren 
Umfang und Bedeutung Genosse Frank nicht klar genug sieht. Einen Teil 
hat sie bereits durchgeführt, der gröflere, wichtigere wartet noch auf seine 
Ausfühmng. An dieser StelIc wird nun das Problem des Faschismus sichtbar. 
Ist das Programm des deutschen Kapitalismus bei Beibehaltung der parla- 
mentarischen Demokratie zu erfüllen, oder führt seine Durchfühmng not- 
wendig zur Errichtung der faschistischen Diktatur? Das ist die Kernfrage, 
und so stellt sie auch Genosse Thalheirner in seinem Artikel. Genosse Thal- 
heimer beantwortet dic Frage eindeutig ablehnend für die erstere M~glich- 
keit und bejaht sie in Ietztetem Sinne. Wie begründet er seine Behauptung? 
.Die Zertrümmerung der Sozialpolitik, ein r + I  1 % iger allgemeiner Lohn- 
abbau sind mit der Existenz der Gewerkschaften, sind mit dem Bestand der 
heutigen Organisationen und Einrichtungen der Arbeiterklasse schon unver- 
träglich.= Die gesteigerte wirtschaftliche Ausbeutung der Arbeiterklasse, 
fuhrt er aus, verträgt sich nicht mehr mit der Aufrechterhaltung der demo- 
kratischen Rechte, dem allgemeinen gEeichen Wahlrech~ der Pressefreiheit, 
der VersammIungsfreiheit, dem Bestand der Gewerkschaften, der Arbeiter- 
genossenschaften, der politischen Organisationen der Arbeiterklasse usw., 
d. h. *der Konzessionen an die Arbeiterklasse.. ., ohne die die bürgerliche 
Demokratie nicht funktionieren kann und zu denen die bürgerliche Demo- 
kratie sef'bqt gehört*. Diese Auffassung ist wohl nur so zu erkliiren, daß 
Genosse Thalheimer erwartet, daß die Arbeiterklasse auf den Angriff der 
Bourgeoisie mit den allerschärfsten Abwehrmitteln antworten wird, da13 ein 
allgemeiner Abwehrkampf des Arbeiterklasce einwaen wird, dem die Bour- 
geoisie nur mit den äußersten Tetrormaßnahmen, eben faschistischen 
M e t h d e ~  begegnen kann. Denn begegnete der AnRiff der Bourgeoisie auf 
die Lebenshaltung der Arbeiterklasse nur demselben passiven Verhalten, das 



wir heute beobachten, oder wäre gar die Folge, daß die Mitglieder aus den 
Gewerkschaften weglaufen, wie es das Politische Rundschreiben 8/30 als 
Möglichkeit hinstellt, so erledigten sich diese Organisationen als Machtfak- 
toren des Widerstandes von selbst. Genosse Shalheimer scheint also anzu- 
nehmen, dai3 die Versuche des deutschen Kapitalismus, sein Programm auf 
Kosten der Arbeiterklasse durchzuführen, auf die Gegenaktion der Arbei- 
terklasse stoßen werden, diese aber nicht stark genug ist, sich durchzusetzen, 
während auf der anderen Seite die deutsche Bourgeoisie selbst auch nicht 
von sich aus die Kraft hat, den Widerstand des Proletariats niederzuschla- 
gen. Damit waren die Klassenverhälmisse gegeben, die die Voraussetzungen 
fur die Errichtung der faschistischen Diktatur sind. Von der zweiten Voraus- 
setzung spricht Genosse Thalheimer nicht - wir werden darauf noch zurück- 
kommen. Aber daß er m der Annahme kommt, daß die erste Voraussetzung 
gegeben ist, ist nicht weniger verwunderlich. Denn leider zeigen die Erfah- 
rungen der letzten Jahre, daß alle Aussichr auf eine Fortdauer der Passivität 
in  den Massen besteht. Der Raub des Achtstundentages konnte ohne faschi- 
stischen Staatsstreich durchgeführt werden, die Verschlechterungen der 
Arbeitclosenversichening in den letzten Jahren brachten keinerlei Abwehr- 
kämpfe, und sogar fiir die Haltung der Arbeiterschaft bei Lohnkürzungen 
haben wir ein Beispiel aus der letzten Zeit: der Fall des Stahlwerks Becker, 
wo die gesamte BePegschaft Ehre Einwilligung zur Lohnduzienrng gab. Ein 
Fall, der ni denken gibt! Ich erinnere weiter dasan, daß bei den neuen 
Zöllen und Massensteuern jegliche Protestaktion fehIte. Man kann hier 
einwenden, dad das alles ein Pappenstiel gegen das ist, was kommt. Gewiß, 
aber man darf nicht vergessen, $aß das Programm der deutschen Bourge~isie 
sich über Jahre erstreckt, daB selbst der reaktionärste Flügel der Schwerin- 
dustrie nicht erwartet, bis Jahresfrist seine Forderungen erfüllt zu sehen. Das 
Gift soll hübsch in homöopathischen Dosen gereicht werden, wie es seit 
Jahren mit Hilfe der SPD geschieht. 
Gegenüber der Behauptung des Genossen Thalheimer, da8 das ~arlamenta- 
rische System auf Konzessionen an die Arbeiterklasse beruht, wies Genosse 
Schlamm bereits darauf hin, da# die Sozialdemokratie seit 1924 fur ihre 
Liebesdienste keinerlei Konzessiclnen erhalten hat. Wenn unsere Behaup- 
tung stimmt, dafl die Pläne der Bourgeoisie nicht an sich bereits den Wider- 
stand der Arbeiterklasse entfesseln müssen, so ist es klar, $aß die SPD es 
wagen kann mitzuhelfen, diese Giftdosen als Zuckerpillen anzupreisen und 
zu verabreichen mit den bekannten demagogischen Phrasen von der Stär- 
kung der deutschen Industrie im Interesse des Arbeiterklasse usw. Alle 
Anzeiclizn deuten darauf hin, dafs, die SPD ihren Regiemngsaustritt scnon 
heute bereut, besonders da sie sieht, daß die Bourgeoisie droht, auch ohne 
sie zu regieren, 



Aber tratz dieser erneuten Berei t~i l i i~kei t  der SPD zu voHer Hingabe an 
die Bourgeoisie sehen wir im bürgerlichen Lager die ernstesten Bestrebun- 
gen, sich von der SPD unabhängig zu machen. Die Emanzipationsbestre- 
bungen sind mannigfacher und verwickelter Art, Die Bourgeoisie ist nicht 
wählerisch in ihren Mitteln, kann es auch irn Augenblick gar nicht sein. Die 
Briining-Regiemng drohte mit dem $ 4 8  und hat dadurch ihre Lebensdauer, 
das Zwischenstadium, rerjängert, das die Bourgeoisie braucht. Inzwischen 
gehen die Versuche, die alten bürgerlichen Parteien umzubilden (Staatspar- 
tei der Mitte) weiter. Der Emanzipation von der SPD soll auch die beabsich- 
tigte Wahlverschlechtervng dienen. Dafl eine Neuwahl eine arbeitsfähige 
Parlamentsrnehrheit für ein Bürgerblockkabinett bringen wird, scheint mir 
nicht unmöglich. Was eine solche Regierung an weiterem Abbau der demo- 
kratischen Rechte bringen wird, läflt sich jetzt nicht voraussehen. Daß sie 
ihn bringen wird, ist sicher. 
Wir sehen aEso weitgehende Wandlungen im Lager der Bourgeoisie, im 
Lager des Parlamentarismus. Wie sind diese Vorgänge zu erklären? Das 
parlamentarische System hat sich nur  in zwei Perioden seiner Geschichte der 
ungetrübten Zuneigung der Bourgeoisie erfreut Einmal in der Zeit des 
Kampfes zwischen Bourgeoisie und Feudalismus, da das Parlament eine 
wichtige Waffe in der Hand der um die politische Macht ringenden Klasse 
war, zum anderen Mal, als er ihr in der Nachkriegszeit den ~icbwstrn  Schutz 
gegen die prol~raräsche Revolution g m ~ h r t e .  Sobald der Kampf gegen den 
Feudalismus für  die Eourgeoisie gegenstandslos geworden war, begannen 
ihre Versuche, die parlamentarischen Einrichtungen, die jetzt mehr und 
mehr ein Karnpfmittel des Proletariats gegen die Bourgeoisie wurden, abzu- 
bauen. Des Weltkrieg unterbrach in Deutschland diese Entwicklung. Als sich 
mit der Uhrwindung der Nachkriegskrise ( 1 9 ~ 4 )  die wirtschaftliche und 
politische Stellung der Bourgeoisie festigte, begann sie die Konzessionen 
zurückzunehmen, die sie unter dem Druck der Massen in den Revolutions- 
jahren hatte gewähren müssen. Heute ermiiglicht ihr die Ohnmacht der 
Arhiterklasse, diese Politik verschärft weiterzuführen, ohne sich des Eei- 
genblattes der Koalitianspolitik mit der SPD bedienen zu müssen. Obwohl 
die Bovrgeoisie letzten Endes ihr gesamtes Programm mir Hilfe der Sazial- 
dernokratie durchführen könnte, versucht die Bourgeoisie auf die Mitarbeit 
der SPD zu verzichten. Denn aus Rücksicht auf die Millionen Arbeiter, die 
noch hinter ihr stehen. wäre die SPD gezwungen. Widersiatid 2a heucheln, 
Verhandl~ngen müj3ten gefkhrt, Kompromisse geschlossen werden - das 
alLr kostet Zeit. Zeit aber ist heute mehr denn je Geld für die deutsche 
Bourgeoisie. So ist die Grundtendenz in dem Umgruppieningsprozeß der 
bürgerlichen Parteien: los von der CPD und ihrem Werk, der Weimarer 
Verfassung. 



Aber das alles ist doch kein Faschismus! Der Fehler in der Argumentation 
des Genossen ahalheimer scheint mir darin zu liegen, dafl es für den 
Genossen Thalheimer zwischen der Weimarer Verfassung und der faschisti- 
schen Diktatur kein Zwischenglied zu geben scheint. Weimarer Verfassung 
und parlamentarische Demokratie mui5 man nach seinen Auffassungen als 
identisch ansehen, Jeder Abbau, ja jeder Versuch, diese Verfassung abzu- 
bauen, Ist in seinen Augen ein Schritt zum Faschismus. Das heiflt aber, jede 
Reaktion als Faschisrn~s zu betrachten - eine irrige Auffassung, bei deren 
Bekämpfung sich gerade Genosse Thalheimer so große Verdienste e m ~ r l x n  
hat. Einige Beispiele: Die Regiemng Brüning ist U. a. deshalb eine etste 
Etappe zur faschistischen Diktatur, weil sie sich auf die Zustimmung der 
Deutschnationalen. einer antiparlamentarischen Partei, stützt Dann müssen 
wir 192&19zR schon einen Schritt weiter zum Faschismus gewesen sein, 
denn damals safl diese Partei bekanntlich in des Regierung. Ferner: 
.Erreicht ist das Ziel, das sich die Faschisten seit zwei Jahren stellen: die 
Verstärkung der Präsidentenmachb die Präsidentendikmtur.* Das ist seit 
der Revolution bereia das Ziel sämtlicher birgerlicber Parteieri. Vorbild: 
die Stellung des amkrikanischen Präsidenten. Im .Gegen den Strom- NT. 16 
wird die Einfuhmng der Warenhauscteuer als Erfolg der Nationalsozialisten 
gebucht Dabei ist die Steuer eine alte rnittel~tändle~sche Fordenrng. Sie 
wurde unter dem Druck der Wirtschaftspartei dekretiert. Auch die Partei- 
umgnippierung sei zum SchluR ein geradezu klassisches Beispiel: die 
*Frankfurter Zeitung. wirft anläßlich des Rätrefratens um die neue Staats- 
partei der Mitte die bange Frage auf, ob sich die neue Mittelpartei ohne jede 
Einschrankung auf den Boden der Weimarer Verfassung stellen wird. Das ist 
für den Genossen ThaEheimer ein Beweis, daß diese geplante Partei kein 
,bürgerlich-parlamentarisches Gesicht.: mehr hat! Natürlich wird sie sich 
nicht .ohne jede Einschränkung* auf den Boden der Weimarer Verfassung 

ismus stellen. Aber wir wiederholen noch einmal: das alles ist noch kein Fasch' 
und braucht nicht unbedingt sein Anfang zu sein. 
Denn dazu gehkirt noch ein wichtiger Punkt, über den sich Genosse Thal- 
heimer ausschweigt: eine geschwächte Bourgeoisie, die nicht imstande ist, 
selbst die Regierung auszuiiben. Einer solchen Bourgeoisie reiflt der 
Faschismus mit Leichtigkeit das S t a a ~ m d e r  aus der Hand. Sie muß sich- bei 
Strafe ihres Untergangs - in ihr Schicksal fügen. Hat die deutsche Bour- 
geoisie diesen Tiefstand ihrer wirtschafslicben, sozialen wnd politischen 
Macht bereits erreicht oder ist vorauszusehen, dafl sie ihn in absehbarer Zeit 
(Jahresfrist) erreichen wird? Ich verneine diese Frag. Eine Bejahung ist erst 
in dem Augenblick möglich, da sich das W i r t s c h a f ~ ~ r o ~ r a m m  der deutschen 
Industrie als undurchführbar erwiesen hat, d. h. eine schwere Wirachafts- 
knse eingetreten ist, da sich zu der Wirtschaftskrise eine politische gesellt 



es aIso der Bourgeoisie nicht mehr möglich ist. auf parlamentarischem oder 
nichrparlamentarischern Wege 48) selbst zu regieren. Eine solche Situa- 
tion glaubten wir 1923 zu haben. Genosse Thalheimer führt das damalige 
Scheitern der faschistischen Pläne allein auf den starken Masseneinfluf! der 
Kommunistischen Partei zuriick. Aber war nicht die Stärke der Bourgeoisie 
eine ebenso groAe Memmkraft? Haben wir nicht gegenüber den Schwätze- 
reicn mancher Kominterngsöi3en von der *klassischen revolutionären Situa- 
tion des Oktober- darauf hingewiesen, daß der entscheidende objektive 
Faktor, die Tatsache fehlte, mdaß die oberen Schichten nicht mehr wie bisher 
schalten und walten. kennten (Zenin)? Im Vergleich zu I 923 fehlt heute die 
Aktionskraft der KPD, aber fehlt nicht ebensosehr die wirtschaftliche und 
politische Schwache der Bofctgeoisie? Ich ~ laube ,  auch diese Erfahrung kann 
uns zur Vorsicht gegenüber der ~unvermeidl;chen- Entwicklung zum 
Faschismus mahnen. 
Wie wci t haben wir uns heute bereits diesem nunvcrmeidlichen~ Endpunkt 
einer Entwicklung von mloRischer Konsequenz. genähert? Uber diese Frage 
gab es eine kleine Polemik zwischen den Genossen Frank und Thalheimer. 
Der Genosse Frank meinte, dafl die Perspektiven dieser Entwicklung aber- 
spitzt und übertrieben werden. Genosse Thalheimer erwiderte, dafl der 
Genosse Frank aus den Textstellen, die er zum Beweis zitierte, etwas heraus- 
lese, was auch *keine sinngernaße EoIgerungu ist. Sehen wir zu! In  dem 
bereits erwähnten Rundschreiben heiRt es, nachdem vorher die Regiemng 
Brüning als nichtparlamentarische Regierung bezeichnet worden ist, in 
einem Abschnitt 3  rolle und Perspektiven der nichtparlamentarischen 
Regierung. : -Die nichtparIamentnrische Regierung muf3 in der Konsequenz 
zur antiparlamentarischen Regiemng, d. h. zum vollen Faschismus fii hren.n 
Denn sie hat keine parlamentarische Mehrheit, und auch Neuwahlen 
werden ihr keine Mehrheit bringen.  die nichtparlamentarische Regierung 
treibt also mit logischer Konsequenz der ge~enparlamentarischen, der offe- 
nen Diktatur zu.. . Die Regiemng Brüning steht auf halbem Wege zur 
offenen und vollen Diktatur. Daher kann dic Entwicklung nicht stehenblei- 
ben . . . Die R e g i e r ~ n ~  Briining mu8 ihrerseits . . . die Stsrkung der offenen 
fus~histt'schen Kr i f t e  fördern, um schlieplich von ihnen ah unzulänglich ~ n d  
ohnmächtig beirette geschoben zw werden. Das Tempo dieser Entwicklung 
wird voraussichtlich ziemlich rasch sein (vielleicht Jahresfrist).- Ich glaube, 
daR auch Leser mit nicht abnormen Raumvorstellungen wohl kaum zu einer 
anderen Interpretation dieser Sätze als die des Genossen Frank kommen 
können. In dem Rundschreiben i s t  weder von der Möglichkeit einer Rechts- 
regierung nach Neuwahlen, noch gar von einer großen Koalition, ganz zu 
schweigen von der -seinen Demokratie. die Rede. Auch -geometrische 
Erläuterungen* können über diese Tatsache nicht hinwegtauschen. 



Aber selbst wenn von soIchtn Zwischenlösungen die Rede gewesen wäre. 
hätte man sie ignorieren können, da sie in einem Zeitraum von dreiviertel 
Jahr nur Episoden sein werden. Dieser Termin, der irn Rundschreiben ange- 
geben ist, steht in engstem Zusammenhang mit unserer Taktik heute. Wenn 
es stimmt, dafl die Entwicklung zur faschistischen Diktatur in Deutschland 
unvemeidIich ist, wenn es s t i rnm~ daß diese Entwicklung nur aufgehalten 
werden kann durch die proletarische Revolution und wenn man wirklich 
damit rechnen rnuß, wie es das Rundschreiben tut, daß der faschistische 
Staatsstreich um die Jahreswende kommt, dann ist es die Aufgabe einer 
kommunistischen Partei, schon heute ernsthaft an die ~ o r b e r e i t u k ~  der 
Revolution zu gehen. Der Abschnitt des Thahehersdien Artikels der zu 
dieser Frage Stellung nimmt, ist etwas unklar. Es heißt dort, daß die Arbei- 
terklasse selbst zur Abwehr der unbewaffneten Kämpfe des Faschisten der 
Waffen bedarf. Da diese Angriffe sich in nächster Zeit verstärken werden, 
mSrSte die Losung dann doch wohl heißen: Bewaffnung der Arbeiterklasse? 
Es heißt weiter, daß, *um die Waffen gegen den Faschismus plan- und 
zweckmäßig und mit der nötigen Energie führen zu können. die Arbeiter- 
klasse einer selbständigen breiten Klassenfiihrunga bedarf, der Arbei terräte. 
Die Frage der Arbeiterräte ist aber untrennbar verknüpft mit der Frage des 
Aufstandes. Es wird auf den Unterschied zwischen der proletarischen Revo- 
lution und dem bewaffneten Aufstand als Propagandalosung und als 
Aktionslocung hingewiesen. Schön und gut. Also müssen wir die Yorberei- 
tungen treffen, um im Dezember-Januar den Aufstand als Aktionslosung 
steilen zu können? Die notwendige Konsequenz muR meiner Ansicht nach 
eine Politik sein, die nach dem Genossen Thalheimer als mabenteuesiich und 
kindisch. zu bezeichnen ist, oder eine dumpfe Verxweiflung in der Arbeiter- 
klasse, ein fatalistisches Sichergeben in das unvemeidliche faschistische 
Schicksal. Nicht die unwichtigste Aufgabe wäre dann weiterhin, sich auf die 
Illegalität vorzubereiten. 
Ein Blick auf unsere tatsächlichen Losungen zeigt, da13 wir die Perspektive 
doch wohl anders sehen. Ein Glück! Sonst behielte der skeptische Schwejk 
doch recht, denn bei einer solchen Schnelligkeit rnuß es selbst den Gelehrten 
schwindlig werden. 



WIRTSCHAFTLICHE VORAUSSETZUNGEN UND POLITISCHE 
FOLGERUNGEN 
August malheimer arn 10. Mal 1930 
(Gegen den Strom, 5. Jg, Nr. 19) 

1, Der vorstehende Diskussionsakkel von E.B. über die Aussichten der 
faschistischen Entwicklung in Deutschland hat den Vorzug, daß er die wirt- 
sckaftlfchen Voraursetzungen der faschistischen EntwickIung mit großes 
Klarheit zeichnet, er leidet an dem Widenpnich, dafl er den politischen 
Folgerungen daraus auszuweichen sucht. Richtig gezeichnet ist die Tendmz 
des deuochen KapitaPisrnus, die Voraussetzung zur Steigerung des Exports, 
für  einen Dumpingexport zu schaffen durch Senkung der Besitzsteuern, 
Abbau der Sozialpolitik, Abbau der Lohne, Erhöhungen der Agrar- und 
Industriez6Sle. 
Nur eine kleine Korrektur ist hier anzubringen. Es steht nicht die Alterna- 
tive hr die deutsche Bourgeoisie: weitere Auslandsanleihen odm gesteiger- 
ter Export. Sondern hier gilt: roeuohl das eine als das andere. Tatsächlich Ist 
die Kapitaleinfuhr nach DeutschIand in den ersten vier Monaten dieses 
Jahres bereits verhaltnismäflig höher als im Vorjahr und in früheren Jahren 
ü beshaupt. 
Die *Frankfurter Zeitung- vom 3. Mai, Abendblatt, macht darüber folgende 
Angaben: 

*Bisher schon beläuft sich der Kapitalzufluß, wenn man den Eingang aus 
der Mo'bilisieningsanleihe f ü r  Bahn und Post und den zweiten Kreuger- 
Vorschuß (nach Abzug der Tilgung des Dillon-Read-Kredits) in Ansatz 
bringt, auf reichlich eine Milliarde, während in früheren Jahren im 
Höchstfalle 1.7 Milliarden Awslandsanleiben im ganzen Jahre abgeschlos- 
sen worden sind. Gerade In den letzten Tagen ist eine ganze Reihe 
meiter~r mittlmer Anleihen aufgelegt oder verabredet worden (Neckar 
A-G, Phwnix, Max-Hütte, sämtlich in Holland). Diese Kapitaleinfuhr, 
die durch die Mobilisiemng wahrscheinlich nicht beeinträchtigt, vielleicht 
sogar noch gefördert wird, hat  sich nun bisher ohne gIeichzeitigm 
Wicdmabfr11)3 von krrrzfristigee Auslandsgeld vollzogen. Ern Gegenteil 
scheint im Marz nach den zuletzt veröffentlichten Bankbilanzen, in denen 
die Groflbanken allein eine Kreditorenvennehmng von einer viertel Mil- 
liarde ausweisen, ein neuer ZufluD von kurzfristigem Auslandsgeld erfolgt 
ZU 3ein.a 

E. B. betont auch richtig, dai3 die wichtigeren Teile des Wirt~chafts~lanes 
noch an<f DnrchfHhrirng warten. 
2. E.B. folgert nun: ich rnüßtc unte&tellcn, daß die Arbeiterklasse auf 
diesen kapitalistischen Angriff mit den alletschärfsten Angnffsmitteln ant- 



Worten wird, um zu begründen, daß die Bourgeoisie dem nur mit den äuf3er- 
sten Terronnaßnahmen, eben mit d e m  Faschismus, begegnen könne, Bleibe 
aber die Arbeiterklasse passiv, sa bedürfe die Bourgeoisie keiner faschisti- 
schen Methoden, sie k ~ n n e  dann mit der Sozialdemokratie und noch mit 
parlamentarischen Methoden, wenn auch mit einem .Abbau der demokrati- 
schen Rechte., ihren Angriff durchführen. 
Hier liegt der entscheidende Fehlschlnß vor. Wir haben hier wiederholt 
nachgewiesen, wie hision'sch der Faschismus und verwandte Erscheinungen 
nicht die Felge der Starke der Aktion der Arbeiterklasse ist, sondern gerade 
umgekehrt ihrer Schwäche, Passivität, Zerspiirrmng, Entmntigung. Der 
Anfstieg des Faschismus entspricht und entspringt einem Abstieg der 
Aktionskraft der ArbeiterkIacse. Die Bourgeoisie stößt da vor, wo die Arbei- 
terklasse das Feld ränrnt. So Louis Bonaparte, so Mussolini, so anderwärts. 
Der vorstaflende Faschismus hat in der Regel rnißglückte Vorstök der 
Arbeiterklasse im Riickm, sein Zweck ist, in Zeiten der Schwäche der Arbei- 
terklasse sie so zu knebeln und zu fesseln, daß eine Neuerhebung für längere 
Zeit niedesgehal ten wird, daR sie einer verstärkten Ausbeutung unterworfen, 
werden kann, ohne daß sie mit entsprechendem Widerstand antworten 
kann. Der Faschismus unterbindet den Alltagskampf der Arbeiterklasse, 
ihren gewerkschaftjich-parlamentarischen Kampf, er entzieht ihr fiir diesen 
Kampf den Boden, die demokratischen Rechte, den parlamentarischen 
K a m p h d m ,  er zertrümmert ihre Organisationen und er fesselt Teile der 
Arbeiterklasse durch seine faschistischen Organisationen. 
Die bisherigen Tatsachen in Deutschland bestätigen aber diesen Zusammen- 
Rang vollständig. Die Reichspräsidentendiktatur, die Schwächung der 
Arbeiterklasse - sind sie Folgen gesteigerter Aktivität der Arbeiterklasse 
d e s  des Gegenteils? Naziirlich des Gegenteils. 
3. E,B, sagt: Möglich ist, daR eine Wahlrechtnerschlechtemng dem Bür- 
gerblock eine arbeitsfähige Parlamentsmehrheit sichcrti Es sei nicht unmög- 
lich, da# eine solche Regiemng einen weiteren Abbau der demokratischen 
Rechte (der Arbeiter) bringen werde. Wieviel, sei nicht vorauszusehen. Dad 
sie ihn bringen werde, sei aber sicher. 
Akr,  ruft E. B. aus: das alles ist  doch kein Faschismus! Wr dürfen doch 
nicht jede Reaktion als Faschismus betrachten. 
Der Widerspmch liegt hier auf der Hand. 
E. B. gibt zu, daß ein Abbau der demokratischen Rechte sicher ist. Die Star- 
kung der Exekutivgewalt (der Gewalt des Reichspräsidenten) isr eint bereib 
vorliegende Tatsache. Der Faschismus ist die V m i c h r ~ n g  der dernokrati- 
sehen Rechte der Arbeiter, ihr vollständiger Abbau und die AIImuchr des 
Exekutivgewalt. Der ieiiweire Abbau der demokratischen.Rechte der Arbti- 
ter, der ~ t i i c h e i s e  Aufbau der Macht der Exekutivgewalt verhälr sich also 



m m  Faschismus - wie der Teil zum Ganzen, wie Vorbereitung zwr Dnrch- 
fiihxung. Wie kann man diesen Zusammenhang übersehen? 
Nicht jede Reaktion ist Faschismus. Narnlich eine solche Reaktion ist kein 
Faschismus, die die bürgerlich-parlamentaische Grundlage unverändert 
lißt! Darum handelte es sich 1926-28 und auch in früheren Jahren. Um 
Gewaltanwendung gegen die Arbeiterklasse mit den Mitteln rcnd amaf Grund- 
lage der bürgedichen Demokratie. Das haben wir ja gerade gegenüber der 
Phrase vom ~Sozialfaschismuc~ gezeigt. 
Aber hier handelt es sich ja gerade um den sticck- und schritrweisen Abbruch 
dieser bürgerlich-parlamentarischen Grundlage? Das ist also nicht Reaktion 
schlechtweg, nicht die gewöhnliche bürgerlich-demokratische, sondern 
gerade die ganz bestimmte Reaktion in der Richtung znm Fasckismirs. 
Augenscheinlich aber liegt unausgesprochen der Vorstellung E.B.s  der 
Gedanke zugrunde, der T~i1abbau der bürgerlichen Demokratie und des 
Parramentarisrnus könne nicht zum vollen Abbau fortgehen. Und dem liegt 
wieder die Vorstellung zugrunde, die Bourgeoirie sei daran interessiert und 
bringe Kräfte auf, um diesen Abbau in den Grenzen eines Teilab- 
k n s  zu halten. 
Und hier kommen wir auf einen weiteren Tmgschluß. Eine der Vorausset- 
zungen dafur, daß der volle Faschismus eintritt, wäre nach E. B. *die m'rt- 
schaftliche nnd politische Schwache dw Briidrgeoisie.. 
Der Fehlet liegt in dem wund., in der Verkoppelung wirtschaftIiches und 
politischer Starke und Schwäche der Bourgeoisie. 
Gerade die wirtschaftliche Stärke und das Btdurfnis der Bourgeoisie, sie 
noch weiter zu befestigen, trieb sie in einer Reihe geschichtlicher Perioden 
dazu, auf die direkre politische Machtausiibung in E o m  der bürgerlichen 
Demokratie zu verzichten und ihre Diktatur indirekt auszuüben. Der 
Faschismus ist eben eine der Formen der eJJenm aber indirekttn Diktatur 
der Bourgeoisie. Ich erinnere an zwei Perioden in der Geschichte der deut- 
schen Bourgeoisie. 
Erstens nach der Revolution von r &48/49, wo die deutsche Bourgeoisie sich 
mit voller Kraft dem materiellen Aufbau widmete, aber die direkte Fijhrung 
der Politik den Hohenzollern, ihren Junkern und ihrer Bürokratie über- 
ließ. 
Zweitens die Zeit von 1890 bis I 9 14, eine wahre kapitalistische Strrrm- und 
D~angzeit, die eine kolossale Vermehrung der materiellen Macht der deut- 
schen Bourgeoisie in sich schlofl, in der sie sich aber ebenfalls damit 
begnügte, die Regierung den Hohenzollern, ihren Junkern und Bürokraten, 
zu überlassen und ihre Herrschaft indtrekt auszuii'ben: durch Beeinflussung 
dieser Faktoren *von hinten hemm*. 
Dieses System brach im Weltkrieg zusammen. Die deutsche Bourgeoisie 



entledigte sich dieses Systems unter dem Druck der Niederlage und der 
anstürmenden Arbeiterklasse. 
4. Eine einfache Rückkehr zu diesem System, zur Uberlassung der Regie- 
mng an die Junker und ihre monarchische Spitze, ist  heute nicht mehr 
möglich. Da bringt eben der Faschismus das Nenc: die kontwrevalutionäre 
und zugleich scheinrevolutionäre faschistische Massenor~uniwiion als 
Regierungwerkzeug. Die kontemwolutionärcn Massenorganisationen sind 
niitig als Gegenkraft gegen die inzwischen auf dem Boden der bbrgerlichen 
Demokratie ausgebildeten Massenorganisationen der Arbeiterklasse, als 
Mittel, um sie zu zertriimmm und sie durch ein konterrevolutionäres 
Gebilde zu wserzm. 
Man muß sich überhaupt hüten, die bürgerliche Demokratie und den Parla- 
mentarismus als die sozusagen m n  ormale* und  klassische^ Form der bürger- 
lichen Klassenherrschaft zu betrachten, wie das die vulgär-demokratische 
Mythologie tut Sie ist eine der Formen der bürgerlichen Klassmherrschaft, 
die an ganz bestimmte geschichtliche Voraussetzungen, an ein ganz 
bestimmtes Kräftwerhiiltnis der Klassen gebunden ist, und die mit diesen 
Vorauss-ungen aufgehoben wird. 
Die kapitalistische ICIasscnherrschaft in der Fonn der bürgerlichen Derno- 
kratie ist in Deutschland, geschichtlich gesprochen, nur eine Episode. Selbst 
in Frankreich füllt die parlamentarische Republik einen kürzeren Zeitraum 
als andere Formen der bürgerlichen Klassenherrschaft: napoleonische Mili- 
tärdiktatur, konstinielle Monarchie, Bonapartismus. In EngLand erklärt sich 
die lange Dauer der bürgerlichen Demokratie durch die bekannte Iangfn- 
stige AusnahmesteElung Englands auf dem Weltmarkt (sie ist auch hier irn 
Abstieg), in den Vereinigten Staaten von Nordamerika ebenfalls durch 
Ausnahmeverhältnisse, auf die ich hier nicht weiter eingehen will. 
Die Prisidmtennaacht in Amerika läflt sich mit der heutigen Präsidenten- 
diktanir in Deutschland nicht irn geringsten vergleichen. Die Präsidenten- 
macht in den Vereinigten Staaten hat als Gegengewicht eine Schwäche des 
zentralen bürokratischen Apparates, eine so weitgehende lokale und einzel- 
staatiiche Selbs~emaltung, wie sie in keinem kapitalistischen Lande sonst 
vorhanden ist Ein schlagender Beweis dafiir ist die Unmöglichkeit, die 
Prohibition wirklich durchzuführen. Der Apparat dafür fehlt. 
1. Ober die Terminfiag~ habe ich mich schon in der Antwort an den 
Genossen Frank des Näheren auseinandergese.tzt Was aber senst die takti- 
schen Folgerungen anbelangt, so meine ich, dafl es einerseits opportunisti- 
scher Fatalismus wäre, passiv die Entwicklung zum Faschismus abzuwarten, 
andererseits Abente~rert~m, die revolutionäre Erhebung gegen den Faschis- 
mus aus der Pistole schiejlen zu wollen. 
Ec handelt sich einfach darum, die ersten Schrine auflerparlamenta~scher 



Massenaktion gegen die wachsenden faschistischen Kräfte und Tendenzen 
zu tun. AUein von dem Umfang und von den Fristen, in denen das gelingt, 
hängt es ab, diese Kräfte und Tendenren zirriickz~scklagm. Wirklicher und 
gdährlicher Fatalismus aber wäre es, datauf t u  bauen, dafi Krüfte a*s der 
Borr~eoisie mit Erfolg die Entwicklung zum Faschismus hemmen könnten. 
Vielmehr müssen wir klar sehen, dai3 es gerade die Bourgeoisie ist, die die 
Entwidrlung zum Faschismus teils direkt, teils indirekt, teils absichtlich, teils 
wider die eigene Absicht, färdem 
Unsere Analyse der Kräfte, die in Deutschland zum Faschismus treiben, ist 
getade der stärkste Anhieb f i t  die Aktien der Arbeiterklasse, indem sie 
zeigt, daß nur die A r b e i t d l a s s e  als ernsthafte Gegenkraft in Betracht 
kommt. 
Heute einen Termin für dm antifaschistischen Aufstand zu stellen, wäre in 
der Tat kindisch. Das hieße einen Spmng in die Luft machen. Aber h e ~ t e  die 
Frage der ersten Schritte der außerparlamenta~schen Massenaktian der 
Arbeiterklasse stellen, ist absolut notwendig; erst aus der Entfaltung der 
außetpar3amentarischen Massenaktion kann sich das Weitere ergeben. 
Aber diese ersten Schritte außerparEamentarischer Massmakbon kann man 
heute nur tun, wenn man die faschistische Gefahr und die den Faschismus 
fördernden Kräfte als reale und gegenwärtige versteht, nicht, wenn man sie 
nur als unbestimmte Möglichkeit in unbestimmter Zukunft auffaßt 
6. Ich fasse zum Sch!uR noch einmal posihv und in aller Kürze zusammen, 
worin ich die Vorausseeungen und Krifte der Enmicklung zum Faschismus 
in Deutschland sehe. 
Von seiten der Bourgeoisie: 
Ein wirtschafts-, finanz- und sozialpolitisches Programm, das ein gründli- 
ches Aufräumen mit den bisherigen Zugeständnissen an die Arbeiterklasse 
bedeutet. 
Uber dieses Programm herrscht im wesentlichen bereits Einigkeit unter den 
verschiedenen Gruppen und Schichten der Bourgeoisie, 
Die Vereinigung auf dieses Programm ist antm Führung des Trusdzapitßls 
erfolgt. 
Der ParIarnentarismus ist für das Trustkapital als Mittel der Ausgleichung 
der verschiedenen kapitalistischen Gmppeninteressen iiberflüssig geworden. 
Diese Ausgleichung, die bisher die Sozialdemokratie vollzog, besorgt das 
Tmstkapital jetzt direkt. 
Der Parlamentarismus ist fur das Trustkapital in Deutschland ein Hemmnis, 
eine Fessel geworden, vor allem, weil er ein bestimmtes Mafl von Zirgestatrd- 
nissen an die Arbeiterklasse erfordert (Sozialpolitik, Steuern um.),  weil w 
ein wesentliches Element der Unsicherheit in die kapitalistische Politik 
bringt Die bürgerliche Demokratie ist weiter zur Fessel für die Tmstbour- 



geoisie geworden, weiI sie den Boden abgibt für organisierten Widerstand 
der Arbeiterklasse. 

- Man kann die dernokrutischm Rechte dw Arbeitm aber nur aufheben, 
indem man sie allgemein fur alle Klassen aufhebt Die Kapitalkmschaft 
wird dadurch aber nicht geschwächt, sondern gestaikt, an die Stelle direkte 
aber wwsckleierter Kapitalshemschaft tritt die indirekte aber offene Kapi- 
~lsdikiatwr. Sie ist eine stirkere, brutalere Form der KapitaIherrschaft Ihre 
moderne Erscheinung ist der faschistische Staat. 
Die beginnende Auflösung der bürgerlich-parlamentarischen Parteien in 
Deutschland ist nur die Folge der bereits erfolgten Vereinigung der Grund- 
masse der Bourgeoisie auf der Grundlage des Wirtschaftsprogramms des 
Trunkapitals. Die alten Farteigienzen und die aIten parlamentarischen Far- 
teien haben ihren Sinn und Zweck verloren. 
Der politisch-organisatorische Neuaufbau erfolgt auf neuer Grundlage. 
Einerseits Annäherung des bisherigen bürgerlich-parlamentarischen Par- 
teien an den Faschismus, andererseits Anpassung der faschistischen Parteien 
und Organisationen an das Wirtschaftsprogramm des MonopoikapitaEs, 
Abmmpfung der schärfsten antikapitalistischen Spitzen. 
Die konkreten Einzefheiten dieses Prozesses werden wir an anderer Stelle 
behandeln. 
Von beiden Seiten her bereitet sich also die breite faschistische Massenpartei 
vor. 
Die einen, die bisherigen bürgerlich-parlamentan~~hen Parteien, stoßen 
ihre (sehr oberflächlichen und kurzlebigen) demokratisch-liberal-parlamen- 
tarischm Tradihonen stückweise ab, nähern sich dadurch untereinander und 
dadurch den faschistischen Organisationen, die ihrerseits ihr antikapitalisti- 
schec Programm stückweise abstoßen. Dieser Prozeß vollzieht sich in sehr 
bunten Formen: teils in denen eines Konknmenzkampfes der verschiedenen 
Parteien und Organisationen, teils planrndig gefördert vorn Reichcpräsi- 
denten und den außerparlamentarischen Kräften der Bourgeoisie. 
Die allgemeine objektive Tendenz dieses Umbildungsprezesses und seine 
&Lichen Ergebnisse muß man natiirlich unterscheiden von den Meinun- 
gen, Ansichten oder auch nur Vorwänden der einzelnen beteiligten Gnip- 
pen. Diese objektiven Tendenzen und realen Ergebnisse sind aber entschei- 
dend, nicht die oder jene subjektnfen Flausen der Beteiligten. 
Von seiten der Arbeiterklasse sind die wichtigsten, den Faschismus 
fördernden Faktoren: 
r .  abjekriver Art: Die Eiengung der Arbeiteraristokratie, dieser klassi- 
schen Grundlage des Reformismus und der bürgerbchen Demokratie, nach 
ihrem zahlenmdigen Umfang, sowie die kapitalistische Tendenz, sie weiter 
einzuschränken. 



Andererseits: die Deklassierung eines Teiles der Arbeiterklasse, die Heraus- 
bijdung eines Lumpenproletariats, das die ebenso klassische Stütze des 
Faschismus in der Arbeiterklasse ist. 
2. swbjekrivm AW das (objektive) Zusammenwirken des Reformismus und 
des ultralinken Kurses in der KPD zur Herbeiführung der Lähmung der 
Aktionskraft der Arbeiterklasse und der Schwachung und Zersplittemng 
ihrer Massenorganisationen. 
Dieselben objektiven Tendenzen, die in Verbindung mit den genannten 
subjektiven den Faschismus fördern, könnten natürlich, verbunden mit einer 
richtigen kommunistischen Politik, die kommunistischen Kräfte fordern, 
Wenn das möglich sein soll, darf aber die Politik der Arbeiterklasse nicht 
sich der ~deol&ie  der deklassierten Teile der Arbeiterklasse anpassen, was 
h Gmnde das Wesen des ulaalinken Kurses ausmacht, noch der Arbeiter- 
aristokmtie, was das Wesen der reformistischen Politik ausmacht, sondern 
muß ausgehen vom Gesamtinteresse der proletarischen Klasse. 
Das ist die Aufgabe der Kommunisten, wie sie bereits von Mant im Kommu- 
nistischen Manifest bestimmt worden ist Das ist der Gesichtspunkt der 
kommunistischen Opposition. 



Faschismus und bürgerliche Demokratie 
(anonym) am 23. August1930 
(Gegen den Strom, 3. Jg., Nr. 34) 

Dafi die Kommunisten bei einem Konflikt mischen bürgerlicher Demokra- 
tie und Faschismus nicht beiseite stehen dürfen, sondern gegen den 
Faschismus kimpfen und insofern die bürgediche Demokratie verteidigen 
müssen, ist eine Selbstvmtändlichkeit der revolutionären Politik. Aber 
damit ist die Frage noch nicht gelöst Es handelt sich darum m untersuchen, 
was die Kommunisten an der biirgerlichen Demokratie verteidigen und wie 
sie es zu verteidigen haben. 
Die bürgerliche Demokratie ist eine Klassenherrschaft des Kapitals. Vertei- 
digen die Kommunisten die bürgerliche Demokratie, insofern sie eine Klas- 
senherrschaft des Kapitals ist? Sie verteidigen das nicht, sie bekämpfen das 
stets. Die Kommunisten verteidigen die demokratischen Rechte der werkta- 
ugen Massen. Diese demokrahschen Rechte werden aber um so wirksamer 
verteidigt, je energischer die Arbeiter den Kampf gegm die bürgerliche 
Klassenherrschaft überhaupt fühen. Der faschistische Staatsstreich bedeu- 
tet, da13 der staatliche Apparat zur Unterdrückung der werktätigen Massen, 
der auch in der bürgerlichen Demokratie besteht, sich selbständig macht und 
die politischen Rechte der Massen vernichtet. Die erfolgreiche Aeivhr des 
faschistischen Staatsstreichs erfordert also nicht eine PoPitik der Staatsbeja- 
hung, der Bejahung der bürgerlichen Demokratie schlechthin, wie sie von 
der Sozialdemokcatie vertreten wird, sondern eine Politik des Kampfes 
gegm den bürgerlichen Staat, gegen die Kapitalherrschaft überhaupt. Die 
Sozialdemokratie, die den bürgerlich-dernokrati5cfien Staat bejaht und 
keine Ziele kennt, die über den Rahmen dieses Staates hinausgehen, kann 
den Angriff des Faschismus nicht abwehren; sie 'begünsbgt ihn objektiv, weil - 
sie den bürgerlichen Staatsapparat, die reaktionäre Unterdrückungsma- 
schine gegen das Proletariat unterstCm und stirkt. Der isiirgerliche Staats- 
apparat wird aber, je mehr die faschistische Gefahr anwachse, immer mehr 
zu einem Herd faschistischer Staatsstreichvorberci~"gen. Der faschistische 
Staatsstreich wird nicht gegen den bürgerlichen Smatrapparat gemacht, son- 
dem mit ihm. ItaIim und Polen sind die besten Beispiele daiiir. Der erfolg- 



reiche Kampf gegen den faschistischm Staatsstreich erfordelt die Bereit- 
schaft zum Kampf gegen den bürgerlichen Staatsapparat 
Die Kommunisten führen also den Kampf für die Verteidigung der wrger- 
lich-demokratischen Rechte der werktätigen Massen nicht von dem Stand- 
punkt der bürgerlichen Demokratie, vom Standpunkt der Bejahung des 
bürgerlich-demokratischen Staates, sondern vom Boden des Kampfes gegen 
die Kapitalherrschaft überhaupt, vom Boden des Kampfes fur die proletari- 
sche Diktatur. 
Der Faschismus entsteht als Produkt der Zers-ung der bürgerlichen Demo- 
kratie. Wir haben immer wieder darauf hingewiesen, dafl die bürgerlich- 
demokratische Politik dem Faschismus die Wege ebnet. Der faschistische 
Staatsstreich, der die bürgerliche Demokratie vernichtet, ist deshalb nur die 
konsequente Weiterentwicklung von Tendenzen, die innerhalb der bürgerli- 
chen Demokratie entstanden sind. 
Deshalb erfordert es der erfolgreiche Karnpfgegen den Faschismus, dail die 
Kommunisten nicksichtslos vor den Massen darlegen, wie die bürgerliche 
Demokratie das Aufkommen des Faschismus begünstis  dafl sie rücksichts- 
las die Ohnmacht der bürgerlichen Demokratie gegenüber dem Faschismus 
kritisieren. Bedeutet nun diese rücksichtslose Kritik vielleicht, daß wir den 
Massen den Glauben an die Möglichkeit der Verteidigung ihrer demokrati- 
schen Rechte nehmen, daß wir unter ihnen eine Stimmung der Verzweiflung 
eneugen, eine Stimmung. daß es nicht möglich sei, den Faschismus abzu- 
wehren? Das ist keineswegs der Fall. Die Kritik der Ohnmacht d a  bürgerli- 
chen Demokratie und ihrer Mittel gegenüber dem Faschismus ist notwendig, 
um die Massen zum Kampf gegen den Faschismus aufzurütteln. Die Stimmung 
der Passivität unter der Arbeiterschaft wird gezüchtet durch die Sozialdemo- 
kratie, die ihnen einredet, der Faschismus sei gar nicht w gefährlich, er könne 
durch die staatlichen Machmittel der bürgerlichen Republik und durch 
parlamentarische Mittel abgewehrt werden. Unsere Aufgabe ist es, zu 
zeigen, daß diese Abwehr nur möglich i s t  durch die auf3esparlamentarische 
Aktion der Massen. 
Als lehrreich für das Verhalten der Kommunisten bei faschistischen Staats- 
streichversuchen sei hier die Stellung Lenins beim Komilow-Putsch emähnt. 
Damals (September 1917) schrieb Lenin in einem Brief an das Zentraiko- 
mitee der Bolschewki, der in der ~ P r a w d a *  vom 7.November 19zo 
ver~ffent1;cht worden ist: 

B.. . Und unterstützen dürfen wir die Regierung Kerenski sogar jetzt 
nicht. Das wäre prinzipienlos. Man wird fragen: Sollen wir denn nicht 
gegen Kornilow kämpfen? Natürlich sollen wir das. Aber das ist nicht 
dasselbe. Hier gibt es eine Grenze: Sie wird von einigen Bolschewiken 
iiberschritten, die jeat in Kompromißpolitik verfallen und sich vom Gang 



der Ereignisse hintejpen lassen.. . Wir werden gegen Komilow kämpfen. 
Wir kämpfen gegen ihn. Aber wir unterstü~en Kerenski nicht, sondern 
entlarven seine Schwäche. Das ist ein Unterschied. Es ist dies ein Unter- 
schied, der sehr fein ist, aber sehr wesentlich und nicht vergessen werden 
darf..  . Wann besteht die Verindemng unserer Taktik nach dem 
Aufstand Kornilows? Darin, dafl wir die Form unseres Kampfes gegen 
Kerenski h d m .  Ohne unsere Feindschaft gegen ihn um ein Deut zu 
mildern, ohne ein Wo& das wir gegen ihn gesagt haben, zurückzuneh- 
men, ohne auf die Aufgabe des Smnes Kerenskis zu venichten, sagen 
wir: Man muß den Augenbiick berücksichtigen. Jetzt werden wir Kerenski 
nicht stumm. Wir werden jetzt an den Kampf gegen ihn anders herange- 
hen, und zwar indem wir dem Volke (das gegen Kornilm kämpft) die 
Sch.wäche und die Schwankwngen Keiendiis darlegen. Das haben wir auch 
früher getan. Aber das ist jetzt die Ha~ptsache. Darin besteht die Verän- 
demng . . . Weiter besteht eine Veränderung darin, dai3 jetzt zur Harrpt- 
suche geworden ist die Verstärkung der Agitation für gewisse ~Teilfotde- 
mngen* an Kerenski: Verhaftung Miljukows, Bewnfmung der Petrogra- 
der Arbeiter, Herbeirufun~ von Tmppen aus Kronstadt, Wyborg und 
Hetsingfors nach Petrograd, Aufl~siing des Duma, Verhaftung von Ros- 
janko, gese~liche Ubergabe des gutsherrlichen Landes an die Bauern, 
Arbeitefkontrolle über Getreide und Fabrikwaren um. usw.* 

Die politischen Verhälmisse von 1917 in Rußland werden natürlich in 
Deutschland nicht wiederkehren. Ein faschistischer Staatsstreich in Deutsch- 
land wird kein Komilow-Putsch sein. Auch haben wir in Deutschland keine 
Kerenski-Regierung um. usw. Für uns ist aber die gnindaätzfiche Einstel- 
lung Lenins in dem Konflikt zwischen bürgerlicher Demokratie (Kerenski) 
und der offenen antidemokratischen Konterrevolution (Kornilow) wichtig. 
Die Taktik Lenins beim Kornilow-Putsch i s t  ein Muster für eine richtige 
kommunistische Politik, die grundsä~liche Klarheit mit der Ausnützung der 
konkreten Möglichkeiten vereint, die die notwendige Verbindung des 
Tageskampfes mit dem Endkampf in einer dem konkreten geschichtlichen 
Augenblick angepaflten Form hersteIlt 



(VI Der Aukcmming des Faschismus 



Der Aufschwung der faschistischen Kcntemvolutian 
August Thalheimer arn 20.Ssptember 1930 
(Gegen den Strom, 3.&, Nr. J&) 

Das ist die Signatur der Lage. Die Arbeiterklasse tu t  gut daran, sich diese 
Tatsache durch keinerlei Redensarten vernebeln zu Iassen, weder durch die 
~kornmunistischeu Prahlerei dariiber, daß die Kommunisten die Sieger des 
Wahlkampfes sind (soiche Prahlerei irn Widerspmch zu den Tatsachen ist 
ganz unkomrnunisticch), noch durch die billigen sozialdemokratischen 
Trostgninde, daß die nationatisticche Flut mvon selber. wieder zurückgehen 
werde, noch durch die lächertichen Redensarten der liberalen Presse, daR 
eben die *Unvernunft* gesiegt habe, woraus der zufriedenstellende SchluD 
folgt, daO die liberale .Vernunft* sich wieder einstellen wird. Wenn die 
~Izvestia=, das Organ der Sowjet-Exekutive irn selben Stil meldet, dafl die 
PPanik* des Kleinbbrgertums sich in den nahonalsozialis~schen Wahlstim- 
men ausdrücke, so braucht man dagegen nur die Frage aufzuwerfen, warum 
denn die Panik und Verzweiflung des Kleinbiirgemims und beträchficher 
Schichten der Arbeiterklasse sich nicht in einem kommunistischen Auf- 
schwung in diesem Maße ausdrückt? 
Die Tatsache des Aufschwungs der faschistischen Konterrwolution muß 
erkannt und anerkannt werden, nicht um sich davor zu beugen, nicht um sie 
als unabwendbares Schiksal anzuerkennen, sondern weil die Erkenntnis 
dieser Tatsache und ihrer Ursachen die unumgängliche Voraussetzung dafür 
ist, um mit ihr fertig zu werden, um den Gang der Entwicklung nach zu 
wenden, Die Täuschung über die Lage kommt nur dem Gegner zugute. Sie 
ist kein Zeichen der Stärke des revolutionären Op.tirnisnus, sondern des 
Gegenteils, der inneren Sckwache, Unsicherheit und Kopflosigkeit. 
Diese ist so groß, daß man nicht einmal den vollen Umfang des faschisti- 
schen WahIsieges kIar zu sehen vermag. Dieser drückt sich namIich nicht nur 
aus in den 6,4 Millionen national-sozialistischen, sondern auch in den z,f 
Millionen Hugenbergscher Wahtstimmen. Das sind zusammen 8,g Millionen 
faschistischer Wahlshmmen und 107 plus 4 r = 148 Mandate. Hugenberg ist 
nicht ein Geschlagener des Wahlkampfes, wie die liberale Dummheit auspo- 
saunt, sondern einer der Siega.  Man mug den Hitler-Hugenbergschen 



Block als e h  Ganzes rechnen. Dieser faschistische Block rangien dann nach 
der Zahl der Wahjstimmen und Mandate nicht an der zweiten, sondern an 
der ersten Stelle. Der faschistische Block ist als dbsolut stärkste Partei aus 
dem Wahlkampf hervorgegangen. Zu samrnengehauen sind die birgetlichen 
Mittelparteien. Die Deutsche Volk~partei hat ein Drittel ihrer Stimmen 
verloren. Die Demokraten in der Gestalt der De~tschen Staatspartej haben 
ein Fwnjtel ihrer Stimmen verloren. Und sie haben ihre Verluste auf dieses 
Maß nur eindämmen können, weil sie mit den Jungdo-Leuten eine Partner- 
schaft eingingen. Ohne das wären sie noch viel stärker aufgerieben worden. 
Aufgerieben worden sind ferner die rechten Splittergr~ppen, die sich von 
Hugenberg abtrennten, die Konsmuativen unter Westarp und Trmirantrs 
und die hndbirndlcate rtnter Schiele. Der Versuch Briinings, die parlamen- 
mrische Stutze seiner Regiem~ig nach Rechts zu erweitern, hat elend Schiff- 
bmch geliaen. Das Zmtrnm selbst hat zwar nach Stimmen und Mandate 
gewonnen, aber seine rebrive Stärke gemessen am Anteil an den Gesamt- 
wahlstimmen, ist ebenfalls znriickgegangm. Das Zentrum hat sich gehalten 

, durch scharfen Kampf gegen die Sozialdemokratie, durch Hemorheben des 
religiösen Momenrs, durch vollen Einsatx seiner Pfaffenherrschaft, durch 
eine arcsgesprochcnc Rechtwmdutzg, politisch und kulturell. Im ganzen ist 
der Brüning-Regiemngsblock mit noch verminderter parlamentarischer 

. Starke aus dem Wahlkampf hervorgegangen. ~ur&merrransch i s t  er h e ~ z e  in 
einer bofFtrcngslosen Minderheit. 
Der  Wahlarifstieg der hlationalsoziulistm ist ohne Beispiel in der bürgerli- 
chen Republik. Die Stimmenzahlen der Nationalsozialisten haben sich in 

' 

etwas über zwei Jahren ~machrJachr. Die Zunahme umfaflt ebenso hochin- 
dustrielle wie grof3agrarische und biuerliche Gebiete: Wesfulen-Nord (von 
rz auf 162 Tausend Stimmen), Düsseldorf-Ost (von 20 auf zro Tausend), 
Chemnitz-Zwicka~ (von 41  auf 265 Tausend Stimmen), Osrpreu~rn (von 8 
auf 2 3 I Tausend), Oberbayem-Schwaben (von 72 auf X r 8 Tausend), Wiirt- 
tem herg (von zz  auf I 3 5 Tausend), Baden (von 26 auf z 76 Tausend). 
Wds bedeutet der faschistische Wahlerfolg fiir das Biirgetz~m ab Klasse? 
Sowohl diefiihrmden Schichten des Grobbtrgerticms als die bürgerliche und 
kleinbürgerliche Mnssr wandert beschleunigt ab ins Lager des Faschismus, 
spricht sich gegen Parlamentarismus und bürgerliche Demokratie und für 
die faschistische Diktatur aus. Was die wirtschaftlich führenden Schichten 
des Groi3bürgwturns anlangt, so sind folgende Tatsachen kennzeichnend: 
Die Führer der industriellen Verbande haben öffentlich noch zur Stirnmab- 
gabe für die vertassungstreuen Parteien aufgefordert, gehPrm aber haben sie 
die Wahkasse der Nahonalrozialisten mit Millionen gespickt. Was die 
Croflpndbesirter betrifft, so hat der Landbrnd sich ofiziell hinter Schiele 
gestellt, Aber die Junker haben die Landarbeiter und die anderen wimchaft- 



lich von ihm abhängigen Kreise fur Hitler und Hugenberg abkommandiert. 
%Sie predigen öffentlich Wasser und tranken heimlich Wein.. 
Wie steht es im Lager der Arbeiterklasse? Auch hier hat der Faschismus 
bereits einen tiefen E i n h c b  Die Sozialdemokratie hat eine 
ernste, schwere Niederlage erlitten, trotzdem der stärkste organisatorische 
Apparat, der in Deutschland vorhanden ist, der der Gewerhschafterj sich 
ungehemmt für sie einsetzte, trotzdem die Wahlarbeit der Sozialdemokratie 
alles bisherige übertraf, troadem die Sozialdemokratie alles tat, um die 
Aufmerksamkeit der Massen von den Früchten der zweijährigen Koalitions- 
poiitik abzutenken, trotzdem sie in ihrer Massenagitation die rote Farbe in 
den Vordergmnd stellte. Was die Sozialdemokratie schlug, waren nicht nur  
die bittwen Früchte der Koalitionspolitik der jüngsten Vergangenheit, son- 
dem ebenso sehr das Zusteuern auf Reue Koalitionspolitik. Ein p t e r  Teil 
der Gaverkschaftsrnitglider WtTSffgtF den Gewerkscbafrrfiih~em die . 
Gefolg~chajt. Die Niederlage der Smialdemokraiie im Wahlkampf mißt 
sich nicht nur an den 10 verlorenen Mandaten, sondern noch mehr an den 
2 Millionen Stimmen, die sie beim Halten ihrer Stellungen hätte hinzuge- 
winnen müssen. Es ist schon so, wie das Hitlerblatt sagt: .Die alten 'Vete- 
ranen der Sozialdemokratie haben noch ihre alte Partei gewihlt. Die lugend 
ist, wie U berall, weggeblieben.* 
Die Niederlage der Sozialdemokratie ist keine voriibmgehende Schlupp~,  
sie ist der Anfang warn Ende. Denn was die Sozialdemokratie noch gehalten 
hat, hat sie gehalten vermöge des organisatorischen und politischen Rehas- 
r r tngwmögens  ihres alten Anhangs, nicht vermöge eines aktiven Auf- 
schwungs. 
Der Reformismus ist aber dezimiert worden, nicht dwch die Kräfte der 
Rmolution, s o n d m  durch die der Konterrmahtion. Das ist der Grundzirg 
der Lage. Der Zuwachs des Kommunismuc bleibt weit hinter dem des 
Faschismus zurück. Irn Kampf gegen den Reformismus hat der Faschismus 
den Kommunismus weit überflügelt. Der WahIerEolg der Kommunistischen 
Partei bleibt nicht nur weit hinter dem des Faschismus zurück, er steht auch in 
ktinem Verhälmis zu dem, was die objektive Lage ermöglicht hätte. Bei 
einer richtigen Polit& der Kommuni~schen Partei hätte der Kommunismus 
die Sazialdernokratie aufreiben müssen. Der Faschjsmus aber hätte über- 
haupt nicht auf die Beine kommen dürfen. Die Massenarbeitstosigkeit, die 
Not des KPeinburgemirns, die Agrarkrise, die sozialdemokratische Koali- 
tionspolitik - wenn all das nicht den überwältigen Aufstieg der Karnmunisti- 
schen Partei brachte, sondern den des Faschismus, so rniisswt pndlegcnde 
F e h l ~ r  der Politik der Kommunistischen Partei dte Ursache sein. 
Wenn aber sowohl die FUhmng der Sozialdemokratie wie der KPD ihre 
Anhänger über diese Sachlage hinwegzutäuschen versuchen, wobei die Füh- 



mng der KPD sich ganz arn unrechten P l a ~  der sonst so verpiinten Aponta- 
neitätstheorie* hingibt (das nämlich die faschistische Welle *von selber* 
mrüdrfluten werde), so werden die Tatsachen selbst binnen kumern diesen 
gedankenlosen und betrügerischen Optimismus Lügen strafen, gerade weil 
dieser selbstbetriebene Optimismus das Hindernis dafiir bildet, dafl der 
Faschismus durch die revolutionäre Aktion der Arbeiterklasse unter kom- 
munistischer Führung zurückgeschlagen wird. 
Auch ist es ein falscher und fauler Trost, daß die Massen, die jeat der 
Faschismus aufgewühlt hat, keine bewußten Anhänger und Kampfer fur  die 
faschistische Diktamt sind. Das ist auch gar nicht nötig für den Sieg der 
faschistischen Diktatur. Der Weg des Faschismus wie überhaupt der Konter- 
revolution zur Macht ist ein anderer, ja entgegengeseater, wie der der 
proletarischen Revolution. Wenn es im Programm des Spa&usbundes 
richtig heißt, daR die Kommvnis.tische Partei nur die Macht ergreifen wird, 
gestüet auf die bewui3te Zustimmung der Mehrheit der Arbeiterklasse, so ist 
es umgekehrt beim Faschismus. Sein W e g  zur Macht s&t nicht die Bewuflt- 
heit der großen Massen voraus, sondern gerade ihre Unbewußtheit, die 
Trübung und Veswimng ihres KlassenbewuRtseins, nicht ihre Aktivität, 
sondern ihre Passivität Gestützt auf diese Passivität und Vefwiming der 
Massen, auf Gmnd ihres Gmährenlassens, kann eine aktive und bewußte 
konterrevolutionäre Minderheit zur Macht gelan~en, und sie ist nie anders 
zirr Macht gelangt. Diese Voraussetzungen hir den Weg des Faschismus zur 
Macht sind aber bereits heute in weitem Maße geschaffen, sowohl die 
Verwirrung der Massen, wie die aktiven und bewußten arganisierten Kader 
des Faschismus. 
Weiter besteht des folgende grundlegende Unterschied zwischen dem Weg 
des Faschismus zur Macht und dem des Kommunismus. Der Faschismus kann 
die biirgerliche Staatsmaschine, so wie sie ist, wobem, besetzen und für seine 
Zwecke ausnützen. Der Kommunismus und die Arbeiterklasse kann dies 
nicht, er kann sie zwar zersetzen, aber nicht 'besetzen. Er muß sie sprmgm 
und er muß für seine Zwecke &nm neicen proletarischen Staatsapparat 
aufbauen: die Räte. 
Was werden die nächsten Schritte des Faschismus sein? 
I .  Er wird jetzt planrnaßig und brutal den zweiten Teil seiner Aufgabe in 
Angriff nehmen. Er hat die anderen bürgerlichen Partei& zersprengt oder 
zerseat 
Er hat angefangen, der Sozialdemokratie Abbruch zu tun. Er wird jetzt alle 
seine Kraft darauf konzentrieren, die Arbeitmorganisationen, vor allem die 
Cewdschaften, aber auch die Soziaidemokratfc und die Kammwtttstischc 
Partei dirrch systematischen Terrm wie dwrch andere politische M i t t d  in 
Triimmw ZU schlagen. Er wird seine Anstrengungen besonders auf Bmlin 



komentritren, wo er noch im Rückstand ist gegenüber dem übrigen 
Reich. 
2. Er wird versuchen, die entscheidenden TeiIe der bürgerlichen Staatsrna- 
schine, die bewaffnete Staatsrnacht in die Hände zu bekommen. Darum 
fosdwt er das R~ichstoehrmini~tentcm, das Innenministm'um irn Reich und 
in Pieu Ben, das Bmlinw Polizeiprasidiw m (Forderung von Goebbels). 
3. Er wird unmittelbar in den Behieben seine Leute unter dem Kommando 
der Unternehmer einsetzen, um Streiks zu brechen und die gewerkschaftlich 
organisierten Arbeiter m terrorisieren und matt zu setzen. 
Der synmtischefascbistasche T m m  wird nicht altzulange auf sich warten 
lassen. Er wird sich ditzen auf das gesteigerte Machtbewußtsein seiner 
Anhänger, auf die bürgerlichen und kleinbürgerlichen Sympathien, auf die 
wachsende passive oder aktive Unterstüt~ung durch und in den staatlichen 
Behörden. 
Das zusammengehauene liberale Bürgertum ruft jetzt nach der Grollen 
Koalition. Die sozialdemokratische Führung hat keinen anderen Gedanken. 
Ob sie zustande kommt, hängt von verschiedenen Faktoren ab. Erstms 
davon, wie die sozia1demokraticchen Partei- und GewerkschaftsmitgIiPder 
sich dazu stellen. Zweitens, ob die Deutsche Vaksparro und die Wirt- 
schaftspariei mimt.  Die Wifischaftspartei hat sich bereits dagegen erklärt. 
Der Varsiaende der Deutschen Volkspartei, Schola, hat sich zwar gegm 
eine Koalition mit den Nationalsozialisten ausgesprachen, aber noch nicht 
positiv hr eine Koalition mit der Sozialdemokratie. 
Aber es ist heute schon klar, du$ One neHr GroJe Koalih'a noch etwas 
dnderes wäre als die letzte. Brüning erklärt, er bIeibe und werde dem neuen 
Reichstag die Natverordnungen und das weitere Programm des Kapitalsan- 

fRRg cr~sgearbeitet vorlegm. Die Sozialdemokratie hätte also in einer 
neuen GroQen Koalition die Notverordnungen und das weitere Programm 
des Kapitalsangsiffs wnbesehm z* schlrrcken. Sie wke  nur noch das fknfte 
Rad am Pl'agen der Regierung d a  Hindmbsrg-Diktatn~. So will der 
skathotische Staatsmann* nach dem Rezept des Jesuitenpaters Muckemann 
*vollendete Tatsachen. schaffen. Die E i n G m f i n g  des Reichstages ist unter 
Iächerlichen technischen Vomänden nach Pilsudskischem Muster bis auf den 
äuilernen gecettlich zulässigen Termin hinausgeschoben worden, damit man 
sich gehörig daran gewöhne, daß auch ohne Parlament regiert werden kann. 
Vielleicht auch benutzt man später nach das Pilsudskische Rezept, um im 
Parjament Raum zu schaffen, indem man einem Teil der ParIamentarier 
andere Sitzpla~e,  in den Gefängnissen, anweist. 
GIeichzeitig wird an einem Rechrsblock mit Beteiligung der Nationalsoziali- 
sten geschmiedet. Zwar hat die ~Gerrnania. sich dagegm ausgesprochen, 
aber die Regierung Bnlning laßt auch dafur die Wege offen, indem sie ihr 



Programm allen Parteien vorlegt Auf des rechten Seite muntert H~gmbt~g  
die Nnhonalsozialistm auf, ddjl sie jeat konkret m m  Programm des Kapi- 
talsanpffs Ssellnng nehmen missen. 
Welches auch immer die nächsten konkreten Formen des Rcgieningsbildung 
sein mögen, so steht heute schon f e s  daß von keiner *Rettung* oder 
*Gesundung* des Parlamentarismus und der bürgerlichen Demokratie die 
Rede ist, sondern dafi es sich um weitere Etappen und Vorbereitungen in dw 
Richttrng dm faschistischen Diktam7 handelt, d d  das Tempo dieser 
Entwkklnng durch den WahlausfalZ weitm beschleunigt ist, dap das 
Bürgemm keine Gegenkräfte gegen den Faschisrnrts a ~ f i n g t ,  sondern nÄr 
solche Krafte, die bmnJlt du ~ n b m g t ,  gmollt oder nicht gewollt in 
dieser Richtrtng 
Ob diese Entwicklung weiter geht oder zurückgeschlagen wird, das hängt 
jetzt ausschEeßlich ab von der Arbeiterklasse, Und zwar in erster Linie 
davon, ob der Gedanke der kommunistischen Opposition die Arbeitesklasse 
zu auflerparlamentarischen Massenaktionen gegen Faschismus und 
Kapiblsangiff in einer Einheitsfront auf Gmnd eines Programms der drin- 
gendsten Tagesforderungen in Verbindung mit konkreter revolutioniirer 
Propaganda zu vereinigen - ob dieser Gedanke sich durchsetzt gegen den 
ultralinken Kurs und die Blindheit und Unfähigkeit des kommunistischen 
Parteiapparates wie gegen den blanken Klassenvenat und die kampflose 
Preisgabe der demokratischen Rechte der Arbeiter durch den sozialdemo- 

- kratischen Partei- und Gewerkschiftsapparat. 
Die kornmwnistische Oppo~ition, die gezeigt hat, daß sie allein die Klassen- 
krafte in Deutschland und ihre Entwidrlungstendenzen richtig zu beurteilen 
und der Arbeiterklasse die richtigen Kampfwqge zu zeigen verstanden hat, 
rnuß sich bewußt sein, daß von ihren weiteren Anstrengungen Entschei- 
dendes fur die Arbeiterkfasse abhängt. Nicht dafi sie es mit ihren eigenen 
Kräften allein schaffen könnte, aber nur ihre Kraft ist vorhanden, um die 
Kräfte der Arbeiterklasse auf der Grundlage zu sammeln und in der Rich- 
tung zu führen, daß der Aufschwung der faschistischen Kontesrevolution 
abgelost wird durch den der proletarischen Revolution, durch den des 
Kommunismus. 
Der Erfolg dieser ihrer Anstrengungen hängt nicht von ihr allein ab. Aber 
dafl diese Anstrengungen mit der auBersten Kraft gemacht werden, ist 
entscheidend für den weiteren Gang der Arbeiterbewegrrng in Dewtsrhland, 
dafür, ob wann und in welcher Stärke der Kommunismus als fiihrmde politi- 
sche Kraft innerhalb der Arbeiterklasse wieder FuR faQt und an ihrer Spiee 
der faschistischen Konterrevolution entgegentritt. 
Daß die KPD unter ihrer heutigen Führung und mit ihrem heutigen Kurs 
diese Kraft nicht ist, das beweist schlagend die Tatsache des riesigen 



Aufschwungs der faschistischen Konterrevolution. Und der Wahlerfolg der 
KPD k a m  heute niemand darüber hinwegtäuschen, daß bei der Fortseaung 
dieses Kurses der Sieg der faschistischen Konterrevolution eben so sicher ist 
wie die Katasiropbe, d w  Znsamrnmbruch dw Kornrn~nistischen Partei, 
damit der Arbeiterbewegung in Deutschland, und damit der Kommunisti- 
schen Internationale als einer rwolutioniren Massenkrafi aaußwhalb. der 
Sowjet-Union. 
Diese Perspektive widerspricht so grob wie möglich dem Augenschein und 
den Einbildungen, denen sich die F ü h n g  der W D  und der Komrnunisti- 
schen InhmationaIe hingibt Aber sie hat vor diesen ebenso angenehmen 
wie hohlen Einbildungen den Vonug voraus, daß sie auf Tatsachen aufge- 
baut ist und die Iogischen Folgerungen aus diesen Tatsachen zieht. 
Und bis tu diesem Augenblick haben eben die Tatsachen bewiesen, daß 
keinerlei Täuschungen und Phantasien den gesetzmäfligen Gang der wirkli- 
chen Kr&e auch nur um Haaresbreite abbiegen können. 
Geändert werden kann die Lage nur durch die Akoon, die die Massen der 
Arbeiterklasse in Bewegung sem und damit diese Aktion zustande kommt, 
bedarf es dreier nnrrlüfllicher Voraussetz~ngen - erstens eines Programms 
von Tagesforderungen, eines proletata'scbm Kampf- und Norprog~arnrns. 
das den Bedürfnissen und Verständnis der Massen entspricht Zweitens einer 
Gmerkschaftspolitik, die den Kommunisten ermöglicht, die Gewerkschaks- 
mitglieder zu gewinnen und drittens die gwndsätzliche Sicherhat dm 
Kommunisten, die sie bewahrt sowohl vor spießbürgerlichen Nationalismus 
als auch vor opportunistischer Passivität und Iilusionen. 
Die kommunistische Opposition hat die Aufgabe, diese weder in der 
Kommunistischen Partei noch sonst vorhandenen Voraussetzungen zu schaf- 
fen und durchzuse~en. Sie kann und muR das in der Zuversicht tun, daß 
früher oder später der revolutionäre Gedanke, der dem historischen und 
dringenden BedürSnis der Arbeiterbewegdng entspricht, sich durchs= 
Entweder ihn dm Sieg odm über die Katastrophe der komrn~nistischm 
Bewegang in ihrer jetzigen Form hinweg. 



Eine verlorene Hauptschlacht 
August Thalhelmer am 6. November 1930 
(Gegen den Strom, 3. Jg., Nr. 45) 

In ihrer Zeitschrift sliilassenkampf- trösten sich die Parlamentshelden vom 
.linken Flügel. der Sozialdemokratie i la Seidewitz iiber ihren schmähli- 
chen Umfall arn 18. Oktober damit hinweg, daß sie erklären, der 1 8 .  Ok- 

. tober sei noch gar keine Entscheidung gewesen, er bedeute nur eine 
V e r s c h i e b ~ n ~  der Entscheidung iber das Schicksal der Brüning-Regiemng. 
Man habe der Fraktionsrnehrheit Gelegenheit geben wollen. sich in den 
Ausschußvethandlungen über die Notverordnungen der Regierung selbst zu 
überzeugen, daß die Regiening auf ihrem Programm beharre, daß es nicht 
gelingen ,werde, den ~atvverordnun~en die Giftzähne auszuziehen. Erst 
danach falle die wirkliche Entscheidung, und dann werden die linken 
Helden sich unwiderruflich als Helden bewähren - wenn sie nicht nene 
Gründe finden, ihre Heldentaten wieder *auf das nächste Mala zu verschie- 
ben. Sieht man näher zu, so findet man, daß in den .Gründen* für diesen 
Umfall bereits die Entschuldigungen für eine unabsehbare Reihe weiterer 
Umfaile enthalten sind. Einer der angeführten Hauptgründe isr nämlich die 
Erhaltung der Einheit der Sozialdemokratie. Wenn also das nächste Mal in 
des sotialdemokratisehen Reichstagsfraktion sich keine Mehrheit gegen die 
Briining-Regierung finder, wenn diese Mehrheit auch die Notverordnungen 
mit Haut und Haaren schlucken wird - und warum soll sie sich nicht finden, 
wenn die Theorie vom .kleineren U b e l ~  die Richtschnur bleibt und der 
Sturz der Regiening Brüning das gr~f l te  alles Ubel bleibt? -, so werden die 
*Linken4 um der =Einheit- willen auch die Notverordnungen schlucken, 
und das kann so lange weitergehen, bis die Sozialdemokratie auch das Letzte 
fiir die Durchführung des Programms des KapitaIangtiffs geleistet haben 
wird, was sie leisten kann. 
Inzwischen aber hat die Entscheidung des 18. Oktober schon eine andere 
Entscheidung zur Folge die von der gröf3ten und unheilvollsten 
Bedeutung ist fitr die gesamte weitere politische EnGckEung in Deutsch- 
land. Diese Entscheidung ist die Niederlage im Metallarbeiterstreik, die 
Niederlage infolge des blanken Verrats der reformistischen Gewerkschafts- 
fuhrer. Diese Niederlage is t  offenbar der Aufmerksamkeit der vom parla- 



mentanschen Kretinismus bis in die Knochen zerftessenen *Linken= nicht 
würdig, denn sie ist nur eine auflerparlamentarische Tatsache, und die zahlt 
nicht mit. Da das Parlament bis zum 3. Dezember vertagt ist, so ist inzwi- 
schen nach der fixen Idee des parlamentarischen Kretinismus auch die Wtlt- 
geschichte vertagt und muß als nicht vorhanden betrachtet werden. 
Für diejenigen, die nicht vorn Bazillus des parlamentarischen Kretinismus 
verseucht sind, liegt es auf der Hand, daR der Verrat vom 18.  Oktober mit 
dem Verrat des Metallarbeiterstreiks efne Einheit bildet und da13 die Verant- 
wortlichen für  den einen zugleich die Verantwortlichen für den andenen 
sind. Aber hier kommt den Betreffenden eine andere nicht minder .schone* 
Sorte von Kretinismus zu Hilfe - der bürokratische Kretinismus. Danach 
sind für die parlamentarischen Entscheidungen die Parlamentarier und letz- 
ten Endes die Parteiinstanzen verantwortlich, für die gewerkschaftlichen 
Entscheidungen aber die Gewerkschaf&lnstanzen. Und se hat der Verrat des 
18.  Oktober nichts mit dem Verrat des Metallarbeiterstreiks zu tun. Die 
Gewrkschaftsinstanzen sind nicht verantwortlich für den 18. Oktober, die 
Parteiinstanzen sind nicht verantwortlich für den Verrat am Metallarbeiter- 
streik. Man erinnert sich, wie bei der bekannten Aufgabe der Betriebsbeset- 
zung in I d e n ,  die der Wendepunkt für die Niederlage der Arbeiterkiasse 
und den Vormarsch des Faschismus war, die sozialdemokratischen Instanzen 
entdeckten, daQ diae Frage zur ~~Kornpetenzu der Gewerkschaften gehöre 
und unter diesem Vorwand der stärksten revolutionären Massenaktion des 
italienischen Proletariats das Rückgrat brechen halfen. In Wirklichkeit war 
dies eine politische Entscheidung erster Ordnung- die Entscheidung, ob die 
italienische Arbeiterklasse den begonnenen Kampf u m  die Macht entschlos- 
sen zu Ende führe oder sich selbst für  besiegt erkläre. 
Die Niederlage irn Berliner Metallarbeiter~t~eik ist von kaum ~eringerer 
politische* Bedeutung. Sie bedeutet eine durch die Schuld der Fühmng 
verlorene Haup~schlacht gegen den Un ternehmesangriff und gegen den 
Faschismus. Der unter dem schärfsten Druck der Wirtschaftskrise mit über- 
wältigender Mehrheit gefaflte Stieikbeschlui5, die geschlossene Durchfih- 
rung des Streikes selbst, sind der Beweis dafür, daß in der Masse eine 
etementare, revolutionäre Kraft zum Ausbmch drängte, Des wnter diesen 
Umstätaden gefaßte Streikbeschluff war weit mehr als ein gewkihnlicher 
gewerkschaftlicher S treiklieschIuß. Er offenbarte einen hochgespannten 
politischen KarnpfwiIlen der Arbeiter. Er war Ausdruck des Willens zum 

Gegenangriff gegen den Kagi ta l~an~r i f f  und gegen den Easchis- 
mus. Diesem Kampfwillen freien Lauf lassen, ihn sich entfalten lassen, das 
bedeutete das Ingangsetzen einer mit revolutianären Konsequenzen 
schwangeren, dem Machtkampf zustrebenden Massenaktion. Das aber hiefl 
nicht nur die Entscheidung des r 8. Oktober aufheben, das hieR 12 Jahre sozial- 



demokratischer Politik im Dienste der Erhaltung, Sicherung und Befesti- 
gung der kapitalistischen Wirtschaft preisgeben, das hieß, in das für die 
Sozialdtmtikcatit gmuenvolle Meer der revolutionären Aktion steuern. 
Darum haben die Gewerkschaftsinstanten und hat die Sozialdemokratie 
nicht nur nicht das geringste Positive getan, um den Mctallarbeiterkampf in 
einen allgemeinen politischen Kampf zu verwandeln, um die gesamte Arbei- 
terklasse zu seiner Unterstützung aufzumden. um die Ziere des Kampfes zu 
aIlgemeinen politischen Zielen, zu einem Generalangriff gegen die herr- 
schenden Klassen zu steigern, w a s  nur bedeutet hätte, die eigene Logik 
dieses Kampfes zu vollziehen; sondern sie hat sich planmäßig bemüht, ihn 
dem Umfang und des Zielsetzung nach in den engsten möglichen Grenzen 
zu halten und ihn, so rasch das überhaupt ging, abzubrechen. Die sozialde- 
mokratische Führung hat der Nassenbewegung das Rückgrat gebrochen. 
Die Kommunistische Partei aber hat  weder die politische Aufgabe gesehen, 
die dieser Streik stellte, noch hafte ihr Versuch arrJlerhalb der Gewerk- 
schaften die Bewegung g g e n  die Gewerkschaftsinstanzen zu führen. 
irgendeinen Erfolg und konnte ihn nicht haben. Aber wenn je, so war hier 
eint klassische Si t~ahon,  Sm, gestiitzt auf den ungestümen und entschlos- 
senen Karnpfwillen der Mitglieder der Memllarbeitewerbandes, gestützt n ~ f  
die Sympathien ~ n d  das Verstindnis der i h g m  Arbeirersckafc, innerhalb 
des Metallarbeiterverbandes die sabotierende sozialdemokratische Fiihrung 
zu überrennen und den Streik gegen sie durchzufuhren und zu einer politi- 
schen Massenaktion erster Ordnung auszuweiten. Hätte man, statt zwei 
Jahre ultralinke RGO-Taktik zu betreiben und dadurch alle Positionen und 
Funktionen irn Metallarhiterverband preiszugeben, kommunistische 
Eroberungsarbeit im Metallarbeiterverband geleistet, so wären alle nötigen 
Voraussetzungen dahr vorhanden pesen, so hätten die Komrnuniscen 
wirklich die Führung des Kampfes den Reformisten aus der Hand nehmen 
können. So aber lief die Kommunistische Partei ohnmächtig, aber mit eitlen 
Prahlereien neben der Bewegung her, und die Plakate, dafl die RGO den 
*Streik führe., konnten kaum diejenigen täuschen, die seit Jahren sich und 
anderen weismachen wollen, dafl es geniige, möglichst laut zu beharcpten, 
daß man führe, um auch wirklich zu führen. Es ist das die Methode Coue, 
angewandt auf die Politik, also der reine Scharlatanisrnus. Die Verantwor- 
tung dafür trägt nicht nur  die *Führung* der WD, sondern auch die der 
Kommunistischen Internationale und der Roten Gewerkschaftsinternatio- 
nale. 
Eine Hauptschlacht gegen den Kapitalangriff und den Faschismus ist verlo- 
ren, verloren durch den Verrat der Sozialdemokratie und durch die ultra- 
linke Quacksalberei der offiziellen Kommunistischen Partei. Daran wird 
nichts geändert dadurch, daß der Schiedsspnich, der den Ausgangspunkt des 



Streikes bildete, nicht für verbindlich erklärt warden ist  und daß vielleicht 
der neue Schiedsspmch, dem beide Parteien sich fügen sollen, mnächst 
einige Prozente Lahnkünung weniger bringen wird - jedermann weiß, daß 
das nur m bedeuten hat, daR die Unternehmer nun die Lohnherab~etzun~, 
statt mit einem Schlag, in mehreren Etappen durchfiihren wollen. Das 
Kapital setzt jetzt an die Stelle der Niedemerf~ngsstrate~ie,  die sich 
zunachst als undurchfuhrbar erwies, die Emiattungsstrategie, den Schützen- 
grabenkrieg. 
Das für das Kapital Entscheidende ist, daß es ihm im Bunde mit den sozial- 
demokratischen Gewerkschaftsführern gelungen ist, die Arbeiter zu ent- 
waffnen und sie vom Kampfp!atz zu entfernen, die Aktion des Massen zum 
Abbmch zu bringen. Damit ist für das Kapital alles gewonnen. 
Auch hier liegt die Analogie mit der italienischen Betriebsbeset~un~ auf der 
Hand. Nachdem die Arbeiter die besetzten Betriebe aufgegeben hatten, 
hatten die itaIienischen Kapitalisten das Spiel gewonnen. Sie gestanden den 
Arbeitern sogar a ~ f  dem Papier die Betriebskontrolle zu; das hatte aber 
keineriei Bedeutung mehr, nachdem die Arbeiter tatsächlich das Karnpffeld 
verlassen und abgenistet hatten. Die italienisclien Kapitalisten zogen sofort 
und rücksichtslo~ die Konsequenzen aus der zu ihren Gnncten veränderten 
Kampflage. Sie setzten die Faschisten zum Gegenangriff ein. Jetzt begann 
jene zweijährige Kampagne des faschistischen Terrors gegen die Arbeiter- 
klasse, deren Endergebnis die faschistische Machtergreifung war. Im 
Gefolge des verratenen und verlorenen Metallasbeiterkampfes kommt 
namrgemäfl die Entmutigung, Verwimng und Zersetzung der Arbeiter, 
denen die eigene Führung den Dolchstoß in den Rücken versetzt hat. Es 
kammt der kombinierte weitere Angriff der Kapitalisten und der Faschisten. 
Der Klassengegner macht sich an-die ~ e r f o l b n ~ ,  und je drohender die 
Kampfkra ft der Arbeiter, die dieser Streik offenbarte, um so rücksichtsloser 
wird diese Verfolgung sein. 
Die Nationalsozialisten, die aus taktisch-demagogischen Gründen, wie sie 
jetzt selbst vor den Unternehmern kund tun, den Streik unterstützt haben, 
weil sie ihn nicht hindern konnten und sonst ihre eigenen Anhänger vor 
den Kopf gestoßen hätten, machen jetzt eine Kehrtwendnng. Sie schüren 
jetzt rücksichtslos die Empöning der Arbeiter gegen den Verrat der sozial- 
demokratischen Gewerkschaftsfü hser, um einen konterrwolu tionären 
Schlag zu führen gegen die Existenz der Gmcrkschaften sdbst. 
Die Ftihrung der Kommunistischen Partei ruft jetzt auf zur Gründung eines 
*Roten Metallarbeiterverbandes.. Die vom 4. RGI-Kongreß eingeleitete 
ultralinke Gewerkschaftspolitik gelangt jetzt zu dem logischen Ende, das die 
kommunistische Opposition, allen offiziellen Leugnungen gegenüber, vom 
ersten Aup;enblick veraussah Y nd voraussagte. Die Gewerks~haftss~altun~,  



die Gründung eigener ~revolutionärera Gewerkschaften wird Tatsache, ist 
schon Tatsache in dem Augenblick, wo dieses Blatt erscheint. 
Das Schicksal und die Wirkungen des *Roten Metallarbeitemerbandesa und 
etwaiger anderer revolutionärer Gewerkschaften, deren Gnindung sich 
etwa anschließen wird, lagt sich ohne besondere Prophetengabe vorausse- 
hen. Diese revolutianären Gewerkschaften werden ohnmächtige Minder- 
heits- und Splitterorganisationen sein. Sie werden sich infolge der Hoffnun- 
gen, die sie bei ihren Anhängern erwecken, auch unter den ungünstigsten 
Kampfchancen in Kämpfe wagen müssen und Niederlage nach Niederlage 
einheimsen. Den Niederlagen werden die Maßregelungen, wird die Reini- 
gung der Betriebe von Kommunisten folgen, An ihre Stelle wird der Untes- 
nehmer Faschisten oder Gelbe setzen, Auf der anderen Seite werden auch 
die Kampfchancen fur die reformistischen Verbände geschwiicht. Die refot- 
rnistischen Gewerkschaftsführer werden jedem Kampf ausweichen können 
unter Hinweis auf die Gewerkschaftcspalmng. Die Enttiiuschung wird 
schnell einsetzen in den mrevolutionärenx Verbänden. Ein Teil der 
Mitglieder wird den Faschisten Rekruten liefern. Die Entmutigung wird 
auch wachsen in den reformistischen Verbänden. 
Die Voraussetzungen für den Erfolg des von Kapitalisten und Faschisten 
gefiihrten Generalangriffs gegen den Bestand der Gewerkschaften werden 
die denkbar günstigsten sein. 
Was das für den weiteren Vormarsch der Faschisten und den faschistischen 
Machthampf bedeute& bedarf keiner näheren Ausfühmng. 
Der Metallarbeiterstreik konnte der Anlauf zu den außerparlamentarischen 
Massenaktionen sein, die dem Faschismus Halt  gebieten, den Kapitalangriff 
zziriickwerfen und zum Machtkampf der Arbeiterklasse führen konnten. Die 
Niederlage in diesem Kampf setzt auf die Tagesordnung die Verschärfung 
und Beschleunigung des faschistischen Machtkampfes. Eine Hauptschlacht 
ist verloren, aber noch ist der Feldzug für die Arbeiterklasse nicht verloren. 
Das nächste Kettenglied, das jetzt aufgenommen werden muß, das ist die 
Stärkung der Opposition in den reformistischen Gewerkschaften durch die 
kommunistische Opposition. Die kommunistische Opposition muß jetzt in 
verstärktem Maße die Ausbildung einer breiten und zielbewuilten Oppasi- 
tion in den reformistischen Gewerkschaften in die Hand nehmen, die den 
schärfsten Kampf gegen die reformistischen Gewerkschaftcfühser führt und 
auf neuen Karnpfeinsatz der Gewerkschaften hinsteuert- 
So schwer unter den gegebenen umständen die Erfüllung dieser Aufgabe ist, 
so ist sie nicht aussichtslos. Wenn der Metarlarbeiterstreik die unrerbesser- 
tiche Verräterei der reformistischen Führung offenbart hat, so auch den stür- 
mischen Karnpfwiflen der Gewerkschaftsmitglieder. Dieser Karnpfwille 
erhält durch den Verrat der Fühmog einen schweren Schlag, aber er ist 



gewia noch nicht erschöpft. Die Aufgabe besteht darin, ihn aufs 
neue anzufachen und durch eine starke Opposition in den Gewerkschaften 
die Voraussetzungen dafür zu schaffen, dai3 kommende Aktionen über 
verräterische Führungen hinweggehen und aus dem engen Bett des nur- 
gewerkschaftlichen Kampfes hinühsgeleftet werden in das breite Strombett 
des politisch-revolutionären Kampfes. 



Die poliiisehe Lage und die Aufgaben der Kammunlsten 
in Deutschland 
Resoiutionsentwurf der Aeichslsttuna flir dle 
Reichskonferenr der KPD-0, 
veröffentlicht am 6. Dezember 1830 
(Gegen den Strom, 3. Jg., Nr. 49) 

I. Die Weltlagc 

I. Die gegenwärtige Weltwirtcchaftskrise offenbart den al tgemeinen Nie- 
dergang des kapitalistischen Systems. Sie geht in ihren wirtschaftlichen und 
sozialen Erscheinungen und Wirkungen weit tiefer als die Wirtschaftskrisen 
der imperialistischen Sturm- und Drangzeit von I 89-1 9 14. 
Die WeItwirtschaftskrise ging aus von den Vereinigten Staaten von Nord- 
amerika, dem hochkapita3istischen Musterland. Dort war die Vorstellung 
am tiefsten verwurrelt, dafl der Kapitalismus aus eigener Kraft fortan Krisen 
bannen und eine dauernde Prosperität herstellen könne. Diese Ideologie war 
nicht nur in Amerika, sondern auch in anderen L b d e r n  eine der stärksten 
Grundlagen fur die f olitik der Klassenhamonie. Der Eintritt der Weltwirt- 
scbaftskrise in den Vereinigten Staaten von Nordamerika hat dieser Ideo- 
logie einen unüberwindlichen Ston gegeben. Von den Vereinigten Staaten 
von Nordamerika aus hat sich die Wirtschaftskrise auf fast alle Länder, 
au fler der Sowjetunion, ausgedehnt. In Frankreich, dem letzten großen 
kapitalistischen Land, das bisher von der Krise verschont geblieben war, 
zeigen sich jetzt die ersten Ansätze zu Ihr. 
Die Wirtschaftskrise hat rund 20 Millionen Arbeiter auf die Strafle gewor- 
fen. Sie hat, als Agrarkrise, zugleich Millionen bäuerlicher Wirtschaften 
erfaßt. Die stürmische Entwicklung der landwirtschaftlichen Maschinen- 
technik hat die Produktionskosten insbesondere für Getreideerzeugung ftir 
die kapitalistischen Groflbetriebe in den überseeischen Getreideexportlän- 
dern rasch und weitgehend gesenkt und zur Ubeaproduktion, gemessen am 
zahlungsfähigen Bedarf, gefuhrt. 
Der Kampf der groi3en kapitalistischen Monopole um die Rohstoffe, in 
Verbindung mit der Senkung des Rohstefftredarfs durch die Industriekrise, 
hat zu einer Rohstofhberproduktion gefiihrt. In den Kolonial- und Halbko- 
lonialländcrn, die überwiegend auf die Produktion eines oder mehrerer 
Rohstoffe eingestellt sind, nimmt deshalb die Wirtschaftskrise beionders 
schwere Formen an. Sie ist Grundlage und Ausgangspunkt für politische 



Krisen (Siidamerika) und für die Stärkung der Kräfte des kolonialen Revolu- 
tion (Indien, Agypten). 
2. Die Wirtschaftskrise schafft objektiv- Möglichkeiten fiir einen Auf- 
schwung der revolutionären Bewegung des Proletariats, der anderen unter- 
drückten werktätigen Klassen und der vom ImperiaIismus unterjochten VQI- 
ker. 
3. Wird diese objektive Möglichkeit durch eine richtige P ~ l i t i k  der Komrnu- 
nistischen Partei ausgenützt, dann kann die Wirtschaftskrise in den Zusam- 
menbruch des Kapitalismus ausmünden. Die Wirtschaftskrise witd nur dann 
zur Endkrise des Kapitalismus, wenn die Arbeiterklasse die politische Folge- 
rung zieht, da& die Herrschaft des Kapitalismus gestürzt werden muß und 
diese Folgerung durch die proletarische Revolution in die Tat umsetzt. Die 
Endkrise des Kapitaiicmus ist also keine rein wirtschaftliche Erscheinung, 
sondern zugleich eine politische Revolution. 
4. Die kommunistische Opposition hat längst vor dem 6. Kongrefl der 
Kommunistischen Internationale Ern Gegensatz sowohI zu den Venöhnlern 
aIs auch der Leitung der Kommunistischen Internationale festgestellt, daß 
gerade das Wachstum der kapitalistischen Produktivkräfte nach der Ober- 
windung der Nachkt-iegskrisc zur Verschärfung der inneren und äußeren 
Widempisjche des Kapitalismus, zu verschärften wirtschaftlichen und politi- 
schen Krisen und Katastrophen führen müsse, und daß diese Widersprüche 
nur durch die proletarische Revolution gelöst werden können. 
5 .  Die Vercöhnler leugneten den allgemein revolutionären Charakter der 
gegenwärtigen Situation. Sie lehnten infolgedessen die revolutionäre Propa- 
ganda ab und beschränkten die Agitation und Propaganda auf bloße Tages- 
losungen. 
6. Die Leitung der Kommunistischen Internationale hat auf dem 6. KongreB 
(Juli 1928) das unmittelbar bevorstehende Ende der Stabilisierung, d. h. den 
unmittelbar bevorstehenden Ausbmch der proletarischen Revolution, pro- 
phezeit. Sie hat auf dem X. Plenum des EKKl Uuli 1929) von einem angeb- 
lich bereits vorhandenen revolutionären Anfcchwung gesprochen. Sie hat 
erstens die auf Grund der objektiven Voraussetzungen vorhandene Möglich- 
keit des rcvalutionären Aufschwungs mit der IVirklichkeft verwechselt. Sie 
hat zweitens dic Verwirklichung dieser Möglichkeit praktisch durch den 
ultralinken Kurs vereitelt. Der revolutionäre Aufschwung ist Tatsache in 
Indien, in Spanien. In dem größten Teil Eurapas aber i s t  die Konterrevolu- 
tion im Aufschwung begriffen. 
Die Leitung der KPD hat, indem sie Wirtschaftskrise und Krise der Stabili- 
sierung gleichsetzte, irn Laufe der letzten 2 Jahre wiederholt verkündet, daß 
das deutsche Proletariat sich in der Offensive befinde, daß der rwolutionäre 
Aufschwung bereits da sei, sie hat ihre wiederholten Niederlagen als revolii- 



tioniire Durchbmchsschlachten ausgegeben (I .  Mai 1929, I .  August 1929, 
Ruhrkarnpf usw.). 
7. Eine schnelle Behebung der Weltwirtschaftskrise ist nicht zu erwarten; 
ebensowenig eine langanhaltende und stürmische Periode einer neuen allge- 
meinen WeEthochkonjunktur. Am wahrscheinlichsten ist  in Zukunft eine n u r  
durch kurze Konjunkturaufstiege unterbrochene Dauerdepression. Diese 
Wahrscheinlichkeit ergibt sich aus dem ungeheuren absoluten und relativen 
Wachstum der Produktivkräfte im Verhältnis zu den kapita[istischen Ver- 
wertungsmöglichkeiten, insbesondere den wachsenden Schwierigkeiten für 
den Kapitalismus, neue ausgedehnte Abcatzmärkte und Gebiete für die 
Kapitalanlage zu erschlieflen. 
8.  Der Kapitalismus ist längst zu einem Hemmnis für die Entwicklung der 
gesellschaftlichen Produktivkräfte geworden. Die augenfälligsten Beweise 
dafur sind: das Vorhandensein einer Mas~enarbeitslosi~keit selbst in Zeiten 
der Hochkonjunktur (in weit hiiherem Ausmafie als vor dem Kriege) und die 
dauernde Nichtausnutzung der Pioduktionskapazität. Die Vergesellschaf- 
tung der Arbeit hat die höchste Stufe erreicht, die sie in kapitalistischer Form 
erreichen kann (I-ferrschaft der Trusts). Die Verhältnisse sind für die Einfüh- 
rung der sozialistischen Produktionsweise reif und überreif, 
g. Die wachsenden objektiven Schwierigkeiten des Kapitalismus verstär- 
ken seine kriegerischen Tendenzen. Die imperialistische Bourgeoisie wird 
versuchen, die Frage der Gewinnung von Absatzmärkten und Gebieten für 
Kapitalanlage mit dem Schwerte zu lösen. Diese kriegerischen Tendenzen 
äuflern sich auch im internationaten Aufschwung des Faschismus. 
10. Die Gegensätze unter den imperialistischen Staaten selbst haben sich 
verschärft und werden sich weiterierscharfen. Es ist die Tendenz vorhan- 
den, Reue Systeme von Kriegsbündnicsen zu schaffen. 
Die Gruppierung der Machte, die den Versailler Vertrag zustandebrachte 
und aufrechterhielt, ist in Auflösung, und es wird versucht, sie durch neue 
Gmppiemngen zu ersetzen. Das Ziel des deutschen Imperialismus ist, durch 
Beteiligung an dieser neuen Mächtegruppiemng die imperialistische, teiI- 
weise bereits begonnene, Revision des Versailler Vertrages zu, Ende zu 
fw hren. 
r r .  Zugleich verstärken sich die Bestrebungen der imperialistischen Mäch- 
te, einen Interventtonskneg gegen die Sowjetunion zu entfachen (Organisie- 
ning des wirtschaftlichen und politischen Boykotts unter dem Vorwand des 
Kampfes gegen dns angebliche russische Dumping; Organisation der Sabo- 
tage gegen den sozialistischen Aufbau in der Sowjetunion). Von entschei- 
dender Bedeutung für die Durchführung der Tnterventianspläne gegen die 
Sowjetunion ist die Stellung Deutschtands. Ein Sieg des Faschismus in 
Deutschland würde die Kriegsgefahr fi.i t die Sowietunion vervielfachen. 



12. Wahrend in der kapitalistischen Welt die Wirtschaftskrise wütet, wird 
von der Sowjeninion der Fünfjahrplan des sezialistischen Aufbaus in Industrie 
und Landwirtschaft, trotz der groRen Schwierigkeiten und Entbehmngen, 
erfolgreich durchgefu hrt. 

I]. Die Lage in Deutsch&nd 

73. Die Besonderheit der Wirtschaftskiise in Deutschland besteht darin, 
daß die deutsche Bourgeoisie infolge der besonderen Schwierigkeiten, vor 
denen die kapitalistische Wirtschaft in Deutschland steht, und der 
geschwächten Rarnpfkraft der Arbeiterklasse versucht, die Wirtschaf~krise 
zu überwinden und ihre ~chmaroberexistenz aufrechtzuerhalten durch eine 
so grundstürzende Senkung der Lebenshaltung der Werktätigen, da13 
dadurch die sozialen und kulturellen Errungenschaften des jahnehntelan- 
gen Kampfes der deutschen Arbeiter zunichte gemacht werden würden. Die 
wirklichen Lahne sind bereits heute durchschnittlich um mindestens 10% 

gesenkt worden. Die neuen Massensteuem und erhöhten AgrarzöIle legen der 
Arbeiterklasse eine neue Last von mehreren MiIliarden RM auf. Asbeitslo- 
senversichemng und Krisenunterstützung sind wiederholt verschlechtert 
worden. Die Krankenversicherung wird ausgehöhlt. Die Gemeindefinanzen 
werden erdrosselt. Dadurch wird die Grundlage der kommunalen Wohl- 
fahrtsfürsorge wie iiberhaupt der gesamten sozialen Tätigkeit der Kommu- 
nen zerstört. Die Zahl der ausgesteuerten Arbeitslosen, die so gut wie keine 
Unterstützung mehr erhalten, schwillt von Woche zu Woche an. 
Der bevorstehende Winter bringt fü r  die Werktätigen Deutschlands Not 
und Elend in einem Ausmaße, wie es seit dem Kriege nicht vorkam. 
r4. Aus diesem Grunde wird die Tendenz zum Faschismus immer mehr zur 
vorherrschenden Tendenz in der Bourgeoisie. Die Bourgeoisie will durch die 
faschistische Diktatur alle Arbeiterorganisa~onen vernichten, um so unge- 
hindert ihr Programm durchführen zu können. Zugleich faflt der Faschismus 
infolge des Verrats der SPD und des Versagens des KPD mehr und mehr Fuß 
in kleinbiirgerlichtn und in den gedrücktesten und politisch unentwickelt- 
sten Schichten der Arbeiterklasse. 
I 5 .  Die Regiemng Brüning versucht, das Programm der Kapitalsoffensive . 
durchzuführen, indem sie die parlamentarischen Parteien der Präridenten- 
diktatur unterwirft und das Parlament als entscheidenden Faktor immer 
mehr ausschaltet. Unter dem Druck der auflerparlamentanschen Masse der 
Bourgeoisie, unter dem Kommando und entsprechend den Interessen des 
Monopolkapitals Iäßt sich das Parlament willig vergewaltigen, Die Regie- 
rung Bnining ist eine Etappe auf dem Wege zur faschistischen Diktatur. Sie 



mui3 schließlich den inneren Widersprüchen ihrer Stellung erliegen. Diese 
Widersprüche sind: a)  da5 Kapital unterstützt die Brüning-Regierung, 
soweit sie sein Programm durchfuhrt, es verlangt aber mehr als sie, enbpre- 
chend ihren Grundlagen, trotz des besten Wrillens Ieisten kann; b) die Regie- 
rung Brüning rnufl das Programm der Kapitalsoffensive mit Hilfe parlamen- 
tarischer Parteien durchführen; aber die Durchfiihmng der Kapitalsoffen- 
sive treibt die Wähler der pariamentarischen Parteien zu den Nahonalsozia- 
listea und reibt so diese Parteien auf (Reichstagswahlen, Wahlen in Baden, 
Mecklenburg, Bremen); C) der Gegensatz zwischen den alten bürgerlichen 
Parteien, den traditionellen politischen Vertretern der Bourgeoisie und der 
Masse der Bourgeoisie selbst; d) die Regierung Brüning will die parlamenta- 
rischen Parteien vor dem Faschismus retten, indem sie das Parlament, also 
den Schauplatz der Tätigkeit dieser Parteien, ausschaltet; e) indem die 
Regierung Brüning angeblich *zum Schutz der Verfassung*, in Wirklichkeit 
zur Wahrnehmung der Interessen des Monopolkapitals, diese Verfassung in 
Stücke reißt, gibt sie den Faschisten die Möglichkeit, sich als die Träger des 
VoIkswillens aufzuspielen. Eine auf parlamentarische Parteien gestützte 
antiparlamentarische Diktatur ist ein Widerspruch in sich, der auf die Dauer 
nicht haltbar ist. Eine offene kapitalistische Diktatur auf längere Dauer is t  
nur möglich, gestützt auf starke konterievolutioniire Massenorganisationen, 
das heißt als faschisrische Diktatur. 
16. Auf dieser Grundlage sowie infolge des weiteren Verrats der SPD und 
Versagens der KPD schwillt die faschistische Bewegung weiter an. Mit der 
wachsenden Stärke der Nationalsozialisten, dem wachsenden Zustrom kapi- 
talistischer Kreise zu ihnen und dem steigenden Einflufl, den sie irn Staatsap- 
parat (insbesondere in der bewaffneten Macht des Staates) ausüben, wird 
ihre Demagogie in der Form stärker, in der Sache aber werden die antikapt- 
talistischen Phrasen mehr und mehr abgestumpft. Auch in der Außenpolitik 
nehmen die Nationa'lsoWalisten eine ähnliche Wendung vor. Insbesondere 
verschärft sich ihre Hetze gegen die Sowjetunion. Es bildet sich immer mehr 
eine Einheitsfront fiir die imperialistische Revision des Versailler Vertrages 
und des Young-Planes heraus, die von der SPD bis zu den Nazis reicht. Die 
Regierung und die bürgerlich-parlamentarischen Parteien suchen der natio- 
nalsozialistischen Agitation zu begegnen, indem sie immer chauvinistischer 
werden, indem sie überhaupt eine faschistische *Idee* nach der andern 
übernehmen. Die Wirkung davon ist aber nicht die Stärkung der Regiening 
und der bürgerlich-parlamentarischen Parteien, sondern die Offenbamng 
ihrer Ohnmacht und Unsicherheit und infolgedessen ihre weitere Diskredi- 
tierung. 
17. Die Kleinbürger und Arbeiter, die sich von den antikapitalistischen 
Phrasen der Nationalsozialisten einfangen lassen, nahem sich damit nicht 



der Arbeiterbewegung und dem Kommunismus, sondern entfernen sich von 
ihnen zur Konterrevolution. Es gibt nicht nur eine revolutionäre, sondem 
auch eine reaktionäre Auflehnung gegen den Kapitalismus, deren wichtigste 
soziaIe Grundlage der wachsende Dnick des Monopolkapitals auf das Klein- 
bürgertum ist (Proletarisiening der Kleinbürger). Die letztere wird unter der 
Herrschaft des Kapitalismus stets zu einem Werkzeug des schlimmsten 
Scharfmachertums. 
r 8. Der legale Weg zur  mach^ von dem die NationalsoziaIisten heute spre- 
chen, wo sie des Frage der Wbemahme der Macht näher stehen, bedeutet 
keinen friedlichen Weg zur Macht, sondern lediglich das Bestreben, den 
legalen Machtapparat des biirgerlichen Staates fur die Durchführung des 
faschistischen Terrors und die Aufrichtung der faschistischen Diktatur aus- 
zunützen. Die faschistische Konterrevolution kann zum Unterschied von der 
proletarischen Revolution den bürgerlichen Staatsapparat für ihre Zwecke 
ausnützen und ihn iibernehmen. 
rg. Die Illusionen, als ob die Nationalsozialisten *von selber* abwirtschaf- 
ten würden, die von der liberalen Bourgeoisie, der SPD und der affiziellen 
Führung der KPD gehegt werden, sind durch die Tatsachen widerlegt 
worden (siehe das Reichstagswah!ergebnis in Thüringen nach mehmtinati- 
ger Tätigkeit der Frirk-Regierung und die WahlerRebnisse nach dem 
14. September). Dies deshalb, wei! die NationalsoziaGsten eine antiparla- 
mentarische Partei sind, die im Parlament das Versagen des Parlamenta- 
rismus demonstrieren will und deshalb nicht durch bloße parlamentarische 
Aktionen entlarvt, sondern nur durch den auflerparlamentarischen Massen- 
kampf geschlagen werden kann. 

III. DDie Sozialdemokratie 

20. Die Politik der Sozialdemokratie i s t  von dem Gedanken geleitet, daß 
man die bürgerliche Republik und den Par4amentarismus retten k o p e ,  
indem man das Programm der Kapitalsoffensive durchführen hilft und 
diesem Programm die wirtschaftlichen und sozialen Interessen der Arbeiter 
und des Mittelstandes opfert Die heutige Praxis der sozialdemokratischen 
Theorie vom rn kleineren Ubel* besteht darin, daß die Sozialdemokratie, 
nach ihrem eigenen Eingestiindnis, eine halbfaschistische Regiemng unter- 
s t i i t z ~  um eine ganzfaschistische zu verhindern. Das sind die letzten Errun- 
genschaften der I aj ährigen Tätigkeit der SPD zum Schutze der bürgerlichen 
Demokratie, zur  Verteidigung der kapitalistischen Republik, zur ~ErfulIung 
dieser Republik mit sozialistischem Inhalt*. Aus diesem Gmnde hat  die SPD 
den Bestand der Brüning-Regiemng am t 8,  Oktober gerettet, hat sie auf die 



sofortige Aufhebung det Notverordnungen verzichtet, den Berliner Metall- 
arbei~rstreik abgewürgt und ist bereit, selbst die erneute Anwendung des 
Artikels 48 gegen das Padament zur wei tem Durehfühmng des Regie- 
mngsprograrnrns zu unterstützen. Die SPD sieht ihre Hauptwaffe irn preu- 
flischen Potizeiknüppel (Severing). 
2 r .  An der Preisgabe der elementarsten wirtschaftlichen und sozialen Inter- 
essen der Werktätigen durch die Sozialdemokratie mufl diese Politik schei- 
tern. Dies wird zur Aushöhlung und schliefllich zum Zerfall der Gewerk- 
schaften führen, die nur bestehen können, wenn sie den Arbeitern als Werk- 
zeuge mindestens zur  Verteidigung einer batirnmten Höhe der Lebenshal- 
tung mscbeinen. Diese Politik gibt den Nationalsozialisten die Möglichkeit, 
sich als Vertreter nicht nur der sozialen, sondern auch der demokratischen 
Rechte der Arbeiter aufzuspielen. Da die Führung der KPD nicht fähig ist, 
die sozialdemokratischen Arbeiter an sich zu fesseln, wird dadurch teils der 
Zerfall der ~ozialdernokratischen Partei aufgehalten, teils erfolgt er über- 
wiegend zugunsten der faschistischen Konterrevolution. 
12. Die Rebellion der sozialdemokratischen Arbeiter g g e n  diese PoIitik des 
Verrae steht einstweilen vorwiegend unter der Führung zenmstischer Ele- 
mente (Seydewin und Genossen). D i a  Zentristen stehen grundsätziich auf 
demselben Boden wie die rechten Sozialdemokraten. Sie sind Anhänger der 
bürgerlichen Demokratie. Sie lehnen die Koalitionspolitik nicht grwndsätz- 
lich ab. Ihm Forderwngen laufen tatsächlich auf die nurparlamentaricche 
Opposition hinaus. Den auRerparSamentarischen Kampf fassen sie, soweit 
sie überhaupt von ihm sprechen, lediglich als Hilfsmittel der parlamentari- 
schen Opposition auf. Der außerparlamentarische Kampf wird so zur 
Phrase, zum bloflen Schein. 
In den Gewerkschaften tritt die tentristische Oppmition nicht nur nicht 
gegen die offizielle reformistische Bürokratie auf, sondern unterstützt prak- 
tisch ihre Arbeitsgemeinschaftspolitik. Die Zentristen verteidigen die sozial- 
demokratische Parteidisziplin, d. R. sie stelkn die Einheit mit Severing, mit 
den Beamten der Bourgeoisie über die einheitliche Aktion der Arbeiter- 
klasse. Sie sind vorn parlamentarischen Kretinismus zerfressen, sie haben 
sich durch den Hinweis der Rechten auf die parlamentarische Konstellation 
einschüchtern lassen, ohne zu begreifen, daR nur die außerparlamentarische 
Aktion die parlamentarische Konstellation gmndlegend zu ändern vermag. 
Eine der Voraussetzungen der Entwicklung der Bourgeoisie zum Faschismus 
ist. daß sie infolge der Passivität der Arbeitennassen glaubt, ihnen alles 
zumuten zu können. Die Erfahrung zeigt, dafi die Bourgeoisie sofort rdemo- 
kraticchc wird und der Arbeiterklasse wirtschaftliche und soziale Zuge- 
ständnisse macht, wenn sie Grund hat, die proletarische Revolution zu 
fürchten. 



Die fortschreitende Entwicklung der Gegensätze in der SPD treibt einerseits 
bestimmte Teile der zentristischen Linken zu den Rechten (mLeipziger - - 

Volkszeitung*). Andererseits beginnen bestimmte Teile der sozialdemokra- 
tischen Arbeiter, besonders der jüngeren Arbeiter, die Halbheiten und 

Widersprüche der zentristischen Politik einzusehen und suchen nach dem 
Wege zu konsequenten revolutionären Aktionen, Das konsequente Fort- 
schreiten auf diesem Wege mufl sie schließlich zum Kommunismus führen, 
d. h. zum vollständigen Bmch mit dem Reformismus, zum Ubergang vom 
Standpunkt der bürgerlichen Demokratie auf den der proletarischen Dikta- 
tur. Die Aufgabe der Kommunisten ist es, diesen sozialdemokratischen 
Arbei tem durch gedu I di ge Aufklärungsarbeit und gemeinsamen Kampf 
gegen den Klassenfeind zu helfen, daß sie diesen Weg möglichst schnell und 
geradlinig zurücklegen. Die offizielle Führung der KPD versagt hier voI1- 
kommen. Nur die KPD-0 nimmt sich dieser unerläßlichen und fruchtbaren 
kommunistischen Aufgabe an. 
Ein unerläfllicher Teil dieser revolutionären Aufklärungsarbeit, die die 
Kommunisten unter den sozialdemokratischen Arbeitern leisten müssen, ist 
die unnachgiebige und ständige Kritik der Theorie und Praxis des Zentris- 
mus. Sie muß mit der V a r k r e i t u n ~  und Durchfühmng gemeinsamer 
Aktionen Hand in Hand gehen. 
13. Unter zentristischer FÜ hmng werden die sozialdemokratischen Arbeiter 
nicht nur nicht zu erfolgreichen Aktionen gegen den Faschismus gelangen, 
sondern auch dem Parteivorstand der SPD unterliegen. Gegen den konse- 
quenten Reformismus i s t  der inkonsequente und feige Reformismus, der 
Zentrismus, machtlos. Die Gründung einer Reuen zentristischen Partei (neue 
USP) würde nur ein neues Fiasko, eine neve Schädigung der gesamten 
Arbeiterklasse bedeuten und die Enttäuschung der Massen nur vergriißern. 
Was die sozialdemokratischen Arbeiter als ersten Schritt tun rnuscen, ist, 
ohne Rücksicht auf formale Parteidisziplin, mitzuhelfen an der Schaffung 
der Einheitsfront gegen den Faschismus und die Kapitalsof- 
fensive. Vor aIlem gilt es auch, in den Gewerkschaften dafür einzutreten, 
dafl diese für die proletarische Einheitsfront eingesetzt werden. Da die 
KPD-0 heute die einzige wirkliche und konsequente Vorkämpferin der 
proletarischen Einheitsfront und die einzige Kraft ist, die fähig i s ~  die 
cozialdemokratischen Arbeiter zum Kommunismus zu führen, so ist die 
organisatorische Stiirkung der KPD-0 eine der wichtigsten Vorauscetzun- 
gen f ü r  die Durchfühmng dieser Aufgaben. 



JV. DIE KFD 

24. Der WahIerfofg der KPD am 14. Septembr I 930 ist keineswegs ein 
Beweis für die Richtigkeit ihrer taktischen Linie, sondern lediglich für die 
objektiven Möglichkeiten, die eine kommunistische Pastei in der gegenwär- 
tigen Situation hat, und fiir die Abwendung breiter Massen vom Reformis- 
mus. Der Wahlerfölg der KPD wird weit überflügelt von dem des Faschis- 
mus, Die Nationalsozialisten hatten bei den Reichs tapahlen im Mai I 9 2 8  
ein Viertel der kommunistischen Stimmen (800 ooo), am 14. September 1930 
fast das rl/,fache (6,4 Mill. gegen 4,6 Mill.). Bei richtiger Politik hätte die 
KPD die Sozialdemokratie vernichtend schlagen und den Aufschwung neh- 
men müssen, den die Faschisten genommen haben. Der Aktionsradius der 
KPD ist weit kleiner als ihr Wählerkreis. 
15. Bei verschiedenen Wahlen nach dem 14. September hat die RPD Stim- 
rnenverluste im Vergleich t u  den Ergebnissen der Reichstagswahlcn erlitten, 
wahrend die Nationalsozialisten zum Teil weitere Gewinne aufzuweisen 
haben (Gemeindewahlen in Baden, Bürgerschadtswahl in Bremen). Der 
ultralinke Kurs ist in der letzten Zeit weiter verschärft worden, insbesondere 
durch die Wirkung der Illusion, als ob die WahIen die Richtigkeit der takti- 
schen Linie der Parteifiihmng bestätigt hatten. Dies kommt zum Ausdruck: 
a) in der nunmehr offen betriebenen Grundung eigener Gewerkschaften und 
der Fortführung der Spaltungspolitik in den anderen proletarischen Massen- 
organisationen, b) in der national-bolschewistischen Agitation, C )  in dem 
Führerkultus und des weiteren Einschrkkung der Rechte der Mitglieder, d) 
in der Kornmunalpolitik (Parole des Steuerstreiks, HeIferdienste fur die 
bürgerliche Reaktion usw.). 
26. Die Folgen davon sind: a) die weitere Isolierung von den entschei- 
denden Schichten der Arbeiterklasse, b) die Einflufllosigkeit im gewerk- 
schaftlichen Kampf, C) die Verwischung der Grenzen gegeniiber dem 
Faschismus und damit die Zersetzung der Partei und der Arbeiterklasse 
durch faschistische Gedankengänge, d) die Zunahme des Passivität der 
Mitglieder. Die nationalbolschewistische Agitation zeigt, wie der ultralinke 
Kurs zum Ubergang auf den bürgerlichen Standpunkt führt. Gleichzeitig 
schlagen die ultralinken Abweichungen ständig um in opportunistische (Ta- 
geslosungen nur  für den parlamentarischen Gebrauch, Beschränkung der 
gewerkschaftlichen Aktionen auf den Lohnkampf usw.). 
27. Die Partei wird dadurch immer weniger fähig, Massenaktionen der 
Arbeiterklasse zu organisieren und zu fuhren. Setzt sie ihren ultralinken 
Kurs fort, dann wird sie von den Schlägen des Faschismus zertrümmert 
werden, Sie wird nicht nur eine physische Niederlage, sondern auch einen 
moralischen Zusammenbruch erleiden. 



Die Leitung der RPD wiederholt immer wieder, daß  die Partei bereits die 
Mehrheit der Arbeiter erobert habe oder unmittelbar davor stehe. Eine 
kommunistische Partei, die die Mehrheit der Arbeiterklasse fiir die Gmnd- 
sätze des Karnrnunismus gewonnen hat, ist befähigt und daher auch 
verpflichtet, den Entscheidungskampf um die Macht aufzunehmen. Die 
prahlerischen und fatschen Behauptungen der Parteileitung Gber den Ein- 
fluD der Partei eröffnen nur ihren Gegnern die besten -~ö~ l i chke i ten ,  sie 
durch pIanmäi3ige Provokationen zu putschistischen Abenteuern zu yeirlok- 
ken. 



Der Ban- der Arbeiterparteien 



Der Bankrott der reformistischen Ideologie 
(anonym) arn arn 28. M a n  und 4. April I931 
(Gegen den Strom, 4. Jg., Nr. 7 und 8) 

Die deutsche Sozialdemokratie befindet sich heute in der schwersten Krise 
seit I 9 I 8. Ihre Politik hat Schiffbruch erlitten. Breite Anhängernassen 
fallen von ihr ab, in den eigenen Reihen rebellieren die Mitglieder. Die 
reformistische Führung macht verzweifelte Anstrengungen, den drohenden 
Zusammenbruch der Partei aufzuhalten, indem sie versucht, durch Reue Illu- 
sionen den Bankrott der alten zu vertuschen. Nie sind solche Bemigsrna- 
näver gefährlicher gewesen als in der augenblicklichen Situation, da der 
Einbruch des Faschismus in die Arbeiterbewegung immer mehr zu 
befurchten ist, wenn nicht endlich Klarheit geschaffen wird über jene Partei, 
die 12 Jahre lang das Vertrauen der deutschen Arbeiter so mißbraucht hat, 
dai3 ihnen heute das bittere Schicksal ihrer italienischen Brüder bevor- 
steht. 
Der Kampf u m  den Sozialismus ist in hervorragendem Mai3e ein Kampf um 
das Klaccenbewußtsein des Proletariats. Das schwerste Hemmnis in diesem 
Ringen war bisher die refomishsche Ideologie. Heute können wir nicht nu r  
durch die marxistische Theorie nachweisen, daß diese Ideologie falsch und 
verlogen ist, die Tatsachen, die Geschichte, die geselZscbaftliche Entwick- 
lung selbst widerlegen sie. Hier liegt nun die grofle Aufgabe des Kornrnunis- 
mus. Sollen die vielen sozialdemokratischen Arbeiter, die, erschreckt. ver- 
wirrt über das Fiasko der reformistischen Politik, arn Sozialismus iiberhaupt 
verzweifeln, nicht in Passivität versinken oder eine leichte Beute des natio- 
nalsozialistischen Ccheinradikalismns werden, se müssen die Kommunictm 
den Massen zeigen, dai3 die Sozialdemokratie nichts mit Sozialismus, 
Marxismus zu tun hat, daß im Gegenteil das Versagen des Reformismus die 
stärkste Bestätigung des Marxismus, der kommunistischen Theorie bedeu- 
tet, 

Was wir heute erleben, ist der Zusammenbruch des stolzen refomistischen 
Lehrgebäudes, zu dem der Rev;sionismus der Vorkriegssozialdemokratie 
manche Steine hinzugesteuert hat, dessen Basis die Theorie des organisierten 



Kapitalismus, dessen mächtige Eckpfeiler die Theorien von der politischen 
und wirtschaftlichen Demokratie bildeten, und das, in den Jahren der Stabi- 
lisierung vollende& auf dem ehernen Felsen der geschichtlichen Tatsachen 
erbaut sein sollte, ganz im Gegensatz zu jenem Lehrgebäude, das, von Marx 
und Engels errichtet, in den Stürmen der Zeit verfallen zu sein schien. Als 
die Revolutionsperiode I 9 r 8/ 19, in der die Sozialdemokratie die Führung 
der Arbeiterklasse hatte, mit der Stabilisierung des kapitalistischen Systems 
und der bürgerlichen Republik endete anstatt mit der versprochenen Errich- 
tung der sozialistischen Gesellschaft, suchte die SPD die Ursache für die 
Niederlage des Proletariats nicht in ihrer Politik des Paktierens mit den 
Mächten der Konterrevolution, sondern in dem Versagen des .Vorkriegsso- 
zialismus*, der Theorien von Marx. Um das Uhrlaufen der enttäuschten 
Massen in das kommunistische Lager zu verhindern, prokiamierte sie ihren 
Verrat an den proEetarischen Interessen aIs Scheitern des Marxismus und 
versprach, einen neuen erfolgreicheren als den von Marx gewiesenen W e g  
zum Sozialismus zu zeigen und die =veralteten* Lehren von Manr zu 
ersetzen durch *den Marxismus des 20. Jahrhunderts..' Auch der 
Geschichte des Sozialismus bleiben ermüdende Wiederholungen nicht 
erspart. 25 Jahre vorher hatte Bernstein denselben kühnen Angriff auf die 
Mantschen Theorien unternommen. Jetzt feierten seine Lehren tron der 
genialen Kritik Rosa Luxemburgs und ihrer Widerlegung durch die Erfah- 
mng der Revolutionsjahre eine ungeahnte Auferstehung, 
Es ist die grofle historische Leistung von Marx, durch seine ökonomischen 
Untersuchungen nachgewiesen zu haben, wie die irn Schofie der burgerIi- 
chen Gesellschaft sich entwickeInden Produktivkräfte die materiellen 
Bedingungen für den Untergng dieser Gesellschaft und fiir die Errichtung 
einer neuen Gesellschaft schaffen, wie der Sozialismus sich mit Na turnot- 
Wendigkeit aus den Widersprkhen der kapitalistischen Entwicklung ergibt. 
Der Reformismus leugnet seit Bernsteins Tagen diese objektive historische 
Notwendigkeit des Sozialismus, so auch der *Marxismus des 20. Jahshun- 
derts*. Hilferdings große Rede auf dem Kiekr Parteitag über die Aufgaben 
der Sozialdemokratie in der Republik begann mit einer Absage a n  die bäko- 
nornische Zusammenbmchtheorie*, die den Sturz des kapitalistischen 
Systems *aus inneren Gesetzen des Cystemsa lehre.2 Nach Kautsky hangen 
die Aussichten des Sozialismus nicht von des Mä-glichkeit oder Notwendlg- 
keit eines kommenden Zusammenbruchs oder Niedergangs des Kapitalismus 
ab, sondern im Gegenteil von der höchsten Entwicklung des Produktivkraf- 

e K. Renner, ArJdem Wege zur groJen Emcnrmng. -Die Gesellschaft* 19~8111.5. 193. 
z Protokofl dcr Kielrr Pdrteiiraggrr dcr SPD, 5.  I 6 5 .  



ze.Wnd Renner, um einen letzten Kronzeugen des Reformismus anzufüh- 
ren, sieht den größten Irrtum des *Vorksiegssozialismusu in der Auffassung, 
*die Autornati k des Kapitals trcibe von selbst die menschliche Gesellschaft 
bis zu einem Zustand, der nichts als eine siegreiche revolutionäre ErhebunR 
der Arbeiterklasse erfordere, um an die steile kapitalistischer ~ u s b e u t u n g  
die sozialistische Gemeinschaft treten t u  lassen*.' Die Rwol~ t ions~e r iode ,  
die dank der tatkräftigen Unterstützung der Sozialdemokratie mit der Fcsti- 
gung des kapitalistischen Systems endete, soll bewiesen haben, da0 ein 
ökonomischer Zusammenbruch des Kapitalismus nicht zu erwarten ist, der 
Sozialismus niemals das Resultat einer schweren ökonomischen und politi- 
schen Krise sein kann, die mit der Machteroberurig des Proletariats und der 
Vergesellschaftung der Produktionsmitte! endet, sondern vielmehr die Krö- 
nung einer langen, ruhigen, steten Höherentwicklung des Kapitalismus ist. 
Wird semi t die Marxsche okonornische Begründung des Sozialismus abge- 
lehnt, so erst recht die Lehre Lenins, daß der Kapitalismus unserer Tage sich 
in seiner Niedergangsperiode beGodet, und so die objektive Voraussetzung 
für den Sturz des kapitalistischen Systems gegeben ist. Hatte t e n i n  gelehrt, 
dafi der Monopolkapitalismus die inneren Widersprüche des kapitalistischen 
Systems (Produktion - Absatz - Verwertung des Kapitals) auf e r h ~ h t e r  
Stufenleiter rcproduzierc und damit notwendig den Zusarnmenbmch der 
bestehenden Gcsellschaft beschleunigen müsse, so wird in der reformisti- 
schen Ideologie diese Entwicklungsstufe zur eigentlichen Blütezeit des Kapi- 
talismus. Der Monopolkapitalismus garantiert nämlich, so dozieren die 
*Marxisten des 2 0 .  Jahrhundertsr, eine ungeahnte Entwi.cklung der Produk- 
tivkräfte, ungestört durch Krisen. da heute im %organisierten Kapi talismusa 
angeblich *das Walten der blinden Marktpsetzea, die kapitalistische h a r -  
chie ausgeschaltet sind.' So i i b e k n d e t  der Kapitalismus aus eigener Kraft 
seine Gesetzmäßigkeit, die ihm nach der Marxschen Theorie den Tod 
bringen muRte, indem er das P kapi talicticche Prinzip der freien Konkur- 
renz. durch .das sozialistische Prinzip planmäßiger Produktion- ersetzt. 
Worin sieht nun der Reformismus die Bedeutung dieser ~Organisiemng der 
Wirtschaft. auf dem Baden des kapitalistischen Privateigentums? Erstens in 
einer psychelogischen Erkenntnis: mit dem Prinzip der freien Konkurrenz 
fallt *der letzte psychologische Einwand gegen den Sozialismus-, der 
Einwand nämlich, dafl eine organisierte Wirtschaft an der ausschal tun^ der 
Initiative des Prtvatunternehmers zugmndc grhen Zweitens in dem 
bcmhigenden Bewufltsein, daO, da der Kapitalismus von sich aus sich bereits 

1 Die m r m i a l ! ~ ~ ~ s c h e  G ~ ~ ~ h ~ ~ h t s u ~ f f u r s l ~ n g ,  Bd. I ? .  S. 623. 
4 Wcgr dcr Vem~~rk l i chmn~,  C. 7. 
5 Hi l f e rd ln~  in Kiel. Prorokall C. 166. 
6 Hilfcrrlrn~ in  Kiel. Prorokoll S .  167. 



.sozialisiert*, ein gewaltsamer Sturz des kapitalistischen Systems unnötig 
wird. Drittens in der Tatsache, dafl der Monopolkapitalismus im Gegensatz 
zum Kapi taIismus der freien Konkurrenz, dessen Ideal der ~Nachrwächeer- 
staata war, immer mehr zur Sicherung seiner Produktion und seines 
Absatzes auf die Unterstützung und den Schutz des Staates angewiesen ist, 
und somit des von der Arbeiterklasse beherrschte demokratische Staat die 
Macht hat, die Entwicklung der Wirtschaft zum Sozialismus tatkräftigst zu 
unterstützen. 
Auf politischem Gebiet hat nämlich das ro. Jahrhundert nach der Ruffas- 
sung des Refam;smus eine nicht minder entscheidende Umwälzung hemot- 
gebracht, die die Mamsche politische Doktrin endgültig zum alten Eisen 
wirft. Wie die heutige Wirtschaft angeblich immer mehr ihren kapitalisti- 
schen Charakter verliert, so auch der Staat. Es war das Unglück von Marx. 
daß er die moderne Entwicklung, die den Gegensatz zwischen Staat und 
Gesellschaft, den Manr nur in der kommunistischen Gesellschaft fiir aufge- 
hoben wähnte, bereits jetzt schon überbrückt, nicht mehr erlebt hat, so daß 
er mit seiner veralteten Theorie des Klassenstaates nicht einmal mehr zu 
revidieren, sondern vollends zu erneuern ist - irn *Marxismus des 20. Jahr- 
.hunderts*.' Da es Masx nicht vergönnt war, jenen Staat tu erleben. der 
nach der Naphtalischen Definition ein -Gemeinwesen.: ist, d. h. meine über 
allen einzelnen stehende 6ffentliche Körperschaft, die einen Gemeinwillen 
ausdrückt*,@ so wurde er leider ein Opfer jener  naiven Yorstellunga, .daR 
sich die Wandlung vom KapitaZimus zum Sozialismus in der Form des 
Sprunges vollziehen könnte, daß der Umschlag durch Katastrophe, durch 
die politische Revolution abzuwarten 
Marx begeht mit dieser *naiven Vorstellung* zwei Fehler, erfahren die stau- 
nenden Zeitgenossen. Einmal hat er die selbsttätige ökonomische Entwick- 
lung zum Sozialismus (organisierter Kapitalismus) unterschätzt und damit 
den politischen Faktor, die Rolle des sozialistischen Staates bei der Verge- 
sellschaftung der Produktionsmittel überschätzt Zum anderen hat  er uber- 
sehen, daß der soziaIistische Staat nicht erkämpft wird in schärfstem Gegen- 
satz zum bestehenden bürgerlichen, durch dessen revolutionären Sturz, son- 
dern vielmehr durch die allmähliche Reform, die Ziernoksati~ierun~ des 
Staates. Wie die cikonomische Theorie von Marx nur für den Kapitalismus 

T seiner Zeit gelten soll, so besitzt auch sein Wort, daß der moderne Staat nur 
der Y~llzu~sausschuß der herrschenden Klasse ist, nur für die europäischen 

7 Renner, Avfdrm W t g e . .  ., S. 1 9 ~ 1 9 )  
8 Wirtrchftsdemokrarrc. hg. irn Auftrage des ADGB von F. Naphtali. Berlin 1919, S. r f. 
9 Naphrali, Drhi tm  zur W~rtschaftadrmokratir,, =Die Gc~cllschaft* 1piyt1, S .  21 1. 
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Staaten zu seinen Lebzeiten GeIhing. Die demokratische Republik ist bereits 
kein kapitalistischer Staat mehr, behauptete Hilferding in Kiel, mit Hilfe 
des allgemeinen Stimmrechts und der Koalitionspolitik wird sie organisch 
zum sozialistischen Staat ausgebaut. Nach Renner sozialisiert der beste- 
hende Staat fortwährend, so dafl an die Stelle des kapitalistischen Klassen- 
Staates, den Manr kannte. der demokratische Wirtschaftsstaat - die Einheit 
von Genossenschafts-, Gewerkschafts-, Sozialv~rsicheningsstaat - getreten 
ist, der schon heute ein Stück sozialistischen Staates darstellt'o Forde- 
rungen wie * S N ~ Z  der Bourgeoisie*, bObernahrne der Staatsgewalt* sind 
somit ein aAtavismusa, nein Rückfall in langst überwundene Zeiten*, sie zu 
stellen ein kindisches Vergnügen, das allein den mAffen des Sozialismus~, 
den Kommunisten, geziemt." 
Der demokratische Staat garantiert aber nicht nur  einen schmerzlosen Uber- 
gang zum Sozialismus, er sichert auch vor Störungen des Sozialisierunppro- 
zesses durch Eingreifen politischer Gewalten, den Kriegen. Wird einerseits 
der .organisierte Kapitalismusa mit seiner internationalen Verflechtung 
schon vom *realen Pazifismus* erfüllt, so kennt die Demokratie keinen 
Krieg gegen einen gleichfalls demokratisch organisierten Staat. Denn der 
Krieg hat nach reformistischer Auffassung mi t  Kapitalismus nichts zu tun; 
auch der Weltkrieg brach nicht aus durch den Wettbewerb um die Auftei- 
lung der Welt, sondern er war die Folge der Existenz halb-absolutistischer, 
feudaler Militärstaaten (Osterreich-Ungarn, Deutschland). In  der heutigen 
demokratischen Staatenwelt ist der Krieg wie der Imperialismus kein 
Problem der Weltpolitik mehr. mDer Kapitalismus zerschlug dcn Föderalis- 
mus, den Absolutismus, und nun zerschlägt er auch die Einrichtung des Ksie- 
ges. Er kann den letzten seiner geschichtlichen Triumphe erringen: die 
Ausschaltung des Krieges als Mittel der Politik,. l2 Damit wird die These des 
Stuttgarter Kongresses, daß der Kapitalismus der K h g  und allein der Sozia- 
lismus der Friede ist, unhaltbar, und wiederum fällt ein Faktor fort, der das 
Proletariat zum beschleunigten Sturz des kapitalistischen Systems antreiben 
rnußte. 

Haben die Revolutionserfahrungen die Reformisten veranlaflt, die Wirt- 
schafts- und Staatstheorie von Marx zu liquidieren, so haben sie nach dcr 

10 Wege dw Vrrwirkli~hnn~, S. 124. 

1 I Protokoll d. Parteitags zu Mogdcbnrg, C. 111. 
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Auffassung der Hilferding, Renner und N a ~ h t a l i  ebenfalls mit einem letzten 
Irrtum des Marxismus aufgeräumt, der irn ~ o m r n ~ n i s h s c h m  Manffest so 
formuliert ist: %Das ProIetariat wird seine politische Herrschaft dazu bennt- 
Zen, der Bourgeoisie nach und nach alles Kapital zu entreiflen, alle Produk- 
tionsinstmmente in den Händen des Staates, d, h. des als herrschende Klasse 
organisierten Proletariats, zu zentraIisieren.* Die Revolution von r g I 8 soll 
gezeigt haben, daß es unmöglich ist, mit Hilfe der Staatsgewalt die Soziali- 
sierung, die' Vergesellschaftung der Produktionsmittel, durchzuführen. .Ge- 
neralsozialisiemng ist Generalunsinn-, mit diesem Wort zieht Renner das 
Fazit der Revolu t i~nsper iode .~  So entstand aus der Enttäuschung über das 
Versagen der palitischen Demokratie, die an den Machtverhiltnissen der 
Wirtschaft nichts änderte, die dritte Säule des .Marxismus des 20. Jahrhun- 
d e r t s ~ :  die Theorie von der Wirtschaftsdemokratie. Organisierter Sozialic- 
mus und Wirtschaftsdemokratie stehen brn engsten Zusammenhang mitein- 
ander. Nimmt die kapitalistische Wirtschaft durch die Uberwinduna der 
Anarchie des Marktes immer mehr coziatistischen Charakter an, so steht 
jetzt, nachdem der Versuch, sich durch den demokratischen Staat der wirt- 
schaftlichen Leitung zu bemächtigen, gescheitert ist, als die groflte Aufgabe 
Vor der Arbeiterklasse, auf ökonomischem Wege, .durch unmittelbare 
Anteilnahme der Arbeiterschaft an den Organisationen der Wirtschaftsfuh- 
mngu die ~Wand lung  von der kapitalistischen Wirtschaft zur Gemeinwirt- 
schaf t~  zu besctileunigen.14 Diese Aufgabe durchzuführen, sind in erster 
Linie die Gewerkschaften prädestiniert. Die Wirtschaftsdernokra tie wird 
zur leitenden Generalidee der Gewerkschaftsbewegung. Auf den verschie- 
densten Wegen soll das Mitbestimmungsrecht der Arbeiter, die Demokrati- 
sierung des Wirtschaft, erreicht werden: durch die wirtschaftlichen Selbst- 
verwaltungskörper, offentliche Betriebe, Konsumgenossenschaften, genos- 
senschaftliche Eigenbetriebe, Arbeiterbanken, Ausbau des Betriebsrätewe- 
sens, des Arbeiterschutzes und Versicherungswesens usw. usw. Diese Demo- 
kratisierung der Wirtschaft füllt eine lange Periode aus, eine große 
Zwischenperiode, in der die Wirtschaft nicht mehr rein kapitalistisch, aber 
auch noch nicht sozialistisch ist.15 So entspricht der politischen Ubergangs- 
periode, der Koalitionspolitik, die ökonomische, die Wirtschaftsdemokratie. 
Welches wird das Resultat dieses Stadiums sein? Die Auffassung einiger 
Gewerkschaftstheoretiker, dafl es zweifelhaft ist, ab nach Ablauf der 
Zwischenphase bdann noch ein Kampf um Andemng des Besitzverhälmisse 

I j Wcge der Verwirkiichung, 5. I j r . 
1 4  Wirtrchafrsdemokraiip, 5. J 5. 
1 I K. Zwing, Swm Hamb~rgrr  Gewrrkschafirkongrei?, mGrwerkschaftsarchiv. 19x8, S. 179. 



und Beseitigung des U n  temehmerturns überhaupt zu fuhren ist- ,l%ird 
heute von Naphtali, dem offiziellen Theoretiker des ADGB, abgelehnt. 
wohl weil alle Demokratisierung der Wirtschaft im entscheidenden Punkte, 
den Besinverhältnissen, dem Monopol der Kapitalistenhlasce an den Pro- 
duktionsmitteln, nichts ändert. Wie also soll der letzte Schritt zum Sozia- 
lismus getan werden? Hier schweigen die nMamistcn des 20. Jahrhunderts*. 
Das sozialdemokratische Programm gibt uns keine Antwort auf unsere 
Frage. Hilferding vertagte in seiner Programmrede auf dem Heidelberger 
Parteitag 1923 die L6sun~ des Problems auf unbestimmte Zeit: *Die eine 
große Frage, die künftiger Pr~gramrnarbeit vorbehalten ist, ist also die Stel- 
lung zu den Problemen der Verwirklichung des Sozialismus, und ich hoffe, 
daR einer der nächsten Parteitage Zeit und Gelegenheit haben wird, sich 
ausführlich mit diesem Problem zu beschäftigen.* Inzwischen kamen Kiel 
und Magdeburg - aber keine Antwort. 

Nichts zeigt besser als diese Ratlosigkeit in der wichtigsten Frage der Arbei- 
terbewegung, daß der Reformismus, als er den Weg des Marxismus ablehnte, 
auch sein Ziel, die Errichtung der sozialistischen Gesellschaft, aufgegeben 
hat. Und das ist klar: der SoziaIisrnus ist das Produkt der gesellschaftlichen 
Widersprüche des Kapitalismus, einmal in dem Sinne, dafl sie den Sozia- 
Iismus als ökonomische Notwendigkeit erweisen, zum anderen darin, daß sie 
das KIassenbewußrsein des Proletariats und seinen Willen, die sozialistische 
Neuordnung zu vollziehen, stärken. Schwinden aber diese Widersprüche, 
stumpfen sie sich zumindest sehr stark ab irn sarganisierten Kapitalismus*, 
irn demokratischen Staat und in der demokratischen Wirtschaft, so fehlt die 
wichtigste Triebkraft fiir die Revolutionierung der Arbeiterklasse. Der 
Sozialismus erscheint nicht mehr als einziger Weg, der zur dauernden 
Verbesserung der Lebenslage des Proletariats führt, er ist nicht mehr die 
Aufgabe der heutigen Generation, er wird zum .fernen Endziel*. Je mehr 
es in das Dunkel der ungewissen Zukunft gehüllt ist, desto heller mufl das 
Ziel der Gegenwart erstrahlen. Und so werden die Reformisten nicht rnude, 
das bisher Erreichte in den strahlendsten Farben zu malen. Wir leben bereits 
nicht mehr irn reinen Kapitalismus, sondern befinden uns schon irn Ober- 
gang zum Sozialicmus.17 Der groge Zug der Entwicklung besteht in der 
Verschiebung der Macht zuguasten des Sozialismu~." Deutschland ist jetzt 
ein wirklich demokratisch werdender Staat.lg Der demokratische Wirt- 

16 K Zwing. Soziolog~c der G ~ k ~ c h a f t s b e m e g u n ~ ,  I .  Bd.. Jena rgz s, $. E. 
17 Migdcburger Protokoll S. top! io. 
1 8  Decker, Drr Kapitdismws von heute, "Die G~csellschaft-, rgtB/II., 5. 97. 
1 9  Decker, Der Kampfum dir Drrnokratie, .Dir GrscIlschaft*. r91g/i., S. 308. 



schaftsstaat ist auf der ganzen Linie im Vormarsch.2* Die breiten Massen 
befreien sich allmählich, aber sicher vom kapitaIistischen EinfluiS, und 
indem sie die politische Stellung der Sozialdemokratie stärken, verbessern 
sie ihre ökonomische Lage (Theorie vom politischen Lohn).zl Das Proleta- 
riat hat in Deutschland heute schon ~ o m a l  mehr an sozialistischen Erningen- 
schaften zu verteidigen als in R ~ f l l a n d . ~ ~  Das *Wirtschaftswunder* Amerika 
eröffnet ungeahnte Perspektiven-auch für die europäische Arbeiterschaft, 
Ein beispielloses Aufstieg der kapiralistischen Wirtschaft und, was gleichbe- 
dmitcnd damit, der Arbeiterklasse, bahnt sich an. Der Friede ist gesichert. 
Die deutsche SoziaIdernokratie ist auf dem besten Wegc zur Eroberung des 
Staates und seiner Organe.I3 Das deutsche Proletariat wird von Sieg zu Sieg 
unaufhaltsam weiter bis rum Sozialismus schreiten, so lautet: die Prophe- 
zeiung auf dem letzten cozialdernokratischen Parteitag in  Magdeburg! 

Seit dem Magdeburger Parteitag sind zwei Jahre vergangen. Heute wird 
selbst der verstiegenste Illusionict in der SoziaIdemokratie nicht mehr an 
solche Voraussagen glauben. Der Rcfurmismus ~te l i t  vor einem Trümmer- 
haufen. Das stolze Gebsude seiner Ideologie ist  wie ein Kartenhaus zusam- 
mengcfallen. Es war von jeher das Verhängnis des Opportunismus, Einzel- 
tatsachen zu verallgemeinern u n d  auf diese seine Politik aufzubauen. 
Verschwinden dann diese EinzeIerschelnungen, so mit  ihnen plötzlich der 
sichere Grund, auf dem der Rcfomismus zu stehen wähnte, Als der .Mar- 
xismus des 2 0 .  Jahrhundcrts~,  der sich von dem .überlebten Marxismus des 
ry.Jahrhundertsa vor allen Dingen darin unterscheidet, daß ihm eine 
wissenschaftEiche Methode zur Untersuchung des gesellschaftlichen Lebens 
fehlt, wic sie uns Mam in  seiner materialistischen Dialektik uberliefert hat, 
sein kiihnes Werk begann und die .veralteten Theorien* von Marx zu 
ersetzen versuchte durch neue, die angeblich der modernen Entwicklung 
Rechnung trugen, da verabsolutierte er eine kurze En twicklungspanne der 

Nachkriegszeit. Jetzt, da  die kleine Konjunkturwelle verebbt ist, die Niedcr- 
gangstendenzen des Papitalismus sich schärfer durchsetzen als je zuvor, 
bleibt den reformistischen Theoretikern nichts übrig, als wehkIaRend zuzu- 
gestehen: ~ D i c  äkonomische Krise hat einen völligen Umsturz seit agz& 
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bewirkt..= In der Tat, der Umsturz Iäßt sich radikaler nicht denken. Der 
*organisierte Kapiulisrnusa erweist sich als hochst unorganisiert, anstatt das 
*Walten der blinden Marktgesetzea einzudämmen, wird er von ihm stärker 
beherrscht als der Kapitalismus der freien Konkurrenz. Die Kartelle, die 
krisenmildernd wirken sollten, haben mit ihrer maßlosen Produktionsaus- 
dehnung den Eintritt der Krise beschleunigt und mit ihren starren Preisen 
ihre schnelle Uberwindung verhindert. Das *Wimchaftswunderr Amerika 
hat sich als Bluff entpuppt. Der Lohn- besteht im ständigen 
Sinken des Neminal- und Reallohnes, Der Traum von der Wirtschaftsdemo- 
kratie ist ausgeträumt angesichts von 5 Millionen Arbeiulosen, forrdauern- 
den Entlassungen, Stillegungen, Feierschichten und Lohnsenkungen. Der 
 wirklich demokratische Staat* ist Ern Begriff, sich in einen bürgerlichen Staat 
in Reinkultur zu verwandeln. An Stelle des Sieges der Arbeiterklasse steht 
der Sieg der faschistischen Diktatur bevor. Und irn Weltmadstabe droht ein 
K&g in ungeahnter Dimension. Rann man sich einen @fieren Zusammen- 
bruch, einen schmählicheren Bankrott einer Partei vorstellen? Aber die 
reformistische Führung denkt nicht daran, die Konsequenzen aus dem Schei- 
tern einer Politik zu ziehen, welche die nachst dem russischen Proletariat 
bestorganisierte und geschvlteste Arbeiterklasse der Welt dem blutigsten 
Terror des Faschismus auszuliefern droht. I m  Gegenteil. Sie ist heute eifriger 
als je damit beschäftigt, neue Illusionen zu erwecken, die Tä~schun~sma-  
nhver von neuem m beginnen, 
Die heutige Krise gänzlich zu leugnen, fällt selbst Pmpheten der krisenlosen, 
der schönen Zeit des .organisierten Kapitalismus. schwer. Etwas anderes 
aber ist, ihre Ursachen klar zu erkennen und damit die Mittel zu ihrer Uhr- 
windung. Vom marxistischen Standpunkte aus betrachtet ist die gegenwär- 
tige Krise der Ausdruck der Niedergangsperiode des Kapitalismus, in der 
sich die Widersprüche des kapitalistischen Systems immer mehr verschärfen 
und in der immer mehr die Frage Sozialismus oder Untergang in die 
Barbarei zum Lebensproblem der menschlichen Gesellschaft wird. Würde 
der Reformismus eine solche Analyse anerkennen, die der Arbeiterklasse als 
einziges sicheres Mittel zur Uberwindung der Krise nur den Sturz des kapi- 
talistischen Systems angeben kann, so würde er sich selbst den Todesstoß 
versetzen, da er doch das Schicksal der Arbeiterklasse aufs engste verknüpft 
glaubt mit dem Aufstieg des Kapitalismus. Das wissen die Naphtali und Co., 
und so haben sie ihre garantiert marxismusfreie, refomistische Krisentheo- 
rie. Die sieht so aus: Die ggenwiinige Krise ist eine typische Krise, wie sie 
im Wesen des kapitalistischen Systems begriindet liegt (leider war von diesen 
in der Eigenart des Kapitalismus begründeten *Zwischenfällen* kein Wort 



in der ganzen Theorie des Wirtschaftsdernokratie zu lesen). Sie hat ihre 
historischen Besonderheiten, wie jede andere Krise auch, aber diese Beson- 
derheiten reichen keineswegs aus, sie auf einen Strukturwandel des Kapita- 
lismus zurückzufiihren, wie es die kommunistische Theorie tut. Die Krise ist 
kein Zeichen für die wachsenden ökonomischen Widersprüche des Kapitalis- 
mus, fur die Sackgasse, in der sich die bürgerliche Gesellschaft befindet *Es 
besteht keine VeranSassung, an den Zusammenbruch der deutschen Wirt- 
schaft zu glauben.rn25 *Die Gewerkschaften haben trotz der gegenwärtigen 
Schwierigkeiten zu dem weiteren Aufstieg der deutschen Wirtschaft volles 
Vertrauen* heißt es in der offiziellen Schrift Wirts~haftsla~e, Kapitalbil- 
dung, Finanzen, die vom ADGB, AFA und ADB herausgegeben wurde.26 
Welche Aufgaben ergeben sich aus dieser Einschätzung der Lage fü r  die 
Arbeiterklasse und ihre Organisationen? Keinesfalls solche, die den Sturz 
des kapitaiistischen Systems bezwecken, ganz irn Gegenteil nur solche, die 
eine Stützung des schwankenden Systems bedeuten. Konjunkturpolitik zur 
Ubenvindung der Krise. zur Erreichung größter Produktivität treiben, lau- 
ter  die Zentrallbsung. Was sie besagen soll, hat einmal Renner sehr deutlich 
gemacht an  dem Beispiel der Arbeitsvedassung. .Es genügt nicht mehr., 
schreibt er, mdaß die Asbeitsverfa~sun~, die der Unternehmer entwirft, 
Rechte und Interessen der Arbeiter eicht kränke - sie har zicgleich die gröj3te 
Pxadickcivitüt zu verbilrgen! In Krisenzeiten mag es sein, $ a ß  die Gewerk- 
schaft eine Arbeitsverfassung rnitbeschließt. die positive Interessen krankt 
und gegen die alten Gmerkschaftrregeln werstofit, wenn sie nur in Zukunft 
den Lebensboden der Klasse durch Erhaltung und Steigemng der indu- 
striellen Produktivität verbiirgt! Verbürgt diesen positiven Erfolg - das ist 
die neue Gewerks~haftsregeE..3~ Daß die neue Crewerk~chafts~elitik, die 
Konjunkturpolitik, allerdings empfindliche Rechte und Interessen der 
Arbeiter krankt, werden wir sogleich sehen. Zwei Mittel propagiert die 
Gewerkschaft~führun~ zur Uberwindung der Krise: Kapitaleinfuhr, neue 
Kredite und Stärkung des inneren Marktes durch Lohnerhöhung bzw. Preis- 
senkung. Die Krise aus Kapitalmangel zu erklären, war von jeher das 
Vorrecht der Vulgärökonomie. Ein Hinweis auf die empirischen Tatsachen 
- in Amerika wütet trotz Kapitalüberfluß die Krise - widerlegt bereits diese 
Auffassung. Desgleichen eine andere Uberlegung. Wozu soll der Kredit 
dienen? Um eine neue, erweiterte Produktion ins Leben zu rufen, die den 
Gegensatz zwischen Produktion und Absatz, die Hauptquelle der Krisen, 
nur verschärfen kann. Wozu also? Um rallseitigere und gewaltigere Krisen. 



vorzubreiten (~ornrnanistirches Manifest)! Das zweite Wundemittel, das 
die Reformisten zur Beseitigung der Krise anpreisen, sind höhere Löhne, die 
den Absatz steigern sollen, Leider vergessen unsere Gewerkschaftstheoreti- 
ker eine Tatsache, die Mant bereits irn Jahre r 865 Gewerkschaftsführern 
auseinandergesetzt hat, die Tatsache nämfich, daß höhere Löhne weniger 
Profit bedeuren, was unsere TndustrieIlen sehr wohl wissen - sie erweisen 
sich in dieser Situation entschieden aIs die  besseren Marxisten* -, so daß sie 
f i r  die guten Ratschliige der Reformisten nur taube Ohren haben. Die Indu- 
striellen wissen außerdem, dafi der lnnenmarkt für den ausschIaggebendsten 
Teil der deutschen Industrie, die Schwerindustrie, den lnnenmarkt nickt 
ersetzen kann, daß der Innenmarkt auch nicht die Devisen liefert, deren die 
deutsche Bourgeoisie für die Zahlung der Reparationen und Zinsen fiir die 
ausländischen Anleihen bedarf. Was tun nun aber ihrerseits die Gewerk- 
schaften, um ihre Forderungen durchzusetzen, nachdem die Kapitalisten 
nicht daran denken, sie zu erfüllen? Nichts! -Kämpfe um Lohncrhohung in 
Krisenzeiten stoflen auf den schärfsten Widerstand der Bourgeoisie, die ihre 
gesamten Abwehrmittel, einschließlich der bewaffneten Staatsgewalt, ein- 
setzen wird, um den Angriff der Arbeiterklasse niederzuschlagen. Solche 
Kämpfe müssen, wenn sie wirklich ernsthaft und unter Einsatz der breiten 
Massen geführt werden, notwendig zu politischen Kämpfen werden, die in  
konsequenter Weiterführung an den Grundfesten des kapitalistischen 
Systems riitteln, Das weiß die Gewerkschaftsfuhmng ganz genau, und so 
verzichtet sie auf den Kampf und flüchtet sich in die Defensive, d. h. in die 
Passivität *In den Krisenzeiten, wie wir sie heute erleben, ist die Arbeiter- 
bewegung in hohem Maße dazu verdammt, einen Kampf in des Defensive 
zu führen., schreibt resigniert Naphtali.2s Dieser mKarnpf in der Defensive* 
erschöpft sich im Augenblick darin, zu hoffen, daß der Lohnabbau - hinter 
der Preissenkung zuriickbleiben wird. Als im Zusammenhang mit der 
Diskussion über die Wirtschaftsdernekratie von Iinkssozialdemokra~scher 
Seite aus der schüchterne Einwand gemacht wurde, die Wirtschaftsdemokra- 
tie habe bisher an den Machtverhältnissen nichts geändert, höhnte Naphtali: 
.Da lebt also wirklich noch im Jahre 1928 die gute alte Theorie von der Sisy- 
phusarbeit der Gewesk~chaft . .~~ Als Rosa Luxemburg dieses Wort prägte. 
wollte sie, indem sie auf die wachsenden Schwierigkeiten hinwies, 3ie  den 
Gewerkschaften erwuchsen bei der Erfüllung ihrer rein ökonomischen Auf- 
gaben, Schutz der Ware Arbeitskraft, infolge $er Verschlechterung der Lage 
fiir den Kapi taIisten selbst, um so nachdrücklicher aufmerksam machen auf 



die vornehmste Aufgabe der Gewerkschaften, sich einzusetzen für die Besei- 
tigung des kapitalistischen Lohnsystems. Heute edillen die Gewerkschaften 
weder die eine, noch die andere Aufgabe. Und jene »Sisyphusarbeit. zu 
leisten. auf die Naphtali als einzige Möglichkeit gewerkschaftlicher Tätig- 
keit in längst überwundenen Kindheitsperioden der Gewerkschaften ver- 
ächtlich herabsah, erscheint ihm jetzt als Ii iesena~f~abe,  zu gewaltig für die 
Arbeiterorganisationen. 
Die Bourgeoisie denkt aber nicht dann, sich auf die Defensive zu beschrän- 
ken. Sie wein, um w a s  es geht. Gelingt es ihr nicht, vom kapitalistischen 
Boden aus die Krise zu iiberwinden, so droht ihr der Untergang. Und so 
spannt sie ihre letzten Kräfte an, um einen Ausweg aus der gefährlichen 
Situation zu finden, einen Ausweg, der sie am wenigsten kostet. Rücksichts- 
lose Lohnkutzungeo, AbwäImng der Steuern und Soziallasten, Zdle  sol- 
len auch in der Krise einen hohen Profit sichern. A k r  die Bourgeoisie vertei- 
digt nicht nur ihre ökonomische Position. Ihr Wirtschaftsprogramm trifft 
den Lebensnerv breitester Schichten, treibt sie in Rehllion gegen den 
Monopolkapitalismus, in Gegensatz zu den bürgerlichen Parteien, die jenes 
Programm vertreten und zu erfüllen bereit sind. Damit schwindet die 
Möglichkeit für die Bourgeoisie, auf demokratischem Wege ihre Fordemn- 
gen durchzusetzen. Würden jene unzufriedenen, rebellischen Massen die 
Reihen der Arbeiterbewegung füllen - es stände schlecht um die Sache des 
Kapitalismus. Die Tatsache, dafi jene Schichten nicht in das re~olutlonäre, 
sondern in das konterrevolutionäre Lager stoßen, charakterisiert die gegen- 
wärtige Situation als reaktionär. Enttauscht von der Sozialdemokratie, die 
während I s Jahren die eifrigste Vertreterin monopol kapitalistischer In  teres- 
sen war, enttäuscht auch von der KPD, die einen ernsthaften Kampf durch 
radikale Phrasen ersetzt, strömen sie zu der neuen Partei des Faschismus, die 
ihnen ein besseres Dasein verspricht durch einen Kampf gegen Marxismus, 
Demokratie und Kapita!isrnus - Begriffe, die in der Agitation der Faschisten 
unter Berufung auf die zw6lfjährige engste Gemeinschaft zwischen Sazial- 
demokratie und Monopolkapitalismus als identische erscheinen. Der 
Faschismus verspricht einen Ausweg aus der Krise. Aber die Geschichte IäiSt 
nur  zwei Lösungen zu: die sozialistische, die die Krise überwindet, indem sie 
ihre Urcache, das kapitalistische Privateigentum, beseitigt, und die konter- 
revolutionäre, die auf dem Rücken der Arbeiterklasse erfolgt. Indem der 
Faschismus den revolutionären Weg ablehnt, hat er sich bereits für  den 
zweiten enuchieden. den er, einmal an der Macht, rücksichtsloser beschreiten 
wird, als es die Bourgeoisie im demokratischen Regime tun konnte. Darin 
liegt die Bedeutung des Faschismus für die Bourgeoisie, daß er ihr Dasein, das 
sich unter momalen Verhältnissen* rapide dem Ende zuneigt, künstlich 
verlängert- damit zugleich aber auch die Leidenszeit der Arbeiterklasse. 



Das Auftreten des Faschismus paßt schlecht in das Bild des gefestigten demo- 
kratischen Staates. der mehr und mehr in sozialistischem Sinne ausgebaut 
wird, und so sehen wir denn, wie die Sozialdemokratie sich anfangs 
bemühte, diese unerwartete, nicht programmäflige, uniiebsarne Störung zu 
ignorieren oder zu glossieren. .Nur ganz wenige Utopisten der Reaktion 
denken aber an die Möglichkeit, die organisierte Arbeiterschaft als einen 

Machtfaktor aus der Politik oder wenigstens h r  die Dauer von 
der Beteiligung an der Staatsmacht auszuschalten und die bürgerliche oder 
bürgerlich-agrarische Herrschaft in ihrer reinen Form wiederherzustcllen~, 
lesen wir noch im Herbst 1929 in der theoretischen Zeitschrift der Sozialde- 
mokratie *Die G e s e l l ~ c h a f t ~ . ~ ~  Als sich aber zeigte, daß diese Utopisten 
recht zahlreich waren, daß auch mNervenzerrüttung* nicht zur Erklärung 
der stark anwachsenden faschistischen Bewegung ausreichte, fing man an, 
sich gegenseitig Mut zuzusprechen. Es begann mit den leeren Prahlereien 
von der Diktatur der SPD, die, wenn schon mal auf diktatorischem Wege 
regiert werden müsse, einzig und allein in Frage kame. Schon bald begnügte 
man sich aber mit der Versicherung, daß eine offene faschistische Diktatur 
infolge der Starke der Arbeiterbewegung und der relativen Schwäche der 
nichtproletarischen Massen in Deutcchlnnd nicht zu befürchten sei, und es 
endete damit, daß man sich aus Angst vor jener doch höchst irrealen faschi- 
stischen Diktatur der letzten demokratischen Scheinregiening auf Leben 
und Tod verband. 
Wir hatten gesehen, da13 der Faschismus in  engster Verbindung mit der 
Krise, d. h. der Schwäche und Labilität des Nachknegskapitalisrnus, steht 
und dafl, da das kapitalistische System sich irn Niedergang befindet und die 
Krisen sich eher verschärfen als mildern werden. der Faschismus solange 
eine stete Gefalir fur die Arbeiterklasse sein wird, als der Kapitalismus 
sclbst, sein Erzeuger, Iebt. Wieder muß die Konsequenz der revolutionäre 
Kampf um den Sozialismus sein. Deshalb lehnt die Sozialdemokratie wie die 
ökonomische, so auch die politisrhc Analyse der heutigen Situation durch 
den Kommunismus ab. Wo wir den Versuch einer ernsthaften Auseinander- 
setzung über den Faschismus in der sozialdemokracischen Literatur antref- 
fen, da finden wir eine Polemik gegen die Auffassung von der ökonomischen 
Bedingtheit der faschistischen Bewegung. Nach der Ansicht von Schifrin 
z. B. ist die These, dafl der Faschismus ein Produkt der Krise des Monopolka- 
pitalismus ist, doppelt falsch: einmal weil die eigentlich stärksten kapi talisti- 
schen Staaten, Frankreich, England, Amerika, nicht von der faschistischen 
Welle berührt sind, mim anderen, weil die Hochburgen des Faschismus, 



Ungarn, Polen, Italien, keine hochkapitali'Stischen Länder sind.31 Aber ein- 
zig und aUein vom Boden des Marxismus aus lassen sich diese Erscheinungen 
erklären. Wie die proletarische Revolution nicht das mechanische Resultat 
des kapitalistischen Entwicklungsprozesses ist, aIso zuerst auch in einem 
nicht hundertprozentig industria1isierten Lande ausbrechen kann, wenn nur 
dort die kapitalistische Front am schwächsten ist, so ist auch der Faschismus 
nicht die Staatsform des Monopolkapitalismus bberhaupt, sondern des 
Monopolkapitalismus, mwenn dieses Monopolkapital in der Epoche seines 
Niedergangs gezwungen ist, mit der Politik politischer und wirtschaftlicher 
Konzessionen an größcte Teile der Arbeiterklasse Schluß zu machen, Es ist 
kein Zufall, daß wir einen klassischen Faschismus in Italien haben, in dem 
Lande, dessen durch die Kriegskonjunktur aufgepäppeltes Monopolkapital 
den Druck der Nachk~ie~skrise mit am schärfsten zu spüren bekam. Es ist 
kein Zufall, daß wir in Palen einen Faschismus haben, in einem Lande, 
dessen Industrie sich nach dem Kriege ganz neuen Absatzverhälmissen 
anpassen mußte. Es ist kein Zufall, daß wir in Amerika, in England und in 
Frankreich heute keine starken faschistischen Bewegungen haben, dagegen 
aber in Deutschland, dessen Monegolkapital diesen Konkurrenten gegen- 
über stark benachteiligt ist. Das deutsche Monopolkapital verfügt nicht über 
die mächtigen finanziellen und kolonialen Hiifsquellen dcs englischen, fran- 
zösischen und amerikanischen Kapitals.uf2 Die letzten Ereignisse in Eng- 
Iand aber sind vielleicht bereits die Vorboten einer nahenden faschistischen 
Welle. Die Weltwirtschaftskrise bedroht den englischen Kapitalismus aufs 
schwerste, gleichzeitig hat  das Fiasko der Labonrregierung das Vertrauen-in 
den Sozialismus stark erschüttert, eine kommunistische Partei existiert fak- 
tisch nicht - damit sind die Voraucsetzungm hzr das Aufkommen des 
Faschismus gegeben. Es ist keinerlei Garantie gegeben, dafs wir nicht bald 
dieselben Beobachtungen in Frankreich, ja selbst in Amerika, der stärksten 
Feste des Monopotkapitals, machen können. 
Kommt für Schifrin die ökonomische Bedingtheit des Faschismus nicht in 
Frage, so erst recht nicht der Zusammenhang zwischen der Schwäche der 
Arbeiterbewegung und der Stärke des Faschismus. Wie erklärt nun er die 
Entstehung des Faschismus? Nach Schifrin tritt eine faschistische Gegenre- 
volution n u r  in den Nachkriegsdemokratien auf, während die Länder .der 
organischen und historischen Entwicklung dcs Demokratie. immun sind. 
Wie das Beispiel England zeigt, kann diese Behauptung schon morgen durch 
die Praxis widerlegt sein. Andererseits: sind nicht jene alten Demokratien 
die Länder mit dem relativ rtabilsten Kapitalismus, einer ökanomisch und 

3 ~DieGesrllschaftu, 19ji.H. I. 
11 -Gegen den Strom-, 19j0, 5. 377. 



politisch starken Bourgeoisie. deren Stellung noch nicht so gefährdet ist, daß 
sie Schlufl machen muß mit der PoIitik wirtschaftlicher und politischer 
Zugeständnisse an die Arbeiterklasse, die noch nicht weiß, welche Gefahren 
ihr von einer infolge der Krise radikalisierten Arbeiterklasse drohen - 
Erfahrungen, die jene Nachkriegcdemokratien in den Jahren 1918 bis 1924 

haben? Wird aber die nächste, schwerere Krise jene starken derna- 
kratischen Länder noch in derselben günstigen Lage vorfinden? 
Mit seiner Analyse der faschistischen Bewegung bezweckt Schifrin eine 
Rechtfertigung der sozialdemokratischen PoIitik gegenkiber dem Faschismus 
zu geben. Mir der rnißlungenen Analyse fällt auch der Rechtfertigungsver- 
such. Die Politik der Kapitulation vor der scheindemokratischen Regiemng 
Bnining mui3 in Wirklichkeit zu einer weiteren Schwächung der Arbeiter- 
front, Vertiefung der Krise in der sozialistischen Bewegung und Stärkung 
des Faschismus fiihren. Das italienische Beispiel zeigt uns, daß der 
Faschismirs erst dann nach der Staatsgewalt greifen kann, wenn er keinen 
Widerstand der Arbeiterorganisationen mehr zu befürchten h a t  Der Zerfall 
der italienischen Arbeiterbewegung aber war das Resultat derselben Politik 
der Passivität, der bedingungslosen Unterstützung einer reaktionären 
Regierung, die noch die demokratische Maske trug, der vagen Hoffnung auf 
die antifaschistische Einstellung der bürgerlichen Parteien, wie sie heute die 
deutsche Sozialdemokratie treibt 
Die refonnistjsche Führung versucht oft, der kommunistischen Kritik die 
Spitze abzubrechen durch das Argument, die Kommunisten unterschätzten 
die Bedeutung der Demokratie fur die Arbeiterklasse. Allerdings hat  der 
Kommunismus in der demokratischen Republik nie den rlrolksstaata gese- 
hen, der über den Klassen steht, aber er ist  mit Marx und Lenin der Auffas- 
sung, daR die Demokratie der günstigste Boden für den Kampf der Arbeiser- 
klasse fur den Sozialismus ist, weil sie einmal die Klassengegensätze nicht 
verhüllt, sondern offen zum Austrag bringt33, zum anderen weil sie eine 
s breitere, freiem, offenere Form des Klassenkampf= und der KIacsenunter- 
dnickung fitr das Proletariat, eine f ecige Erleichterung im Kampfe für die 
Beseitigung der Klassen überha~pt.3~ bedeutet. Die sozialdemokratische 
Politik führt  jedoch in ihrer Konsequenz zu einem Aufgeben dieser vorteil- 
haften Kampfbasis des Proletariats. Schon Engels hat darauf hingewiesen, 
daß eine Gefahr, die der Demokratie, der Republik droht, nicht abgewendet 
wird durch Paktieren und Kompromisse mit der Bourgeoisie. *Gebt jedem 
Arbeiter eine Flinte und 5 0  Patronen, und die Republik wird nie mehr in 
Gefahr sein.. Denn je mehr sich die Demokratie im Laufe der Jahre aus 

3 3 Engels. Grundraiirzt der Kommunismnr. 
jq  Lenin. Sraar M. Rwohiion. 



einem Karnpfmittel der Bourgeoisie gegen den Absolutismus zu einer Waffe 
, im Befreiungskampf des Proletariats verwandelt hat, wird die HapitaIisten- 

klasse nur unter stärkstem revolutionären Druck gewillt sein, demokratische - 
Zugeständnisse an die Arbeiter zu machen, um sich dadurch vor der proleta- ' 
nschen Revolution zu retten. So entsteht die paradoxe Lage, daß dirDemo-' . 

' kratie. die die Revolution überflüssig machen sollte, zum 5ch2ufl nur mit 
revolutionären Mitteln gesichert wird. Die Flucht vor der Rwolution macht 
heute mehr denn je die sozialdemokratische Fiihnang zur Stütze der Konter- 
revoiution. Es liegt bei den sozialdemokratischen Arbeitern, mit dem 
Mißbrauch ihrer Partei ein Ende zu machen. 



Ober dfe Lage und Rolle der SPD 
Resolution, angenommen von der 
5. Reichskonferenz der KPD-0, 
veröffentlicht am l4.Jaunar 1933 
(Gegen den Strom. 8.39.. Nr. 1) 

I .  Mit dem 4. August 19 rq beginnt die Laufbahn der SPD als bürgerliche 
Arbeiterpartei oder als Partei des Reformismus. Der 4. August ist für die 
SPD der Bruch mit dem Marxismus und dem Sozialismus, ihr Ubergang in 
das Lager der Bourgeoisie. 
Vor. anderen bürgerlichen Parteien unterscheidet sich die Sozialdemokratie 
dadurch, daß sie für den kapitalistischen Zweck die Arbeiter organisiert und 
sich auf eine scheinsozialistische Phraseologie und Ideologie stützt. 
Als bürgerliche Arbeiterpartei oder als reformistische Partei durchläuft die 
SoziaIdernoksatie verschiedene Etappen, die von der jeweiligen Lage des 
Klassenkampfes irn ganzen abhängen, insbesondere von dem Verhalten der 
herrschenden Klasse ihr gegenüber und von der t a g e  der Arbeiterklasse, 
2. Während des irnpcrialistischen Weltkrieges unterstützte die SPD die von 
der Junketschaft, einem verjunkerten Militarismus und einer verjunkerten 
Bürokratie mit der Hohenzollern-Monarchie an der Spitze geführte Bour- 
geoisie. 
Sie unterstützte alle UnterdrückungsrnafsregeEn der allmächtigen MiIitarge- 
watt gegen die Arbeiterklasse aktiv oder passiv. Sie war die entscheidende 
Kr& um die Kriegsstimmung in den Massen aufrecht zu erhalten. Sie tat für  
die Bourgeoisie, was diese selbst nicht hatte tun können. Sie hängte den 
imperialistischen Kriegszielen ein soziaIistisches und demokratisches Man- 
telchen um (.Gegen den Zarismus., *Gegen England als Beherrscher des 
Weltmarktes* usw.). Sie fälschte sagar die Maflregeln der Kriegswirtschaft 
in msozialistische* um (Brotkarte, uSozialicmus, wohin wir blicken* usw.). 
Sie erweckte in den Massen Hoffnungen, daß sie für  die Unterstützung der 
imperialistischen Kriegsführung durch demokratische Zugeständnisse 
belohnt würden. Die sozialdemokratischen Gewerkschaftsfiihrer verzichte- 
ten ausdrlicklich auf Führung und Unterstützung von Streiks während des 
Krieges. Die sozialdemokratischen Führer behinderten offen und insgeheim 
alle teveIutionären und gegen den imperialistischen Krieg gerichteten 
Bewegungen, Richtungen um.,  Hand in Hand mir den Militärbehörden. Die 
Sozialdemokratie half Irn letzten Stadium des Krieges aktiv der Hohenzal- 



lemmonarchie, der Junkerscbaft und dem Militarismus bei ihren Versuchen, 
durch unbedeutende Zugeständnisse (mParlamentarisiening*) ihre wan- 
kende Herrschaft aufs neue zu stützen, indem sie einige ihrer Fiihter in die 
kaiserliche Regiemng des Prinzen Max von Baden schickte. 
Die Führet des Sozialdem~kratie suchtm bis zum letzten Augenblick die 
Monarchie zu halten und die revolutionäre Erhebung der Arbeiterklasse zu 
verhindern. 
Während des Krieges also unterstützte die SPD GewaltmaRrege!n der 
schändlichsten Are gegen die Arbeiterklasse und eine antidemokratische, 
halbabsolutistische Regierungsform und verzichtete auf den Kampf für 
Reformen. 
Das atles datiert aIsa nicht erst seit dem Aufkommen des Faschismus. 
3. Erst die von der SPD mit allen Mitteln und bis zuletzt bekämpfte revolu- 
tionäre Erhebung der Arbeiter und Soldaten brachte die Sozialdemokratie 
dazu, die junkerliche Monarchie fallen zu lassen und sich auf den Boden der 
bürgerlich-demokratisch-parlamentarischen Republik zu begeben. 
Die bürgerlich-demokratische Republik gab den Boden ab, auf dem sich alle 
Kräfte der Konterrevolution gegen die soziaIistische Revolution, gegen die 
Kräfte, die fur die Rätemacht und den Sozialismus kämpften, sammelten. 
Die Scixialdemokratie wurde zur führenden Partei der bürgerlich-dernokra- 
tischen Kontmevo l~ t i o n .  Sie schloß sofort ein Geheimbündnis mit der 
Generalität, mit Hindenburg, Gräner, Schleicher usw. gegen die rwolutio- 
naren Arbeiter. Die Gewerkschaftsfuhres schlossen eine Arbeitsgemeinschaft 
mit den Unternehmerverbanden. Sie wandten sich gegen jeden Streik 
Die Sozialdemokratie, zusammen mit der Generalität und den Freikorps, 
finanziert vom Groakapital, schlugen vermittelst einer Reihe planmäßiger 
Provokationen im Laufe der Jahre 19 18, 1919 und r920 die revolutionäre 
Arbei tetschaft gewaltsam nieder. Mit der Gewalt verband die Sozia tdemo- 
kratie den Betnig (*SoziaIisrnus*,  die Soziatisierung marschiert* usw.). 
Hatte die Sozialdemokratie während des imperialistischen Kriegs die 
Gewalt gegen die Arbeiterklasse wntmjtützt, die von den Organen der 
Mohenzollernmonarchie ausgeübt wurde, so iibte sie jetzt ~tnmittelbar und 
offen konterrevolutionäre Gewalt in den grausamsten Formen des Burger- 
krieges gegen die Arbeiterklasse, ihrerseits darin unterstützt von den Mifi- 
twisten, der alten ~ürokrat ie ,  der Macht der Bourgeoisie. 
Wenn Gewaltanwendung in ihrer schärfsten Form gegen die Arbeiterklasse 
das Wesen des ~Sorialfaschicmus~ ausmacht, so mußte man die Periode von 
19 I 8 bis I 920 als den Hohepunkt des 3 Sozialfaschismus~ bezeichnen, der 
begonnen häm - nach dem 4. August rg 14. 
Aber I 9 14 bis rg I 8 unterstützte die Sozialdemokratie die junkerlich-rnonar- 
chistische Gewalt gegen die Arbeiterklasse. 



November 19 i &rgzo übte die Sozialdemokratie kanterrevolutionäre 
Gewalt gegen die Arbeiterktasse irn Narncn der biirgerlich-demokratisch- 
partamentarischen Republik. Die SoUaIdemokratie hat in dieser Periode 
Tausende von revolutianären Arbeitern erschieden lassen, in Gefängnisse, 
Festungen und Zuchthäusern gesteckt, die KPD wiederholt verboten, ihre 
Zeitungen unterdrückt, Streiks gebrochen. Streikleiningen verhaftet und 
den Belagerungszustand verhängt usw. Aber sie konnte nicht wagen, die 
Arbeitererganisationen als solche zu unterdrücken. 
Faschismus ist Gewalt gegen die Arbeiterklasse. Aber nicht jede Gewalt 
gegen die Arbeiterklasse ist faschistisch. Auch die bürgerlich-demokraGsche 
Republik ist, wie die Tatsachen zeigen, der brutalsten und zügellosesten 
Gewalt gegen die Arbeiterklasse fähig. Der Faschismus steigert die RoEle der 
Gewalt, hebt die bürgerliche Demokratie auf, unterdrückt schließlich alle 
politischen Parteien außer der faschistischen, zenchlägt die vorn bürgerli- 
chen Staat unabhängigen Arbeiterorganisationen. 
Die von der Sozialdemokratie an der Spitze der bürgerlich-demokratischen 
Republik gegen die Arbeiterklasse geübte konterrevolutionäre Gewalt war 
daher keineswegs schon Faschismus. Aber sie hat den Faschismus und der 
Restauration der bürgerlichen Republik den Weg bahnen helfen, indem sie 
den Gegnern der bürgerlichen Republik immer mehr die staatlichen Macht- 
mittel in die Hand gab, die Rolle der Exekutivgewalt steigerte, den Wider- 
stand der Arbeiterklasse gegen sie lähmte und die Machtmittel'der biirger- 
lich-demokratischen Republik stiindig in den Dienst des Schutzes der kapi- 
talistischen Ausbeutung stellte. 
4. Die Sozialdemokratie nihmt sich heute der sozialen =Refomenu, die sie 
an der Spitze der bürgerlichen Republik durchführte: des Achtstundentags, 
des Betsiebsrätegesetzes, der Sozialversicherungen usw. 
Sie hat genau so wenig rech& diese Reformen auf ihre Rechnung zu schrei- 
ben, wie die Hohenzollernmonarchie die während ihres Bestandes durchge- 
führten Reformen für sich in Anspruch nehmen kann. 
Die sozialen Reformen der Vorkriegszeit waren nicht das Geschenk der 
Hohenzollern, der Junker und Bürokratie, sondern das Ergebnis des von der 
damaligen Sozialdemokratie und den Gewerkschaften jahrelang geführten 
Kampfes für sie. Jede der Reformen wurde gegen die Regierung und die 
herrschende Klasse von der Arbeiterklasse erkämpft. Die Regierung und die 
herrschende Klasse haben die schließlich gewährten Reformen nach Mäg- 
lichkeit heschni tren und verkrüppelt 
Nicht anders steht der Fall mit den Reformen der Zeit der Weimarer Repu- 
blik. Sie wurden erkämpft von der revolutionären Arbeiterschaft gegen die 
mit der Bourgeoisie verbündete Sozialdemokratie. Sie waren das -Neben- 
produkt~ des Kampfes für die proIetarische Revolution, nicht das Geschenk 



der bücgeriich4emokratischen Konterrevolwtionen. Die Sozialdemokratie 
hat sie beschnitten und verkrüppeIt. 
Die sozialen Reformen waren für die Sozialdemokratie und die Bourgeoisie 
eines der Mittel, um die Wagen der proletarischen Revolution zu brechen, 
um die Arbeiterklasse zu spalten, um sie mit der kapitalistischen Ausbeutung 
auszusöhnen, um sie an den bürgerlichen Staat zu ketten. 
Umfang und Tempo dieser Reformen steht daher in direkter Beziehung zum 
Umfang und der Kraft der revolutionären Bewegung, In dem Maße, wie die 
revoiutionäre Bewegung abebbt, werden die sozialen Reformen kümmerli- 
cher und seltener. 
Der Reformismus ist niemals die aktive Kraft bei der Schaffung der soziaIen 
Reformen gewesen. Er hat nur jeweils dem revolutionären Dnick nachgege- 
ben, soweit er rnußte und soweit die Bourgeoisie das ihrem Klasseninteresse 
entsprechend fand und erlaubte. 
Die Sazialdemokratie war auch während der Zeit, in der die Bourgeoisie ihr 
erlaubte, soziale Reformen zu gewähren, eine reaktionäre Kraft. 
Irn großen ganzen umfaßt die Zeit von Ende r 9 r 8  bis 1920 die Rolle der 
Sozialdemokratie als offen konrerrevolu tionäre, die von r pto bis I 9 2 8  die 
als reaktionäre Kraft, beides auf der Grundlage und mit den Mitteln der 
bürgerlich-demokratischen Republik. 
Die SPD begleitete ihre konterrwolutionäre und reaktionäre Politik mit 
immer neuen Selbsttäuschungen, auf deren Gmndfage sie ihre eigenen 
Anhänger und die Arbeiterklasse überhaupt täuschte (friedlicher und demo- 
kratischer Weg zum Sozialismus, Wirtschaftsdemokratie, organisierter 
Kapitalismus usw.). 
5 .  Die in Dw tschland bereiu 1928 einsetzende Wirtschaftskrise, an  die sich 
1929 die Weltwimchaftskrise anschlofl, leitete den Abbau der sozialen 
Reform ein. Die Sozialdemokratie erweiterte und beschleunigte den be- 
reits früher begonnenen Abbau der Soziatpoiitik mit der Koatitionsregie- 
ning Hennann Müller (1928 bis April 1930). Sie leitete gleichzeitig die 
Schwächung des Parlamentarismus und die Stärkung der Exekutivgewalt 
ein. 
Die bürgerlich-demokratische RepubIik bedarf zu ihrer Grundlage gewisses 
Zugestandnisse an die Arbeiterklasse in Gestalt sozialer Reformen und 
besonderer Zugeständnisse an die Arbeiiteraristokrahe. 
Der Abbau der sozialen Reformen is t  daher Voraussetzung und Grundlage 
fur den Abbau der parlamentarischen Republik. Die Einleitung diesec 
Abbaues war das direkte Werk der SoziaEdemokratie. 
6. An einem bestimmten Punkte warf die Bourgeoisie die Sozialdemokratie 
aus der Regierung, um den sozialen Abbau zu beschleunigen. Die Regierung 
Brüning wurde gebildet als antiparlamentarische Diktatur mit parlamenta- 



rischer Grundlage, mit Reichswehr und Gewerkschaften als wichtigsten 
außerparlamentarischen Stützen. 
Die Brüning-Regiemng führte den sozialpolitischen Abbau und den wirt- 
schaftlichen Angriff auf die Arbeiterklasse beschleunigt weiter. Sie führte 
ebenso den Abbau der demokratischen und parlamentarischen Rechte weiter. 
Die Sozialdemokratie *tolerierte* die Regiening Brüning, sie unterstützte 
den weiteren Abbau der sozialen und politischen Rechte der Werktätigen. 
Sie unterlag der unvermeidlichen Wechselwirkung zwischen sozialem und 
wirtschaftlichem und demokratisch-politischem Abbau. Der soziale und 
wirtschaftliche Abbau schuf die Vora~sserznngen f ü r  den Abbau der bürger- 
lichen Demokratie und des Parlamentarismus. Die Sozialdemokratie bildete 
sich ein, den sozialen Abbau durchführen, und die bürgerlich-demokratische 
Republik erhalten zu können. Aber die Wirkung wurde ihrerseits zur Ursa- 
che: an einem gewissen Punkte wurde der weitere Abbau der bürgerlich- 
demokratisch-parlamentarischen Republik zur Bedingirng, um den sazialen 
Abbau zu verteidigen, weiterzuführen, zu beschleunigen. Die Sozialderno- 
kratie deckte daher auch den ratenweisen Abbruch der Weimarer Republik 
unter der Bnining-Regierung. 
7. Die Brüning-Regiemng führte ihrerseits folgerichtig zur Junkerdiktatur 
PapewSchleicher. Die Bourgeoisie fand nicht mehr nötig, auch nur die 
Toleriemng der SoziaIdemokratie und der Gewerkschaften zu tolerieren. 
Die PapewSchEeicher-Regierung ging zum offenen Angriff gegen die Wei- 
marer Republik und die Sozialdemokratie über, warf sie in Preuflen aus 

Regierung und Verwaltung usw. 
Die Sozialdemokratie gab kampflos Preußen und die Weimarer Republik 
preis (20. Juli, 12. September). Sie verzichtete auf den einzigen ernsten 
Widerstand, den außerparlamentaischen. Durch ihre Passiwität unter- 
stützte sie die junkerlich-monarchistische Reaktion. Gegen den großpreußi- 
schen Partikularismus, den sie, als sie in der preußischen Regierung safl, 
eifrig kultiviert hatte, mobilisierte sie den Partikularismus der rni tteldeut- 
schen und süddeutschen Mittel- und Kleinstaaten. 
Der 20. Juli zeigte, daß die Sozialdemokratie die bürgerliche Demokratie 
nicht einmal mehr gegen die junkerliche Reaktion und den Faschismus, die 
ihr gemeinsam den Garaus machten, zu verteidigen imstande war. Die SPD 
war nur fähig, konterreooh tionäre Energie für die bürgerlich-demokrati- 
sche Republik aufzuwenden. Der Kampf gegen den Kapp-Putsch wurde von 
ihr abgebrochen, sobald er ins revolutionäre Geleise geriet. Jetzt, wo die 
sozialen und demokratischen Rechte der Arbeiter nur noch mit revolutio- 
nären Mitteln zu verteidigen waren, offenbarte sich der reformistische 
Charakter der $PD darin, daß sie keine revolutionären Mittel anwenden 
konnte. vor ihnen zurückschreckte. 



Die Sozialdemokratie fürchtete, daß eine revolutionäre Verteidigung der 
bürgerlich-demokratischen Republik und der sozialen Reformen in den 
Kampf um die sozialistische R5terepublik umschlagen wurde. Daher ihre 
kampflose Preisgabe der bürgerlichen Demokratie wie der sozialen Rechte 
der Arbeiter, da her die freiwillige Unterwerfung unter die Junkerdikta- 
tu T. 

8.  Die Sazialdemokratie zeigte sich sofort bereit, auch mit der Junker- und 
Generalsdiktatur zu paktieren, als diese genötigt war, zeitweilig einige 
Zugeständnisse an die Arbeiterklasse zu machen, um Zeit zu gewinnen für 
einen neuen konterrwolutianaren AnIauf auf breiterer Grundlage. 
Die Gewerkschaftsführer gingen ein Bündnis mit dem Schleicher-Kabinett 
ein, die Sozialdemokratie erfand eine neue Art der Uoterstiitzung einer 
reaktionären Regierung, die Opposition, die sich das Gesetz von ihrem 
*Gegner* diktieren 1äRt und dem Konflikt mit ihm ausweicht. Diese 
~loyalea Opposition bildet die Fortsetzung der Toleriemngspoli tik unter 
den veränderten Bedingungen der Generalsdiktatur. 
9. Die offizielle Theorie der KPD erklärt diese EntwickIung damit, daf3 sich 
die SPD seit 1 9 x 8  aus einer reformistischen in eine  sozialf faschistische 
Partei* verwandelt habe. Sie versteht darunter, daß die Sozialdemokratie 
als Partei eine Partei sei, vermittelst derer die faschistische Diktatur 
ausgeübt wird (die nach der offiziellen Theorie längst besteht und nicht erst 
vor der Tüte steht). Die offizielle Theorie erweist damit dem Reformismus 
völIig unverdiente Komplimente. Sie unterstellt, daß die direkte oder indi- 
rekte Gewaltanwendung durch die SoziaSctemokratie gegen die Arbeiter- 
klasse etwas Neues sei. Wir haben aber gesehen, wie die Unterstützung der 
militärischen GewaIt gegen die Arbeiterklasse durch die SPD vom Aupst 
1914, die direkte Fiihrung des Bürgerkrieges gegen die revolutionären 
Arbeiter vom November rg I 8 ab datiert Diese offizielle Theorie untentellt 
ferner, daiS der Reformismus der aktive Faktor gewesen sei, der die sozialen 
Reformen herbeigefi hrt habe. 
Die faschistische Diktatur ist aber in ihrer reinen und ausgebildeten Form 
unverträglich mit der Existenz anderer bürgerlicher Parteien und daher 
auch einer bürgerlichen Arbeiterpartei. Der Reformismus würde sich von 
sich aus ebenso abfinden mit der Existenz einer faschistischen Diktatur, wie 
er sich mit der Hohenzollern-Diktatur abgefunden h a t  Aber der Faschismus 
kann sich nicht mit der Existenz des Reformismus abfinden. Er kann keine 
vom Staat unabhängigen Gewerkschaften und andere proletarischen Mas- 
senorganisationen dulden, da sie unvermeidlich zu Stützpunkten des Wider- 
standes gegen die faschistische Diktatur und gegen die ventirkte kapitalisti- 
sche Ausbeutung werden würden, unabhängig von der Haltung der seformi- 
stischen Führer, denn die proletarischen Massenorganisationen würden bei 



Unterdrückung allein der Kommunistischen Partei Deckung bieten für die 
Sammlung revolutionärer Kräfte. 
Der Reformismus hat sich nicht in den Sozialfaschisrnus verwandelt und 
kann sich nicht in eine faschistische Partei v e m n d e t n .  Aber er hat eine 
Reihe von Etappen durchiaufen und verschiedene Rollen gespielt, kontern 
volutionäre und reaktionäre, m~narchistische und demokratisch-republika- 
nische, unter dem Druck der revolutionären Arbeiter soziale Refomen 
zugestanden, und unter dem verstärkten Druck der Bourgeoisie sie wieder 
abgebaut; aber diese vetschiedenen Rollen hat er gespielt je nach der 
Gesamtlage des Klassenkampfes. Fiir noch weitere Rollen, die der aefar- 
rnisrnus spielen kann, liefert das Vorbild das Verhalten des Menschewismus 
nach der Oktoberrevolution bis heute. Der Reforrnicmus hat hier eine ganze 
Reihe weiterer Formwechsel vorgenommen. Alle diese Formwechsel aber 
ändern nichts am Wesen des Reformismus, sie sind Folgen der Bindung des 
Reformismus an den bürgerlichen Staat und die kapitalistische Wirtschaft 
unter verschiedenen Verhältnissen des Klassenkampfes. 
Die Auffassung, daß die SPD s tea  die *soziale Hauptstütze* der Bour- 
geoisie bilde, d. h, die hauptsächliche Massenbasis der bürgerlichen Hem- 
schaft, ist nur die ultralinke Umkehrung der Behauptungen und lllusionen 
der reformistischen Führer, daß sie durch .staatsmännische* Politik irn Sinne 
der Bourgeoisie ihre Organisationen vor der Zertrümmerung durch den 
Faschismus retten können. Das Kennzeichnende der gegenwärtigen Lage ist 
gerade der Umstand, daß die Bourgeoisie, weil sie ihre Interessen nicht mehr 
mit den Mitteln der bürgeriichen Demokratie wahren kann, dazu isbergeht, 
den Reformismus als Massenbasis der Kapitalsdiktatur durch den Faschismus 
ZU ersetzen. 
ro. In der Sozialdemokratie reagieren Führer und Mitglieder in verschiede 
ner Weise auf die geschilderte Entwicklung, auf das Ende der Weimarer 
RepubEik und der Machtstellung der Sozialdemokratie in ihr, auf das 
Wachstum des Faschismus und die Machtergreifung durch die junkerliche 
Reaktion. 
In der Führung der Soziatdemokratie, der Gewerkschaften und des Reichs- 
banners hat sich ein sogenannter .aktivistischer* Flügel herausgebildet. Sein 
Kero bildet die junge Schicht der in Staatsposten avancierten und jemt an 
die Luft gesetzten sozialdemokratischen Bürokratie, der Gewerkschadtsbü- 
rokratie, des Reichsbannen. insbesondere die bürgerliche Intelligenz, die 
nach dem November 19 1 8  zur Sozialdemokratie kam und republikanische 
Karriere machte, aber auch ein Teil der alten Partei-, Gewerkschafts- und 
Reichcbannerführer. 
Die Hauptpunkte der .aktivistischen* Auffassungen und Bestrebungen 
sind: 



a) Ablehnung des Materialismus; statt dessen bürgeriicher Idealismus in sei- 
nen amodernsten* Formen, denen des IrrationaIisrnus und der religiösen 
Mystik. 

b) Offene und grundsätzliche Bejahung des kleinbürgerlichen Eigentums 
{damit auch, wenn auch unausgesprochen, des kapitalistischen Eigen- 
tums, da kleinbürgerliches Eigentum unaufhörlich und unvermeidlich 
sich in kapitalistisches Eigentum verwandelt). 

C) Offene und grundsätzliche Bejahung der bürgerlichen Klassen als Stützen 
der bürgerlichen Republik. 

d) Erhöhung der ~Autori täta des *Staates* (d. h. der bürgerlichen Staatsge- 
walt), Einschränkung des Parlamentarismus, ein bemfsstandisch zusam- 
mengesetztes Oberhaus. 

e) Gnindsätzliche Aufgabe des austromarxistischen -Kosrnopebtismus~, 
d. h. des Internationalismus, dafür offener Na ticinalismus, Ablehnung des 
Pazifismus und Eintreten fur militärische Aufrüstung und IWehrhaftig- 
keit*, h r  ~Wehrsport* und Anschlug an das *Reichskuratoriurn~. 

f) Für außerparlamentarische Aktionen im It~teres~e dieser Ziele. 
g) Für die Verjüngung in der Führung der SPD. 
h) Für die J X t t e  Front*, d. h. fur die Zusammenarbeit mit faschistischen 

und nationalistischen Verbänden (Arbeitsdienst, Siedlungswesen, Wehr- 
verbände, Sportorganisarionen). 

Diese Auffassungen sind entwickelt in den mNeuen Blättern fiir ~oxiaiis- 
mus*, in der Bemaver Rede Leiparts usw. 
Der mAktivismuscr ist die Brijcke zum Nationalismus und Faschismus. Seine 
Wirkung wird aber nicht die sein, die sich die offizielle Theorie der KPD- 
Führung als die des ~Sozialfaschismus~ vorstellt, die Eingliederung der SPD, 
der Gewerkschaften usw. in die faschistische Diktatur, sondern die Spren- 
gung der SPD, der Gewerkschaften. des Reichsbannerc von innen und oben 
her, die Vorbereitung eines Uberlaufens eines Teils des sozialdemokrati- 
schen Führer zum Faschismus. 
Der Aktivismus tritt äußerlich radikaI auf als *positiver*, d. h. konterrevo- 
lutionärer nationalistisch-faschistisfher Radikalismus, im schärfsten Gegen- 
satz zum mnega tiven*, d. h. revolutionären Radikalismus, dem Kommunis- 
mus. Der Aktivismus kämpft gegen den traditionellen Reformismus von 
rechts her. 
Das äuiSere radikale Gehabe wirkt vielfach verwirrend auf die sozialdemo- 
kratischen Mitglieder im Sinne der Verwechslung konterrevolutionärer und 
m 2 u  tionärer Kritik des Reformismus. Dieser Verwirrung mu fi begegnet 
werden durch die Aufdeckung des KIasseninhalts des Aktivismus, durch 
revolutionäre Kritik gegen die konterrevolutionäre. 
Insbesondere gilt es den Kampf zu fiihren gegen die Erscheinungen des 



.Aktivismus= in den Gewerkschaften (.Leipartismusa), irn Reichsbanner 
(Holtemann), in den Arbeitersportorganisationen (Wildung) usw. Es gilt, 
die Kräfte fiir diesen Kampf zu organisieren. 
11 .  Der traditionelle Reformismus protestiert in der Phrase gegen die 
Fordeningen des Aktivismus, fügt sich ihnen aber praktisch (Verhältnis der 
SPD und des ADGB zur Regierung Schleicher). 
12. Die linke Opposition in der SPD ist infolge des ultralinken Kurses der 
KPD und des 'Bankrotts der xentristischen SAP schwach. Sie stützt sich 
vorwiegend auf die Auffassungen des Austromarxismus. Der Kernpunkt des 
Austromarxismus in der gegenwärtigen Lage ist die Verbindung der iefor- 
mistisch-bürgerlich-demokratischen Praxis mit unverbindlicher Anerken- 
nung der außerparIarnenta~schen Rampfmittel für den Fall, daß die Bour- 
geoisie die bürgerliche Demokratie und den Parlamentarismus über den 
Haufen wirft, $. h. die Ankündigung molutionärer Heldentaten jeweils fü r  
übermorgen, die Verweisung der revoIution2ren Aktion ins Jenseits $er 
aktuellen Praxis. 
Eine andere Spielart .linker* Auffassungen in der SPD vertritt die schwache 
Gruppe des .Roten Kämpfer-. Für die praktische Unterwerfung unter den 
Reformismus entschädigen sie sich durch die =PD-istische Phrase. durch 
das *edelmütige Bewußtseina, Die warten auf d e n  Tag*, wo in der SPD der 
Kommunismus, wie sie ihn miflvesstehen, rvon selbst. durchbricht. 
I 3 .  Der Schwerpunkt kommunistischer Arbeit gegen den Reformismus, der 
Erobentng sozialdemtkratischer Arbeiter fiir den Kommunismus, liegt 
gegenwärtig in den proietarischen Massenorganisationen. Das nächste prak- 
tische Ziel ist die Herausbildung breiter, oppositionetler Fraktionen unter 
kommunistischer Führung. Dazu ist erforderlich die Liquidicmng der RGO- 
Taktik, die Aufnahme wirklicher Einheitsftontpolitik. der Einsatz der Kom- 
munisten fur die Wiederherstellung der Einheit und für die organisatorische 
Stärkung der Gewerkschaften und der anderen proletarischen Massenorga- 
nisationen. 
14. Der Sieg des Kommunismus ist an die Vernichtung des Masseneinflusses 
des Refomismus geknüpft Nur so kann die Einheit und Schlagkraft der 
Arbeiterklasse auf revolutionärer Grundlage verwirklicht, ihre Macht auf- 
gerichtet und festgehalten werden. Darum ist der erfolgreiche Kampf gegen 
den Reformismus zugunsten des Kommunismus die unentbehrliche und 
wichtigste Voraussetzung für den Sieg des Kommunismus. (Resolution, 
angenommen von der I .  Reichskonferenz) 



Der Bankrott der ultrallinken AuWassungen von der 
Krise des Kapitalismus 
E E. arn 7. Mai 1932 
(Gegen den Strom, 5. Jg.- Nr. 19 

Die Niederlagen der KPD am r 3 .  März, am 10. und 24. April beleuchten 
blitzartig den verhängnisvoi\en Zustand, in dem sich die Kommunistische 
Partei in einer Situation befindet, da der gefährlichste Feind der Arbeiter- 
klasse, der Faschismus, von Sieg zu Sieg eilt und die letzten Vorbereitungen 
zur Machtübernahme  triff^ Dafl die Kommunistische Partei infolge der 
falschen ultralinken Politik nicht das revolutionäre Bollwerk ist, als das sie 
C!@ Parteibürokratie hinzustellen beliebt, daß sie seit Jahren keinen 
nennenswerten Einfluß mehr in den Betrieben, in den groflen Mascenorgafii- 
satidnen der Arbeiterklasse besitzt, ist in breiten Kreisen seit langem kein 
Geheimnis mehr. Aber diese ta~ächliche und entscheidende Schwäche der 
KPD wurde immer wieder durch die Tatsache verdeckt, daß seit Beginn der 
Krise neue Mitgliedermassen der Partei zuströmten und sie auch parlarnen- 
tarische Erfolge erzielen konnte. Die glänzende Fassade verbarg jahrelang 
die Amlichkeit und Dürftigkeit des ultralinken Kurses. Bei den Wahien der 
letzten Wochen ist nun diese Fassade zusammengestiirzt, und hinter ihren 
Trümmern erblickt die Arbeiteröffentlichkeit nichts als Hohlheit und Leere. 
Fürwahr ein alarmierender Anblick! Der Feind im Anmarsch - und die 
Partei, unter deren Führung allein die Arbeiterklasse ihn zurückschlagen 
kann, geschw%ch~ verwirrt, ihre Reihen schwankend. Diese bedrohliche 
Lage muß die Mitgliedes der W D  zum Nachdenken zwingen, zur Untersu- 
chung der Ursachen, die zum drohenden Zusammenbmch der Partei gefiihrt 
haben. Dieses kritische Besinnen hat bei einigen, den politisch klarsten 
kommunistischen Arbeitern begonnen. Wenn der Vormarsch des Faschis- 
mus, die Niederlagen der Partei nicht vermocht haben, die selbstherrliche 
Parteibürekratie aus ihrer olympischen Ruhe aufzuschrecken, so beunruhigt 
sie die Unzufriedenheit der Mitglieder, ihre wachsenden Zweifel an der 
Richtigkeit der politischen Linie, ihre Zugänglichkeit gegenüber den Argu- 
menten des U D - 0  um so mehr. Co macht sie die verzweifejtsten Anstren- 
gungen, um die heiligsten Güter, den Glauben an die Unfehrbaskeit der 
ultralinken Führung und das blinde Vertrauen auf die Beschlüsse. zu retten. 
Aber die weitere Existenz der Partei, ihre Behauptung gegenüber dem 



Faschismus hangt gerade davon ab, daß der fetischistische Glaube an die 
ultralinke Fühmng und die ultralinke Politik radikal zerstört wird, daf3 die 
Mitglieder in letzter Stunde eine Kunändemng erzwingen. Die Manöver 
der Parteibiirokratie mit der *bolschewistischen Selbstkritik*, d. h. der Kri- 
tik der kommunistischen Arbeiter, den eigenen Bankrott zu vertirschen, wird 
leider dadurch begünstigt, daß ein grol3er Teil der Mitglieder erst h u n e  Zeit 
in der Partei, umgeschult und unerfahren ist, die Entwicklung der 
KPD, der kommunistischen Politik und Taktik nicht kennt und vor allem 
ahnungslos hinsichtlich der Geschichte der ultralinken Politik und ihrer 
Fehler ist. Was das in der augenblicklichen Situation bedeutet, ersehen wir 
sofort, wenn wir uns die beiden Tatsachen vor Augen halten, daß  von der 
Liquidierung der ultralinken Politik und ihrer Ersetzung durch eine 
kommunisticche Einheitsfrontpolitik das Schicksal der KPD und der deu t- 
schen Arbeiterklasse auf Jahre hinaus abhängt, daß aber dieser Kurswechsel 
nicht von oben, sondern nur gegen den Willen der ultralinken Führung von 
unten her erzwungen werden kann. Der  kommunistische Arbeiter, das 
einfache Parteimitglied hält den Zauberschlüsscl in dcn Händen, der das Tor 
aufschließen kann zu den weiten Gefilden einer erfolgreichen kommunisti- 
schen Politik. Diesen Arbeiter aufzuklären, die Lehren der Tatsachen t u  
verbinden mit der Kritik des ulrralinken Kurses und der Darlegung der poli- 
tischen N ~ t w c n d i ~ k c i t e n  in diesen Tagen und Wochen, ist die wichtigste 
Aufgabe der KPD-0 im Augenblick. Von der E h l l u n g  der Aufgabe, die 
kommunistischen Mitglieder zur Rebellion gegen die unfähige ultralinke 
Bürokratie zu führen, hängt es ab, ob die Welt ein zweites finnisches Drama, 
diesmal auf deutschem Boden, erleben wird oder nicht. 
Der kommunistische Arkiter ,  der erst seit einigen Monaten, irn günstigsten 
Fall seit ein bis zwei Jahren in der KPD organisiert ist, weiil nicht, dai7 die 
ultralinke Politik, die die Partei seit dem 6. Weltkongrefl betreibt, einen 
vollständigen Bruch mit den taktischen Lehren bedeutet, die die Komintern 
unter Leitung von Lenin sich erarbeitet hat und die in den Beschlüssen der 
ersten vier Weltkongresse niedergelegt worden sind. Als die Kornrnunisti- 
sche Internationale die Taktik für die kommunistischen Parteien in  den 
kapitalistischen Ländern bestimmte, ging sie von den Erfahningen der 
Revolutionsjahre in Westeuropa aus. Diese Erfahrungen bewiesen, daß die 
kommunistischen Parteien nicht erst im Feuer der Revolution die Massen für 
sich gewinnen können, sondern daß die proletarische Revatution nur dann 
siegen kann, wenn es den Kommunisten in vorrevolutionärer Zeit gelungen 
ist, in zäher Arbeit den Einflug des Reformismus auf die Arbeiterklasse zu 
überwinden und die entscheidenden Schichten des Proletariats für die Ideen 
des Kommunismus zu erobern. Von dieser geschichtlichen Erkenntnis ausge- 
hend, bestimmten der zweite und besonders der dritte WeltkongreD im 



einzelnen die Taktik der kommunistischen Parteien bis zum Zeitpunkt der 
Machteroberung. Arbeit in den Gewerkschaften, Einheitsfron ttaktik, 
Kampf für die Tagesinteressen der Werktätigen, in Verbindung mit der 
Propaganda der kommunistischen Endziele und der revolutionären Ober- 
gangslosungen - das waren die Grundpfeiler der Taktik, die verhindern 
sollte, daß bei der zweiten revolutioniiren Welle die kommunistischen 
Parteien so ungerüstet daständen wie die eben erst g@ndeten kornmuni- 
stischen Parteien der Jahre r9r8/2o. Dieses wichtige Vermächtnis Lenins an 
die kommunistischen Parteien in den kapitalistischen Staaten hat  die KI und 
die KPD mit dem Beginn der ultralinken Ara leichtfertig preisgegeben. 
Bedenkenlos wurden die Resultate einet langjahrigen Erfahrung, einer sorg- 
fältigen marxistischen Analyse, die Arbeit der bedeutendsten Führer der 
Kommunictischen Internationale beiseite geschoben. Mit der schnoddrigen 
Bemerkung Losowskis auf dem 6. Weltkongreß, dafi die Aufgaben einer 
Internationalen nicht darin &stunden, auf jedem ihrer Kongresse ein und 
dasselbe zu sagen, wurden die taktischen Beschlusse der ersten vier Weltkon- 
gresse, die nach der Auffassung Lenins Geltung bis zum Siege der proletari- 
schen Revolution haben sollten, ad acta gelegt und die Bahn frei fü r  
die uttralinke PoIitik, die in direktem Gegensatz zu den Lehren Lenins steht 
und deren Ergebnis die heutige Tragodie der kommunistischen Bewegung in 
den aui3ermccischen Ländern ist. 
Der Ausgangspunkt f ü r  die ultralinke Taktik, die durch den 4. Weltkongreß 
eingeleitet wurde, war die Untersuchung der Lage des Kapita!ismus auf 
diesem Kongreß. Für den Marxisten ist eine genaue Analyse der objektiven 
Situation unerläßlich. Richtet sich doch die jeweilige kommunistische Politik 
nach den jeweiligen wirtschaftlichen und Verhältnissen und den 
Möglichkeiten für die Verwirklichung der kommunistischen Ziele, die sich 
aus ihnen ergeben. Jede Fehlanalpe muß infolgedessen I r ~ r n e r  in der poli- 
tischen Arbeit der Kommunistischen Partei nach sich ziehen. Eine solche 
falsche Analyse kann aus zwei Fehlerquellen entstehen. Einmal aus der 
Beschränkung der Untersuchung auf Oberflächenerscheinungen des gesell- 
schaftlichen Lebens - die typische Haltung des Reformismus. Zum andern 
daraus, daß die eigene Phantasie, eigene Wünsche und Hoffnungen in bezug 
auf die wirkliche Lage das Instrument der Untersuchung, die dialektische 
Methode, ersetzen - das charakterisiert den *Radikalismus=, die Kinder- 
krankheit des Kommunismus. Die ijkonomische Analyse des 6. Weltkongres- 
sec, zusammengefaßt in dem Schlagwort von des *dritten Periode*, krankte 
im wesentlichen an dem letzteren Irrtum, wenngleich sie ihre Entstehung 
zunächst der ersten Fehlerquelle verdankte. Bucharin, der in seinem Referat 
zum erstenmal von der =dritten Periode* sprach, definierte sie als das 
Stadium der Stabilisiemng des Kapitalismus. Dieser oppcistuni- 



stische I m r n  wurde nicht korrigiert, indem durch eine genaue Untersu- 
chung die Widersprüche irn stabilisierten Kapitalismus festgestellt wurden, 
die die kommende Erschiittemng des kapitalistischen Systems ankündigten, 
sondern indem des entgegengesetzte Irrtum an seine Stelle trat. Im Laufe 
des Kongresses und besonders in den folgenden zwei Jahren 'bis zum 
unrühmlichen Ende dieser Theorie wurde aus der 3 .  Periode der gefestigten 
Stabilisierung, wie sie Butharin definiert hatte, die oberfaule, schwankende 
und zerrüttete StabiIisierung. 
In Diskussionen mit Anhängern der ultralinken Taktik wird von ihnen oft 
die Auffassung vertreten, daß die Theorie der 3. Periode durchaus richtig 
und durch die Weltwirtschaftskrise bestätigt worden sei und daß die Kritik 
der Kommunistischen Opposition, die sie an der 3. Periode geübt hat, 
verfehlt gewesen sei. Diese Genossen übersehen zweierlei. Erstens wurde die 
Theorie der j. Periode nicht als Prophezeiung aufgestellt, d. h. die 3. Periode 
der erschütterten Stabilisierung sollte nicht erst in der Zukunft beginnen, 
sondern wurde vom Jahre rgz8 an datiert. Die Krise aber begann erst mnd 
zwei Jahre später. Der unverzeihliche Fehler, in einer Zeit, da in den 
meisten kapitalistischen Ländern noch Konjunktur herrschte, den unmittel- 
baren Zusammenbruch des Kapitalismus zu dekretieren. konnte nur 
gemacht werden, weil auf jede exakte okanomische Untersuchung verzich- 
tet wurde - gründeten doch auf dasselbe Tatsachenmaterial einmal Bucharin 
seine These von der gefestigten Stabilisierung und nach her die Verfechter 
der Behauptung, daß das kapitalistische System erschüttert sei. Nur so war 
es auch mäglich, den Anbruch der 3. Periode in gleiches Weise für die gante 
Welt mit Ausnahme der Sowjetunion zu proklamieren und dabei das Gesetz 
der ungleichmäfligen Entwicklung des Kapitalismus unbeachtet zu lassen. 
Zweitens vergessen die Verteidiger der j. Periode den Kardinalfehler dieser 
Theorie. Die 3 .  Periode sollte nicht nur die ökonomische Erschütterung des 
Kapitalismus bedeuten, sondern ebenso den politischen Zusammenbruch der 
kapiralistischen Gesellschaft. In unzähligen Reden, Resolutionen und Auf- 
sätzen wurde erkt ärt, daß die 3. Periode gleichbedeutend mit dem revolutio- 
nären Aufschwung sei, daß die sich zuspitzenden kapitalistischen Wider- 
spnjche die Massen in das kommunistische Lager fuhren würden, daß die 
Partei eine *kurze, feurige Perspektives haben und sich auf den *großen 
Krach* einstellen müsse. Im Laufe des Jahres 1929 wurde die .unmittelbar 
revolutionäre Situation*, die heranreife, zum geflügelten Wort. 
Mit dieser Auffassung gaben aber die Theoretiker der 3 .  Periode die marxi- 
stische Erkenntnis von dem dialektischen Zusammenhang zwischen Okono- 
mie und Politik zGgunsten einer mechanistischen, ökonomistischen Betrach- 
tungsweise auf. Jeder Marxist wog, dafl der Kapi talisrnus nicht automatisch 
das Proletariat zum Klassenbewußtsein, zum sozialistischen Denken und 



revolutionären Handeln füh* daß die ökonomische E n h c k l u n g  keines- 
wegs von selbst die Massen zur Erkenntnis der Notwendigkeit, den Kapita- 
lismus zu stürzen und die proletarische Revolution durchzuführen bringt. 
Das erreicht erst die bewuflte politische Er~iehun~sarbeit der sozialistischen, 
bzw. heute der Kommunistischen Partei, d i e  an Hand der Tatsachen des 
gesellschaftlichen Prozesses die Arbeiterklasse mit dem Bewußtsein ihrer 
Aufgaben als Totengräber der kapitalistischen Gesellschaft erfullt. Diese 
wichtige Rolle der Kommunistischen Partei wird aber bei der Theorie der 3 .  
Periode vollkommen vergessen. Und das von einer Parteifiihrung, die sich 
e i r i~n  Sport daraus macht, eine Kampagne heftiger als die andere gegen den 
*Luxernburgisrnus*, gegen die Uberschätzung der Spontaneität der Massen 
und gegen die Unterschatzung der Bedeutung der Kommunistischen Partei 
führt. In Wirklichkeit ergibt sich aus einer kapitalistischen Krise ohne eine 
unermüdliche Arbeit, eine erfolgreiche Taktik, höchste Aktivität der Kom- 
munistischen Partei durchaus nicht die Stärkung des revolutionären Faktors. 
Das lehrt die Gegenwart. Das mechanische Resultat auch der schwersten 
Krise ist nicht der ngroRe Krach#, der automatische Zusammenbruch des 
Kapitalismus. Es gibt nicht nur  einen sozialistischen, sondern auch einen 
kapitalistischen Ausweg aus der Krise, nicht nur eine revolutionäre, sondern 
auch eine konterrevoiuti~nZre Lösung der Krise. Wenn die Kommunistische 
Partei nicht mit aller Kraft eine Politik betreibt, die ihr das Vertrauen der 
Arbeiterklasse einbringt, die den Werktätigen zwm Bewußtsein bringt, dafl 
der revolutionäre Ausweg aus der Krise die einzig mögliche Keming fur sie 
bedeutet, so laufen die Massen, das Kleinbürgertum zuerst, aber bei andau- 
erndem Versagen der Partei auch Arbeiterschichten in das Lager der 
Konterrevolution, die ihnen eine Beseitigung ihrer Notlage verspricht. 
Diese *Kleinigkeit* uergakn die Strategen der 3 .  Periode, die sich damit als 
pulgare Ukonomisten, als Anbeter der Spontaneität der Massen erwiesen. 
So sah die äkonornische Analyse aus, auf deren .sicherem*. Fundament die 
neue ultralinke Taktik der Offensiv- und Durchbruchsschlachten, der eige- 
nen Gewerkschaftsorganisationen, der .roten Einheitsfront* begründet 
wurde und die die wissenschaft1iche Rechtfertigung für die Preisgabe der 
Leninschen Taktik darstellen sollte. 
Die Theorie der 3. Periode erreichte ein Alter von zwei Jahren. Dann 
machte ihr die inzwischen ausgebrochene Welrwirtschaftskrise den Garaus. 
Jahrelang hatten sich die Korninternbürokraten an den Phrasen über die 
erschütterte Stabilisierung und die unmittelbar bevorstehende akut-revolu- 
tionäre Situation berauscht und bereits in Siegesfreude geschwelgt, als die 
Krise eintrat. Sie brachte jetzt wirklich eine starke wirtschaftliche Erschüt- 
terung des kapitalistischen Systems und damit die objektiven Voraussetzun- 
gen h r  den revolutionären Aufschwung mit sich - Tatsachen, die bisher nur 



in der üppigen Phantasie der ultralinken Führer existiert hatten. Jetzt galt es 
zu zeigen, daß die Kommunistische Partei den revolutionären Aufgaben, die 
nun vor ihr standen, gewachsen war, zu beweisen, daß sie das Vertrauen $er 
Massen besaß, wie das ZK geprahlt hatte, Doch siehe da! Mit dem Beginn 
der Krise, als die Probe aufs Exempel gemacht werden sollte, nahm der Mut 
der kühnen Strategen der 3. Periode mehr und mehr ab und immer Mein- 
lauter wurden ihre HoOemngen - bis die stolze Theorie der 3 .  Periode, die 
das Ende der kapitalistischen Stabilisierung und den Sieg der Revolution 
bringen sollte, begraben wurde. 
Der Ausbruch der Krise traf die ultralinke Führung gänzlich unvorbereitet. 
Sie hatte in zwei vorhergehenden Jahren der ultralinken Politik, da sie die 
Konjunktur für die Krise angesehen hatte, die dialektische Methode zur 
Untersuchung der ökonomischen Entwicklung zu handhaben verlernt. Als die 
Krise nun wirklich kam, war sie infolgedessen ebenso unfähig, ihre konkreten 
Erscheinungsformen zu analysieren, wie sie nicht imstande gewesen was, die 
wirtschaftliche Lage in den Jahren 1 9 2 8 / 2 9  zu untersuchen. Bis auf den 
heutigen Tag fehlt eine gründliche Behandlung und Darstellung der Welt- 
wirtschaftcktise in der offiziellen kommunistischen Literatur. Wo wir eine 
Beschäftigung mit den Krisenfragen finden, da nähert sich die Auffassung 
sehr oft der grobmechanistischen Theorie, daß es keine kapitalistische 
Lösung der heutigen Krise gäbe, einer Theorie, wie sie von der SAP 
vertreten wird und deren praktische Konsequenz die Passivität der Arbeiter- 
klasse ist. Die offiziöse Zeitschrift der Komintern, mDie Kommunistische 
Internationale*, rnußee noch im Februar dieses Jahre  dariiber klagen, daß 
die kommunistische Parteipmsse, *eine dialektische BehandPung dieser 
Frage (der Weltwirtschaftskrice} verrnissenr lasse. Sie fragt aber nicht nach 
der Ursache für dieses Versagen. Mit der Preisgabe der dialektischen 
Behandlung der Krise treten die kommunistischen Redakteure nur wacker in 
die FuDtapfen der Verkünder der 3. Periode. Auch sie spielten mit dem 
Gedanken eines automatischen Zusammenbruchs des Kapitalismus, wie wir 
gesehen haben. Und noch in einer anderen Hinsicht dauert das alte Spiel fort. 
An die Stelle einer ernsthaften Beschlftipng mit der ökonomischen Lage in 
der sogenannten dritten Phase setzten ihre Apologeten Spekulationen über 
die verschiedenen Phasen der 3. Periode, die ebensoviel ernsthaften Sinn 
hatten wie die buntschillernden Seifenblasen der Kinder. Heute steilen sie tief- 
sinnige, aber gänzlich bedeutungslose Bettachtungen über die Etappen der 
Krise an, die in Wirklichkeit nur die Etappen der ohnmächtigen Kapitulation 
des ultralinken Kurses vor den Schwierigkeiten des revolutionären Auswegs 
aus der Krise sind. 
Die erste Sitzung der Komintern, die nach Beginn der Krise stattfand. die 
Sitzung des erweiterten Präsidiums des EKKI irn März 1930, brachte die 



erste Revision der Theorie von der 3. Periode. Die Krise hatte zu einem 
beispiellosen Angriff des Kapitals auf die Lebenshaltung der Massen, zu 
einem verschärften konterrevolution%ren D I ~isk gefuhft. Von der erschüt- 
terten kapitalistischen Herrschaft, der Hilf! osigkeit und Ohnmacht der 
Bourgeoisie, dem kühnen Ansturm des Proletariats gegen das kapitalistische 
System konnte keine Rede sein. Unter der Wucht dieser Tatsachen wurde 
das EKKI bescheidener. Und es entschlofl sich, in der Sache die j. Periode 
preiszugeben und z. T. die Analyse der verhaßten .Renegaten-, der KPD- 
0, zu iibernehmen. Es hieß jetzt, daß der Beginn der Erschütterung der 
Stabilisierung da sei. Der arevolutionare Aufschwung* aber blieb. 
Diese erste Wendung ist lehrreich für alle folgenden. Angesichts der uner- 
bittlichen Wirklichkeit bequemte sich die ultralinke Führung, die gröbsten 
Ubertreibungen und Auswüchse der Theorie der 3 ,  Periode zu beseitigen, 
mühsam die Theorie, wenigstens dem Scheine nach, mit den Tatsachen i n  
Dbereinstimmung zu bringen, Aber sie brachte nicht den Mut und die 
Einsicht auf aus Furcht, ihre Autorität zu erschüttern und aus mangelhafter 
Kenntnis der Verhältnisse, die durch die Entwicklung als falsch erwiesenen 
Beschlüsse offen zu kritisieren und aufzu heben. Sie unterschob p1ötzlich der 
Theorie der 3. P~node  einen anderen, den oben erwähnten Sinn, wobei sie 
großzügig deren Y rsprüngliche Bedeutung und Interpretation nvergafl*. Co 
wurde die *glänzende Generallinie* - wie Thälmann zu sagen pflegt - und 
die Unfehlbarkeit der Instanzen gerettet. 
Aber da die Fehlerquelle der Theorie der 3. Periode nicht aufgedeckt wurde, 
da  der Betrug von dem revolutionären Aufschwung aufrechterhalten wurde, 
SO blühte bald der alte Unsinn in anderem Wortgewande wieder auf. Von 
der 3. Periode wurde zwar nicht mehr gesprochen, sie verschwand als zu sehr 
komprorni ttiert aus dem Sprachschatz der Parteijoumalisten. Dmh afs 
Enatz für sie kam die mrevolutionäre Krise.. Bis zum XI. EKKI-Plenim 
gehörte die Auffassung, daß die revolutionäre Krise vor der Tür stehe, zu 
den Fundamentallehren des ultralinken Kurses. In langen Artikeln wurden 
in den Zeitungen und Zeitschriften der Komintern und der KPD Betrach- 
tungen über die ~ökonornische Krise*. die *politische Krises, die -revoIutio- 
näre Krise*, die mrevolutionäre Situation*, das *UmschIagen der Wirt- 
schaftskrise in eine politische Krise* angestellt. Ihr Kerngedanke war die 
alte Theorie der 3 .  Periode: der Zusammenbruch des Kapitalismuc erfolgt 
au tornatisch durch die weitere Verschärfung der ökonomischen Krise, die in 
die politische Krise, in die politische Erschiitterung der Herrschaft der Bour- 
geoisie, umschlägt, deren Endergebnis die revolvtioniire Krise, der Sturz des 
Kapitalismus ist. Die Situation in Deutschland wurde so charakterisiert, daß 
dort bereits die ökonomische in die politische Krise umgeschlagen sei; teils 
wurde die revolutionäre Krise für die allernächste Zeit erwartet, teils - 



besonders in Artikeln in der *Internationale. - wurde erkIärt, daß die rwo- 
1u tionäre Situation bereits da  sei, dafl alle von Lenin angeführten Vorausset- 
zungen für die proletarische Revolution erfü2lt seien. 
Damals wies die KPD-0 auf den groben Unfug hin, der in diesem Spiel mit 
den Begriffen politische und revolutionäre Krise besteht. Sie zeigte, daß bei 
Lenin kein Unterschied zwischen der politischen und revolutionären Krise 
besteht, dafi nach seiner Lehre aus der ökonomischen Krise die revolutionäre 
Krise wird, wenn die Arbeiterklasse unter der Führung der Kommunisti- 
schen Partei die kapitalistische Festung berennt, wenn nicht nur die objek- 
tive Voraussetzung, die wirtschaftliche Erschütterung des kapitalistischen 
Sycremc, erfüllt ist, sondern auch die subjektive, die Karnpfbereitschaft der 
Massen, vorhanden ist. Wir erldärten, daß In diesem Sinne Deutschland 
bisher keine politisch-revolutionäre Krise durchmacht. Wir betonten in 
unserer Kritik, daß die objektiven revolutionären Voraussetzungen in 
Deutschland längst erfullt sind, daß aber infolge des ultralinken Kurses der 
subjektive Faktor versagt, daß die wiederholten Beteuerungen, dafl die 
revolutionäre Situation bereits da  sei, nichts als Selbstbetrug ist und daR die 
mit viel schotastischem Scharfsinn herausgeklügelten Stufen der revolutio- 
nären Entwicklung nur  darüber hinwegt%uscheo sollten, daß die Partei von 
Stufe zu Stufe in ultralinkes Phrasenturn und opportunistische Passivität 
versinkt, Unserer Kritik antwortete ein wiistes Geschimpfe. Die Instanzen 
beeilten sich, noch einmal zu bestätigen. daR Deutschland am Vorabend der 
Revolution stehe und der revolutionäre Faktor sich im Gleichschritt mit dem 
objektiven Faktor entwickle. 
~ o c ' h  unbekümmert um ultralinke Deklamationen. Phrasen und Wuncch- 
träume ging die Krise ihren Gang weiter, die Not der Massen wuchs, die 
Kapitalcoffensire wurde heftiger, die KonterrevoIution starker - wo es in 
Deutschland den revolutionären Aufschwung, die revolutionäre Krise, die 
revolutionäre Situation gab, blieb das Geheimnis der ultralinken Fuhrer. 
Außer den Komintem- und Parteiinstanzen merkte die gesamte übrige Welt 
nichts von dem Herannahen der proletarischen Revolution. 
Angesichts der wirklichen Lage sah sich die Komintern endlich auf dem XI. 
Plenum Ern März/April r 93 r gezwungen, radikal mit dem ganzen Spuk von 
der bereits vorhandenen revolutionären K i s e  aufzuräumen, um die kommu- 
nistische Bewegung vor dem Fluch der Lächerlichkeit zu bewahren, Damit 
wurde endgültig der Theorie der 3. Periode der Todesstoß versetzt. Die 
Kritik des EKKI-Plenums deckte sich weitgehend mit der der mkontetrwo- 
lutionaren Renegaten.. Manuilski mußte in seinem Referat konstatieren. 
daß es einen Unterschied zwischen und revolutionärer Krise 
nicht gibt, daS eine revolutionäre Krise in keinem Lande vorhanden ist, daß 
der revoluaon5ire Faktor hinter den objektiven Voraussetzungen mriick- 



bleibg daß in der Frage d e ~  Charakters und des Tempos des rwolutionären 
Aufschwungs krasse Fehler vorgekommen sind um. usw. Wie auf der €KM- 
tagung ein Jahr vorher begnügte sich aber die Kominoemfühmng mit der 
Aufzählung der Mängel in der Theorie und Praxis der kommunistischen 
Parteien. Die Frage nach dem Warum wurde nicht gmtellt. Warum die 
kammunistischm Parteien gegenüber den günstigen objektiven Varausset- 
Zungen fur die Revolution so vollständig versagen, wurde nicht geklärt. 
Hätte dmh die AufrolEung dieser Frag die ultralinke Katarstqhenpolitik, 
den Bankrott des ultrakinkm Kurses enthüllt, den preiszugeben die Komia- 
tern sich immer noch nicht entschließen konnte. So muhe notwendigerweise 
auch diese Wendung eine halbe, ungenügende bleiben. 
Das Ergebnis des W. EKKI-Plenums war, daß die radikale Phrase von der 
rewiIutionären Situation, dem nahenden Sieg der Revolution usw. in der 
Agitation der Kommunistischen Partei zuficktrat. Aber da das XI. E r n -  
Plenum versäumt hatte, durch eine Kurshderung das Miflverhälmis zwi- 
schen d m  objektiven und subjektiven Faktor zu kseitigen, dieses Mii3ver- 
häitnis sich jedoch durch die Vertiefung der Krise nur ntxh vergrößerte, 
konnte die Folge des Fallenlassens der radikalen Phrase nur das anderr 
Extrem, Opportunismus, Defaitismus, Panikstimrnung sein. 
Nehmm wir als Beispiel die Rede, die Thälrnann auf der Plenartagung des 
ZK der KPD irn Februar 193 1 gehalten hat und die als Massenbmschüm Dm 
revolrrtiadre A ~ m c g  ~ I C S  der Krise verbreitet worden ist. Thälmann mui3 
getreu der Anweisung dcs XI. Plenums das Zurückbleiben des revolutio- 
nären Faktors zugeben. Wer trägt die Schuld daran? Nicht die Partei ist 
daran schuld, antwortet Thdmann, *wenn in DtutschIand nicht die Rcvolu- 
tion gesiegt hat. Eine solche Darstellung des  zunickb bleiben^ wurde unter 
Umstanden dazu führen känntn, daß ein Teil der Arbeiterklasse auf Grund 
unserer eigenen Aurfühmngen in ihrem Vertrauen zur Partei erschüt~rt 
d i r d e . ~  Also die politische Linie, die Instanzen stehen makellos da. A k r  
wer trägt denn die Schuld? Die Schuld liegt- erfahren wir - ki den objet 
tiven Schwierigkeiten. Als solche werden aufgezählt: die Drohung des fran- 
Gsischm Imperialismus mit der Intervention irn Falit einer d e u ~ h e n  
Revolution, die von der SPD daraufhin hcmorgenifene Stimmung, die 
mmsätzlichen Schwierigkeiten der Krise*, das große Erwehloseitheei; das 
Streik erschwere. Das ist Oppomnimus schlirnmskr Sorte. Alle diese 
Schwierigkeiten könnten txi einer richtigen PoIitik der Par& überwunden 
werden. Sie aber zur Entschuldigung 4ür das Vernagen der unfähigen Partei- 
führung anzufiihren, ist nichts als Kapitulation vor eben diesen Schwierig- 
kciten. 
Gchcn wir dicxr Auffassung, dafl die objektiven Verhältnim, nicht die 
Partei die Schuld daran tragen, $aß wir in Deutschland noch keine k l u -  



tion haben, bis zu Ende nach, so kommen wir zu jenen Kommunisten, die am 
10. und 24. April ins Lager des Faschismus übergelaufen sind. Sind nämlich 
die objektiven Verhältnisse noch nicht reif für die revolutjonäre Tat der 
Kommunistischen Partei, so helfen wir ihnen nach, so schaffen wir durch den 
Sieg des Faschismus die rwolutionäre Krise, die die Partei bisher nicht hat 
herbeifuhren können. Die so argumentieren und handeln, das sind die 
mrevoEutionären Ungeduldigen.. Aber nicht weniger üppig als diese Art von 
-revolutionärer Ungeduld- wuchert der Defaitismus. Das Versagen der 
Kommunistischen Partei, der Vormarsch der Konterrevolution werden mehr 
und mehr als unabwendbares Schicksal betrachtet. Schon bekennen sich 
kommunistische Autoritäten wie die nPrawda- zu dem skandalösen Defai- 
tismus, der auf dem 6. Weltkongreß von einem Delegierten vertreten wurde 
unter Berufung auf einen angeblichen mgroflen Gedankengang, den Marx 
und Engels uns gegeben haben, dafi die Arbeiterbewegung nicht eine Reihe 
von Siegen bis zum endgültigen Sieg sein wird, sondern dafl wir durch eine 
Kette von Niederlagen schreiten müssen.. Sollten solche Gedanken zum 
Gemeingut der Parteimitglieder werden, so wäre der Sieg des Faschismus 
und der Zusammenbruch der KPD nicht mehr aufzuhalten. 
Der Weg von der siegesgewissen ökonomischen Analyse des 6. Weltkon- 
giesses bis zu der opportunistischen und defaitistischen Einschätzung der 
Lage in den letzten Monaten und Wochen ist lang. Aber die ultraIinke 
Führung hat es fertig ihn in knapp vier Jahren zu gehen. Es i s t  ein 
Abstieg ohnegleichen. Zwar gab es Stationen, kurze B~esinnungspausen, ein 
Hin-und-her-Schwanken, aber die Kraft zur Umkehr wurde nicht aufge- 
bracht. Die gegenwärtige Kapitulationsstimmung bei den Parteiinstanzen, 
bei fortdauernden günstigen Voraussetzungen für die kommunistische 
Bewegung bedeutet das Todesurteil h r  die ökonomicche Einschatmng der 
Situation durch die ultralinke Führung und die Taktik, die sich auf sie grün- 
dete. Angesichts dieser Verhältnisse mufl die KPD-0 durch eine rnarxisti- 
sche Analyse der augenblicklichen Lage den Parteimitgliedern zeigen, daß 
kein AnIaß zu Kapitulations- und Panikstimmungen vorhanden ist, wenn sie 
uns irn Kampfe gegen den Urheber dieser Gefahr, gegen den ultralinken Kurs 
und seine Träger, die Hand reichen. 



Die ultralinke Polltik und der Faschismus 
E B. arn 21. Mai 1932 
(Gegen den Strom, 5. J@., Ur. 111 

Wir haben irn vorhergehenden Artikel versucht nachzuweisen. w i e  die 
ökonomische AnaEyse, auf der sich die ultralinke Taktik aufbaut, vom 6. 
WeItkongref3 an bis zu unsern Tagen leichtfedg und fehlerhaft war. Nicht 
weniger falsch war die Untersuchung der politischen Lage, die von der ultra- 
linken Fiihning in den vier Jahren worden ist. 
Auch hier war der 6. Weltkongreß der Ausgangspunkt des Unsinns, der 
seitdem über die politischen Verhältnisse in den kapitalistischen Liindern 
zusammengeredet und -geschrieben worden ist. Die erste grofie ~Entdek- 
k u n p  des ~Itralinken Kurses, den der 6. Weltkongrefl einleitete, war die 
.dritte Periode*, jene angeblich neue Etappe in der Entwicklung des Nach- 
kriegskapitalismus, die - automatisch und mechanisch - den ökonomischen 
Zusammenbruch der bestehenden Geselischaftsordnung herbeiführen sollte. 
Die zweite, für ihre Urheber nicht weniger blamable Erfindung war der 
*S~zialfaschismus~. 
Wir erinnern uns an die Konzeption, die den Beschlüssen des 6. WeItkon- 
gresses über die ökonomische Lage zugrunde lag: zunehmende Erschütte- 
mng der Stabilisierung, gleichbedeutend mit ihr der *revolutionäre Auf- 
schwung., die Empömng der Massen, das Wachstum der kommunisbschen 
Bewegung. We aber würde. angesichts einer solchen Gefährdung ihrer 
Herrschaft, die Haltung der Bourgeoisie sein? Auf diese Frage sollte die 
Theorie des rSozialfaschismusu die Antwort geben. 
Der 6. Weltkongreß legte den Grund für diese Theorie, indem er von der 
allgemeinen Krise der Demokratie sprach, von der wachsenden Neigung der 
Bourgeoisie zu faschistischen Herrschaftsmethoden, bei gIeichzeitiger 
I-feranziehung der Sozialdemokratie, überzugehen. Ebensowenig wie die 
Theorie der dri t ten Periode- stützten sich auch diese Behauptungen über 
die Faschisiemng dcr Sozialdemokratie auf die Wirklichkeit, auf Tatsa- 
chen. 
Nach dem 6. WeltkongrelS lieferte die politische Entwickiung zwar genau so 
wenig Material, das geeignet gewesen wäre, die politischen Auffassungen 
des Kongresses zu rechtfertigen, nichtsdestoweniger aber wurden die 
Ansätze zu einer Theorie des wSozialfascfiismusr in dem Sinne ausgebaut, 
dafl jetzt offen von der Sozialdemokratie als dem Träges des Faschismus 



gespruchm wurde. Allmählich wachs die Literatur fikr den xscizialfaschis- 
muw immer mehr an, so daß bald an die Stelle des knappen p l i t i b  
Behauptungen des 6. WeItkongresscs ausführliche und langatmige Darle- 
gungen über Vergangenheit, Gegenwart und Zukunft des ~Sozialfaschis- 
muss traten. 
Sehen wir uns die M ausgebaute Theorie des =Smialfaschismusa, das Lieb- 
lingskind des ultralinken Ku- naher an! 
Ihre erste These lautete, daiS in der .dritten Periode* der Faschismus die 
politische Herrschaftsform des Monopolkapitalismus sei. Wie nach den 
Beschluß des 6. W e l t k o n p w s  irn Jahre I 928 in fiinf Sechsteln der Wett die 
kapitalistische Stabilisierung elschiittert und die Sektionen der Kommuoisti- 
schen Internationale im Aufstieg sein sollten, so wurde dekretiert, daß zu 
gleicher Zeit auch in den kapitalistischen Ländern die Ara des Faschismus 
beginne. Diese Auffassung war nicht nur deshalb falsch, weil im Jahre 1918 
noch kaum Anzeichen einer Zersetzung der biirgerlichen Demokratie zu 
sehen waren, Wenn das ihr einziger Fehler p e s e n  wäre, so hätte er nur 
bewiesen, daß die Theoretiker des .Sozialfaschismus= sich in der Zeitbestirn- 
mung verrechnet hatten. Aber diese Theorie h a l l  ebensowenig Gültigkeit 
für die folgende Zeit der WeItwirtschaftskrise, denn sie Iegte mechanisch 
tim Maßstab an die auf den verschiedensten Stufen des ~konomischen ond 
politischen Entwicklungsprozesses stehenden kapitalistischen Länder. 
Der Faschismus ist keineswegs nur die Summe der beiden Faktoren Mono- 
polkapitalismus plus Krise. Sondern er entsteht ersh wenn zu diesen &den 
Tatbeständen noch Fin ganz bestimmtes Klassenverhiilmis hinzutritt, n h -  
Iich dann, wenn nicht nur die Bourgeoisie infolge des Verfalls der kapitalisti- 
~ h e n  Wirtschaft durch die Krise sich hilflos nach einem Retter, nach dem 
Diktator umschaut, sondern wenn auch die Arbeiterklasse geschwachs zer- 
fahren, ohne z i e l h R t e  revolutionäre Fühnrng ist. Das heiflt also, daR es 
einmal von dem M& der ökonomischen Zerrüttung, zum anderen von dem 
Stand der Arbc i te rkgung ,  von der Aktionsfählgkeit der Kornrnunisti- 
xhen Partei abhängt, ob der Faschismus in einem Land siegt d e r  nicht. 
Nicht nur die Erfahmngm mit dem italienischen und polnischen Faschis- 
mus, die vor dt r  gegmwärtigm Krise Iitgen, 'beweisen das, sondern such die 
politischen Ergebnisse der letzten Jahre. Wmn eine bedrohliche Entwick- 
rling zur faschistischen Diktatur gerade in DeutsehIand eingesetzt hat, so 
ieshalh weil Deutschland heute das schwächste Glied in der kapitalistischen 

Kette ist und hier infolge der langjährigen Koalitionspolitik der Sozialdcmo- 
k~atie und der ultralinken Taktik der KPD die Arbeiterbewegung 
g ~ c h w k h t  wurde. Von diesen besmdrwn Vorauisctzungcn des Faschismus 
a k h m ,  wie ts die ultnlinkc Fühning tut, die faschistische Diktatur als ein 
unvemeidlichn b u l r a t  der monopolkapitalistischen Entwicklung betmch- 



tcn, die Rolle des Prottariaa dabei ignoriem, das rnuß zu Fatalismus, zu 
Passivität auf seiten der Arkiterklasse führen. 
Diese praktische Konsequenz der ultralinken Auffasmng übtr den Faschis- 
mus wurde noch verschärft durch eine weitere Bchaupmng, der Theorie des 
-Sozialfaschismusa. Sie lautete, daß die faschistische Diktatur nicht die 
Folge einer Niederlage der Arbeiterklasse, sondern im Gegenteil ihrer 
Macht, i h m  Aufstieges, ihres Angriffs sei, >die gesehiehtliehe Antitbesc des 
revolutionären Aufschwungs der proletarischen Bewegung*. (ThZlrnann auf 
dem XI. EKW-Plenum.] Wmn das stimmte, so könnten die werktiitigen 
Massen in der Tat beruhigt sein. Das Wachstum der faschistischen Bewegung 
wäre dann nur der Gradmesser für das vemhärfte Tempo des revolutio- 
nären Aufstiegs. Leider lehren die Tatsachen emas anderes. Vor ailen 
Dingen 'beweist die italienische Erfahnng das genaue Gegentei 1. 
Aber die ultralinke Bürokratie versteht sich auf die Behandlung widenpen- 
s t i ~ r  Tamachen, der Schrnenenskinder der neuen Taktik. Sie werden 
c n t ~ d e r  ignoriert, zurechtgesetzt, oder auf ein to ta  Gleis der Geschichte 
a5geschoben. Das letztere geschieht mir Vorliebe gegenüber dem fur die 
Theorie des Sozialfaschismus u n k q u m e n  italienischen Beispiel. Bei allen 
Hinweisen auf die klassische Entwicklung des italienischen Faschismus ant- 
worten die Verkünder des Sozialfaschismus mit der Melodie: Das gibt's nur 

.einmal, das kommt nicht wider. So so11 die Niedcriage der Arbeiterklasse 
in Italien nur ein einmaIiges Ereignis ein bedauerlicher Betriebsunfall des , 

italienischen Proletariats und seiner kommunistischen Partei gewesen sein. 
Polen und Finnland werden ebenso abgetan. 
Und Deutschland? Hier wird die andem Behandlungspraxis gegeniikr den 
Tatsachen angewandt. Hier werden sie zurechtgebogen und -gelogen, bis sie 
in das Schema vom -rtvolutionären Aufschwungm, demgegenüber die faschi- 
stische Abwehr weit an Bedeutung zurückstehen soll, passen. Und doch zeigt 
gerade die deutsche Erfahmng, dafl die Auffassung über den Faschismus, wie 
sie die KPD-0 vertritt, die einzig richtige, mit den Tatsachen übereinstim- 
mende Theorie der faschistischen EntwickIung ist Warum reagierten die 
Mittelschichten und Teile der Arbeiterklasse in Deutschland auf die Krise 
und Kapitaloffensive, auf Not und Entbehrungen nicht, indem sie die 
Reihm der Revolution stärkten oder wenigstens Sympathie oder Neutralität 
dem Kommunismus gegenük bekundeten? Weil durch den ultralinken 
Kurs die KPD hilflos gegenüber der Krise dastand und keinen Ausweg 
zeigen konnte. Erst dicse Schwäche der Kommunistischen Partei ermog- 
lichte a dem Nationalsozialismus, die Not der Massen irn Dimst für das 
Monopolkapital auszunutzen, aus den durch reformistischen Vemt und 
ultralinke Ohnmacht enttäuschten Kleinbürgcm und ArbPiuloscn aktive 
Stofitnipp gegen den =Marxismus* zu forrnietrn. Wäre die ultalinkc 



These, daß der Faschisrniis ein Produkt der Stärke der Arbeiterklasse ist, 
richtig, so rnüRte das Verhältnis zwischen dem faschistischen und kommuni- 
stischen Wachstum heute umgekehrt sein. Es ist also nichts als eitler Selbstbe- 
tmg, wenn die ultralinken Bürokraten trotz reichlicher Beweise aus Vergan- 
genheit und Gegenwart des Faschismus bestreiten, daß der faschistische 
Aufschwung die Konsequenz aus der Schwäche des Proletariats heworgeru- 
fen durch eine fatsche Politik der Kommunistischen Partei, ist. 
Diese Gedankengänge der ultralinken Auffassung über den Faschismus sind 
jedoch noch nicht der Kern der Theorie des Sozialfaschismus. Sie beschäf- 
tigen sich mit dem Faschismus schlechthin. Aber die Theorie des Sozialfa- 
schisrnus will mehr sein. Sie will einen besonderen, den *hervorragendsten- 
Typus des Faschismus behandeln. den sogenannten ~Sozialfaschisrnus*. Als 
die Theorie des ~Soziatfaschismusa geboren wurde, da herrschte in den 
meisten kapitalistischen Landern noch die parlamentarische Demokratie, 
und die Roalitionspolitik der Sozialdemokratie stand in voller Blüte. Nichts- 
destoweniger wurde der Beginn der *Faschisiemng- prokiamiert. UH die 
politische Analyse mit den Tatsachen in Einklang zu bringen, wurde erklärt, 
dafi zwischen Demokratie und Faschismus kein Gegensatz bestehe, die 
Sozialdemokratie der Träger des Faschismus sei und die eigentliche faschisti- 
sche Bewegung dagegen nur untergeordnete Bedeutung habe. 
Wieder stand der neuen Weisheit die italienische Erfahrung hindernd irn 
Wege, die das GegenteiI bewies. Die ultralinken Instanzen halfen sich aus 
der Verlegenheit, indem sie zwei Arten von Faschismus unterschieden, Der 
eine, der -chemisch reinem, wie ihn Heinz Neumann nannte, vom Typus des 
italienischen Faschismus sollte nur in den agrarischen Zandern vorkommen, 
der andere, der ~Sozialfaschisrnus~, dagegen in den industriellen Ländern 
herrschen. Nach diesem Schema verfahren die Theoretiker des ~Sozialfa- 
schismus* bis auf den heutigen Tag. Alle für die Theorie des *Sozialfischis- 
mus. unbequemen Tatsachen, die aus dem italienischen, polnischen und 
finnischen Beispiel resultieten, werden auf das Konto: .niedrige Stufe 
der Entwicklung* verbucht. Für diese minderwertige 
Sorte von Faschismus 1äRt man gnädigst geiten, daß hier die Niederlage der 
Arbeiterklasse die Voraussetzung für die faschistische Diktatur ist, der 
Faschismus den Bruch mit der parlamentarischen Demokratie bedeutet, und 
nicht die Sozialdemokratie, sondern die faschistische Partei die Stütze und 
Voilctreckerin des taschistischen Regimes i s t  Aber als Produkte eines 
zurückgebliebenen Gesellschaft sollen ihre Lehren keine Bedeutung für  die 
kapitalistisch entwickelten Länder haben. In Wirklichkeit liegen die Dinge 
Renau umgekehr~ wie sie die unfähige Parteibürokratie darstellt. Der 
Faschismus in Italien und Polen ist nicht das Resultat ihrer Rückständigkeit, 
sondern ihrer kapitalistischen Entwicklung, Es war das Monopolkapital, das 



die faschistische Entwicklung in diesen Ländern aktiv unterstützte. Infolge- 
dessen haben diese Lehren der faschistischen Entwicklung auch für h6her 
entwickelte kapitalistische Länder Gültigkeit, Das bestätigt zudem die deut- 
sche Entwicklung. Trotz der grofien ökonomischen und gesellschaftlichen 
Verschiedenheit weist der Weg des Faschismus in Italien und Deutschland 
eine überraschende Ahnlichkeit in den Hauptetappen auf. 
Die Geschichte widerlegt also die Auffassung von einer besonderen Sorte 
von Faschismus in den kapitalistischen Ländern, kennt keinen ~Sozialfa- 
schismus*. Worauf stützen sich denn die Verfechter der Theorie des Sozial- 
faschismus bei ihren Behauptungen? In dem für Marxisten eigenartigen 
Kampf gegen die Geschichte, den sie fuhren müssen, haben die ultralinken 
Bürokraten nur eine .Waffe* zur Vesfügung - ein Stalin-Zitat. Mit der ihm 
eigenen Naivität in bezug auf nichtrussische Verhältnisse erklärte Stalin im 
Jahre t 924, dai3 -der Faschismus die Kampforganisation der Bourgeoisie* 
ist, rdie sich auf die aktive Unterstützung der Sozialdemokratie stützt. Die 
Sozialdemokratie ist objektiv der gemäßigte Flügel des Faschismus*. Zum 
Unglück f ü r  Stalin wurde: dieser Unsinn wider ausgegraben. Er gilt jetzt  bei 
den offiziellen Instanzen als Axiom, das ihnen die schwierige Beweisführung 
f i r  die Theorie des Sozialfaschismus erspart. 
Die KPD-0, der Stalin-Zitate nicht einen Ersatz fur eigenes kritisches 
Denken und für die Uberprüfung der Theorie an Hand der Praxis bedeuten, 
hat  in der Frage des ~Soziaffaschismus- Von Anbeginn an unerbittlich gegen 
die ultralinke Konfusion gekämpft. Sie hat, gestutzt auf das reiche, konkrete 
Material, das uns die Geschichte bereits zur Beurteilung van Wesen und 
Werden des Faschismus geliefert hat, die falschen Behauptungen i ib r  den 
*Sazialfaschisrnusa widerlegt. Sie hat gegenüber dem Gerede, dafl es .fauler 
Liberalismus* sei, einen Gegensatz zwischen Demokratie und Faschismus zu 
behaupten, die organische Entwicklung der Demokratie zum Faschismus zu 
leugnen, nachgewiesen, dafl zwar Demokratie und Faschismus beides Herr- 
schaftsformen der Bourgeoisie sind, daiS sie sich aber durch charakteristische 
Merkmale voneinander unterscheiden. Solange günstige ökonomische Ver- 
hältnisse die Bourgeoisie nicht dazu zwingen, gegen die allerelementarsten 
Interessen der Arbeiterklasse zu verstofsen, kann sie, gestützt auf den Refor- 
mismus, mit demokratischen Methoden ihre Herrschaft ausüben, Tritt 
jedoch eine Erschütterung der kapitalistischen Wirtschaft ein, treibt die 
Krise die Bourgeoisie zu einer Offensive gegen die werktätigen Massen, so 
wird der Reformismus infolge des schwindenden Vertrauens des Proletariats 
zu ihm eine unsichere Stütze, die Bourgeoisie muR sich nach einer Reuen 
Massenbasis umsehen, und die bietet ihr der Faschismus. 5011 aber der 
Faschismus das Programm der Kapitalsoffensive so radikal durchführen, wie 
es die Bourgeoisie irn Interesse ihres Profits verlangt. so müssen alle gegen- 



wartigen und kommenden Hemmnisse aus dem Wege geräumt wcrden, als 
da sind demokratische Rechte, Parlament, Arbeitcrorganisationen uiw. Die 
faschistische Diktatur bedeutet deshalb den Bruch mit der Demokratie, nicht 
ihre organische Entwicklung, die offene brutale Gewalt und die Vernichtung 
der politischen, gewerkschaftlichen und sonstigen proletarischen Organisa- 
tionen, also auch das Ende der Sozialdemokratischen Partei. Das wiesen wir 
gegenüber dem konfusen Geschwätz übet die Sozialdemokratie PIS Bestand- 
teil, als Flügel des Faschismus nach. Und wir charakterisierten die Rolle der 
Sozialdemokratie, nicht indem wir den ultralinken Unsinn nachplapptrtcn, 
die Sozialdemokratie sei der Lr5ger der faschistischen Diktatur, sondern 
indem wir aufzeigten, wie der Reformismus durch die Koalitionspolitik, die 
Untesstütning der Kapitalsoffensive, die Mithilfe beim Abbau der Demo- 
kratie, den Sieg des Faschismus vorbreitet. 
Zum Dank fiir das Verdienst, durch einc marxistische Analyse dcs 
Faschismus die Erkenntnis über diesen gef$hrlichsten Feind der Arbeiter- 
klasse gefördert zu haben, wurde die KPD-0 von der engstirnigen Parteibü- 
mkratie als der ~Iinkestc Flügel des Sozialfaschismus= bezeichnet! 
Zum eisernen Bestand der Theorie des Sozialfaschismus gehören schliefllich 
noch einige Thesen Gixr die soziale Basis des *Sozialfaschismus=. Bei der 
Behandlung dieser Frage leistete sich besonders das X EKKI-Plenum 
erstaunliche Kunstrtiidce. & tntdeckte, daß der - in den industriellen 
Ländern angeblich 'bcdeutungslost - Faschismus sich irn wesentlichen auf das 
Kleinbürgertum und die arbeitslosen unqualifizierten Arbciter stutzt, der 
Sozialfaschismus dagegen auf die *Arbeiterari~tokratie*~ .auf die den d o r -  

rnirtischcn Gewerkschaften angehörenden und sie hherrschenden Schichten 
der Arbeikrklassem (Martpow). Für dcn revolutionären Endkampf solltc 
sich daraus als Konsequenz e r g e h ,  daß der Entreheidungkampf zwischen 
dem Proletariat und der rsazialfasehistischen Arbieiteraristokratim gcfuhrt 
wcrden würde, in dem, so schluafolgerten die Kominttrn-Strategen, die 
reformistischen Arbeiter die Tdfeinde der proletarischen Revolution sein 
würden, die faschistischen A i k i t e i  dagegen, als unqualifiziert und arbeib- 
los sozusagen prädestiniert für den Kommunismus, in das revolutionäre 
Lager übergehen würden. Das praktische Ergebnis einer solchen Perspektive 
rnußte notwendig ein Kampf bis aufs Messer gegen die ~sozialfaschistischcn= 
Arbcitet und eine gefährliche Annäherung an die Faschisten, die künftigen 
B u n d ~ ~ c n o s x n  im Kampfe gegen den ~Sozialfaxhismus~ sein. Zeitweilig 
ließ sich auch einc derartige Fmntsällung der KPD durchaus beobachten. 
So sah die 'Theorie des Sozialfaxhismus, die Analyse der politischen Lage 
aus, die dem Kampf der kommunistis~hen Partcien gegen die KonbermoZu- 
tion, den Faschismus und die Sozialdcmokrahe Weg und Ziel w i s m  sollte. 
So leichtfertig wurde eine Theorie konstruiert, die ebenso den theerrbwhen- 



Erkenntnissen des Kommunismus wie auch der geschichtlichen Erfahrung 
widersprach. 
Ausgerüstet mit solchen Erkennmissen stürzte sich die Komintern mit ihren 
Sektionen, an der Spitze die KPD, in die Schlacht gegen den großen unbe- 
kannten Feind. genannt *Sozialfaschismus=. Gegen ein Phantasiegebilde zu 
siegen, erfordert keine gmfle Kunst, zumaI wenn der Kampf nur mit Phrasen 
und kräftigen Beschimpfungen geführt wird. Die fälligen Siegesmeldungen 
IieRen denn auch nicht lange auf sich warten. In den Jahren der sozialdemo- 
kratischen Koalitionsregierung Hemann  Mülfer überschlug sich die ultra- 
linke Führung der KPD in Prahlereien über ihre Erfolge im Kampfe gegen 
den ~Sozialfaschismus*, Erfolge, die allerdings nur durch die ultralinke 
Brille zu erblicken waren. Bajonette werden den Vormarsch des Kommu- 
nismus in der deutschen Arbeieerklasse nicht aufhalten, sondern beschleuni- 
gen, besonders wenn sie von Sozialdemokraten kommandiert werden. 
prahIte Remmele (*Die  internationale^, r 929 ,  H 7). Nach den blutigen 
Maitagen 1 9 2 9  hEel3 es gar, dail der Kampf zwischen Kommunismus und 
Reform;smus um die Hegemonie irn deutschen Proletariat sich dem Ende 
zngunsten des Kommunismus zuneige. (*Die Internationale*, r 929 ,  H. 
E O / I  1)- 

Inmitten dieses Siegesrausches erhob die KPD-0 immer wieder ihre 
warnende Stimme. Sie wies darauf hin, daf3 die Theorie des .Sozialfaschis- 
muss nur  zwei traurige Ergebnisse zeitigen koone, einmal eine verhangnis- 
volle Verkennung der wahren faschistischen Gefahr, zum anderen durch die 
unsinnige I-Ietze gegen die rsozialfaschistische Arbeiterarictokratiex die Iso- 
iiening der Kommunisten von den sozialdemokratischen Arbeitern und die 
Stärkung des reformistischen Einflusses auf sie. Die Wirklichkeit gab uns 
allzubald recht 
Des Kampf gegen den -Sozialfaschisrnusa führte zu den tollsten Ubertrei- 
bungen. Da der ~Sozialfaschismus~ als der HauPtfeind deklariert, die 
Einhei~fronttaktik als opportunistisch verbannt worden war, zwischen der 
Führung der Sozialdemokratie und den sozialdemokratischen Arbeitern 
nicht differenziert, sonden beide in den ~st>zialfaschisticchen~ Topf gewor- 
fen wurden, geschah es, daß die Kommunisten sich ängstlich von jeder 
Beriihmng mit den sozialdemokratischen Arbeitern im Betrieb, in den 
Gewerkschaften und anderen Arbeiterorganisationen fernhielten, die sozial- 
demokratischen Arbeiter als  kleine Z~rgiebels* beschimpften und ihre Ver- 
jagung aus den Betrieben und proletarischen Organisationen Forderten. Wer 
erinnert sich nicht, wie dieser Kampf zur Ausrottung des mSozialfaschismus* 
groteskerweise sogar auf die Schulkinder, die *kleinsten Zärgiebelsa, die aus 
den Schulen vertrieben werden sollten, ausgedehnt wurde? Als kurze Zeit, 
nachdem diese Taktik angewandt worden war, die Kommunisten sich in den 



Betrieben und Massenorganisationen völlig isoliert sahen, bremste die 
Exekutive und mühsam wurde versucht, die absurdesten Auswüchse der 
Theorie des ~Coziallaschismu~*, so die Bezeichnung der einfachen sozialcle- 
mokratischen Arbeiter als mSozialfaschisten=, zu beseitigen, ohne die Theorie 
selbst aufzugeben. 
Auch die andere Voraussage der KPD-0 bewahrheitete sich sehr schneI1. 
Vor lauter ~Sozialfaschismusu merkten die ultralinken Strategen nicht, wie 
der wirkliche Faschismus wuchs. Als, irn Herbst r 9 2 9  k m  besten Willen die 
steigende faschistische Gefahr nicht mehr zu ignorieren war, rnußte sich die 
ultralinke Führung mit der nwen Erscheinung beschäftigen. Sie tat es höchst 
unwillig, empört über den frechen Eindringling, den ~Nationalfaschismus*, 
wie sie ihn nannte, der absolut nicht in die Theorie des ~Sozialfaschismus* 
hineinpaflte. Infolgedessen wandte sie ihm gegenüber die Taktik an, die man 
frechen Eindringlingen gegenüber anzuwenden pflegt. Sie versuchte, ihn 
nprr mit den Mitteln der G m a l t  zu bekämpfen. .Schlagt die Faschisten, wo 
ihr sie trefft., wurde die Hauptparole irn Kampf gegen den ~Nationalfa- 
schismusa. Sie zeigte nur, dafl die KPD-Bürokratie unfähig war, Wesen und 
Umfang der faschistischen Bewegung zu erkennen. Der bloße wahrhafte 
Kampf gegen den Faschismus endete naturnotwendig mit einer kläglichen 
Niederlage. Nach dem rapiden Wachstum der NSDAP bei den Sachsen- 
wahlen I 930 muhe die sächsische Bezirksleitung betrübt konstatieren. daS 
die Parole: *Schlagt die Faschisten.. ,= den Nazis keinerlei Abbruch getan 
habe. Jetzt endlich, im Sommer 1930, bequemte sich die ultralinke Führung 
dazu, die Frage des Faschismus etwas ernsthafter zu stellen und über die 
Methoden sei& Bekämpfung nachzudenken. 
Von vornherein stand diir die Parteibürokratie eins fest: an den beiden 
Hauptthesen. daßl der Faschismus nur die Abwehr gegen die kühne Offen- 
sive der Arbeiterklasse darstelle und dafl die Sozialdemokratie die aktivste 
faschistische Kraft sei, durfte auch angesichts der neuen Entwicklung, dem 
Aufstieg des =Nationalfaschisrnus~, nicht werden. Trotzdem blieb 
das gtok Rätsel des faschistischen Aufstiegs. Warum trat neben dem 
mSozialfaschismusa noch der *Nationalfaschismus- auf, da doch die Sozial- 
demokratie die Geschäfte des Faschismus b e r e i ~  besorgte? Hätte sich die 
ul tralinke Führung nur für einen Augenblick von ihren Phantasien über den 
~revolutionaren Aufschwungs und die ~sozialfaschistinche Diktanir der 
Sozialdemokratie= befreit, so hätte sie leicht das Geheimnis des Faschismus 
entschleiert. Sie hätte dann gesehen, daß die tiefste Ursache für den 
Vormarsch des Faschismus das durch den ultralinken Kurs hdingte 
Versagen der KPD ist. Doch die unfähige Bürokratie hielt an ihren Wunsch- 
träumen und ihrem Selbstbetrug fest und bleib auch durch die neuen Tatsa- 
chen unbelehrbar. 



Da die ultralinken Theoretiker des Faschismus es ablehnten, die Wurzeln 
der faschistischen Bewegung zu untersuchen. so blieb ihnen nur übrig, aus 
ihren Erscheinungsformen die Herkunft und Bedeutung des Faschismus zu 
erklären. Das arn meisten in die Augen fallende Merkmal des #National- 
faschisrnusa war ohne Zweifel seine nationalistische Phraseologie, bezeichnete 
er sich doch selbst gern als .die nationale Bewegung. und wies er doch selbst 
auf Versailles und 1.'toung-5chmach~ als die Triebfedern seines Aufstiegs 
hin. Für Marxisten mußte es sofort klar sein, dafl in der sogenannten natio- 
nalen Unterdrückung nicht die Quelle des Faschismus zu suchen war, rech- 
neten doch die faschistischen Staaten Italien und Polen keineswegs zu den 
munterdrückten Nationen* und dauerte die %nationale Schmach* Deutsch- 
lands bereits seit zehn Jahren, als der Nationalsozialismus seinen Vormarsch 
begann, Doch das ZK der KPD fiel prompt auf den Schwindet herein. Die 
Ursache für das Entstehen des *Nationalfaschisrnus* is t  die nationale Frage, 
erklärte die Bürokratie. Die Tatsache, daß  Deutschland ein unterdrücktes 
Land sei, habe der Nationalsoziaiismus benutzt, um sich in betrügerischer 
Weise als die Partei der nationaIen Befreiung aufzuspielen und die über die 
~~Unterdriickun~a Deutschlandsa empörten Massen firr sich einzufangen. 
Aus dieser Analyse des Faschismus ergab sich notwendigerweise eine 
bestimmte Methode des Kampfes gegen ihn, die die KPD denn auch 
empfahl. Um den ~Nationalfaschismus* zu schlagen, der zwar angeblich an 
Bedeutwng gegenüber dem Sozialfaschismuc zurücktritt, der des Hauptträ- 
ger des Faschismus nach der ultralinken Auffassung bIeibt und den der 
mNationalfaschismus. nur unterstützt, schloß die unfähige Bürokratie, 
genügt nicht der *wehrhafte Kampf. aIlein (*Schlagt die Faschisten*. . .), 
sondern zu ihm sollte der ideoiogische Kampf treten, das heißt, die KPD 
sollte die *nationale Heuchelei. der NSDAP enthüllen, dem Faschismus die 
.nationale Maske. vom Gesicht reißen, und nachweisen. daß die Komrnu- 
nistische Partei die einzige Kämpferin für die .nationale Befreiung= sei. 
Mit dieser nmen Kampfmethode der KPD gegen den Faschismus beginnt 
eines der verhängnisvollsten Kapitel in der Geschichte des ultralinken 
Kurses. Es fangen der Wettlauf zwischen der KPD und dem Faschismus in 
nationalen Phrasen an, das Si~hübertnirn~fen in natianalistischen Fordemn- 
gen, die gegenseitigen Vorwürfe e ikr  mangelnde nationale Zuverlässigkeit. 
.Das nationale und soziale Befreiung~pro~ramrnu und die Teilnahme der 
KPD an dem faschistischen Volksentscheid sind Marksteine auf diesem 
Wege der tiefen Erniedrigung des Kommunismus vor dem Faschismus. 
Anstatt nachzuweisen, daR die natitionalistische Agitation des Nationalsozia- 
Lismus irn Dienste der imperialistischen Interessen des deutschen Bourgeoisie 
steht, warf die ultralinke Führung dem Faschismus vor, nicht eifrig genug die 
.nationale Befreiung* Deutschlands zu betreiben. Anstatt zu erklären, daß 



die nationale Befreiung der sozialen untergeordnet ist. verkündete sie den 
Primat der ersteren. Anstatt das kapitalistische System als die Ursache der 
Not der breiten Massen anzuklagen, sprach sie im Tone des Nationalsozia- 
lismus von dem Young-Plan als der  tiefem Wurzel der allgemeinen 
Hunger-Offensives (aDie Internationale., Jg. I 2, H. r 9). Anstatt zu beto- 
nen, daß der Kommunismus nur für  die Beseitigung der imperialistischen 
Verträge durch die internationale proletarische Aktion kämpft, duldete sie 
die Propaganda des Revanche-Krieges durch Scheringer. 
Das Ergebnis der neuen Taktik gegenüber dem Faschismus war genau dem 
Resultat entgegengesetzt, das die ultralinke Führung erwartete. Die W13 
schlug nicht den Faschismus, dem Faschismus gerang es vielmehr, einen 
tiefen Einbruch in die Reihen der Kommunistischen Partei zu machen. Die 
Ursache lag nicht nur  darin, daß im Wetteifer mit der offen chauvinistischen 
Agitation des NationalsoziaIismus der KPD gewisse Grenzen gezogen 
waren, die sie nicht überschreiten durfte, wallte sie nicht aufhören, eine 
kommunistische Partei zu sein. Der springende Punkt war vielmehr der, daß 
die Ausgangsstelhng des komrnunistischcn Kampfes g e g n  den Faschismus 
infolge der falschen Analyse der faschistischen Entwicklung verfehlt war. 
Der ideologische Kampf gegen die nationale Demagogie des Nationalsazia- 
lismus- ganz abgesehen davon, daß er falsch geführt wurde- genügte eben- 
sowenig wie der wehrhafte Kampf, um den Faschismus zu schlagen. Denn 
die nationalsozialistische Bewegung wuchs nicht weil die NSDAP am laute- 
sten die Trommel des *nationalen Befreiungskampfesa schlug, sondern weil 
die Massen aus dem Efend, das die Wirtschaftskrise über sie brachte, keine 
andere Rettung als den Weg des Faschismus sahen. Hätte die KPD, anstatt 

sich in Nationalbolschewismus zu verirren, durch den Kampf gegen die 
KapitaIoffensive, gegen Lohnraub und Abbau der Sozialleistungen, fiir ein 
Arbeit~bschaffun~cprogramm und die Konts~l le  der Produktion, durch 
Hilfe für das notleidende Kleinbürgertum den Werktätigen geholfen, so 
wäre der nationaIistische Spuk des Faschismus sehr bald zerronnen, die anti- 
kapitalistische Demagogie des Nationalsozialismus entlarvt und der wirkli- 
che Sieg des Kommunismus über den Faschismus herbeigeführt worden. Die 
unsinnige Theorie des =Sozialfaschismusa, das Festhal ten an der These von 
der Sozialdemokratie als dem faschistischen Feind, die Ableh- 
nung der Einheitsfronttaktik verhinderte aber die Schaffung einer antifa- 
schistischen Front der ganten Arbeiterklasse, einschließlich der sazialdemo- 
kratischen Arbeiter, die Bildung von überparteilichen antifaschistischen 
KarteIlen und Mlassenwehren als den berufenen Organen des Massenkamp- 
fes gegen den faschistischen Terror. Mit dem Verzicht jedoch auf diese einzig 
wirksamen Karnpfrnethoden mußte die KPD, die untaugliche Waffe des 
Nationalbalschewismus in der Hand, die in den eigenen Reihen mehr 



Schaden anrichtete als bei dem Gegner, irn antifaschistischen Kampf versa- 
gen. 
So wuchs die nationalistische Bewegung dank der unfähigen ultralinken 
Fuhmng, trotz des nideoIogischen Kampfes* des KPD gegen den Paschis- 
mus. 
Die vielen Sitzungen, Reden und Resolutionen der Komintern und KPD, die 
sich in den Jahren I p30J3 I ,  in den Jahren des faschistischen Aufstiegs, mit 
dem Faschismus beschäftigten, zeigten alle das gleiche mangelnde Verständ- 
nis für  die politische Lage in Deutschland. An dem alten Schema wurde fest- 
gehalten. Der Aufschwung des Faschismus spiegelte sich in den Gehirnen der 
Parteibürokratie als Zeichen dafür wider, daß der Radikalisieningsprozei3 
viel weiter fortgeschritten sei, als die meisten ahnten. Die faschistische 
Gefahr wurde weiter unterschätzt, in den nationalsozialistischen Massen 
nicht die gefährlichsten Truppen der Konterrevolution. sondern - im 
Gegensatz zu den sozialdemokratischen Arbeitern - die Soldaten der Rwo- 
lution von morgen gesehen. Voreilig wurde als Verdienst der KPD auspo- 
saunt, daß es dem Faschismus nicht glungen sei, in die Arbeiterklasse einzu- 
dringen, Die Krise und den baldigen Zusammenbruch des Faschismus zu 
prophezeien, gehörte zu der Lieblingsbeschäftigung der kommunistischen 
Redakteure. Daß der ~Sozialfaschismusu gefahrlicher als der mNationa1fa- 
schismus* sei, und dafl in Deutschland bereits der Faschismus (Regiemng 
BNning), gestützt auf die Sozialdemokratie, herrsche, blieb die Hauptzhese, 
obwohl zeitweise die Phrasen vom Sozialfaschismus in den Hintergrund 
traten. Der Unsinn wurde gekrönt durch die ebenso gefährliche wie iacher- 
liche Behauptung, daR der Faschismus den revolutionären Aufschwung 
ungeheuer beschleunigen würde. 
Das XI. EKKI-Plenum rnußte sich unter dem Druck der Tatsachen zur 
Korrektur einiger aIlzu augenfälliger Auswüchse der ultralinken Phantasie- 

über den Faschismus bequemen. Die Kritik der KPD-0 an der 
Theorie des Sozialfaschisrnus wurde in einigen Punkten ü bernornrnen. Das 
EKKI-Plenum lehnte die Auffassung ab, daß  der Faschismus nur ein Produkt 
der Zersetzung, nicht auch der Offensive des Kapitals, und daß der 
Faschismus der Vater der Revolution sei. Aber da die ganze übrige Konfu- 
sion vom *Sozialfaschisrnus~ noch unterstrichen wurde und nicht der 
geringste Versuch in der Richtung einer marxistischen Analyse des 
Faschismus gemacht wurde, bewirkte das XI. Plenum keinerlei Anderung in  
der Taktik der KPD gegenüber dem Faschismus, und bald gerieten auch die 
spiirIichen Korrekturen in Vergessenheit- trotz des Versuchs ihrer Popuiari- 
sierung durch Thälmann (.Die Internationale., Jg. 193 r ,  H. r I ,  I 2). *Die 
grofle Verworrenheit in der Einschätzung des Faschismus*, über &P *Korn- 
munistische Internationalem (rgj2, H. 4) klagt, herrscht eben nicht nur in 



der deutschen Parteipresse, wie der Leitartikler glaubt, sondern in den 
Kominteminstanzen selbst. 
Angesichts eines solchen katastrophalen pol;hschen Unfähigkeit mußte 
eines Tages notwendigerweise die Tatsache offen in Erscheinung treten, die 
die Wahlen vom 13. März, vom 10. und 24.April offenbart haben: der 
Bankrott der ultralinken Polj tik gegenüber dem Faschismus. Nach vier 
Jahren eines Kampfes gegen *Sozial- und Nationalfaschismus* ist das trau- 
rige Ergebnis, daß der Faschismus unmittelbar vor der Machteroberung 
steht, ein furchtbares Schicksal der deu eschen Arbeiterklasse droht, die 
Gefahr eines Krieges gegen die Sowjetunion riesengrofl wird, die 
kommunistischen Arbeiter durch die ultralinke Konfusion uber  .Sozial- und 
NationaIfaschismus. verwirrt, unsicher geworden sind und teilweise schon 
in das faschistische Lager überlaufen, der sogenannte Sozialfaschismus aber, 
dem der Hauptschlag der Kommunistischen Partei gelten sollte, nicht von 
der U D  und zugunsten des Kommunismus, sondern von dem Faschismus 
und zu Nutz und Frommen des Konterrevolution geschwächt wird. Der 
Triumph des Faschismus in Deutschland ist die schärfste Anklage gegen den 
ultralinken Kurs. Und da es hier nicht nur um Sein oder Nichtsein der KPD, 
sondem um Vormarsch oder Rückzug des internationalen Arbeiterbewe- 
gung, um Unterstutzung oder Gefährdung des sozialistischen Aufbaus in der 
Sowjetunion geht, so müssen die Mitglieder der Kommunistischen Partei 
ihre ganze Kraft dafiir einsetzen, dafi in letzter Stunde eine radikale Kursän- 
demng erzwungen und damit die erste Voraussetzung dafür geschaffen 
wird, daß in Deutschland nicht der Faschismus, sondern der Kommunismus 
siegt. 





Nach den Wahlen des 6. November 
August Thalheimsr am 19. November 1932 
(Gegen den Strom, 5.Jg„ Nr. 24) 

I .  Die parlarnmtan'sche Niederlage der biirgerlichen Demokratie 

Hege1 sagt irgendwo, daR erst die Wiederholung eines geschichtlichen Ereig- 
nisses es definitiv zu machen scheine, während es bei seinem ersten 
Auftreten als mehr oder weniger pr~visorisch betrachtet, und daher noch 
nicht vol! genommen werde. Von diesem Gesichtspunkt aus ist bereits der 
12. September als der Nachfolger des 20, Juli die Besiegerung der Nieder- 
lage der bürgerlichen Demokratie in Deutschland. I R  beiden Fallen wurde 
die bürgerliche Demokratie durch die außerparIamentarischen Kräfte der 
Reaktion geschlagen. Die Wiederholung der Tatsache, dal3 die bürgerliche 
Demokratie nicht wagte, den Kampf auf dem außerparlamentarisch Feld 
auhunehmen, macht ihre entscheidende und defjni tive Niederlage aus. 

Wenn daher die Sozialdemokratie ihre Anhänger aufforderte, nunmehr die 
Scharte mit parlamentarischen Mittebn, mit dem Stimmzettel in der Hand, 
auszuwetzen, so war von vornherein klar, daß dies ein ebenso Roffnungcloces 
Manöver war wie der Versuch Münchhausens, sich arn eigenen Schopfe aus 
dem Sumpf zu ziehen. Um so hoffnungstoser, als die Sozialdemokratie auch 
nach dem r7.September jede Gelegenheit versäumte, die spontan sich 
regenden auflerparlarnentarischen Kräfte, die in den verschiedenen Einzel- 
streiks gegen den Lohnabbau auf Grund der Papenschen Notverordnung zu 
Tage traten, zu einem politischen VorstoR msammenzufassen. Wie ist diese 
dauernde, wahrhaft sklavische Feigheit zu erklären, wo es sich offensichtlich 
um die heiligsten Güter der Sozialdemokratie, um die Regiemngsposten, um 
ihre organisatorische Existenz handelt? Einfach dadurch, dafl die Aufrollung 
der außerparlamentarischen Massenaktion zwangslaufig auf revolutionäre 
G e h e  führt ,  also auch das Sthicksal des Reformismus besiegeln wurde. So 
vor die Alternative der teaktioniiren und der revolutionären Diktatur 
gestellt, zieht der Reformismus es vor, mit gekreuzten Armen unter die 
Räder der reaktionären Diktatur zu geraten und ihren Vormarsch durch 
seine a~ßer~artamentarische Passivität zu unterstützen. 
So hat die Wahl vam 6. November zu den außerparlamentarischen Nieder- 



lagen der bürgerlichen Demokratie die parlamentarische Niederlage hinzu- 
gefügt. Die Sozialdemokratie selbst hat rund Millionen Stimmen verlo- 
ren. Das Zentrum und seine bayerischc Spielart, die Bayerische Volkspartei, 
haben ebenfalls, wenn auch prozentual weniger Stimmen verloren. Dazu 
kommt aber, daß diese beiden katholischen Parteien längst aufgehört haben, 
die Rolle der zweiten Säule der Weimarer Republik zu spielen. Sie lehnen 
heute eine Koalition mit der Sozialdemokratie ab und fassen nur noch eine 
Rechtskoalition ins Auge. Sie haben bis unmittelbar vor den Wahlen mit den 
Nationalsozialisten über eine Koalition mit ihnen verhandelt und die 
Wiederaufnahme von Koalitionsverliandlungen in dieser Richtung nach den 
Wahlen vereinbart. Die dritte Säule schließlich der Weimarer Republik, die 
Staatspartei, ist noch weiter zerbröckelt. 
Sozialdemokratie, Zentrum, Deutsche Staatspartei. Bayerische VoEkspartei 
zähiten am 3 I .  Juli 40,s 70 der abgegebenen Stimmen, am 6 .  November aber 
nur noch 36,3%. 
Die Verluste der Nationalsozialisten sind keiner der ehemaligen Parteien 
der nWeimarer Koalition* zugute gekommen. 
Die Parteien, die offene Gegner der bürgerlichen Demokratie sind, Natio- 
nalsoziaIisten, Deutschnationale, Deutsche Volkspartei, Kommunistische 
Partei, zählten am 3 1. Juli 58,7% der abgegebenen Stimmen, arn 6. Na- 
vernber dagegen 60,b %. 
Der Beweis fiir die parlamentarische Niederlage der bürgerlichen Demokra- 
tie - nach ihrer außerparlamentarischen - kommt also auch zahlenrnäi3ig 
klar zum Ausdruck. 
I rn  Lager der Gegner der bürgerlichen Demokratie hat sich das Gewicht der 
Anhänger revolutionärer oder konterrevolutionärer Diktaturen leicht ver- 
schoben zvgunsten der Anhänger der proletarischen Diktatur. Nationalso- 
zialisten, Deutschnatienale, Deutsche Volkspartei hatten arn 3 I .  Juli zusam- 
men 44,4% der abgegebenen Stimmen, a n  6. November 43,7%. Die 
Wählerzahl der KPD stieg von 14,3 auf r6,9% der abgegebenen Stirn- 
men. 

2 .  Wer gescheiterte Versuch d e r j ~ n k e r - D i k t a t ~ r  

Fonnell betrachtet braucht eine *autoritäre* Regierung keine parlamentan- 
sche Mehrheit. Es ist daher anzunehmen, daß der Zweck, den die Papen- 
Regiemng mit der Auflösung des Reichstags verfoIgte, nicht unmittelbar der 
war, sich eine parlamentarische Mehrheit zu schaffen. Aber eine offene 
kapitalistische Diktatur kann im heutigen Deutschland nicht ohne eint 
Massengmndlage, nicht ohne die Stütze von Massenparteien und Massenor- 
ganisationen fur länger existieren. Den herrschenden Klassen in Deutsch- 



land wurde bereits vor den Wahlen immer deutIicher bewußt, daR die 
Papen-Regierung eine viel zu schwache GmndIage habe, um längeren 
Bestand zu haben, um die Versprechungen gegenüber der Kapitalistenklasse 
durchsetzen und den Kapitalsangriff weiter vorantragen zu können. Die 
Papen-Regierung muflte also suchen, ihre Massengrundlage zu erweitern. 
Sie hat dies trotz der Stimmenverluste der Nationalsozialisten von rund 2 

Millionen und der Stimmengewinne der Deutschnationalen und der Deut- 
schen Volkspartei weder direkt noch indirekt erreicht. Deutschnationale 
und ~ e u t s c h e  Volkspartei haben zwar zusammen rund I Million Stimmen 
gewonnen, aber sie sind darum weder parlamentarisch noch außerparlamen- 
tarisch eine Macht von der Größenordnung und Art der Nationalsozialisten 
geworden. Zwar ist durch die Wahl erzielt, daß Zentrum, Bayerische Volks- 
partei und Nationalsozialisten zusammen nicht mehr über eine absolute 
Mehrheit im Reichstag verfügen (sie sind von 53,0% der Stimmen auf 
48, I % zurückgegangen), aber es hiIft der Papen-Regierung und der 
Hu~nberg-Par te i  wenig, daß die Deutschnationalen für eine feste parla- 
mentarische Rechtsrnehrheit unentbehrlich geworden sind, Denn der 
Zweck, die Nationalsozialisten zur Unterstiitzung der Papen-Regierung 
(womöglich zu herabgesetzten Preisen) zu zwingen, ist ebensowenig 
erreicht, wie die Heranziehung des Zentrums als Regierungsstütze. Der 
Umstand, daß die Papen-Regierung jetzt über 62 Mandate im Reichstag 
verfugt statt [wie]* vorher iiber 47, hat  weder parlamentarisch noch außer- 
parlamentarisch eine ernsthafte Bedeutung. 
Die nautoritäre- Regierung der Papen-Schleicher hängt nach wie vor an 
einem dünnen Zwirnsfaden. Dieses Zwirnsfaden ist inzwischen nur noch 
mürber geworden. 
Die herrschenden Klassen schreiben dazu noch auf die Passiv-Seite der 
Papen-Regiemng die Tao Mandate der Kommunisten und die weitere 
~Radiaklisiemng* des nationalsozialistischen Anhangs. 
Wenn die Papen-Regierung schließlich darauf abzielte, abermals den prakti- 
schen Nachweis zu führen, daR der Reichstag nicht *arbeitsfähig* sei, um 
den Vorwand zu Reichstagsauflösung, , oder zur Ausschaltung eines formell 
weiterhestehendcn Parlaments, oder schließtich zur Oktroyiemng einer 
neuen Verfassung und eines neuen Wahlrechts zu kommen, so ist damit fur  
sie nichts gewonnen. Das Kapital erwartet von seiner Diktaturregierung, 
dai3 sie mRuhe- schafft. Diese Regierung ist aber die Quelle immer neues 
~ U n r u h e n a ,  seien es parlamentarische Skandale, Neuwahlen, oder Aktionen 
von der Art des zo. Juli und I z .  September. Eine diktatorische Regiemng, 
die noch unsicherer und schwächer ist als eine parlamentarische, die alle 



paar Wochen einen neuen Handstreich machen muR, ist nicht das, was die 
große Bourgeoisie von einer reaktionären Diktatur erwartet 
Der 6. November schließt also ebensowohl fur die Papen-Regierung, für die 
junkerlich-monarchistische Reaktion mit einem Minus ab, wie er  für die 
bürgerliche Demokratie mit einem Minus abschließt. So paradox es 

erscheinen mag, so ist es doch durch die gesamte gegenwärtige Lage des 
Klassenkampfes in Deutschland bedingt, da8 die Schwächung der Papen- 
Regierung keine Stärkung der bürgerlichen Demokratie, und die Schwä- 
chung der bürgerlichen Demokratie keine Stärkung der Papen-Regierung 
brdeutet 

J .  Der Ricksckiag des Faschismus 

Aber auch der Nationalsozialismus hat bei diesen Wahlen rund zMillionen 
Stimmen gegenüber dem 3 r.Juli verloren. Die Verluste sind am größten in 
den großagrarischen Gebieten und in den Gebieten, wo sie bisher regierten 
(Oldenburg. Braunschweig, Thüringen). In den großagrarischen Gebieten 
wirkte sich der Dmck eines Teils der Großgrundbesitzer gegen sie aus, in 
ihren bisherigen Herrschaftsgebieten wirkte sich der Umstand aus, da8  sie 
regierten, ohne zugleich unbeschränkt die Exekutivgewalt zur Unterdriik- 
kung jeder Kntik und Opposition anwenden zu können, d. h., da13 sie die 
Verantwortung für eine reaktionäre Politik zu tragen hatten, ohne den 
Widerstand gegen sie vo2lständig unterdrücken zu können, Im Rahmen der 
Kleinstaaten Iäßt sich aber, ohne Verfügung ~ b e r  wdiktatorische Gewalt.: im 
Reiche, faschistische Politik nur  teilweise durchführen. 
Dagegen haben die Nationalsozialisten in den industriellen Bezirken besser 
abgeschnitten, arn besten in Berlin, wo sich die dtrnagog;sche Beteiligung arn 
Verkehrsstreik unmittelbar zu ihren Gunsten auswirkte. Irn allgemeinen 
kommt in diesen Ergebnissen die Wirkung der -Radikalisiemng* der faschi- 
stischen Taktik, ihres Scheiiikampfes gegen die reaktionären Maßregeln und 
DIäne der Papen-Regierung auf wirtschaftiichem und sozialem Gebiet und 
ihrer teilweisen und zeitweisen Beteiligung an den Abwehrkämpfen gegen 
die letzten Lohnsenkungsversuche der Unternehmer auf Gnind der Papen- 
schen Notverordnung zum Ausdruck. 
Die Verluste der Nationalsozialisten sind zu einem Teil den Deutschnatio- 
nalen und der Deutschen Volkspartei, zu einem anderen Teil, wie sich aus 
den Ziffern der einzelnen Wahlbezirke ergibt, der KPD zugute gekommen. 
Denn in einer Reihe von Wahlbezirken sind die Gewinne des KPD gröhr 
als die Verluste der 5PD. Es ist  anzunehmen, dafl es in der Hauptsache klein- 
und groflbürgerliche Wähler sind, die zu den Deutschnationalen abwander- 



ten, während zu den Kommunisten Arbeiter- und auch kleinbiirgerliche 
Wähler gingen. 
Bei alledem sind die Nationalsozialisten noch immer die weitaus stärkste 
Partei der Wählenah! nach. Sie erhielten diesmaI r r , ~  Millionen Stimmen, 
gegen r 3,7 Millionen am 3 I.  Juli, oder 3 3, F % der abgegebenen Stimmen 
gegen 37,3?& im Juli. Die nächstfojgende Partei, die SPD, bleibt mit 7,r 
Millionen Wählern um 4 Millionen hinter ihnen zurück. Nationalsozialisten 
und Kommunisten zusammen vcrSügen noch iiber die absolute Mehrheit irn 
Reichstag (296 von 18 3 Mandaten). 
Als Hauptursachen des RUckgang der nati~nalsozialistischen Stimmen sind 
folgende zu bezeichnen: Erstens die Wirkung des auflerpasIamentarischen 
Kampfes der Arbeiterschaft, der nach den Pa~enschen Notverordnungen 
und den darauf gesrützten Versuchen erneuten Lohnabbaus in Gestalt einer 
Welle von Einzelstreiks einsetzte; zweitens die noch vorhandenen (wenn 
auch bereits ziemlich zusammengeschmolzenen) Haffnungm von Teilen des 
Kleinbürgernims und der Großbourgeoisie auf die ~Ankurbelungss-Pläne 
der Papen-Regierung; drittens der Dmck der junkerIichen Großgsundbesit- 
zer und Landrate; viertens die Enttäuschung bestimmter Schichten, die sich 
in ihren Erwartungen auf unmittelbare, greifbare Erfolge, auf Regierungs- 
posten und andere Beute getäuscht sahen und deshalb fü r  diesmal zur beste- 
henden Regierungsmacht hiniiberwechselten. 
Wieder taucht nun die Meinung auf, jetzt habe der definitive Abstieg der 
Nationalsozialisten begonnen. Der -Zauber* des %Erfolges* sei mit diesem 
ersten größeren parlamentarischen Rückschlag des NationaIsozialismus f i r  
immer ~ebrochen. 
*Urteile# solcher Art drücken irn Grunde nichts weiter aus, als die Erwar- 
tung oder den Wunsch, da@, da einmal der Nationalsozialismus einen Ruck- 
schlag erlitten habe, der Rückschlag sich eben fortsetzen werde, so wie etwa 
aus dem Beginn von Regenwetter der Philister schließt, daß es noch weiter 
regnen werde. Es handelt sich hier um Analogiezielschlüsse auf Grund 
ebenso äuflerlicher Beobachtungen, wie sie die Astrologie anstellt, oder grob 
gesagt, um Kannegießerei, die ebensowenig Bedeuhing hat, ob sie nun 
faktisch zutrifft oder nicht. 
Ein wirkliches Utteil uber das weitere Schicksal des Faschismus in Deutsch- 
land ist nur  möglich auf Grund der Analyse der Ursachen, der bewegenden 
Kräfte. Weiteres Wachstum oder Niedergang des Faschismus sind von ganz 
bestimmten ßedingwngen abhängig. 
Die Prüfung der Ursachen, die den vorliegenden Rückschlag des Faschismus 
bewirkt haben, ergibt Folgendes: 
Erstens: Die Hoffnungen von Teilen des Kleinbürgertums und der Groß- 
bourgeoisie auf die mAnkurbelungr der Wirtschaft durch die Papen-Regie- 



rung schwinden mehr und mehr. Die Aktion der Papen-Regierung wird 
paralysiert durch ihre Unfähigkeit, die Gegensätze zwischen Industrie- und 
Agrarkapital irn Interesse des Gesnmtkapitals zu überbrücken, durch die 
junkerliche Schlagseite der Regiemng; ferner dadurch, da# diese Regierung 
die Quelle immer erneuter tischcs Störungen, Spannungen, Abenteuer 
ist. Dieser Faktor ist also kein dauernder, sondern seine Abschwächung und 
Vernichtung laßt sich absehen. 
Zweitens: Der Druck des Gr~fl~nindbesitzer zugunsten der Papen-Regie- 
rung wird nur solange wirken, als die Junkerschaft von ihr die Befriedigung 
ihrer Forderungen zu erwarten hat. Die steigende Abwendung der Junker- 
schaft von der Papen-Regierung ist aber bereits eine Tatsache. Der Lsnd- 
bund hat bereits die offene Gegnerschaft gegen die Regierung proklamiert. 
Der Druck der Landrate ist kein selbständiger Faktor. Er  schwächt sich ab 
und verliert an Wirkung in dem MaRe, wie der Gegendmck der Junkerschaft 
gegen die RegieninR steigt. Auch dieser Faktor bewegt sich also auf abstei- 
gender Linie. 
Drittens: Die Enttäuschung der Hoffnungen bestimmter Schichten auf 
~nmit telbare Erfolge der Nationalsozialisten wird in dem Maße sich 
abschwächen, wie die unmittelbaren Erfolge der Papen-Regierung ausblei- 
ben. wie sie sich weiter diskreditiert und schwächer wird. Zieht man in 
Betracht, daß Ern August die Nazis unmittelbar vor der Machtergreifung z u  
stehen schienen, so mufl man sich vielmehr wundern, daß bei einem Anhang 
von über einem Dutzend Millionen des zeitweilige Abfall nicht mehr als 
zwei Millionen beträgt. Dieses >Treibholz* der faschistischen Bewegung 
aber wird bei anderer Konstellation ebensoschnell sich wieder nach der 
anderen Seite bewegen. 
Viertens die außerparlamentarische Aktion der Arbeiterschaft. Dies ist der 
entscheidende Faktor. Der jetzige RückschIag des Faschismus wird sich nur 
vnter der Bedingung fortsetzen und in die definitive Niederlage rrnd 
Vemich t~ng  verwandeln, wenn die W e l l ~  spontaner Gegenwehr g ~ g m  den 
Ka~i ta l san~r i f f ,  die nach den P a p e n - Y ~ x o ~ d n ~ n g e n  ~ i n s r t z t e ,  sich in einen 
umfassenden ~ n d  planmäfiigen MasscnangriSf verwandelt. Dies aber hängt 
wiedemm entscheidend davon ab, ob die Kommunistische Partei sich eecht- 
zeitig und vollständig von der ultralinken Taktik zu befreien und dadurch 
die Organisatorin solcher Massenaktionen zu werden vermag, die das Gros 
des Arbeiterklasse in sich begreifen. Erscheint aber dic Arbeiterklasse 
wieder als eine Macht in der Arena des KIas~enkarn~fec, so wird dadurch 
auch die-Bewegung der kleinbürgerlichen Massen entscheidend beeinfluflt; 
in diesem Falle wird die grofle Rcchtsschwenkung dieser Massen, die dem 
Faschismus den großen Auftrieb gab, von einer Linksschwenkung, von einer 
Wendung in der Richtung der ArbeiterkIasse und der proletarischen Rmolu- 



tion abgelöst und die MassengrundEage des Faschismus bricht zusammen. 
Bleibt die Aktion der Arbeiterklasse planlos. zusammenhanglos wie bisher 
oder versackt sie wieder, so wird der Faschismus sich von dem Rückschlag, 
den er bei den letzten Wahlen erlitten, erholen, seinen Auftrieb fortsetzen 
und zur Macht gelangen. 
Der Faschismus hat nach dem 13 .  August und dem I r .  Septembr  neue 
Methoden entwickelt, um in die Betriebe einzudringen und die Gewerk- 
schaften zu zersetzen, Methoden, die begünstigt wurden durch die Verräte- 
reien der soziaPdemokratischen Gewerkschaftsführer und durch die RGO- 
Taktik der KPD, deren Muster der Berliner Verkehrsstreik war. Gelingt es 
dem Faschismus, durch weiteren Verrat der SPD und Venagen der KPD auf 
dieser Linie fortzuschreiten, so würde das seine WahPniederlage mehr als 
aufwiegen und letzten Endes auch die entsprechenden Wahlerfolgc zunick- 
bringen. Die weitere Abnutzung der Papen-Regierung würde dem Easchis- 
mus gleichzeitig von der anderen Seite her in die Hände spielen, 
Von vornherein war und ist nicht zu erwarten, dai3 die Bewegung des 
Faschismus nach auf- oder abwärts in gerader Linie, ahne Rü~kschlä~e ,  
Spriinge usw. vor sich geht. 
Von den allgemeinen Faktoren, die das Wachstum des Faschismus bedingen, 
besteht die Wirtschaftskrise noch weiter und nur ein schnet ler und tiefgrei- 
fender Wirtschaftsurnschwung, der die Voraussetzungen für eine schnelle 
und -fühlbare Verbessemng der Lage der Arbeiterschaft schaffen würde, 
könnte die objektive Situation zu Ungusten des Faschismus wenden. Aber 
weder ist in Deutschland ein schneller Konjunkturumschwung zu erwarten 
und noch weniger ein solcher, der mit schneller Hebung des Lebensniveaus 
der Arbeiterklasse verbunden wäre. Vielmehr ist, unter den in Deutschland 
für den Kapitalismus gegebenen Bedingungen, das Festhaken der Arbeiter- 
klasse auf einem im Vergleich zur Vorkrisenzeit herabgedrückten Lebensni- 
veau, eine der Grundbedingungen der Teilnahme des deutschen Kapitalis- 
mus an einet Weltkonjunkturwende. 
Daher ist fur das weitere Schicksal des Faschismus in Deutschland entschei- 
dend des andere der genannten Faktoren: die Entfaltung oder Nichtentfal- 
tung der Aktionskraft der Arbeiterklasse zur erfolgreichen Abwehr der 
Kapitalsangriffe (das würde das Zurtickwerfen des Faschirmus für längere 
F m t  sichern), oder zur Erkämpfung des revolutionären Auswegs aus des 
wirtschaftlichen und politischen Krise (dies allein könnte die dauernde 
Liquidierung. die Vernicht~ng des Faschismus bewirken). 



Von BsYning bis Schleicher 
(anonym) am 31. Dezember 1932 und 14.Janwar 7933 
(Gegen den Strom, 5.Jg.. Nr. 27 und B.Jg., Nr. 1) 

Die politische Entwicklung Deutschlands im letzten Jahr weist einen raschen 
Wechsel der Situationen und pI0tzliche, dramatische Verschiebungen der 
Machtverhältnisse auf. Dieser tatsächliche Ablauf der politischen Ereignisse 
findet sein Gegenstück in der Unerschütterlichkeit der liberalen, 
spieflbürgerlichen Illusionen in Bezug auf die polirischen Perspektiven 
Deutschlands, tllusionen, die die Politik der SPD bestimmen und die ihren 
Widerschein in den ultralinken AnaIysen* der Fii hrung der Komrnunisti- 
schen Partei finden. Mir derselben Unbekümmertheit, mit der er vor einem 
Jahre die Toleriemng Briinings als Mittel zur Wahrung der Demokratie in 
Deutschland bezeichnete. verteidigt heute der sozialdemokratische SpieO- 
burger das Techtelmechtel seiner Partei mit Schleicher, weil dadurch der 
ParEamentarisrnus von den Toten erweck& der Reichstag wieder marbeitsfä- 
h i p  werde. Und auch der ultralinke Spießbürger ist wie die liberalen und 
soziaIdemokratischen Esel ebenso davon überzeugt, dafl Schleicher ihnen 
eine Efitlerdiktatur vom Halse hatten werde, wie er das ein Jahr zuvor von 
Brüning annahm. War für ihn Brüning die *Durchführung der faschistischen 
Diktatur*, so ist ihm Schleicher meine der Formen der faschistischen Dika- 
tura, was beide Male zu dem tröstiichen Schluß führt, dafl die Gefahr einer 
Herrschaft des wirklichen Easchismus, des Nationalsozialismus in Deutsch- 
land gar nicht besteht. 
Das letzte Jahr hat aber mit drastischer Schärfe die Brüchigkeit und Gefahr- 
lichkeit dieser Illusionen uber die politischen Tendenzen der kapitalistischen 
Reaktion in Deutschland erwiesen. Führen wir uns seine Ereignisse noch 
einmal vor Augen, 

Die Regierung Brüning war nicht, wie das die tolerierende Sozialdemokratie 
von ihr behauptet. eine Regierung, die den Parlamentarismus, die burger- 
liche Demokratie gegen den Ansturm der Nazis wahrte. vielmehr baute sie 
unter dem Druck der Nazis stückweise die bürgerliche Demokratie ab. Diese 
Regiening war als nichtparlamentarische, in erster Linie vorn Reichsprksi- 
denten und nicht vom Parlament abhangige Regierung entstanden, wenn sie 



auch noch aus Mitgliedern parlamentarischer Parteien bestand und deshalb 
die Legitimation d i rch  eine parlamentarische Mehrheit nicht ganz entbeh- 
ren konnte; sie schaItete das Parlament bewußt und planmäßig aus, sie nahm 
ihm seine gesetzgeberische Funktionen und machte den Artikel 48, den 
Diktaturparagraphen der Verfassung, zur Grundlage der Regierungstätig- 
keit. Die Regierung Brüning bedeutete nicht, wie die KPD-Führung behaup- 
tete, die .Durchführung der faschistischen Diktatur*, sie machte die Nazis 
als konterrevolutionäre Kraft fiir die Bourgeoisie nicht ü b e ~ u s s i g ,  sie 
bahnte im Gegentei! den Nazis den Weg und half die Voraussetzungen für 
die Errichtung einer wirklichen faschistischen Diktatur schaffen. 
Das System Brüning ermöglichte es dem Reichspräsidenten, ,der nichts 
anderes war und ist als die repräsentativste Spitze der oberen Schichten der 
militärischen und zivilen Biirokratie, und zwar vor allem der GeneraIität, 
eine Nowerordnungsdiktatur zu errichten, die durch das Vorum einer 
Parlamentsrnehrheit den verfassungsmäßigen Schein erhielt und durch die 
Unterstützung der katholischen und reformistischen Organisationen eine 
Basis in den Massen hatte. Brüning war mit seiner Regierungskunst zu Ende, 
als er der Prasidialdiktatur dies nicht mehr liefern konnte, Die Präsidenten- 
wahI, bei der die Parteien, auf die sich die parlamentarische Demokratie in 
Deutschland stützte, Hindenburg auf den ~Child hoben und in seiner Person 
der Generalität eine Blankovollmacht der Volksmehrheit für die ~autoritä- 
re* Anwendung und Auslegung der Verfassung ausstellten, verschaffte der 
Präsidialmacht unabhlngig vorn Parlament das Votum einer Volksmehrheit; 
anderemeits zeigten die Preußenwahlen, daß die Regierung Bnining und 
ihre preußischen Gefolgsmannen aus dem Kabinett Braun-Severing über 
keine Par~amenrsmehrheit mehr verfügten, daß an Stelle der Reformisten 
die Faschisten zur stärksten Partei in Deutschland geworden waren, zu der 
Organisation, die die gröflte Zahl von Anhängern zur Unterstützung der 
Kapitalshercschaft auf sich vereinigt hatte. Die Brüning, Groener und Seve- 
ring machten nunmehr, nachdem sie den Faschismus erst großgezüchtet 
hatten, den schüchternen Versuch. den Einflufl der Nanonalsozialisten ein- 
zudämmen, ihnen mit Gewait entgegenzutreten; sie erließen ein Verbot der 
nationalsozialistischen Terrororganisationen, der SA. 
Aber die Regieningen Bnining und Braun-Severing waren gar nicht 
imstande, das CA-Verbot durchzuführen. Der 'bürgerliche Staatsapparat ist 
eine Waffe zur gewaltsamen Bekämpfung der Arbeiterklasse. Mit der faschi- 
stischen Konterrwolution verbinden ihn tausend Bande. Die General i t~t ,  
die über das stärkste Machtmittel des bürgerlichen Staates in Deutschland, 
die Reichswehr, verfügte, meuterte offen gegen das SA-Verbot und erzwang 
den Rücktritt des dafür verantwortlich zeichnenden Ministers Groener. 
Damit war auch das Schicksal der Regierung Rrüning besiegelt, denn die 



Generalität war die nächste Umgebung des Reich~~sikidenten und ihre 
Haltung deckte sich mit der seinen. 

. Die Regiemng Papen, die auf Brüning folgre, bestand durchweg aus Nicht- 
parlamentariem, sie führte den Abbau der Weimarer Verfassung. der von 
Brüning begonnen worden war, weiter bis zur tatsächlichen Beseitigung. Am 
20. Juli wurde durch die Einsetzung des Reichskommissars in Preußen der 
Rest der bürgerlich-demokratischen, parlamentarischen Regierungsfarmen 
beseitigt, Das preuRische -Bollwerk der Demokratie* brach kläglich zusam- 
men. 
Die Regierung Papen war auf dem Kamme der faschistischen Welle zur 
Macht gekommen. Sie erkaufte sich für das erste die Duldung des Nazis, 
indem sie das SA-Verbot aufhob und den faschistischen Mordbanden Terror- 
freiheit gewährte. Aber bald kam es zu einer Auseinandersetzung zwischen 
der Papenregierung und den Nazis. Die Weimarer Republik war tot, nun 
aber begann irn Lager der antidemokratischen Reaktion der Streit um ihr 
Erbe. Die Papen-Regierung und die Kreise, die hinter ihr standen, waren 
keineswegs gewillt, den Nazis die ganze Macht abzutreten, sie wollten sie als 
Hilfskraft benutzen. Die Papen-Regierung vertrat die obersten Kreise der 
zivilen und militärischen Busokratie, das Grollkapital, vor allem aber die 
traditionell herrschgewohnten und machtlüsternen preußischen Junker, die 
auf eine Restauration der wilhelminischen Monarchie lossteuern und die die 
Papen-Regierung zum Werkzeug ihrer monarchistischen Plane machten. 
Papen vertrat ein Programm der Verfass~n~sreform, dessen Y e m i r k l i ~ h u n ~  
die W~ederherstellung der Monarchie in Deutschland auf $ie Tagesordnung 
geserzt hätte. 
Andererseits zeigten die Nazis keine Lust, sich 61013 mit dem Schein der 
Macht abspeisen zu lassen. Eine Regieningsbete i l i~n~ der Nazis, bei der sie 
keine unumschränkte, alleinige Diktatur ausüben konnten, bedeutete für sie 
die drohende Gefahr des Bankerotts ihrer Partei. Wollten die Faschisten, ein- 
mal in der Regicmng, bei der dann unvermeidlich folgenden Ernüchtemng der 
Massen, die ihnen gefolgt waren, ihre Macht behaupten, dann mußten sie die 
Möglichkeit haben, einen Teil ihrer Anhänger mit staatlichen Pöstchen zufrie- 
denzustellen und jede, auch die zahmste, Opposition mit Gewalt mundtot zu 
machen. Das konnten sie nur irn Besitz der ganzen Macht. 
So kam es zu dem Konflikt am 13. August zwischen Papen und Hitler und 
in der Folge zum Zusammenstoß zwischen der Papen-Regierung und dem 
Reichstag. 
Der Streit zwischen der Papen-Regierung und dem Reichstag, dessen Auflö- 
sung und die Wahlen vom 6. November zeigten ein übriges Mal, dafl der 
Parlamentarismus in Deutschland ausgespielt hat. Das ParEament war nur 
noch eine Kulisse zur Deckung der Machtansprüche der Nazis, wobei das 



Zentrum ihnen Hilfsdienste leistete. Der 12. September und die Neuwahlen 
zeigten, daß die Regiemng Papen absolut keine Stütze in den Massen hatte 
- und ohne eine Massenbasis kann sich auf längere Zeit im heutigen 
DeutschZand keine konteirevolution~re Diktatur halten. Die Nazis dagegen 
beschränkten sich darauf, die ganze Macht für sich zu fordern, vermieden es 
aber nach dem I 3 .  August und dem I 2. September, emas zu tun, was nach 
einem Staatsstreich aussehen konnte. Der Gmnd dafur war nicht der, daß 
I-Iitler persönlich ein Feigling ist, sondern ist darin zu suchen, daß ein erfolg- 
reicher faschistischer Staatsstreich nur  im Bunde mit dem bürgerlichen 
Staatsapparat unternommen werden kann, denn die faschistische Diktatur 
beruht la auf der VerschmeEzung der faschistischen Partei mit dem Gewalt- 
apparat des bürgerlichen Staates. Der Staatsapparat des bürgerlichen 
Deutschland, vor allem die Reichswehr, war, wie die Haltung der Genera- 
lität zeigte, noch nicht dazu bereit, sich der Führung der Faschisten anterzu- 
ordnen. 
Die Regierung Papen scheiterte an ihren inneren Widersprüchen. Sie konnte 
sich keine eigene Massenbasis schaffen, brachte vielmehr die Stimmung der 
Massen gegen sich auf und stiefl teiiweise - so bei der Durchführung ihrer 
Lohnabbaupläne - auf aktiven Widerstand der Arhiter .  Sie stellte ein 
Programm des Verfassungsrevicion irn monarchistischen Sinne auf, sie tau- 
melte von einem Yerfassungskonflikt in den andern, ihr fehlte aber die Kraft 
dazu, die monarchistischen Pläne durch einen Staatsstreich zu verwirkli- 
chen, wie das die Deutschnationalen von ihr forderten. Die Grof lb~ur~eois ie  
begann schlieRIich gegen die Refompläne Papens in Bezug auf die Verfas- 
sung zu protestieren, nicht etwa aus Treue zum Dokument von Weimar, 
aber weil sie in einem Regime der ständigen Verfassungsabenteuer, das 
dabei zum letzten, entscheidenden Streich in der Verfassungsfrage zu 
schwach war, eine Quelle dauernder Beunruhigung ihrer Geschafte, ihrer 
Ausbeuterpraxis, sah. Die Gegensatze innerhalb des Blocks der GroRbous- 
geoisie und Junker, der oberen Bürokraten und Generale, auf die sich Papen 
stützte, wurden insbesondere durch das Scheitern des Papenschen Wirt- 
s~hafts~rograrnms verschärft, Die indusmelle Bourgeoisie weigerte sich, die 
Agrarkon tingente auf sich zu nehmen, was die wirtschaftlich weit schwäche- 
ren, aber politisch in der Papen-Regiemng führenden Großagrarier forder- 
ten. Die Generalität, die ober die Reichswehr, also das mächtigste Instni- 
ment des Staates verhigtc, nahm deutlich Abstand von den Junkern, mit 
denen sie durch Herkunft und Erziehung auf das Innigste verknüpft ist und 
untcrstü tzte die politischen und wirtschaftlichen Bedenken des Industsie- 
und Handelskapitals gegcn die Junkerpolitik Papens. 
Nach dem Rücktritt Papens stand von neuern der Eintritt der Nazis in die 
Regierung auf der Tagesordnung. Auch diesmal Iehnte Hindenburg es ab, 



Hitler die ganze Macht auszuliefern, d. h. die Spitzen des Staatsapparan 
sträubten sich nach wie vor gegen die Unterordnung unter die Führung des 
Faschismus, Bemerkenswert war aber an der Novemberkrise, daß die 
Schwerindustrie nunmehr mit besonderer Verve für den Eintritt der Nazis 
in die Regierung eintrat; ferner dai3 I-Iindenburg, der im August die Bespre- 
chungen mit Hitler ziemlich brüsk abgebrochen hatte, jetzt ausdrückiich die 
Tür für neue Verhandlungen offen lieiS. 
In der Regierung Schleicher ist im Vergleich zum Kabinett Papen der 
junkerliche Einfluß zugunsten der industriellen Bourgeoisie zurückge- 
drängt Das militärische Element herrscht in ihr vor; zugSeich hat  die Gene- 
ralität sich von den Junkern distanziert. 
Die Regierung Schleicher wird ebenso von Widersprüchen zerfressen wie 
ih r e  Vorgängerin, 
Sie scheint zwar auf den ersten Blich die Massenbasis zu haben, die dieser 
fehlte. Von der STD bis zu den Nazis vereinigten sich die Parteien des 
Reichstags bei seiner Dezembertagung zur stillschweigenden Toleriemng 
des Kabinetts Schleicher. Aber keine dieser Parteien wagt es, sich offen zu 
SchIeicher zu bekennen. Der neue Verfas~un~skonflikt, auf den Papen 
zusteuerte, ist einstweilen vermieden worden, aber der LeibjoumaIist Schlei- 
chers, Hans Zehrer, meint schon jetzt, daß eine Verfas~un~creform, ein 
~Abspmng ins Unparlamentarische* unvermeidlich sei. Daß Schleicher zum 
Unterschied von Papen vorderhand auf die Verfassungsreform verzichtet, 
zeigt nur die Schwäche seiner Regierung. Denn diese bedeutet keineswegs 
eine Wiederaufrichtung des Parlamentarismus, es wird weiter mit Notper- 
ordnungen regiert, der Reichstag ist Schleicher nur als Feigenblatt der -prä- 
sidialenm Diktatur erwünscht. Schleicher will keineswegs die Weimarer 
Republik, wie sie vor dem zo. Juli bestand, wieder von den Toten erwecken; 
er scheut aber davor zurück, die tatsächliche Andemng der Regierungsform 
auch verfassungsmäflig zu verankern; er gibt damit zu, dafl seine Regierung 
nur ein Provisorium, nur ein Ubergangsstadiurn, eine m A  ternpause* fiir das 
Kapital ist, wie das die *DAZU ausdrückte. 
Auf wirtschaftlichem Gebiet hat sich die Regierung Schleicher noch 
schneller festgefahren als die Regierung Papen. Die Illusion, da6 Schleicher 
Arbeit schaffen werde, ist jetzt schon ebenso zerrannen wie die, daiS Papen 
die Wirtschaft mankurbeln- würde. Als Schleicher sein Amt antrat, suchte er 
sich als Wohltäter aller Klassen aufzuspielen; den Industriellen kam er mit 
der Preisgabe der ihre Interessen schädigenden Kontingen t~o l i t ik  entgegen, 
den Agrariern versprach er die ~ w a n ~ s z w e i s e  Beimischung von Butter zur 
Margarine, den Arbeitern die Aufhebung der Papenschen Lohnabbauver- 
ordnung und den Verzicht auf die weitere Senkung ihrer Lebenshaltung. 
Aber die Regiemng des asozialen Generals- ist keine faschistische Diktatur. 



Eine faschistische Diktatur, die die politische Herrschaft der Bourgeoisie 
beseitigt hat, zwingt die einzelnen Kapitalistengnippen, ihre Sonderinteres- 
sen dem allgemeinen KIasseninteresse des Kapitals unterzuordnen. Sie ver- 
bindet den Werktätigen gegenüber die Phrase der sozialen Demagogie mit 
der Praxis der rücksichtslosesten Verfechtung der Kapitalsangriffe, wobei sie 
sich durch die Zerschlagung der Arbeiterorganisationen davor schützt, dafl 
die Massen ihre 'Versprechungen ernst nehmen, sich gegen ihre Ausbeuter- 
poljtik zur Wehr setzen, 
Schleicher wii1 eine solche Politik betreiben, - aber eine Politik, deren 
Durchführung die faschistische Diktatur voraussetzt, entfesselt die konterre- 
volutionären Kräfte, die auf die Errichtung dieser Diktatur hinarbeiten. Die 
Bourgeoisie verlangt von Schleicher die Weiterfühning der Kapitalcoffensi- 
ve, die Wiederaufnahme des von Papen begonnenen Angriffs auf das Tarif- 
recht, d. h. des Frontalangriffs gegen die Gewerkschaften. Die rsozialenr 
Redensarten des Generals Schleicher beginnen der Bourgeoisie zu mißfallen, 
sie findet sie gefährlich, weil dahinter vielleicht der WiIle, nicht aber die 
Kraft zur Zerschlagung der Arbeiterorganisationen steht. 
Die Schleicher-Regierung ist nicht fähig, die einzelnen Fraktionen der Bour- 
geoisie zu zwingen, ihre Sonderinteressen auf einen gemeinsamen Nenner 
zu bringen. Sie kann nicht wie eine faschistische Diktatur alle politischen 
Organisationen des Kapitals auflerhalb des Staatsapparab beseitigen; die 
verschiedenen Gruppen der Bourgeoisie haben die Möglichkeit, ihre Interes- 
sengegensätze in der Weise auszutragen, dafl sie politische Organisationen 
gegeneinander und gegen die Regierung ausspielen, so vor allem die facchi- 
stische Partei, deren ZieI es allerdings ist, alle kapitalistischen Sonderinter- 
essen dem kapitalistischen Gesamtinteresse, oder besser, dem Interesse der 
stärksten Kapi ta listengruppe, des Monapolkapi tals, unterzuordnen. Die 
Verhandlungen zwischen Papen und Hitler, die auf Veranlassung der 
Schwerindustrie stattfanden, zeigen, wie das Monopolkapital bereits Kräfte 
gegen Schleicher sarnmelg um ihn unter Druck zu setzen und ihn gegebe- 
nenfalIs zu stürzem, wenn er die Appetite der groflkapitalistischen Scharfma- 
cher nicht befriedigen kann. 
Von entscheidender Bedeutung fur das Schicksal der Regierung Schleicher 
ist ihr Vcrhälmis zum Faschismus. Obwohl die Nazis am 6. November einen 
Stimmenriickgang erlebten, ist ihr politisches Gewicht innerhalb der kapita- 
listischen Reaktion gestiegen. Die SteIIung Schleichers den Nazis gegenüber 
ist irn ganzen schwacher als die Papens, Das zeigt sich schon darin, daß 
Schleicher nicht wie Papen den %feinen Herrn* hervorkehrt, sondern 
versucht, die nationalistische Demagogie nachzuahmen und den msozialen 
General* zu spielen. Der Versuch, eine pFraktion Strasserm in der National- 
sozialistischen Partei, die eine .Fraktion Schleicher- sein soHte, aufzurie- 



hen, ist einstweilen Für die anfängIiche Toleriemng seiner 
Regiemng durch die Nazis hat Schleicher damit bezahlt, daR er die Bestim- 
mungen aufhob, mit denen Papen unter anderm auch verhindern wollte, daß 
die taschistischen Terrorbanden dem offiziellen Staatsapparat über den 
Kopf wuchsen. Eine der Ursachen des Rückgangs des Masseneinflusses der 
Nazis, vielIeicht die Hauptursache, war, daß sie in ihrem Terror, ihrer 
Aktion auf der Straße eingeengt wurden durch den Widerstand der Arbeiter, 
aber auch dadurch, daß Papeo sie in die Rolle der Hilfskraft der Reaktion 
verweisen wollte. Die Aufhebung der früheren politischen Notverordnun- 
gen durch die Regiemng Schleicher sind, wie ihre neue Notverordnung und 
die Verbotsd~ohun~ gegen die KPD beweisen, dazu bestimmt, den Nazis 
gröf3ere Bewegungsfreiheit zu geben. Schon beginnt eine neue Welle des 
faschistischen Terrors. Wenn die Arbeiterklasse hier nicht auf der Hu t  ist, 
dann wird die faschistische Bewegung über Proletarierleichen hinweg einen 
neuen Aufschwung nehmen. Die Schleicher-Regiemng wird die Nazis noch 
mehr begünstigen als Brüning und Papen. Die Gefahr der Errichtung einer 
faschistischen Diktatur ist nicht verschwunden. Die Verhandlungen zwi- 
schen Hitler und Papen zeigen, daß das Groflkapital den Plan der I-Ieranzie- 
hung der Faschisten zur Macht nicht preisgegeben hat, ihn vielmehr weiter 
verfolgt, obwohl es inzwischen immer klarer geworden ist, daß die Nazis die 
volle Macht, die tatsächliche Alleinherrschaft beanspruchen. 
Die Arbeiterklasse darf sich über die faschistische Gefahr keine Illusionen 
machen, auch nicht in der Form, da13 sie wie die KPD-Führung in der 
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Schleicher-Regierung bereits die faschistische Diktatur sieht, daß sie also die , 
Gefahr der wirklichen Faschistendiktatur, der Nazi-Diktatur leugnet. Die 
vergangenen Monate haben gezeigt, welche Wirkungen die aufierparIamen- 
tarische Aktivität der Arbeiterklasse hat. Ihre kscbeidenen Anfänge hakn 
wesentlich zum Ruckgang der Nazis und zum Stun Papens beigetragen. 
N u r  in dieser a~fle~arlamentarischen Aktivität liegt die Rettung für die 
deutsche Arbeiterklasse! 



Faschistische Diktatur über Deutschland 
(anonym) am 11.Febnrar 1933 
(Gegen den Strom, 6. Jg., Nr. 3) 

Mit der Bildung der Regierung Hitler-Papen ist in Deutschland die faschi- 
stische Diktatur errichtet worden. Es wäre das Schädlichste, wenn die Arbei- 
terschaft sich darüber irgendwelchen Täuschungen hingeben wollte, statt 
den Tatsachen entschlossen ins Auge zu sehen und danach zu handeln. DaR 
der faschistische Staatsstreich in Deutschland vollzogen ist, daran ändert 
auch der Umstand nichts, dai3 es hier keinen ~Marsch auf Rom- gegeben 
hat. Der deutsche Faschismus hatte eine solche Mobilmachung seines Kräfte 
auf der Straße nicht mehr nötig, um seinen Machtansprüchen Geltung zu 
verschaffen. Die bürgerlich-demokratischen Elemente irn Staatsapparat 
waren bereits durch den Staatsstreich vom za. Juli r932 erledigt worden. Irn 
Januar ~ 9 3 3  war der Staatsapparat bereit, sich auch ohne Druck von außen 
dem Kommando der Nazis zu unterstellen. Daß die Generale um Schleicher 
putschen wollten, um an der Macht zu bleiben, zeigt, daß die Faschisten 
keinen Putsch, keinen -Manch auf Berline mehr brauchten, um zur Macht 
zu gelangen. Das Wesentliche arn faschistischen Staatsstreich ist die 
Verschmelzung der faschistischen Partei mit dem offiziellen Staatsapparat. 
die Unterstellung dieses Staatsapparats unter das Kommando der Faschi- 
sten, die Eingliederung der faschistischen Terrarorganisationen in den Staat. 
D35 ist in Deutschland im Januar r 9 3 4  ebenso erfolgt wie in Italien irn 
Oktober rgzr. Auch der Umstand, daß in der gegenwärtigen Regiemng 
auner den Nazis. den Vertretern der faschistischen Partei, Angehörige der 
Deutschnationalen, des Stahlhelms, reaktionäre .parteilose* Bürokraten 
usw. sitzen, bedeutet keineswegs, daß diese Regierung noch nicht die fascht- 
stische Diktatur sei. Auch die erste Regierung Mussolinis war eine Koali- 
tionsregierung, in der neben den Faschisten alIe mäglichen reaktionären 
Gruppen der italienischen Bourgeoisie saflen. Das Entscheidende war, dafl 
nicht diese Konservativen, Klerikalen usw., sondern die Faschisten über den 
Staatsapparat verfügten. Das ist auch heute in DeuacbIand der Fall. Die 
Deutschnationalen beklagen sich schon jetzt dacü ber, dafl die Nazis sie an 
die Wand quetschen und aus der Regierung herausdrängen wollen. Wohin 
die Reise geht, zeigen die ersten Maßnahmen des Regierung. Dusch die 



Neuwahlen wAllen die Faschisten sich eine .legale* Grundlage f ü r  ihre 
schrankenlose Alleinherrschaft verschaffen: das neue Parlament soll ihnen 
nicht nur  eine BlankovolEmacht einstweilen fur vier Jahre, d. h. in WirkIich- 
keit auf unbestimmte Zeit ausstellen, sondern auch die Deutschnationalen 
und andere Gruppen so geschwächt wiederbringen, daß die Faschisten keine 
Rücksicht mehr auf sie zu nehmen brauchen. 
Diese Wahlen, die die faschistische Regierung durchführt, sind von Anfang 
an als Plebiszit fur die faschistische Diktatur angelegt. Die Regiemngspresse 
macht kein Geheimnis daraus, da13 alle Mitte! der offiziellen Beeinflussung, 
daß der ganze Druck des Staatsapparates eingesetzt werden soll, um den 
Nazis den erwünschten Erfolg zu bringen. Das sind keine *freien# Wahlen 
mehr. Neben dem, was heute geschieht, verblassen alle Beeinträchtigungen 
der Wahlfreiheit, die bisher in Deutschland üblich waren; was wir jetzt in 
Deutschland erleben, das ist eine Kopie dessen, was sich 1924 in Italien 
abspielte, a!s Mussolini seine ersten IVahlen mrnachte-. und was sonst in 
Polen, Ungarn und Rumänien üblich ist. Dabei ist e5 von vornherein kIar, 
daß die faschistische Diktatur sich keineswegs durch die Zwirnsfäden parla- 
mentarischer Regeln behindern lassen wird, wenn die Wahlen trotz allen 
offiziellen Drucks ihr nicht das g d n s c h t e  Ergebnis bringen. Diese 
Diktatur wird, das wird von ihren Trabanten keineswegs verschwiegen, sich 
nicht mit parlamentarischen Mitteln stürzen lassen. Wenn die Pilcudskischen 
Wahlmetho$en nicht ausreichen, dann wird sie weiter *nachhelfen# durch 
Kassierung der kommunistischen Mandate und ähnliche Gewaltakte. Die 
endgültige Abcetzung der Regierung Braun-Severing, die an sich keine 
sonderliche politische Bedeutung hat, ist in dieser Hinsicht symptomatisch. 
Die Art, wie die Hitler-Regierung hier über ein Urteil des Staatsgerichts- 
hofes hinwegging, zeigt, wie bodenlos dumm es ist, nach Art der sozialdemo- 
kratischen Fuhrer juristische Paragraphen und Verfa~sun~ar t ikel  als Waf- 
fen gegen die faschistische Diktatur anzusehen. 
Die bisherigen Reden und Taten des neuen Regierung zeigen, daR die 
faschistische Diktatur die Verfechterin des schrankenlosen Kapitalsangriffs, 
der vollkommenen Rechtlasmachung der Werktatigen ist. Die radikalen 
Versprechungen, mit denen die Nazis ihre Anhänger gekädert haben, sind 
vergessen. Geblieben ist der Kampf zur Niederschlagung der organisierten 
Arbeiterbewegung durch eine rücksichcslosc Polizeiverfolgung und durch 
den Terror der SA, der heute offiziellen Segen genieflt Gegenuber der inter- 
nationalen Wir~chaftskrisc des Kapitalismus ist die fascliictische Diktatur 
ebenso ohnmächtig w i e  jede andere kapitalistische Regierung. Was sie kann, 
das ist Iediglich, die Lebenshaltung der Arbeiter auf die Stufe eines unvor- 
stellbaren Elends senken u n d  die bankrotten Industriellen und Junker mehr 
als bisher mit Subventionen aus der Staatskasse versorgen, mit einem Worte 



die Voraussetzungen für den kapitalistischen Ausweg aus der Krise schaffen, 
dafür sorgen, dafl die kapitalistischen Unternehmer bei einem Reuen 
Konjunktucaufschwung umfassende Ausbeutungsmöglichkeilen haben. 
Neue Absatzmarkte aber, die die kapitalistische Industrie braucht, um aus 
der Krise herauszukommen, kann die faschistische Diktatur In Deutschland 
ebenso wenig willkürlich schaffen wie Mussolini und Pilsudski. 
Es wäre jedoch verfehlt, wenn die Arbeiter sich darauf verIiei3en, daß die 
faschistische Diktatur infolge des wirtschaftlichen Schwierigkeiten, mit 
denen sie zu tun hat, von selbst abwirtschaften werde. Derartige Illusionen, 
daß die faschistische Diktatur ohne das Zutun der Arbeiter von selbst an 
wirtschaftlichen oder au14enpolitischen Schwierigkeiten, an den Gegensit- 
zen unter den einzelnen Schichten der Bourgeoisie, arn Konflikt zwischen 
Nazis und Deutschnationalen usw., mgrundegehen werde, sind verderbli- 
ches Gift für die Arbeiter. Wenn die Arbeiter sich nicht wehren, wenn sie 
diese Gegensätze nicht durch ihre selbständige Aktion ausnutzen und vertie- 
fen, dann wird die faschistische Diktatur sie auf die Weise zu überwinden 
suchen, dafl sie den Werktätigen oeue Lasten aufpackt und sie noch mehr 
unterdnickt. Papen und Schleicher stürzten infolge der Gegensatze im Lager 
der Bourgeoisie, und zwar aus dem Grunde, weil diejenigen Schichten der 
Bourgeoisie, die sich durch ihre Politik lxnachteiIigt fühlten, die faschisti- 
sche Partei gegen sie auscpielea konnten. H e u t e  aber hat die Bourgeoisie den 
Faschisten die Macht überantwortet und zu ihren Gunsten politisch abge- 
dankt 
Noch immer hört und liest man in der Presse der SPD und KPD, daß 
Deutschland *nicht Italien sei.. Die Eu hrer der SPD und KPD haben jahre- 
lang die faschistische Gefahr unterschätzt und so lange immer wieder den 
beginnenden ~Rückgangc des Nazis angekündigt, bis Hitler an der Macht 
war. Jetzt müssen die Arbeiter dafur sorgen, daß diese verantwomingslosen, 
Phrasen, die den Kampf gegen den Faschismus hindern, aufhören. Die deut- 
schen Arbeiter haben alle Ursache, ans dem Schicksal ihrer italienischen 
Klassengenossen zu lernen. denn wenn sie sich jetzt nicht ermannen, dann 
wird der deutsche Faschismus, der nunmehr zur Macht gelangt ist, die italie- 
nischen Zustände bald eingeführt, ja übertroffen haben. Dic deutschen 
Arbeiterorganisationen sind noch nicht zerschlagen, wie das in Italien der 
Faschismus getan hatte, als er dort zur Macht kam. Aber gerade weil die 
deutschen Arbeiterorganisationen stärker sind. als es seinerzeit die italieni- 
schen waren, wird der Faschismus, einmal im Besitze der Staatsgewalt, diese 
in vollem Umfange einsetzen, um das nachzuholen, wozu er bisher nicht 
imstande war. Die wenigen Tage, die seit dem 30. Januar vergangen sind, 
zeigen, daQ der Faschismus klar den Kurs auf die Zerschlagung der Arbeiter- 
bewegung steuert. Wenn die deutschen Arbeiter nicht bewirken, daß ihre 



Organisationen unverzüglich geschlossen und einheitlich eingesetzt werden, 
dann werden diese Organisationen einzeln und nacheinander geschlagen 
werden. Und dann wird es in Deutschland schlimmer sein als in Italien. 
Dan die Arhiterklasse am 30. Januar die Errichtung der faschistischen 
Diktatur kampflos hingenommen h a ~ ,  bedeutet fiir sie eine neue schwere 
Niederlage. Die Sozialdemokratie hat ihren Verrat vom 20. Ju l i  wiederholt. 
Ihre jetzige Haltung, nämlich daß sie die Regierung lediglich mit verfas- 
sungsmäfligen Mitteln bekiimpfen will, bedeutet die Bereitschaft zur ständi- 
gen Kapitulation vor allem, was des Faschismus vornehmen wird, In Italien 
ist seinerzeit von den Reformisten und biirgerlichen Demokraten dank eines 
solchen Beschränkung auf die verfassungsmäßigen Kampfmittel die breite 
Volksbewegung zugrundcgerichtet worden, die sich nach der Ermordung 
Matteotis durch den Faschismus entwickelte. Die deutschen Sozialdernokra- 
ten kopieren alle schlechten Seiten ihrer italienischen Gesinnungsgenossen. 
Die sozialdemokratischen Arbeiter dürfen diese Politik keine Stunde länger 
mitmachen. Die faschistische Diktatur kümmert sich herdich wenig um 
Verfassungsbstirnmungen, ihr k ~ n n e n  die Arbeiter nur mit auderparlamen- 
tarischen Mitteln zu Leibe gehen. Der Proteststreik in Lübeck," der dort von 
der SPD und dem ADGB durchgeführt wurde und die ganze Stadt erfaßte, 
zeigt, was in ganz DeutschLand möglich wäre, wenn die Instanzen der SPD 
und des ADGB ihre Organisationen einsetzen würden. Heute reden die 
Führer der SPD sehr viel von der Einheitsfront. Sie verstehen darunter eine 
Einheitsfront des Nichtstuns, sie wollen, daß die Kommunisten die Kritik an 
ihrer Haltung aufgeben, und sich gleichfalls praktisch auf den Boden einer 
parlamentarisch-demokraticchen Politik, die heute nichts andres ist als 
Kapitulation vor dem Faschismus, lxgeben. Worauf es aber ankommt, ist die 
Schaffung der Einheiafront der Arbeiterorganisationen für den auflerparla- 
mentarischen Kampf, die Bildung von Einheitsfr~ntorganen zu diesem 
Zweck bei volles Freiheit der gegenseitigen Kritik. 
Die KPD-Führung war am 30. Januar praktisch außerstande, irgendwelche 
Massen in den Kampf zu führen. Es war das gleiche bescharnende Bild wie 
arn 20. Juli 1 9 3 2 ,  und es zeigte sich, wie die ultralinke Taktik. die den 
kommunistischen EinfluR in den Betrieben und Gewerkschaften vernichtet 
hat, dazu führs daß die KPD die Anschläge des Faschismus, die Vemich- 
mng der faschistischen Diktatur kampflos hinnimmt. Die UD-Fühmng hat 
die faschistische Machtergreifung nicht verhindern können; wenn die kom- 
munistischen Arbeiter nicht für eine Xndemng der Politik der KPD sorgen, 
dann wird diese das Schicksal ihrer Bruderparteien in Italien und Finnland 
erleiden. 
Am 30. Januar richtete dic KPD-ELihng in einem Aufruf an die Instanzen 
des ADGB, der 5PD und des AFA ein Angebot zur gemeinsamen Durchfuh- 
' Siche auch ckn Bericht der Li lkkcr  SF'ü-Zeinuig im M n l n  ViL 
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m n g  des Generalstreiks. Wie arn 20. JuIi I 931 wurde auch hier der Glau- 
benssatz der ultralinken Politik, daß man mit den reformistjschen Organisa- 
tionen und ihren Fuhrungen keine Einheitsfront machen dürfe, durchbro- 
chen. Damit gab die KPD-Führung selbst zu, daß ihre ulaalinken Glaubens- 
sätze in entscheidenden Situationen nicht anwendbar und schädlich sind, sie 
sprach damit ein Ve rdamm~n~su r t e i l  über ihre eigene Politik aus. Nun heiiSt 
es in den Publikationen der Komintern und der KPD, daR die Einheitsfront 
.von oben* ausnahmsweise dann zulässig sei, wenn die Kommunisten ihre 
Angebote an die reformistischen Instanzen auf Grund einer vorhergehenden 
Mobilmachung der Massen formuiieren. Die Praxis des 10. Juli r 93 z und des 
30. Januar 1933 zeigt, daß die *vorherige Mobilmachung* der Massen k i d e  
Male darin bestand, daß die KPD-Führwng von Vorstöflen der Konterrevo- 
lution iibersascht wurde. Die Parteimitglieder müssen jetzt die Frage stellen. 
wamm die Einheitsfront von oben erst dann zulässig ist, wenn der Klassen- 
feind einen Streich geführt hat, nicht aber angewendet werden darf, um 
solchen Streichen zuvorzukommen. 
Dabei ließ es die KPD-Führung auch arn 30. Januar so gut wie an allem 
fehlen, um ihrem E inhe i td r~n tan~ebo t  Geltung ni verschaffen. Sie machte 
ihr Angebot in einem Aufruf, unterließ es aber, sich direkt öffentlich an die 
reformistischen Instanzen zu wenden und Spitzenverhandlungen zu verlan- 
gen. Sie tat nichts, um die Betriebe und Gewerkschaften zu mobilisieren, 
damit diese Resolutionen und Delegationen entsandten, um den einheitli- 
chen Einsatz der Arbeiterorganisationen zu fordern und die Instanzen unter 
Dmck zu setzen. 
Trotz ihrer organisatorischen Schwäche gelang es der KPD-0 auf Grund 
ihrer richtigen kommunistischen Politik, am 30. Januar größere Massen zur 
Aktion mobil zu machen als die KPD mit ihrem großen Apparat. 
Die Lehre daraus ist, daß die KPD-Mitglieder sich überall mit der KPD-0 
zusammenschlieflen müssen, um, ganz gleich, wie sich die Instanzen der 
KPD stellen mögen, alles zu tun, damit unverzüglich die Einheitsfront der 
Arbeiter im auRerparlamentarischen Kampf gegen den Faschismus geschaf- 
fen wird. 



Pie poiitlsche Lage 
(anonym) am 25. Febmar 1933 
(Eegsn den Strom, G.&., Nr. 4) 

Unmittelbar im Anschiuß an den 30. Januar erklarte der Nationalsozialist 
Funk, ehemaiiger Redakteur der *Börsenzeitunga den Vertretern der aus- 
wärtigen Presse: *Meine Herren, ich möchte, daO sie alle die brutale 
Tatsache begreifen, daß die Ubernahme der Macht durch Hitler nicht nur 
einen Regierungswechsel, sondern einen Wechsel des Regimes in Deutsch- 
land kdeutet  . . . Es kann nur zwei Deu~ch land  geben - ein nationale~ 
Deutschland oder eih kommunistisches Deutschland.. Auf die Frage eines 
der Pressevenreter, ob es nicht noch eine dritte Möglichkeit gebe, die parSa- 
mentarische, antwortete Herr Funk, damit sei es ein für allemal zu Ende. 
Der Berichterstatter des *Manchester Guardian.; hatte bei der Rede Funks, 
der in seiner offiziellen Eigenschaft a/s Pressechef der Regierung sprach, den 
Eindruck mdaß die Anwesenheit irgendeiner anderen Partei in der künftigen 
Nazrregiemng nach Hem Fsnks AII(Jtrung eine Sache von geringwer 
Bedent~ng warm. 
Die gegenwärtigen Koalitionspartner der Nationalsozialisten scheinen sich 
von dieser Sachlage bereits mehr oder weniger klar Rechenschaft zu geben. 
Bezeichnend dafür ist der Leitartikel der Zeitschrift des Herrenkbbs, *Der 
Ring* (Heft 6, 10. Febr.}, der die F r a g  a u b r f t  *Wird Hitler richtig &ur- 
iteitt?. und dazu unter anderem folgendes sagt: .Man kann aber auch von 
Hitler, trotz aller Legalitämrklämng, den Staatsstreich erwarten. Catili- 
narische Leidenschaft spricht aus seinen Reden. Seine Anhänger erwarten 
von ihm den faschistischen Staatsstreich3 wie ihn Mussotini durchgefuhrt hat. 
Der Faschismus ist ein Glaubensbekenntnis. Des Zweck heiligt die Mittel. 
Auch wenn das faschistische Experiment Unendliches zerst~rt. würde der 
Idee zum Siege verholfen. Ist aber Hitler ein Catilina? - - Man kann aber 
auch HitIer als Taktiker gtohn Stils auffassen: Erohrung der Macht auf 
halbem Wege und Diktatur durch VoIksbeschluß, ohne dai3 HitIer sich 
weiter an das Parlament zu kehren braucht. . .- 
Dann wird erklärt, die Zulassung Hitlers zur Macht durch die malte Genera- 



tion- bedeute eine Vorleistung an die .jüngere Generation*, deren Führer 
Hitler sei, auf ihr Erbrecht. Aber einstweilen sei die malte Generation* noch 
da. Und dann wird weiter gefragt: .Wird Hitler sein volles Erbrecht 
gefährden wollen? Wir$ er  sich von den Extremisten seiner Partei auf den 
Weg Catilinas drängen Eaccen? Hitler weiß, daß er heute nicht nur über die 
größte Macht im Innern, sondem auch über propagandistische Möglichkei- 
ten verfügt, die auf die große Mehrheit der Kleinbürger stärkste Anzie- 
hungskraft ausüben.# 
An diesen Ausführungen is t  dreierlei bemerkenswert: Erstens, daß die 
*ältere Generation* der Führer (lies Junker und Militärs) die Herrschaft 
über Deutschland betrachtet wie die Verfügung über irgendein Rittergut. 
Zweitens: die offensichtliche F~rch t ,  daß die jüngere Generation* (hier die 
Nationalsozialisten) sich nicht mit dem Teil des Erbes begnügt, den die 
.ältere Generation* ihr geben will, sondern das Ganze nimmt. Drittens: das 
Zugeständnis, dafl Hitler bereits ü k r  *die grbdte Macht im I n n e r n ~  
verhrgt. 
Die Herrschaften der ~alteren Generation* merken anscheinend nicht, daß 
mit dem letzteren Zugeständnis ihre Angstfrage schon von selbst beant- 
wortet ist. Die Warnung an Hitler und die Nationalsozialisten, sich das volle 
*Erbe* zu verscherzen, zugleich mit dem Zugeständnis, daß sie die Macht 
haben, es sich zu nehmen, ist schon kornisch und zeigt bereits die Hilflosig- 
keit und Ohnmacht der *älteren Generation*. 
Es hängt auch schon nicht mehr von der Willkür der NationaIsoziaIisten ab, 
ob sie sich nur mit einem Teil der Macht begnügen wollen, oder gar ob sie 
von der Regiemng zurücktreten wollert. Nach den ungeheuren Verspre- 
chungen, die die Nationalsozialisten ihren Anhängern gemacht haben, nach 
den ungeheuren Erwartungen, die die kleinbürgerIiche Anhängerschaft der 
Nationalsozialisten demgemäß an sie stellt, wäre ein Steckenbla'ben der 
Nazis oder gar ein Rucktritt aus der Regiemng das Ende des Nationalsozia- 
lismus und noch mehr, der Zusammenbruch des letzten Dammes der bürger- 
lichen Gesellschaft 
Die Nationalsozialisten wurden von einem Teil der  älteren Generation.. 
Junkern, Militärs und TndustrielIen in die Regierung berufen, als die ältere 
Generation vollstLindig abgavirtschafret hattc, völlig am Ende ihres Lateins 
war. WO SOI! da noch eine ernsthafte Widerstandskraft der *älteren Genera- 
tion* herkommen? Der Teil der Militaristen und Junker, der selbst die 
Führung noch in der Hand behalten wollte, versuchte noch zuletzt durch 
einen Putschversuch sich zu halten, der aber gar nicht zur Ausführung kam 
und die Obergabe der Macht an die Nationalsozialisten noch beschleunigte, 
Womit klar bewiesen ist, dafl der Teil der alten herrschenden Klassen, dcr 
sich gegen die Ausliefening der politischen Macht an die NationalsozlaEisten 



noch stemmte, schon vollkommen ohnmächtig ist. Die Ereignisse bestiitigen, 
was an dieser Stelle beim Antritt der Regiemng Schleicher gesagt wurde: 
daß, wenn die Führung der Reichswehr am Ende ihres politischen Lateins 
sei, dies überhaupt das Ende der politischen Macht der alten herrschenden 
Klasse bedeute. Die Reichswehr war die letzte Karte, und sie ist gestochen. 
Und zwar deshalb, weil sowohl die Junker wie die Schwerindustrie, beide 
sich von der Führung der Reichswehr trennten und gegen sie an die Natio- 
nalsozialisten appellierten, nur weil eine dritte selbständige Kraft, die 
Arbeiterklasse, nicht da war. ADGB und SPD gaben die Parole des *Abwar- 
tensa, bis auch der Buchstabe der Verfassung verletzt sei und als die gefor- 
derten formal-juristischen Tatbestände da waren, als die Schattenregiening 
Braun-Severing verabschiedet und Herr Löbe vom Präsidentensitz des pat- 
lamentarischen Uberwa~hun~sausschusses .verdrängt# wurde, da zitierte 
die sozialdemokratische Presse die entsprechenden Paragtaphen des Straf- 
gesetzbuches, stellte die *Verantwortfichkeiten* fest und machte die Staats- 
anwälte aufmerksam. 
Die KPD aber zeigte sich völlig ohnmächtig, da sie infolge der ultralinken 
Taktik jeden ernsthaften Einflufl in den proletarischen Massenorganisatio- 
nen und in den Betrieben verloren hatte. 
Für SPD und KPD kam der 30.. Januar wie ein Blitz aus heiterem Himmel. 
Beide hatten von der wirklichen Entwicklung der letzten drei Vierteljahre 
nichts begriffen. beide wiegten sich in den albernsten Illusionen über das 
Abwirtschaften der Nationalsozialisten. Als die einzige Organisa~un, die 
die Entwicklung richtig beurteiEt und die tichtige Linie der Aktion vorge- 
zeichnet hatte, erwies sich die Kommunistische Opposition. Sie allein 
erfüllte die Pflichg der Arbeiterklasse die Wahrheit zu sagen und ihr die 
richtigen Wege und Mittel aufzuzeigen. 

Die Ereignisse seit der Machtergreifung der Nationalsozialisten, haben die 
von uns umrissene Sachlage und die Linien des Handelns der Nationalsozia- 
listen schlagend bestätigt. 
Die Nationalsozialisten haben sich mit der gröi3ten BeschIeunigung und 
Energie der Hebel der Exekutivgewalt bedient, die sie in die Hand 
bekommen hatten. Die Führung der Reichswehr liegt in der Hand eines 
Generals, den die Natianalsoziaticten als einen der ihren betrachten. In 
Preußen wurden die ausschlaggebenden Posten der Zivil- und Polizeiver- 
waltung in nationalstizialistische Hände genommen. Nominell ist Herr von 
Papen der Vorgesetzte des preußischen Innenministers Göring. Tatsächlich 



entschied der nationalsozialistische Innenminister über die Besetzung der 
wichtigsten Posten. Entfernt wurden nicht nur letzten Mohikaner der 
Sozialdemokratm, Staatspart~iler, VelksparteiIer, die an wichtigen Stellen 
der Verwaltung saßen, (sogar Gustav Noske mußte in Urlaub 
gehen). auch zweifellos konservative und *nationale# Elemente wurden 
beseitigt oder versetzt, Das Ziel ist offenbar, die entscheidenden Posten der 
Exekutivgewalt mit solchen Personen zu besetzen, die den nabonalsozialisti- 
schen, Methoden gegenüber keinerlei Zweifel oder Hemmungen haben. 
Bezeichnetnd fur die Linie der Naticina!sozialisten ist die Besenung des 
Berliner Polizeipräsidiums. Der bisherige Polizeipräsident Melcher war ein 
Vertrauensmann Papens und der Schwerindustrie. 
Die Nationalsozialisten beeilten sich ebenfalls, die Regienrngspr~pa~anda 
(Rundfunk, Pressedienst usw.) in ihre Hand zu nehmen. 
Versammlungs- und Pressefreiheit sind Schritt und Schritt weiter abgebaut 
werden. In Thiringm sind bereits Gewerkschafhversarnrnlungen verboten 
worden. SA, SS und Polizei wirken zusammen. 
Der Kampf gegen die proletarischen Organisationen wird so gdührt, daß 
ztfnächst der Vernichtungskarnpf gegen den Kommunismus verkündet, der 
Kampf gegen die Sozialdemokraten aber in zweite Linie gestellt wird. Die 
Absicht ist klar, die proletarischen Organisationen zu trennen und sie 
einzeln und nacheinander zu schlagen. 
Die Wirtschafts- und Finanzpolitik wird einstweilen von Mugenberg und 
den Seinen bestimmt Der nationalsozialistische EinschIag zeigt sich auf 
diesem Gebiete nur in den kleinen Gaben an die Kriegsopfer und in einer 
Reihe von Versprechungen an die Mittelschichten. an die Krankenkassen- 
rnitgliedrr, an die Erwerbstosen usw. Die Summen, die hier in Betracht 
kommen, sind äuRerst geringfügig, zugleich aber wird damit getröstet, $aß 
dies nur .Anfänge* seien. 
Worauf basieren die Nationalsozialisten ihre Hoffnungen auf den 1. März? 
Vor allem auf die Anziehungskraft der Macht! Die Macht - das ist für die 
Mitglieder uod die Mitläufer der NSDAP alles in allem. Die Macht eröffnet 
die Aussichten a u f  Regiemngs-, Verwaltungs-. Parteiposten. Die Macht 
eröffnet die Aussichten auf Freimachung von Arbeitsplätzen in den 
Betrieben für diejenigen, die sich zu ihr bekennen. Wenn den ~a'tionalsozia- 
listen entgegengehalten wird, daß ihnen ein *konkretes Pmgrarnmu fehlt, so 
ist  die Antwort: Die Macht enthalt dieses konkrete Programm -. Die natio- 
nalsozialistische Wahlpropaganda ist auf diesen einen Punkt zugespitzt Die 
Koalitionsgenossen der Nationalsozialicten erscheinen in der öffentlichen 
Propaganda nur  noch als Schattenfiguren. Tm Vordergrund steht mder 
Führer* und seine Unterfuhrer, und die nationalsozialistische Partei, die 
bereits als die Macht erscheint, die die Staatsorgane führt. 



*Freie- Wahlen sind schon in der angeblichen Demokratie fiir die breiten 
Massen der Werktätigen ein falscher Schein, da die besitzenden Klassen als 
Besitzer der Produktionsmittel zugleich über  die mächtigsten Propaganda- 
mittel. Zeitungen, Versarnmlungslokale usw. verfügen. Unter den jetzt 
gegebenen Umständen wird das malt gemeine* und *freie- Wahlrecht dop- 
pelt und dreifach illusorisch. 
Sowohl die Nationalsozialisten wie ihre Koalitionsgenossen haben in ihren 
affentlichen Außerungen keine Zweifel daran geIassen, daß sie durch kein 
Ergebnis der Wahlen sich bestimmen lassen werden. aus der Regiemng 
zurückzutreten. Für die Nationalsozialisten ist der Hauptwert der Wahlen, 
ihrem Regime die Weihe der ~Volksabstirnmung* geben zu lassen, das 
Parlament in ein Instrument dieses Regimes zu verwandeln, sich von ihm 
diktatorische Vollmachten geben zu lassen und gleichzeitig die Vorausset- 
zungen zu schaffen, um den K~alitions~enossen auf den Teil von der Macht 
zu beschränken, der ihnen (den Nationalsozialisten~ angemessen 
erscheint. 
Die Kommunisten miissen selbstverständlich auch die geringsten Propagan- 
damöglichkeiten ausnützen, die ihnen noch bei diesen Wahlen gelassen 
werden. Aber es ist schon mehr als zweifelhaft, ob die Wahlziffern der KPD 
auch nur noch der OffentIichkeit bekannt werden und ob die gewählten 
kommunistischen Abgeordneten noch die GeIegenheit haben werden, auf 
den Par!arnentstribünen zu erscheinen. 

An die verhängnisvollen Iliusionen über den Faschismus, die in SPD und 
KPD vor seiner Machtergreifung gang und gäbe waren, kniipfen sich jetzt 
neue, nicht weniger verhängnisvolle: die Illusion, als ob der Faschismus avon 

selber= schnell abwirtschaften werde. Worauf gründen sich diese Illusio- 
nen? 
I.  Auf die Gegensätze unter den Partnern und Organisationen, die gegen- 
wärtig die Regierung bilden. 
Aber ohne das Eingreifen einer dritten Macht werden die Gegensätze zu 
Gunsten des Nationalsozialismus gelost, der über die Exekutivgewalt und 
über die ausschlaggebenden faschistischen Massenorganisationen verfügt, 
beide miteinander verschmilzt und rücksichtslos benutzt Die wenigen 
Wochen, die seit der faschistischen Machtergreifung verfiossen sind, lassen 
daran keinen Zweifel. 
2. Auf die Gegensätze zwischen Großagrariern und Industriellen. Die 
Hugenbergsche Wirtschaftspolitik ist einseitig großagrarisch eingestellt und 



hat bereits zu einer Anzahl von Beschwerden und gedämpften Protesten der 
Industriellen hrt. 
Aber ohne Eingriffe der Arbeiterklasse werden diese Gegensätze auf ihre 
Kosten iibmianden. Bereits werden nach den Hilfsmaßnahrnen für die 
Großagrarier neue wirnchaftspolitische Maßnahmen zu Gunsten der 
meisenschaffenden Industrie* angekLindigt. Wenn der Kurs der Wirtschafts- 
poli tik jetzt einseitig Schlagseite nach der groflagrarischen Richtung zeigt, 
so wird das schwerlich so bleiben. Die Geltendmachung der industriellen 
Sonderinteressen wird im Augenblick gerade f ü r  die Nationalso- 
zialisten ein Mittel sein, um ihre Macht auf Kosten ihrer jetzigen Koalihons- 
genossen zu verstärken. Und schliefllich: an wen können sich die Großindu- 
striellen wenden, wenn sie mit dem Faschismus unzufrieden sind? Da ist nur 
noch die Arbeiterklasse, der *Marxismus*. Aber sie erwarten gerade von 
dem Faschismus die Zertrümmerung der mmarxistischen= Arbeiterbewe- 
gung. Der Faschismus kann zeitweilig kapitalistische Gruppeninteressen 
schädigen. Die Arbeiterklasse, einmal in Aktion, wird mit dem Kapitalismus 
aufräumen. DzO die Frage so gestellt ist, braucht der Kapitalistenklasse nicht 
erst beigebracht zu werden. 
3 .  Die Macht des Reichspräsidenten. Aber sie ist nach dem 30. Januar nicht 
mehr das, was sie vor ihm war. Die Macht d a  Reichspräsidenten geht 
letzten Endes zurück auf die Reichswehr. Wie hier nach Schleichers Abgang 
die Dinge stehen, ist schon gesagt worden. 
4. Wird erklärt, der Konjunkhrrnufschwung ist noch nicht da, der 
Faschismus wird nicht imstande sein, in kurzer E i s t  die Massenarbeizslosig- 
keit und damit das Massenelend zu überwinden. Daher baldige Enttäu- 
schung breitm Massen. 
Das heiflt den Kern der Sache übersehen. Dieser Kern ist die Machtfrage. 
Gelingt es dem Faschismus, die Macht för längere Frist zu halten und zu 
befestigen, so kann er abwarten, bis inzwischen eine neve auch noch so 
~ r i n g f ü ~ i g e  und vorübergehende Wendung der Konjunktur kommt. Bleibt 
die bürgerliche Staatsrnacht und damit das kapitalistische System bestehen, 
so ist zu irgend einem Zeitpunkt eine Wendung der Konjunktur nach oben 
unausbieiblich, so beschrankt und kurzlebig sie auch sein mag, und ganz 
unabhängig von den einzelnen Mafircgeln der Regierrtng - es sei denn, es 
komme bald zum Kriege. Der Faschismus wird dann diese Wendung auf sein 
Kanto schreiben. Sie wird zeitweilig sein Prestige erhöhen. auch wenn er 
ganz unschuldig daran ist. 
Bis eine Konjunkturwendung kommt, kann der Faschismus seinen organi- 
sierten Anhang 'befriedigen durch Yemalnings- und Parte ipm~n,  das Pre- 
stige der Macht, durch Freie-Hand-Lassen ggeniiber dem ~Marxlsrnus~. 
durch Verdrängung von ~marxistischen* Arbeitern und Angestellten aus 



den Betrieben und ihre Ersetzung durch Anhänger des Faschismus, und 
durch Priwiiegiersng der Faschisten in den Betrieben in materieller und 
anderer Hinsicht. Die Unternehmer kommen dabei gleichfalls auf ihre 
Rechnung. Sie bekommen in den Faschisten eine Schutqarde. Sie werden 
die Gewerkschaften wie die RGO los. Sie k6nnen ruhig die Faschisten in den 
Betrieben bevorzugen, wenn die Gesamtlohnsumme herabgedrückt, wenn 
also die Aissbeuirtungsrate frn ganzen erhobt wird. 
Kommt eine neue Konjunktur, so werden voraussichtlich noch Millionen 
Arbeiter nußerhaib der Betriebe bleiben. Das Privilegium der Faschisten 
kann aIso bleiben. Die Arbeiterklasse Ern ganzen kann verhindert werden, 
die Konjunktur zur Erhebung über das Niveau der Krise auszunützen. Die 
vermehrten Kosten des faschistischen Staatsapparates können durch erhöhte 
Ausbeutung in den Betrieben mehr als wett gemacht werden. Je 10% durch- 
schnittliche Lohnsenkung bedeuten für den Unternehmer einen Gewinn von 
4-4 Milliarden Mark jährlich. 
Die Enttäuschung der vorn Faschismus nicht privilegierten Massen hat wenig 
zu besagen, solange diese Massen desorganisiert, eingeschüchtert, ohne ein 
klares Ziel, ohne einheitliche Führung sind. 
1. Die Arbeiter~r~anisationen, wird gesagt, sind noch unversehrt, im 
Gegensatz zu Italien. Erweisen sie sich aber nicht als fähig zum Widerstand, 
so werden sie vernichtet, nicht nur durch Schläge von auaen, sondern auch 
durch Zersetzung von innen, Organisationen, die sich als unfähig erweisen, 
ihre eigene und die Verteidigung der Massen zu organisieren, die ein Hemm- 
schuh fur das Handeln der Klasse sind, verhindern zugleich das spontane 
Handeln der Klasse. Hier ist die Tragik der Lage in der ArbeiterkIacse. 
4. Die internationale Lage des faschistischen Regiments. Frankreich hat auf 
die faschistische Machtergreifung in DeutschIand geantwortet durch die Bil- 
dung des Blocks der kleinen Entente. Es schraubt seine Fordemngen 
zunächst höher. Aber keine auswärtige bürgerliche Macht denkt daran, 
zugunsten der -Demokratie& in Deutschland sich einzusetzen. Der Aus- 
gleich wird auch hier auf Kosten der Arbeiterklasse erfolgen. 
7. Der *Vomärts* findet jetzt sogar einen Trost darin, dafl die Arbeiter- 
klasse auch ohne Organisationen leben kann. da  sie ja durch die kapitalisti- 
sche Produktion selbst organisiert sei. So schlägt der Reformismus in den 
Anarchismus-Syndikalismus um. Es ist wohl nicht niitig zu sagen, daß die 
Arbeiterklasse ohne Organisation aufhört, eine kämpfende Klasse zu sein. 

I V .  

Was die letzten Reste der biirgerlich-demokratischen Intelligenz noch auf- 
zubieten haben. zeigen die Vorgange in der Akademie der schönen Künste. 



Die Rücksicht auf die materiellen Interessen, d. h. die Feigheit der *Kolle- 
gend verhinderte die Worrführer der demokratischen Intelligenz sogar an 
dem Mindesmafl von K r a f t a ~ f ~ e b o t ,  das dazu nötig gewesen wäre, u m  die 
Akademie zu zwingen, selbst die Ausschlüsse zu vollziehen. 
Was von -demokratischer. Presse noch übrig ist, kastriefi sich selbst mit 
Riicksicht auf dic Inserntenplantagen. 
Das Zentrum steuert auf das lobliche Ziel hin, die Deutschnationalen und 
den Stahlhelm als Koalitionsgenossen der Nazis zu ersetzen. Der süd- und 
mitteldeutsche Partikularismus, vorwiegend vom Zentrum geführt, begnügt 
sich allgemein mit lendenlahmen *Rechtsverwahmngen. irn Reichsrat, die 
lebhaft an die entsprechenden Zeremonien der Stände irn Heiligen römi- 
schen Reich deutscher Nation erinnern. 
I n  Bayern wird den Wittelsbachem äffendich und demonstrativ gehuldigt. 
Diese -Opposition. ist so ohnmächtig wie reaktionär. Die Niederkämpfung 
des Zentrums durch den Faschismus ist keine ganz einfache Sache. Die Linie 
in der sie erfolgen wird, ist aber heute schon klar: Zugeständnisse des 
Faschismus an den katholischen Kl~trcs,  um die politischen und wirtschaftli- 
chen Organisationen des Katholizismus zu zersetzen und lebten Endes zu 
zertrümmern. 

Nach dem Staatsstreich Louis Napoleon 111. schrieb F. Engels an K, Marx 
( 1  1.  Dez. r 8 5 I): .Und es ist gar nicht zu leugnen, dafl wenn die revolutio- 
näre  Partei, in einer revolutionären Entwicklung anfängt, entscheidende 
Wendepunkt passieren zu lassen, ohne ein Wort dreinzusprechen. oder, 
wenn sic sich einmischt, ohne zu siegen, sie mit ziemlicher Sicherheit als für 
einige Zeit kaputt angesehen werden kann,. 
Es gibt schon eine ganze Reihe solcher *entscheidender Wendepunkte*, die 
die Arbeiterklasse und die mrevolutionäre Partei- hat mpassieren lassen* : 
Der ro. Juli, der r x .  September, der 29. November, der 30. Januar. 
Der nächste wird aller Voraussicht nach die Zeit um den 5 .  März sein. 
Noch sind die proletarischen Organisationen äußerlich intakt. Lassen sie 
auch den nächsten *Wendepunkt- "passieren*, so werden sie die längste 
Zeit gelebt haben. Alie Anstrengungen der noch kampffähig gebliebenen 
Teile der Arbeiterklasse müssen darauf gerichtet sein, die Umstände zu 
beseitigen, die dic Ursache davon sind, daß der ro. Juli u m .  ;~passieren* 
konnte. 
Welches diese Umstände sind, is t  von der kommunistischen Opposition 
wieder und wieder in den letzten vier Jahren gesagt worden, ohne auf das 
nötige Gehör und die nötige Tatbereitschaft zu stoßen. 



Seit dem 30. Januar stößt die kommunistische Opposition dank des Sprache 
der Tatsachen auf willigeres Gehör in den Massen, aber gleichzeitig auf die 
unbelehrbare Sabotage oder Ein~ichtslasi~kei t der Instanzen der *groflen* 
Organisationen. 
AIle Anstrengungen müssen darauf gerichtet sein, diesen Widerstand zu 
überwinden und das gemeinsame Handeln der Arbeiterorganisationen 
zustande zu bringen. Zu diesem Zweck müssen die Hebel gleichzeitig 
*oben= und *unten*, an den Spitzen wie in den Massen der pmletaricchen 
Organisationen, sowie in den Betrieben angesetzt werden. 
Die nächsten Wochen entscheiden für Jahre über das Geschick der deutschen 
Arbeiterklasse und großer Teile der internationalen Arbeiterbewegung. 



Deutschland und Italien 
[anonym) am 25. Februar 1933 
(Gegen den Strom. 6. Jg., Nr. 4) 

Nachdem jahrelang die sozialdemokratische und die kommunistische Partei 
ihre Passivität gegenüber dem Faschismus mit dem Argument zu begründen 
versuchten, Hitler könne hier nicht zur Macht kommen, da die Bourgeoisie 
nicht bereit sei, zu seinen Gunsten politisch abzudanken, und die Arbeiteror- 
ganisationen zu stark seien, hören wir jetzt, nachdem das *Unmögliche* 
rniiglich geworden ist, aus demselben Munde neue Vertröstwngen, neue Illu- 
sionen, die die Arbeiterklasse wiedemrn ii'ber das Versagen ihrer Organisa- 
tionen hinwegtäuschen sollen. Die neuen IlIusionen lassen sich in dem 
Schlagwort zusammenfassen: *Deutschland ist nicht Italien*. SPD und KPD 
werden nicht müde, sich selbst und den breiten Massen diese angebliche 
Wahrheit vorzupredigen. Dieser Sarz soll besagen, daß, obwohl der Natio- 
nalsozialicmus die Macht ergriffen hat, in Deutschland nicht der klassische 
Faschismus, wie er sich in der Hermchaft Mussoiinis in Italien verkärpert, 
möglich sei, dafl es hier keine faschistische Diktatur in *Reinkultur. geben 
könne, da13 es hier nur zu einer gemilderten Abart des faschistischen 
Regimes kommen werde, und daß schließlich selbst diese Form der faschisti- 
schen Diktatur in Deutschland nicht von langer Dauer sein könne und nach 
verhältnismäßig kuszer Zeit zusammenbrechen müsse. 
Auf welche Tatsachen stützen sich die Verfechter der kühnen These: 
Deutschland ist nicht Italien? Es sind vor allem zwei Tatsachen, die immer 
wieder als Beweis dafur angehihrt werden, dai3 ein Faschismus nach italieni- 
schem Muster in Deutschland unmöglich sei. Diese zwei Tatsachen sind auf 
der einen Seite die Kraft der Bourgeoisie, auf der anderen Seite die Stärke 
des Arbeiterorganisationen. 
Faschistische Diktatur bedeutet die politische Abdankung der Bourgeoisie, 
um ihre soziale Existenz zu retten. Sie beruht auf der Mon~po l s t e l l un~  des 
faschistischen Partei, die einzig und allein den Staatsapparat in Händen hat, 
die alle anderen Parteien, auch die bürgerlichen, von der Verfügung ubcr die 
Exekutivgewalt ausschaltet, ja sogar ihre Existenz vernichtet. Nach der 
Ideologie der sozialdemokratischen und kommunistischen Instanzen sollen 
nun zwar die itaiienische Bourgeoisie und ihre Parteien dieses Schicksal 



erlitten haben, infolgedessen sei es auch in Italien zur faschistischen Diktatur 
gekommen, die deutsche Bourgeoisie und ihre politischen Organisationen 
sollen dagegen zu stark sein, als dafl des Nationalsozialismus sie von der 
MachtausÜbung ausschalten könnte. Dieser bedeutsame Unterschied zwi- 
schen beiden Ländern, deren Ursache die verschiedenartige ökonomische 
Struktur - dort vorwiegend Agrarland, hier ein hochindustrieller Staat - 
sein soll, zeige sich bereits, so wird erklärt, in der Art, wie die faschistischen 
Regiemngm in Italien und die Hitler-Regierung in Deutschland zustande- 
gekommen und gebildet worden seien. 
Nach dieser Lesart soll Mussolini den Staatsstreich, den *Marsch auf Rorna, 
habe durchführen können. weil die faschistische Bewegung sehr stark, die 
Bourgeoisie dagegen ohnmächtig gewesen sei, während in Deutschland Hit- 
ler die gmaltsame Machtergreifung, den *Manch auf Berlina nicht h a k  
wagen können wegen des Widerstands der herrschenden bürgerlichen Klas- 
se, so daß der deutsche Faschismus auf seinen alleinigen Machtanspnich 
habe verzichten und sich mit einem Kornpromiß begnügen rniissen, 
Diese Ge~chichtsdars te l lu~ hat  mit den wirklichen Ereignissen nichts zu 
hin, sie ist eine Legende. In Wirklichkeit liegen nämlich die Dinge genau 
umgekehrt, wie sie dic sozialdemokratischen und kommunistischen xHisto- 
rikera darzusteIlen belieben. 
Was den Vergleich zwischen der organisatorischen Stärke der italienischen 
Faschisten und der Nazis betrifft, so waren hier ohne ZweifeI die letzteren 
die überlegenen. Das zeigd schon ein Vergleich der Parlamentsrnandate der 
beiden. Als MuscoIini r 9 2 2  die Macht ergriff, hatte er in der Kammer 23 
Abgeordnete von 53 5 (auf Grund der Wahlen von 193  I ) ,  an dem -Marsch 
auf Rom* beteiligten sich nicht mehr als 50  ooo Schwarzhemden. Man 
vergleiche damit die Zahlen, die die Nationalsozialisten aufzu weisen 
haben. 
Sprechen aber nicht grade diese ZahIen für die These, die wir zu widerIegen 
versuchen? Wenn Mussolinis Staatsstreich tmtz  der - im Vergleich zum 
Nationalsozialismus - relativen Schwäche gelang, so doch wohl nur, weil 
seine Gegner nicht an Widerstand denken konnten, während der deutsche 
Faschismus trotz seiner zahlenmäßigen Uberlegenheit bescheidener infolge 
der Machtfülle der Bourgeoisie sein mußte? Keineswegs. 
Die italienische Bourgeoisie, die irn Gegensatz zur deutschen Bourgeoisie 
über eine größere politische Tradition verfügte, die Iangere Zeit die poIiti- 
sche Macht innegehabt hatte, die sich zu einem groflen Teil zu liberalen und 
demokratischen Ideen bekannte, konnte nur  mit Gewalt bezwungen wer- 
den. Weil sie nicht bereit war, freiwillig abzudanken, mufften die faschisti- 
schen Banden in Bewegung gesetzt werden. Die italienische Bourgeoisie war 
wohl gewillt, die Faschisten an der Macht zu beteiligten, in die Regierung 



einige ihrer Vertreter hineinzunehmen, aber keineswegs gesonnen. ihnen 
den ganzen Staatsapparat auszuliefern. Als irn Herbst I 9 2  z die italienische . . 

Bourgeoisie dort stand, wo die deutsche Bourgeoisie zehn Jahre später ange- 
langt war, als der Bankrott des parlamentarischen Systems offenbar wurde, 
als eine Lösung der permanenten Regierungskrise ohne Hinzuziehung des 
Faschismus sich als unmöglich erwies, da tauchte der Plan auf, ein neues 
Kabinett unter dem Konservativen Salandra, dem italienischen Papen, zu 
bilden, dem einige Faschisten angehören sollten. Niemand, außer den 
Faschisten selbst, dachte daran, Mussolini rni t der Regierungsbitdung zu 
betreuen. Aber da der Faschismus nie und nirgends die Regiemngsverant- 
womng übernehmen kann, ohne gleichzeitig über die ganze Exeku tivge- 
walt zu verfügen, so m u h e  Mussolini sich die Macht durch ein Massenauf- 
gebot erobern, die die Bourgeoisie ihm nicht freiwillig abtreten wollte. Er 
gab den Befehl zum Marsch auf Rom. Erst unter dem Eindruck der Tausende 
von Schwanhernden, die sich in Bewegung setzten, verzichtete die Regie- 
rung auf Widerstand und wurde Mussolini zum Kabinettschef ernannt. Nur  
dadurch, daß Rom sich ergab, vollzog sich der Einmarsch in, die Haupatadt  
*friedlich.. 
In Deutschland dagegen bedurfte es weder der Drohung eines Gewaltstrei- 
ches noch der marschierenden SA, um Mitler in den Besitz des Staatsappa- 
rates zu bringen. Hier rief ihn die Bourgeoisie selbst, da sie keinen andern 
Ausweg mehr sah, um ihm die Macht auszuliefern. Es war umgekehrt die 
frühere Regierung, die sich nur durch einen Staatsstreich vor der faschisti- 
schen Machteroberung hätre retten können, und die, wie wir wissen, auch 
einen solchen Putsch plante. 
Wir sagten, faschistische Diktatur hdeute t  die politische Abdankung der 
Bourgeoisie. Die Richtigkeit dieses Satzes beweist die faschistische Diktatur 
in Italien, Die Regierung Mussolinir besteht nur aus Faschisten, ihr gehören 
keine Vertreter der traditionellen bürgerlichen Parteien an. ja diese Parteien 
existieren überhaupt nicht mehr, sie sind l äng t  verboten worden, Aber 
haben wir dann ein Recht, die Hitler-Regiemng als faschistische Diktatur zu 
bezeichnen, da in ihr auch Vertreter der Deutschnationalen Partei sitzen? 
Steht vielmehr nicht die Errichtung der faschistischen Diktatur erst noch 
bevor? Kann sie nicht erst im Kampfe gegen die Deutschnationalen und nach 
ihrer Bezwingung erfolgen und ist der Ausgang dieses Kampfes angesichts 
der Stärke der deutschen Bourgeoisie nicht noch zweifelhaft? Können wir 
infolgedessen wohl von eines faschistischen Diktatur in Ttalien, aber noch 
nicht von einer faschistischen Diktatur in Deutschland sprechen? 
Die so argumentieren, vergessen, daß die politische Abdankung der Bour- 
geoisie nicht ein einmaliger Akt ist, daß sie vielmehr ein Prozed von mehr 
oder minder langer Dauer i s t  Die so argumentieren und aus dieser Argu- 



mentation biIligen Trost schöpfen, übersehen, daQ auch in Italien mit seinem 
.klassischen* Faschismus die Bourgeoisie als Akteur nicht sogleich nach dem 
Marsch auf Romu von der politischen Bühne verschwand. 
Als Mussolini am 29. Oktober i 922 vom König z u m  Ministerprasidenten 
ernannt wurde - nebenbei gesagt, nach den Vorschriften der Verfassung, 
also auf *legale# Weise zur Macht gelangte -, da bildete er keineswegs ein 
rein faschistisches Kabinett, sondern nahm Vertreter der wichtigsten bü rg r -  
lichen Parteien in sein Ministerium auf. Neben fünf Faschisten (außer 
Mussolini) traten in die Regierung ein zwei Vertreter der  sozialen Demo- 
k ra t i e~ ,  einer linksbürgerlichen Partei, ein Konservativer, ein Demokrat 
und zwei Mitglieder der Popolari, der katholischen Volkspartei, die links 
vorn deutschen Zentrum stand. Erst Ende I 924, nach eines mehr als tweijäh- 
rigen Regierungszeit, gelang es Mussolini, seine Bundesgenossen abzuschüt- 
teln und ein rein faschistisches Kabinett zu bilden. 
Dia Ausgangsstellung des deutschen Faschismus ist demgegenüber unver- 
gleichlich günstiger. Der Nationalsozialismus teilt seine Macht nur mit den 
Deutschnationalen, einer verhältnismäßig schwachen Partei. E r  verfugt 
ihnen gegeniiber über die entscheidenden Positionen in der Regierung. 
Kaum waren Nazis und Deutschnationale in einem Kabinett vereint, als 
auch schon laute Wehklagen aus deutschnationalem Munde über die 
unfairen Koalitionsgenossen er t~nten .  Es scheint, daß der deutsche Faschis- 
mus Monate fiir die Bewältigung der Aufgabe, seine Alleinherrschaft zu 
sichern, braucht, für die der italienische FascIiismus Jahre benötigte. 
Mit dem Kampf gegen die politischen Repräsentanten der Bourgeoisie hängt 
die Halrung des Faschismus zur biirgcrlichen Demokratie, zum parlamenta- 
rischen System zusammen. Auch hier fällt ein Vergleich zwischen Italien und 
Deutschland nicht zu Gunsten des letzterrn aus und ist nicht dazu angetan, 

bem higende zu wirken. 
Der italienische Faschismus legte im ersten Stadium seiner Diktatur Wert 
darauf, als legale, verfassungsmäßige Regiemng zu erscheinen. Infolgedes- 
sen trat Mussolini - den Verfasningsbestirnmungen entsprechend - nach der 
Regiemngsbifdung vor das Parlament, das ihm mit den Stimmen der bürger- 
lichen Parteien das Vertrauen aussprach und ihm das geforderte Ermächti- 
gungsgesetz bewiEIigte. Um sich eine dauernde Mehthei t 
und damit weiterhin die parlamentarische Verhüllung der Diktatur zu 
sichern, wurde 1923 ein neues Wahlgeset7, wieder mit Zustimmung der 
Kammer, geschaffen, das den Faschisten bei den Wahlen I 914 mit 4 foo ooo 
Stimmen die Mehrhcit sicherte. Allerdings erhielten die Oppositionspar- 
teien (unter ihnen Sozialdemokraten und Komrnunis~en) noch drei Millio- 
nen Stimmen - trotz faschistischer Wahlmethoden und Terrors der Schwarz- 
hemden. K u n e  Zeit darauf, nach der Ermordung Matteottis, konnten die 



nichtfaschistischen Parteien im Parlament es sich erlaubn, einen, zwar 
schwächlichen, parlamentarischen Kampf gegen das faschistische Regime zu 
führen, der es zu einer zeitweiligen Milderung seiner Praxis veranlaßte. Der 
klägliche Zusarnmenbnich des nhventina, wie die Opposition genannt wur- 
de, beschleunigte dann allerdings das Ende des parlamentarischen Ara. 
Ende I 926 wurdcn die Oppositionsparteien ihrer Parlamentsmandate verlu- 
stig erkhrt. Aber erst r928 wurde der Parlamentarismus vollständig besei- 
tigh auf die parlamentarische Sanktion der Diktatur verzichtet. Ein langer 
Todeskampf des itaIienischen Parlamentarismus, wie man sieht! 
Er; hat den Anschein, dafl die faschistische Diktatur in Deutschland schneller 
den parlamentarischen System den Todesstofl versetzen, leichter auf den 
Segen des Parlaments verzichten wird, a!s es der italienische Faschismus 
angesichtc der demokratischen Traditionen des Landes, seiner alten bürger- 
lichen Parteien konnte. Die Hitlerregierung hat sich esst gar nicht um das 
Vertrauensvotum des Reichstags bemüht und wird auch auf die Zustim- 
mung des neuen Parlaments wenig Wert legen, wie ihre Wortführer offen- 
herzig bekennen. 
Auch in der Beseitigung der demokratischen Rechte hat der deutsche 
Faschismus einen Vorsprung vor seinem italienischen Vorläufer. Die 
Beschränkungen der Pressefreiheit, wie sie die jüngste *Verordnung zum 
Schutze des deutschen Volkes* vorsieht, finden sich erst in den Dekreten 
Mussolinis vom Juli und Dezember 1914. Und es ist mehr als zweifelhaft, ob 
in Deutschland erst nach vier Jahren faschistischen Regimes die -Ausnahme- 
gesetze. erlassen werden, durch die Mussolini r 926 alle antifaschistischen 
Organisationen und Veröffentlichungen verbot. 
Hinsichtlich der Stärke und Stellung der Bourgeoisie weist also die These 
*Deutschland ist nicht Italien. keinerlei Berechtigung auf. Im Gegenteil, 
eine genaue Untersuchung zeigt, da13 die italienische Bourgeeisie eine 
günstigere Position gegenEber dem Faschismus hatte, als die die deutsche 
Bourgeoisie hat. Trotzdem unterlag sie im Ringen mit dem Faschismus. Sie 
wurde besiegt einmal, weil sie im Kampfe gegen den Faschismus sich nicht 
auf Massen stützen konnte, die allein eine ebenbürtige Kraft gegenüber den 
faschistischen Organisationen gewesen wären. Diese Massen hEtte die Bour- 
geoisie nur in den Werktätigen gefunden, zu deren Niederschlagung sie aber 
gerade die faschistische Bewegung gebildet und gefördert hatte. Sie wurde 
zum andem besiegt, weil sie sich untaugiicher Kampfeswaffen gegen dcn 
Faschismus bediente. Sie beschrankte sich auf die parlamentarische Opposi- 
tion, die die faschistische Diktatur nicht stürzen konnte. Dazu hatte es 
auflerparlarnentarischer Massenaktionen bedurft, die die Bourgeoisie wegen 
ihrer revolutionären Konsequenzen fürchtete. So wurde die Bourgeoisie als 
politische Macht vernichtet. Teileile der bürgerlichen Parteien verschmolzen 



sich mit dem Faschismus: 1923 die natfonatisticchri Partei, der DNVP 
ähnlich, später Splitter der Popolari, der Demokraten usw. Die Rrste fielen 
dem faschistischen Terror und Jen Ausnahmegesetzen zum Opfer. 
Dasselbe Schicksal werden die bürgerlichen Parteicn Deutschlands unter der 
faschistischen Diktatur erleiden. Auch hier wird vielleicht ein nhveniin. 
entstehen, mit dem Zentrum an der Spitze. Das Resultat wird aber wie in 

Italien der Zusammenbruch, die Vernichtung der bürgerlichen Parteien 
sein. 
Es ist. also cine Illusion, zu erwarten, die Bourgeoisie werde dem Faschismus 
Fesseln anlegen. Laßt die ArlieiterkIassc sich durch die Hoffnung auf ein 
solches Wunder verleiten, passiv zu bleiben, so ist sie verloren. 
Ebenso *beweiskräftig# wic der Hinweis auf die angeblich stärkere Position 
der deutschen Bourgeoisie als dcr italienischen, ist die Berufung der 
Vertreter der These -Deutschland ist nicht Italien*, auf die angeblich 
bessere Lage in  der deutschen Arbeiterbewegung. Wir wollen auch in diesem 
Zusammenhang auf einige Tatsachen hinweisen. 
Es stimmt, daß in  Deutschland, einem hochentwickelten Industtieland, die 
Arbeiterklasse und ihre Organisationen starker sind als in dem vorwiegend 
agrarischen Italien. Aber irn Ycrhältnis zu der geringen Industrialisierung 
des Landes (nur Norditalien) war der Stand der italienischen Arbcitesbewe- 
gung nicht ungiinsti~. Die sozialistische Partei hatte vor dem Kriege $ 8  ooo 
Mitglieder, die Gewerkschaften 320 ooo Mitglieder; 1919  wuchs die Partei 
auf roo ooo Mitglieder an, die Gewerkschaften zahlten zwei Millionen; bei 
den Wahlcn I 9 2  r erhielten die Sozialdemokraten i 500 060, die Kommiinis- 
tische Partei z 9 r  ooo Stimmen. Wenn schon die deutschen Arbeiter ange- 
sichts dieser Zahlen keine Berechtigung haben, verächrlich auf ihre italieni- 
schen Arbeiter herabzublicken, so esst recht nicht, wenn die Frage nach den 
Taten der italienischen Arbeiter aufgeworfen wird. Die Rrkiterklasse Itali- 
ens hat  eincn heldenhaften Kampf gegen den faschistischen Tcrmr geführt, 
in vielen Städten erlitten die Schwanhemden bliitige Niederlagen, hier 
wurde wenigstens der Versuch gemacht, die Machtergreifung des Faschismus 
durch cioen Generalstreik zu verhindern. Wenn die italienischen Arbeiter 
trotz ihrer mutige11 Haltung besiegt wurden, so trifft die Schuld in erster 
Linie die verrätcrischet-i Reformisten, in  zweiter Linic unfähige ultralinke 
Führer $er KPT. Ohne die tapfere Gegenwehr der Massen liätte Mussolini 
wahrscheinlich schon frülier zum letzten Schlag gegen dir Asbeiterorganisa- 
tionen ausgeholt, der dann 1926 gleichzeitig die birgerlichen Parteien, die 
sozialdemokratische u n d  die kommunistische Partei traf. 
Obgleich zahlenrniOig starker als die proletarischen Organisatinncn in Ira- 
Lien, Iiahcn die deutschen Arbeiterarganisationen sich ungleich schwacher 
gegen den nationaIsozialistischen Terror gewehrt. Wcnn Lier die Arbeitcror- 



ganisationen noch verhältnismäßig intakt sind, sa ist das nicht ein Verdienst 
ihrer FWhningcn. Die Ursache ist vielmehr die, daß die Nazis zu schwach 
waren, vor der Machtergreifung die Arbeitcrorganisationen 50 zu zcrtrürn- 
rnern, wie es der italienische Faschismus getan hat, Um dieses Werk zu voll- 
bringen, dazu bedarf es hier des Staatsapparats, der Staats~twalt .  Nachdem 
aber einmal der Faschismus sich dieser erfolgreichen Waffe gegen die Arbei- 
terosganisationen bemächtigt hat, kann sie nichts als die eigene Tat vor dem 
gleichen Schicksal retten, das die italienischen Arbeiterorganicationen crlit- 
ten haben. Ja, hier wird der Vemichtungsfeldzug noch viel *gründlicheta 
und schneller vor sich gehen müssen, infol~cdessen wird der Tcrror blu tigcr, 
werden die Opfer gröiSer als in ltalien sein. 
In einem lndustrieland wie Deutschland kann sich der Faschismus nur an der 
Macht halten, wenn er ganze Arbeit macht. Das ist vor atlen Dingen in 

Zeiten wie dcr gcgenwiirtigen Krise notwendig. Ohne Zertrümmerun~ der 
proletarischen Organisationen gibt es keinen kapitalistischen Ausweg aus 
der Krise, den dem Monopolkapitalismus zu bahnen die ticfere Bedeutung 
der faschistischen Diktatur ist. Die Zerschlagung der Arbeiterorganisationen 
ist noch in anderer Hinsicht eine Lebendrage für den Faschismus. Der 
Kampf pgen den -Marxismus* ist es, der den nationaIsozialistischen 
Anhingern als Voraussetzung dafür hingestellt wird, daß es besser gellt. Er 
ist also auch das wichtigste Ablenkungsmanöver der fnschistischen Machtha- 
ber f h r  die kleinbürgerlichen Masscn, er ist ein Mittel, sich ~Autoritat* zu 
verschaffen, Furcht und Schrecken einzufläflcn und so jedcn Widerstand im 
Keime zu ersticken. Die  Anfänge der Vernichtung des ~Marxismus* haben 
wir bereits mitgemacht. Ein Vergleich der Opfer, die der faschistische Tcrror 
schon die deutsche Arbeiterklasse gekostet hat, mit den Opfern, die die 
Arbeiter Italiens bringen mußten, würde kaum die These rcchtfertigen 
.Deutschland ist nicht Italien*. Und dabei ist es erst der Beginn. Der deut- 
sche Faschismus wird sich kaum vierJahre Zeit lassen, bis er die kommunisti- 
sche und so7ialdernokrauschcn Organisationen vollkommen vernichtet? 
Die Behauptung, *Deutschland ist nicht Italien*. ist ein Betrug am Proleta- 
riat, das ihn teuer wird bezahlen müssen, wenn e y  an ihn glaubt Es gibt 
keine objektiven Tatsachen, die automatisch verhindcrn, dai3 italienische 
Zustände in Deutschland herrschen. Das verhindern, kann die Arbeiter- 
klasse nur  selbst tun. 



V1 1. Faschistische Parolen und Schlagworte 



Faschistische Parolen und Schlagworte 
Albert Schreiner, 18.Januar bis 22. Februar 1930 
(Gegen den Strom, 3. Jg., Nr. 3 bis Nr. 8) 

I. Der -MimiktycharaBter* der fuaschistiscben Propaganda. 

M wir heute eine starke faschistische Bewegung in Deutschland haben, ist 
unkstritten. Der Streit beginnt aber sofort, wenn man fragt: Was ist Faschismus, 
was und wen kann man als faschistisch bezeichnen? Wir wollen in den folgenden 
Abhandlungen nicht diese Frage huitworten, sondwn uns in der Hauptsache mit 
der sozialen Demagogie, deren sich der Faschismus in Wom und Schrift bedient, 
beschäftigen. 
Aus der reichen demagogischen Phraseologie der faschistischen Propaganda klar 
U$ eindeutig den &griff mFaschismus* herauszuarbeiten ist auf den ersten Blick 
nicht leicht, denn ein Wesenszug derselben ist eben, dlß sie in allen Farben 
sch i i le~ .  Auf jeden Fall i s t  es fürunsere Zwecke nützlich, zunächst einen Blick auf 
den Werdegang des Faschismus in Italien zu werfen, wenn auchvonmancher Seite 
behauptet wird, der Faschismus sei eine spezifisch italienische Erscheinung, der 
bestenfalls noch in mliderentwickelten, noch halb agrarischen Staaten (auf dem 
Balkan, in den russischen b d s t a a t e n  usw.) Nachahmung finden könne. 
Die Gleichartigkeit der Ptopagandunethoden der deutschen Faschisten mit denen 
Mussolinic, sinngemäß zngewandt auf die Lage in Dewtschlmd, ihr .Mimikry- 
charaktera, wie Wr. Eberkin, ein bürgerlicher Journalist und Anhänger des 
Faschismus, die Mussolinische Propagandamethdt in seinem im vongenJahrbei 
Scher1 erschienenen Buch *Der Weg zum Kapitol* bezeichnet, liegt auf der Hand. 
E. charakterisiert sie wie folgt: 

=Ais guter Psycholog machte sich Mussolini die Ieichte Beeinflußbarkeit 
harmloser Gemüter zunutze, indemer dem Faschismuseinen wahren Mimikry- 
charakter verlieh: er nahm die Farbe, ja die Form seiner jeweiligen Umgebung 
an, zeigte sich barcerlich bei den Ba- industriell in dm Fabrikzmtren, 
biirgerIich m den Städtm. Er trieb förmlich Selektion, politische Zuchtwahl 
nach den Erfordernissen des Augenblicks. Tn der Ernilia konnte er republika- 
nisch aufueten, in Tusin die Verdienste der Dynastie anerkennen. Sprach 
Mussolini in der Po-Ebene, so feierte er sie als die Wiege der herrlichen 
Bewegung, woltte er die Abmzesen gewinnen, so nannte er sie das Herz des 



Faschismus. Die Muil ider waren natürlich das Hirn, und als der Sohn der 
Romagna auf dem Kapitol die Burgemürde erhielt, da bekannte er stolz wie 
keiner vor ihm: Civis rommus sum! 
Diese einzigartige Anpassungsfähigkcit, die Elzstizität eher  Bewegung, die sich 
an keinen Weg gebunden hielt und daher die verschiedensten Zuflüsse 
aufnehmen konnte, machte den Faschismus zudem gewaltigen Strom, der nach 
und nach alle Damme eindruckte und schließlich den Staat selber aus seiner 
Bahn verdrängte ...U 

Die Wandlungs- und Anpassungsfähigkeit der faschistischen Propaganda hebt 
auch ein anderer des italienischen Faschismus, Professor Dr. E. V. 

Beckerath, in seinem Buch .Wesen und Werden des faschistisch Staa~~~es. hemor. 
Wie die faschistische Propaganda heute in Deutschland in ihrer Phrzwdogie sehr 
stark auf das industrielle Proletlriat abgestimmt ist, wie sie es darauf anlegt, die 
r a d h l e  Phrase der KPD noch zu überbieten, findet eine interessante Parallele in 
den Anfangen der Musoolinischen hopaganda. Spekulieren die Faschisten in 
Deurschland heute sehr stark auf die Anhänger des radikalsten Flügels des 
Arbeiterbewegung, so tat das ~uscolini  gegenüber dem syndikalistischen Flügel 
der italienischen Arbiterbewegung. Auf der Gri.indungsversarnmlung der Musso- 
linischen Kampfverbande im Fnihjahr 1919 in Mailand 

mergoi3 Mussohni ein Füllhorn demokratisch-syndiMistischer Fordemngen 
über die Anwesenden aus: Einberufung einer konstituierenden Versammlung, 
die als Zweig einer internationalen Versammlung gleicher A n  gedacht war; 
Proklamation der Republik, weitgehende Detentdisationund Autonomie der 
Provinzen und Gemeinden sowie Abschaffung der Bürokratie; Abschafhing des 
Senats, des Adels, der Wehrpflicht; Versammlung- und Pressefreiheit; Auf- 
lösung der Aktiengesellschaften, Unterdrückung jeder Art von Spekulation, 
von Banken und Börsen; Konfiskacian unproduktiver Einkünfte; das Land den 
Arbeitern, Syndihtisierung des Verkehrs und der ~ffentlichen Dienste. Es war 

gerade das Gegenteil von dem, was der Faschismus später verrairklichen sollte ... 
Der syndikalistische Einschlag, der vornehmlich in der SoziaIisicmng des 
Verkehrs und der Landwirtschaft lag, absichtseioll rrnklar in der Fassung, ist 
sparer, als die ceti medi zu den Verbanden gesto8ein waren, eingeschränkt 
worden, um dasBürgertum nicht vor den Kopf zu stoflen. Die Rücksicht auf die 
Arbeiter zwang dazy, solche Fordemngen nicht vollständig preiszugeben ...U 
(Beckeath, S. 19120) 

mDagegen wird Mussolinis Haltung schwierig, wenn es sich darum drehte. die 
Taktik der Arkiterschaft gegenhber dem Kapital zu defmieren; denn hier lieg 
sich das Interesse des Gesmzpmletariau, auch des syndikaiistisch- 
nationalisrischen, nicht leugnen ... Mussolinis Propaganda, so widerspnichsvoll 
sie ist und bei dem kunen Gedächtnis des Menschen sein durfte, ist orientiert 



an dem Haup ie l ,  den pazifistisch-internationalen Sozidisrnus zu kompro- 
mittieren, ohne die spdikaIistische Arbeiterschaft von seiner Seite zu stoßen.. 
(B. 5.  21) 

Was Mussolini in Id i en  dank besonderer Umstände verhältnismäßig leicht 
gelungen ist,die widerstrebenden Str6mungen und Bewegungen zu verkoppeln, d. 
h. dieselben der Erhaltung des Kapitalismus dienstbar zu machen, ist den 
Faschisten in Qeutschluid solange weit schwieriger, solange die Atbeiterbe- 
wegung und deren Organisationen noch intakt sind. Aber auch Mussolini g e h g  
es erst größeren Einflufl zu gewinnen nach des Niederlage des itnliensichen 
Proletariats im Jahre 1920. Die Zercttzungdet drbeitchwegung in DeutscMaad 
durch den fortgesetzten Vemt  der proletarischen Klasseninccnessen durch den 
Rcforrnisrnw einerseits und durch die Politik der ulmlinken. z, L. marcho- 
syndikdistischcn Phrase der heutigen Führung der KPD andererseits, fördert 
sichtlich die A ~ f n a h m t f i h i ~ k e i t  breiter Arbeiterschichten fur die soziaie Derna- 
g q i c  der Faschisten. Es bEeibt an Hand der Lehren, die wir aus der Entwicklung 
des Faschismus in Italien zu ziehen haben, zu untersuchen. was im einzelnen 
hinter den Parolen und Schlagwörtern. mit denen die Faschisten in Deutschland 
ihre Propaganda bestreiten, steckt, und wieweit sich ms ihnen wesensvrmandw 
Zuge mit dem itaienschen Faschismus ableiten Iassm. 

r1. *Tod dem M~rximrirsl* 

Die p z c  Stoßkraft der faschistischen hopzguida ist gegen den Marxismus 
gerichtet. Die politischen Aktionen des Faschismus haben die Dczimiening und 
Zerst~mng des organisatorischen Tmgcr des Marxismus - der Arbciterorganisa- 
tian in ihrer Gesamtheit - zum Ziel. Gegen bürgerliche Parteien und gegen den 
heutigen Staat wendet sich dtr Faschismus, soweit er sich von ihnm in seinen 
Absichten gehemmt glaubt oder in ihnen g;u Förderer des Muxismus erblickt. 
Drs Ziel des Faschismus ist die Ersmbung e h e r  Staatsfam, die seinen Absichten 
gegen die Arbeiterklasse den konsequenten, rtinsten Ausdnick verleiht. 
Das Schlagwort: *Tod dem Marxismus!a charakterisicrc den Faschismus m 
urnfassensten ais kontcmrolutionärc Bewegung; es drückt aus, d& er im Kunpf 
der Klassen Stellung für den Kapitalismus bezogen hat. Denn für dit Arkiter- 
klasse bedeutet der Marxismus die Erkenntnis hber ihre Existenzbedingungennls 
der vom Kapitalismus ausgebetlwten und unterdrückten Klasse und die Einsicht 
in die Bedingungen für ihren Befrtiungsfrarnpf. Wcr gegen diesen ist, wendet sich 
pgen den Marxismus - er schlägt den Sack und meinc den Esel -, und wer gegen 
den Marxismus ist, ist  g t p  den Bef~iungskimpf der A r b i t w h s t .  
Qa die Gedankengänge des Marxismus unter immer breiteren Arbeitennassen 
W e n  gewinnen und dadurch das Fundament der kapitalistischen fisstnheri- 



schaft immer mehr schwindet, benötigt der Kapitdsrnus zur Aufrechterhaining 
seiner Herrschdr einerseits immer bmtalere Mittel gegenüber der Arbeiterklasse 
und gleichzeitig immer dfmiertere Methoden zu ihrer ideologischen 
Beeinflussung. 
Die faschistische Bewegung hat sich in der Herausbildung und Vereinigung beider 
Methoden E r d e r  Fortschritte zu erfreuen. Zum Unterschied von den in ihrer 
objektiven Wirkung ähnlichen Methoden des Refomismus ist beim Faschismus 
hervorzuheben, da13 er seine Schläge gegen die Arbeiterklasse unter aktiver 
Mitwirkung und unter dem allgemeinen EeifalI der Massen seiner prolecartschm 
Anhanger fuhrt, ja, dai3die ihm gerade die aktivsten Elemente stellen; wahrend die 
reformistischen Fuhrer in einen immer stärkerrn Gegensatz zu ihren proletari- 
schen Anhängern geraten, je offener sie als Geschäftshhrer des biirgerbchen 
Staates Gewalt gegen die Arbeiterklasse anwenden. Die &rIegenheit der 
Faschisten gegenüber den Reformisten in dieser Beziehung liegt u.a, in da 
besonders raffiniert ausgeklügelten Methode der Massenbeeinflussung, die dvin 
besteht, unter möglichst enger Anlehnung i n  die der Arbeiterbewegung eigenen 
Phraseologie und der ihr eigenen iuhrhchen Formen der Organisation und des 
öffentlichen Auftretens - ja, Phrase und Auftreten der radikalsten Strömung der 
Arbeiterbewegung nach überbietend - den Arbeitermassen vonubuschen, es 
handle sich bei der faschistischen um eine solche Bewegung, die das vom 
~Marxisrnusa verratene und in den Schmutz gezerrte Banner der Revolution 
wieder aufrichte und unter dem SchIachtmf: %Tod dem Manrismus!a die Befreiung 
aller Ausgebeuteten und Unterdrückten, die new und wahre Revolution anbahne. 
Hier müssen wir ein Würzelchen der faschistischen Demagogie ziehen. W a r n  
finden diese faschistischen Rartenfängemelodien AnMang bei den Arbeit~m? Der 
Mvxismus ist seit Jahr und Tag durch die refomistischen Theorien bewußt 
verwässert und verfälscht, und durch die domistische J?raxi: tausendfältig 
verraten worden. Die dadurch b i  großen Arbeitennassen hemorgemfene Ab- 
neigung gegen den Reformismus versuchen die Faschisten in den Dienst i h m  
Rampfes gegen den Marxismus zu stellen. indem sie Reformismus gleich 
Marxkrnus senen und alles, woran Reformisten beteiligt sind, als marxistisch 
verseucht denunzieren. Diese Demagogie geht beispielsweise soweit, d d  die 
Faschisten selbst den Staat des Tmstkapitals, dieweil Reformisten in der 
Regiemng sitzen, ais  *marxistischen Staat. bezeichnen und ebenso das parla- 
mentarische Regime als einen Ausfluß des mxu-xistischen Zeitgeistes* ver- 
dammen, denn es gibt manchem Refomistca fette Pfründe. (Und welcher 
Arbeiter Iiebt das bürgerliche Parlament und die burgerliche Regicmng, die immer 
ncue Lasten auf seinen Rücken büdcn?) So rmchen sich die Faschisten 
gleichzeitig die antikapitdistischm und antireformistischen Stimmungen breiter 
Arbeitermassen dienstbar zum Kampf gegen den Marxismus. Das fällt den 



Faschisten um so leichter, als der Reformismus von den Rdniserschein~n~endes  
kapita!istischen Systems so zerfressen ist, daß er den Sozialismus, dessen Namen 
er sich nach wie vor bedient, im schlimmsten Ausmaß diskreditiert. 
Die Kommunistische Partei mit ihrem heutigen, sektiererischen politischen Kurs, 
die mstatt wirksame revo!utionäre Massenpolitik zu treiben, radikale Phrasen 
drischt, ist nicht in der Lage, das wettzmachen, was der Reformismus fort- 
gesetzt zur Diskreditierung des Sozialismus beiträgt. Vielmehr ist es den 
Faschisten ein leichtes, die heutige Fühning der KPD auf ihrem stärksten Gebiet, 
dem der radikalen Phrase, hinter der keine für die Massen sichtbaren Erfolgs- 
möglichkeiten stehen, zu überbieren. 
Wir sprachen davon, daß die faschistische Propaganda ein &injefies Sgstemzum 
Kampf gegen den Marxismus herausgebildet habe, indem sie sich an die 
Phraseologie wie an die Formen der Organisation und des öffentlichen duftretens 
der Arbciterorguiisationen eng anlehne. In den programmatischen Formu- 
lierungen der faschistischen Propaganda finden wir, daf! sie samt und sonders 
darauf zugeschnitten sind, möglichst populäre, schlagwommige, in der Phrase oft 
radikaIere -Ersatz#-Losungen für die Hauptgedanken des Manismus zu geben, 
die seit langem in bestimmten Losungen und ScHagwerten ihren Niederschlag in 
den Massen gefunden haben. (Es braucht hier nicht betont zu werden, daß mit 
dem Worrradikaiismus der faschistischen Propaganda auf die OberfIächlichkeir 
und Gedankenlosigkeit der Arbeiterschichten mit nicht d e r  minder entwickel- 
tem Klassenbewußtceins apituliert wird.) Narürlich sind entsprechend den 
verschiedenen Strömungen der faschistischen Bewegung die verschiedensten 
Schattiemngen in Programmen und Losungen der einzelnen faschistischen 
Organisationen festzustellen. Aber den Hauptgesichrspunki finden wir bei allen: 
Karnpfgegm dm Marxirmtcr. Das ist obrstes Gesetz, denn er umfdt alle die 
Gedanken, die tödliches Gift hr den Kapitalismur sind, wenn sie Gemeingut 
gioßer Massen werden. 

III .  ~ H a a t  die Juden* - *Rassen- statt KIassenkampflx 

Dem marxistischen Grundgedanken Uhr  die durch die kapitalistischen Eigen- 
~msverhältnisse bedingte Klassenscheidung der Gesellschaft, bber die Wnver- 
söhnlichkeit der Klassengegensatze und über den sich daraus f0ItgesetZt neu 
entwickelnden und sich stetig zuspitzenden Klassenkampf rückt die faschistische 
Demagogie arn hamiäckigsren zu Leib. Dr. Goebbels, der demagogischsten einer 
in der Front der faschistischen Kimpen wehrt sich ganz üherflüs~i~erweise gegen 
die Unterstellung des Stahlhelmfuhrers V. Stephmi, die Berliner Richtung der 
NationaIcozialisten bewege sich in den Gedankengängen des Rla~senkarn~fes. 
Entcüstet ruft G.: 



* W o  kann Herr Major V. Sc. uns nachweisen, daß wir den Klassenkampf 
proklamiert haben? Weiß er nicht, wie jedes politische Kind, daff die NSDAP 
der zktivste Vortrupp im l m p f  gegen den Klassenkampf is t? Wo hat je einer 
von uns die Dikatatur des Proletariats . .* (.Der Angriff. vorn 
27.10.1929.) 

Was cteiit nun die faschistische Demagogie der popul'aren These vom Klassen- 
kampf gegenüber? Die Antithese vom Rassmkampfi Die zieht sich wie ein roter 
F d e n  durch das Flechtwerk der faschistischen Propaganda. Die Rassenfrage hat 
für die faschistische .Gedankenwelt. dieselbe Bedeuning wie im Marxismus der 
flassenkarnpfgedanke. Die ökonomischen Grundfragen, die Stellung zum Staat, 

die Stellung zu allen politischen, kulrurellenund weltanschaulichen Fragen sind in 
des faschistischen Ideologie verknüpft mit der Rassenfrage. Allerdings sind in der 
faschictischen Bewegung auch in diescr Frage Ale Spielarten vertreten, vom 
stupidesten Antisemitismus bis zum Bneuen Nationalismus*, fur den .der 
Antisemitismus keine Fragestellung wesentlicher Art ist* (wie Ernst Jünger, einer 
der Haupmmeter dieser Richtung feststehe, .Tagebuch-, Heft 33, X. Jahrg., 
1929), und der damit der realen Entwicklung und Srruktur der großbiirgerlichm 
Klasse am meisten Rechnung tragt. Aber den Cchlaperten wie: qeschichtliche, 
menschheitserlösende Mission der germanischen h s r ,  mvölkische Wieder- 
gebunm und ~Mlkiscbe Erneueninga, mvölkischer S t u t e  und summa summamm: 
mvölkische Belange*, wie den Schlaporten von der *nationalen Erneuemng~ und 
dem 8neuen Nationalismusa liegt der Gedanke vorn R~rsenkarn~f  zugrunde, 
dessen Notwendigkeit für Deutschland .begründet. wird mit der *&rfrem- 
dung des deutschen VoIkes durch fremdstämmige Elemente=, insbesondere durch 
die .semitische Ras-, die das .Wucher- und Finanzkapital= in ihren Händen halt 
und das  gesunde, narionale Kapital* verdrängen und nach dem Plan der .Sieben 
Weisen von Zion* die Welthemchdt des .raffenden. über das .schaffende 
Kapital. aufrichten will. Unter des ersteren mZinsknechtschafte habe heute schon 
das  deutsche Volk* besonders zu leiden. 

Es ist wie gesagt keine neue und originelle Erfindung der faschistischen Propa- 
ganda, wenn sie die Massen - deren Mascenempfinden durch die sehr realen 
Tatsachen ihres Daseins als Ausgebwtete und Unterdnickte fortgesetzt geweckt 
wird - irrezufllhren versucht, indem sie den Angriff der Arbeiterklasse auf den 
HauPtfeind, auf den Kapitalismus insgesamt, nach einer falschen Richtung 
abzulenken versucht. Um die Cebensfrist des Gesamtkapitatismus t u  verlängern, 
wird hr die Empörung der unter der L s c  ihrer Not und Entbehrung ächzenden 
Massen ein Blitzableiter aufgestellt. *Der Jud ist schuld!. *Das jüdische Wucher- 
und Raffkapital frißt am Mark des deutschen Volkes?* Deshalb; *Haut den 
Juden!- und -Wir brauchen keine Judentepublik!a und so fort. Diese Schlagworte 
verfangen am allermeisten bei den Schichten. die durch den fortgesetzten 



Expansionsfeldzug des Trust- und Monopolkapitals am meisten durcheinander- 
gewürfelt und in Massen aus ihrer sozialen Basis als Kleinbürger oder Proletarier 
entwurzelt werden. Die ihrer Ideologie nach reaktionärsten Schichten des 
Kleinbirgerrums und die korrumpierresten Schichten des Proletariats sind der 
antisemezischen Demagogie arn leichtesten zugänglich. Ihr Grundgedanke liegt 
auf derseIben &ne wie der von den Zauberern und Medizinmännern primitiver 
Negervtilker geiibte Brauch, den enttäuschten Gläubigen einen abgesetzten 
Fetisch zu opfern, an dem sie ihre Wut datiiber ausIassen können, daß crotz ihrer 
Bitten kein Regen kommt oderein anderes Miflgeschick den Stamm betroffen hat; 
die Machtstellung der Zauberer und Medizinmänner über den Stamm ist durch 
deren Schachzug auf jeden Fall erneut gerertet. Eine näherliegende Parailele zum 
Versuch der Faschisten, vorn Wassenkampf auf den Rassenkmpf abzulenken, 
besonders auf die -SchuIdm der Juden hintulenken, habn wir in der Negerhene 
und in der Hetze .gegen die gelbe Rasse*, die von der arnerikanischen Bourgeoi- 

sie betriebrn wird, in der Judenhetze und den Judenpogromen des Zarismus und 
des heutigen Polen. In alldiesen Fällen verrucht die herrschende Klasse den bei der 
unterdrückten Klasse gegen sie angesammelren Zündstoff zur Enttadung zu 
bringen, ohne dai3 die besitzende Klasse dadurch in Mideidenschaft gezogen wird 
und ohne dd? sie Schaden nimmt. 

[V.  gegen die Ziusknechtschafi- - ~Scbaffendes und raffendes Kapital* - 
* Z i n s h s c h n f t  und Zinsknechtrchaft~. 

Die beherrschende Stellung des Rassenkampfgedankens in der faschistischen 
.Ideen*-Welt hat den klaren Sinn, die Arbetter von ihrem Kampf. selbst von dem 
um ihre nächstliegenden marerieUen Interessen, abzulenken. Denn: 
.Ehe also der wirccchaftliche Kampf beginnen kann, muß der vöIkisch-politisch 
ausgetragen sein.. (Wesen und Grundsätze der NSDAP. München 1929, S. 25.) 
Die Frage des wirtschaftlichen Kampfes zwischen Kapital und Arbeit ist a b r  fiir 
die Mehrheit der Bevölkerung - ob Jud, ob Christ, ob Atheist - die 
brennendste. Sie ist es e k n  auch für die proletarische und kleinbürgerliche 
Gefolgschaft des Fasctiismus, d ie  von ihm in erster Linie Linderung und 
Beseitigung ihrer wirtschaftlichen Not erwartet, Der Faschismus muß also einer- 
seits seme ökonomischen Fordemngender Phrase nach diesen antikapitalistischen 
Regungen seiner eigenen Gefolgschaft anpassen, i h m  Sinn und ihrer Wirkung 
nach müssen die ökonomischen Forderungen des Faschismus seinem obersten 
Daseinszweck - der Sicherung und Erhaltung des Kapitalismus vor den 
Anstürmen des proletarischen Klassenkampfes - entsprechen. 
Sehen wir zu, welches ökonomische khrgebaude der Faschismus in Deutschland 
zu diesem edlen Zweck auf seiner Generallinie vom Rnssenkampf aufgeführt hat, 



welche .Lösung* der ökonomischen Fragen er seinen proletarischen und klein- 
bürgerlichen Anhängern verkünder, ohne dem Kapitalismus zu schaden. 
Für diejenigen, die dem Faschismus antikapitalistische Tendenzen und Absichten 
unterstellen, weil solche Stimmungen in seiner Gefolgschaft vorhanden sind, sei 
nochmals betont, daß der Faschismus mit beiden Beinen auf dem Boden der 
kapitalistischen Eigentumsverhältnisse und Begriffe steht, Der blinke- Nario- 
nalsozidist Goebbels sagt in seiner bereits erwähnten Polemik gegen den 
Stahlhelmführer V. Stephani auf dessen Vorwurf, das Programm der NSDAP sei 
 sozialistisch- -mit scharfer Einstellung gegen das Privateigentum.: 

*Scharfe Einstellung gegen das Privateigentum? Wo, wann, wie? Beweise! 
Eigentum ist heilig, wenn e5 heilig erworben und zum Wohl des Volksganzen 
verwaltet Mrd. Ist das bei Börsengaunern, Warenhausrarnsckm, Tnistschie- 
bem und Bodenspe kulan ten der Fall?. 

Hier wird also zwischen *heilig* und nunheilig. erworbenem Eigentum unter- 
schieden und auch angedeutet, auf welche Art das letztere erworben wird. Die 
KapicalistenkIasse wird dso danach in zwei Kategorien geschieden. Wie mancher 
Arbeiter wird von Stund an keine Ruhe mehr haben, weil er in vdliger 
Verkennung der wahren Sachlage den falschen Kapitalisten bestreikt hat. Aber 
daran kann man eben erneut die Wirkung des marxisrischen Giftes feststellen, das 
d m  hungernden Proleten dieses feine Unterscheidungsvermögen zwischen 
*heilig# und wnheiIig* erworbenem Eigentum raubt. Die Lage wird aber für den 
Arbeiterntrch verwirrter, wenn er gemäßder faschistischen Theorie den *heiligen* 
oder wnheiligenm Charakter des Eigentums nach Religion und Nation des 
Kapitalisten unrescheiden soll. Die faschistische Theorie unterscheidet d a s  

Wirtschaftskapital eines Landes in zwei grundsätzlich verschiedene Kategorien*: 
*in das mit dem nationalen Boden unlösbar verbundene schaffende Industrieka- 
pital und die Landwirtschaft einerseits und in das an keinen Boden gefesselte 
raffende Leihkapital.. (Wesen und Grundsärte der NSDAP, S. 23.) 

Und z w u  ist dem rschaffenden* Kapital nach der faschistischen Theorie mia: der 
Bodenständigkefr der nati~naie und christlich Charakter eigen, irn Gegensatz zu 
dem -raffenden Leihkapital*, das internationalm jüdirchen Ursprungs und die für 
die jüdische IRasse~typische~ *unheitige*Forrndes Erwerbs von Eigentum sei. Man 
stelle sich nun wieder besagten Arbeiter vor, in welche Gewissenskonflikte er 
gebracht wird, wenn er  nach diesen Grundsätzen sein Verhalten gegen die 
Kapitalisten einrichten will. Er will das mnffende Leihkapital* bekämpfen, als da 
sind, frei nach Goebbels: m&rsengauner, Warenhwsmmscher, Tnistschie'berund 
Bodenspekulanten*. Wie nun, wenn der Warenhausbesimr ein Christ, der 
Landwirt und der Industrielle, also der zu schützende mationalm Kapitalist ein 
Jude i s t ,  wie, wenn Christen Indusrrielle und *Bömngaunera, wenn christliche 
Landwirte zugleich mbdenspekulanren* sind und ümgekehm? Auf diese sehr 



verzwickte Sachlage ist es anscheinend turückzuführen, daf3 die Faschisten zu 
keinem Kampf gegen das Kapital, nicht einmal gegen das Leihkapital. kommen, 
womit den Drahrziehcrn des Faschismus treffend gedient ist. 

Die gegenseitige Durchdringungdes *schaffenden- und des .raffenden* Kapitds ist 
bin Wirklichkeit die Unterwerfung des deutschen Unternehmers, Erfinders, 
Arbeitnehmers unter das Diktat des an sich unschöpferischen Leihhpirals. Auch 
das ist Zinsknechtschaft* {S. 23). Vordem war als solche schon genannt die 
Abhängigkeit ganzer Völker und Staaten von einigen hunderr Bankiers. Da 

.dieses Feldzug gegen alle erzeugend Schaffenden aller Völker von den 
Hebräern, die heute fast sämtliche Banken und Börsen leiten, mit gr6ßter 
Skrupellosigkeit und mit Hilfe engster inrernaclonaler Zusammenarbeit unter- 
nommen worden ist, und da nun die jüdische HochCinanz zu allem andern noch 
als politische Druckmittel Presse und Parlamente beherrscht, so i s t  die Zins- 
hemchaft einerseits und die Zinsknechtschaft andererseits gleichzeitig ein 
völkisches, politisches und wirtschaftliches Problem. (S. 24). 

Und *weil die feindliche politische Macht ganz überwiegend von vehindeten 
Börsen- und Revolutionsjuden ausgeübt wird, sind die Nationalsozialisten die 
schärfsten Antisemiten., denn der .Jude stellt tatsächlich den Dämon 
des Verfalls der Menschheit dar. und es ist unemräglich, mdafl ein schmarorzendes 
Wüstmvolk unser Schicksal ZU besrimmen in der Lage ist*. Aus diesen und 
anderen GSnden: *Brechung der Zinsknechtschaft.. Darunter wieder verstehen 
die Nationalsozialisten in ihrem Programm .Verstaatlichung der Börsen und 
Bankenw. Aber mich  die anderen Völker muilten hinter das Wesen der jüdischen 
Mimik7 kommen* und die rnSchlange am Genick fassen*. So könnte die ganze 
Reparationsfrage mit einem Schlag gelöst werden, iwenn jedes Volk seine 
Bankiers, seine nur schmarotzenden, wuchernden Borsenjuden einsperren und ihr 
den Välkern abgegaunertes Geld zum Besten der Nation.. . der nationalen 
indusrrie und Lndwirrschaft . . , verwender würde- (C. 25). Se!bstversfindIich 
h t n f f t  das nur die beschnittenen Juden, womit die soziale Frage endgültig geIö.st 
wäre, denn es ist  von keinem unbeschnirtenen Juden anzunehmen, das sollte man 
wenigstens nach der -plausiblen= Theorie der Nazis und anderer antisemitischer 
Strohkopfe glauben, daß er es seinem beschnittenen Kumpan gleichtut in der 
Auspowening seiner *Volksgenossen*. 

k o r  wir uns weiterhin mit den ökonomischen Forderungen des Faschismus in 
Deutschland und mit ihrer wtheorerischena Basis befassen, ist es an der Zeit zu 
fragen,warum der Antisemitismus in der Propaganda, des italienischen Faschismus 
weder vor noch nach der Machterobemng eine Roile gespielt hat und warum er in 
der Propaganda des Faschismus in Deutschland ein so beherrscihtnder Faktor is t ,  
daß gleich die ganze ökonomische .Theorie* des Faschismus danuf aufgebaut 



wird? (Ähnlich verhalt es sich mit dem Antisemitismus übrigens auch in Polen, in 
den russischen Randstaaten und in geringem M d  in Österreich.) 
Die Ursachen, wanirn der Antisemitismus in Preußen-Deutschland heute noch 
so kräftig in die Halme schieRen kann, liegen weic zurück und hängen aufs engste 
mit den besonderen Bedingungen der kapitalistischen Entwicklung und der 
bürgerlichen Klasse in Deutschland zusammen. 
Das Hutdels- und Wucherkapital, das sich in der feudalen Gesellschaftsorga- 
nisation des Mittelalters fast ausschliefllich in den Händen von Angehörigen 
traditioneller und zum Teil in alle Winde zerstreuter Handelsvölker (Juden. 
Armenier, Griechen) befand, hat mit der Entwicklung des Welthandels, wdurch 
die Bedeutung des Wucher- und Handelskapitals erhöht wurde, zur Auflösung 
der feudalen GestllcchafFsordnung in emw Linie beigerragen. Die Ausdehnung 
des Welthandels steigerte den Warenhunger. Die in der feudalen Gesellschaft bis 
dahin vorhesrschenden handwerklichen Produktioncmethoden vermochten ihn 
nicht zu stillen. Neue Produktionsmethden kamen auf. Die Handelshemn 
gründeten, zunächst an den Haupthandelsplätzen, Manufakturwerkstätten. Als 
Träger der jungen, kapitalistischen Produktionsweise bildete sich eine neue, die 
großbürgerliche Klasse heraus, in der auch die Träger des jüdischen Kaufmanns- 
und Wucherkapitals aufgingen. In den Ländern um das mittelländische Meer, 
später bei der Verschiebung des Schwergewichrs des Welthandels an die an den 
Atlantischen Ozean angrenzenden europäischen Länder, wo sich die kapitalisti- 
sche Produktionsweiseund die bürgerliche Klasse am ungehemmtesten entwickel- 
ten, wurde mit der Emanzipation der bürgerlichen Klasse auch gleichzeitig die der 
feudalen Gesellschaftsorganisation eigene Au~nahmestellun~ der Juden aufge- 
räumt, ihre Emanzipation ging Hand in Hand mit der der bürgerlichen Klasse. So 
ist es zu erkIaren, dafl der Aniisemitismws, ein Rrrdimmt des Feudalirmus, in 
Italien, Frankreich, Spanien, Holland, kaum eine Rolle spielt, und daß er 
gleichzeitig in Preußen-Deutschland noch so stark ist. 

Abgesehen vom südlichen und westlichen bedeutete fiir das übrige Deutschland 
die Verschiebung des Schwergewichts des Welthandels an die Ufer des Atlanti- 
schen Ozeans einen hemmenden Faktor fiir seine ökonomische Entfaltung. Die 
Ansätze zu einer Entfdtung der Städte, der Entwicklung eines ausgedehnten 
Handels und des Kaufrnannskapitals wurden aber auRetdern irn heutigen ost- 
elbischen Preuflen, besonders in der Mark Brandenburg. durch die Fürsten und 
den Adel gemeinsam gedrosselt. Kopischmutet es an, daß gerade die osteIbischen 
Junker heute zu den Preisboxern des Antisemitismus gehören, die doch in 
Gemeinschaft mit den Hohenzollern die Warenprduktion der Städte zu 
unterbinden versuchten, indem sie selber Warenproduzenten wurden und den 
Wamnhandel des städtischen Bürgertums ebenfaHs nach Kräften unterbanden 
und ihn jiidischen und armenischen Kaufleuten übertrugen, die zu diesem Zweck 



extra ins Land gerufen wurden und die den iunkerlichen und fürstlichen 
Schröpfgelüsten wehrlos ausgelieferr waren. 
Die Vorherrschaft der Vemeter  des Feudalismus, der Junker-, Offiziers- und 
höheren fkamtenkaste in Preußen - und nach der Reichsgnindungübemug sich 
dank der Vormachtstellung Preußens dessen feudale Tradition auch mehr oder 
weniger auf das iibrige Reich -, konservierte den Antisemitismus ganz beson- 
ders stark. Die Vertreter der Junkerkaste wudten sich dieses Sicherheitsventils in 
fiir sie kritischen Sicuarionen immer trefflich zu bedienen. Bei den Handwerkern 
und Bauern, die dem irn Mittelalter vornehmlich jüdischen Kaufmanns- und 
Wucherkapital durch Junker und Fürsten ausgeliefert waren, die wiederum 
Bauern, Handwerker und die jüdischen Wucherer rupften, wurde der HaR gegen 
letztere traditionell. Als diese Zustände durch die weitere Entwicklung Fangsr 
iiberholt waren, verstand es die Junkerkasre immer wieder, bei jedem Anlauf, den 
das Bürgerrum in der neueren und in der neuesten Geschichte das Proletariat 
gegen das Junkerturn unternommen hakn, den Judenhal3 zu schüren. 
Der Antisemitismus ist dank der langen Vorherrschaft der Junkerkaste in 
Preden-Deurschland und der daraus rrsultierenden politischen und kulrurellen 
Rückständigkeit grofler Bevölkerungsschichten heute erneut und in stärkerem 
Mafle wie vor Jahrzehnten d e r  Sozialismus der dummen Leute., wie ihn ein 

Schlagwort aus dieser Zeit bezeichnet. Der Antisemitismus ist aber ein Wcsens- 
zug der faschistischen Propaganda in Deutschland, womit sich der Faschismus 
erneut als reaktionäre Bewegung ausweist. 

hatten fest~estellt, daß die Scheidung in anationales, christliches, boden- 
ständiges, schaffendes* und in -jüdisches, fremdes, internationales, raffendes 
Wucher- und Leihkapital* den Bestand des Kapiralisrnus in keiner Weise 
gefährdet. Diese Art des Agitation der Faschisten in Deutschland ist vor allem auf 
die kleinbürgerlichen d e s  noch stark in kleinbürgerlichen Anschauungen 
steckenden Bevolkerungsschichnn zugeschnitten. Bei ihnen verfängt die anti- 
semitische Demagogie am srärksten, weil sie als Vertreter der handwerklichen 
Froduktionsrnethoden oder der dieser cntsptechenden Anschauungen, deren 
Todesufieil durch die kapitalistische Entwicklung Iängst gesprochen ist, ihrer 
unaufhaltsamen Vernichtung durch die grofikapitalistische Entwicklung ohn- 
mächtig und ratlos geEenüberstehen. Da nun, wie bereits dargeleg, in den 
Anfangen des Kapitalismus das Wucherkapital als Geburtshelferin desselben eine 
wichtige, unentbehrliche, irn Bunde mit den Firsten und Feudalherren dem 
Kleinbürger- und Kleinbauemtum gegenüber aber die RoHe des erbarmungslosen 
Würgers spielte, und da gerade in Ostelbien und Poten diese Rolle aus den schon 



angeführten Griinden in der Hauptsache jiidischeri Kaufleuten und Wucherern 
zufiel, ist in den genannten Gebieten, in denen zudem die ökonomische 
Enkcklung  durch die jahrhundertelange Raubpolitik der Junkerkaste künstlich 
gedrosselt wurde, der günstigste Boden zur Konservierung des Antisemitismus. 

Seit der Entfaltung des modernen Kapitalismus in Deutschland kehren antisemiti- 
sche Wellen fast periodisch wieder. Zeitlich fdSen sie fast immer zusammen mit 
solchen Momenten der kapitalistischen Entwicklung, in denen die *Großen- die 
*Kleinen* serienweise auffressen, in denen die Proletarisierung des Kieinbürger- 
mms, zeitlich auf einen kurzen Zeitraum zusammengedringr, zur Massenerschei- 
nung wird. Der Kleinhändler sieht nur seinen Mamrnutkonkurrenten, den Waren- 
baushsitzer; der Handwerksmeister, der in keiner Weise gegenüber dem 
Großbetrieb konkurrenzfähig ist und seine Zuflucht zum kleinen Geldleiher 
nimmt, dcm er meist hohe Zinsen bezahlen muß, sieht in ihm seinen Feind. 
Ähnlich verhält es sich mit dem Kleinbauern. 
All diese Schichten, die nur immer ihwn Untergang als *selbständige Existenz* 
vor Augen haben und sich dagegen venweifelt wehren, sind geneigt, in ihrem 
Denken - eirig~engt durch rhre kleinbürgerliche Vorstellungswelt und Uber- 
liefemngn - nicht irn kapitalistischen System als solchem, sondern in Teilen 
desselben und in dessen Repräsentanten, sei es der Geldverleiher, die Bank, der 
Warenhaucbesitter oder der Bodenspekulant, ihren, und was für sie damit 
gleichlxdeutcnd ist, den Verderber der ganzen Gesellschaft t u  sehen. Was hinter 
diesen =Verderberfirn des Kleinbürgertums steht, verdichtet sich in seinen Augen 
zu einer mystischen Macht - mit Ludendorffs Hilfe tu den Sieben Weisen von 
Zion. 
Die nach rückwätts, nach einem Zustand mit längst überholten Produktions-und 
Austauschmethoden gerichteten Bestrebungen und Anschauungen der kleinbür- 
gerlichen kv~lkeningsschichten finden in der faschistischen Phrase ihren Nieder- 
schlag. Das Psoietariac als Klasse weist den Weg nach vorwäns, iiber den 
Kapitalismus hinaus, zum SoziaEismus und hat diesen Weg in seinem Kampf 
beschritten. Es ist damit der unversöhnliche Feind des Kapitalismus. Diese 
Tatsache erleichtem es aber auch dem Faschismus, sich die Kräfte dienstbar zu 

machen, die selbst den historischen Fonschritt, den der Kapitalismus gegenüber 
dem Feudalismus und der ihm eigenen Produktionsweise bedeutet, am liebsten 
wieder rückgkingig machen möchten. Der Faschismus kann sich dieser Kräfte um 
so leichter bedienen, als das Kleinbürgertum mit seinem, ihn so stiefbrüderlich 
behandelnden groi3en Bruder den Gnindsatz vom Privateigentum an den 
Produktionsmitteln gemein hat. Aber das Kleinbürgertum hat gleichzeitig 
gemeinsame Berühmngspunkte auch mit dem Proletariat, weil es eben in den 
meisten Fallen nur noch diesen Gnindsatz, nicht aber das Privateigentum an den 
Produktionsmitteln selber mehr sein eigen nennt. 



Soweit die kleinbürgerliche Vorstellungswelr und ihre Eigennimsbegiiffe irn 
Proletariat noch lebendig sind und soweit es sich irn Proletnnat um Schichren 
handelt, die ebenso wie das Kleinbürgemim ohne Kenntnis der eigentlichen 
tieferen Zusammenhange durch den Raubzug des Trust- und Monopolkapirals 
auf den Auss teheta t  gesetzt sind und in ihrer verzweifelten Lage keinen Ausweg 
sehen. macht sich der Faschismus selbst diese proharischen Elemente für seinen 
gegen die Klassenziele des Roletariats gerichteten Kampf dienstbar. Diesen 
Elementen und ihren Stimmungen sucht die faschistische Phrase in den Schlag- 
Worten, die die antikapitalistische Note besonders betonen und sich an die 
sozialis6sch~ und kommunistische Phraseologie anzulehnen versucht, Rechnung 
zu tragen. 

Die wirtschdtlichen Forderungen der Natiodsozialisten sind auf die genannten 
Schichten zugeschnitten. Zur *Brechung des Zinsknechtschaft* wird die .Ver- 
staatlichung der Börsen- und Banken- gefordert. (*Wesen und Grundsätze der 
NSDAP-, C. 25). Im *Angriff# vorn 3. Oktober $929 wird die mSozialisiemng der 
Banken- verlangt, desgleichen ein *Anti-Tnistgesetz*, entsprechend dem 13. 
h n k t  des Programms der NSDAP, in dem d i e  Verstaatlichung aller (bisher) 
bereits vergesellschafteten Betriebe (Truste)a gefordert wird. Diese beiden 
Forderungen, besonders die letzte, sind natürlich auch für den Arbeiteranhang der 
Faschisten berechnet, ebenso wie die im h n k t  14 *Gewinnlxteiligung 
an Gtoßbemie'bena und der *gro&iigige Ausbau der Altersversorgung-. Für den 
Mittelstand wieder ist das so verlockende Ziel der~soforrigen Kommunalisierung 
der Warenhiuser und ihre Vermietung zu billigen Preisen an kleine Gewerbe- 
treibende* aufgestellt. Was gerade durch die letzte Forderung grundsätzlich 
Neues geschaffen werden soll, isr: nur einem begreiflich, det gelernt ht, in 
Hakenkreuzen zu denken. Endlich wird meine unseren nationalen Bedürfnissen 
angepaiSte Bodenreform, Schaffung eines Gesetzes zur unentgeltlichen Enteig- 
nung von Boden für gemeinnützige Zwecke, Abschaffung des Bodenzinses und 
Verhindemng jeder Bodenspekulation* gefordert. Zur Beruhigung der Grofl- 
agnrier, wie in einer Euflnote zu diesem Programm 'bemerkt wird, erklan Hitler 

=Gegenüber den verlogenen Auslegungen des Punktes 17 des Programmes der 
NSDAP von seiten unserer Gegner ist folgende Feststellung notwendig: Da die 
NSDAP auf dem Boden des Privateigentums steht, ergibt sich von selbst, daß 
der Passus *Unentgeltliche Enteignung. nur auf die Schaffung geserzIicher 
Möglichkeiten Bezug hat, Boden, der auf unrechtmäßige Weise erworben 

wurde oder nichc nach den Gesichtspunkten des Volkswohls verwaltet wird, 
wenn nötig, zu enteignen. Dies richtet sich demgernaß in erstes Linie gegen die 
jüdischen Gnindstuck~~~kulations~esellschaften. 
München, den 13. April 1928. gez. Adolf Hitter.. 



Diese Erklärung wird alle diejenigen großkapiulistischen Kreise, auch in bezug 
auf die anderen Eodemngen des Nazis, beruhigen, die noch nicht gewußt haben, 
d 4  Hitler für sie nicht der brüliende Liiwe, sondern eben nur Zettel der Schneider 
ist. 
Wir haben Wirrschafts-*Theorie. und die auf ihr Wenden Fordemngen dw 
Natiomisozidisten hervorgehoben, weil bei ihnen der ganze Wust Wirtschaft- 
Iicher Fordemngen, denen wk in der faschistischen Bewegung in Deutschlarid 
begegnen, den bis heute *klarsten= Niederschlag gefunden haben und weil bei 
ihnen die soziale Demagogie - eine typische Eigenheit des Faschismus überhaupt 
- bereits zu einem System zusunmengefdt ist. 
&naschende hreinstimmung ergibt sich zwischen den wirtschaftlichen 
Fodeningen der Nazis und denen, die Mussolini 1919 auf der Gründungsver- 
s a d u n g  seiner Kampfvefbindeaufstellte. Wir sretien einige dieser Forderungen 
gegenüber: 

Mussoiini f o r k  Die NSDA P fordert: 
(siehe Beckerath, S. 19): 

- Auflösung der Aktiengeseli- - Verstaatlichung alles bereits vergesell- 
schaften; schaheten Betriebe (Truste); 

- Unterdrückung jeder Art von - Abschaffung des Wenzinses und Ver- 
Spekulation; hindemng jeder Bodenspekulation . . . 

Todesstrafe gegen Wucherer und Schie- 
ber; 

- Unterdrückung von B&n - Verstaatlichung von Banken und 
und Börsen Börsen 

- Konfiskation unproduktiver - Absch&ng des arbtits- und mühelosen 
Einkünfte; Einkommens: 

- das iand den Arbeitern. - eine unseren nauonaien Bedürfnissen 
anuigcpzßte Bdenreform; Schaffung ei- 
nes Gesetzes zur unentgeltlichen Ent- 
eignung von W e n  für p e i n n ü a i g  
Zwecke. 

Die Trennung in nacionlles und internationdes Kapital ist bei der intematioden 
Verflechtung der kapitalistischen Wimchdt barer Unsinn, der dadurch noch 
erhöht wird, w e m  die führende RolIedes internationalen Kapitals heute noch den 
Juden zugeschrieben wird. Das *nationale, bodenstkdig,  schaffende, christliche 
Kapid- der R m b b  Bosch, iTysm, Kbckncr hat kängfi irn deutsch-frsntösischm 
Kalikartell, irn &utrch-frrnwsi5cAnr Chmtkt~~st, irn intmatirrnah Robtahl- 
karte11 lustige Hochzeit mit dem *internationaien, fremden K a p i d  und zudem 
noch na~10n;J und intermtiond mit dem *unschöpferischen Leihkapitdm, dem 

'Bankkapital, gefeiert. Und auf allen Börsen der Welt Iäflt das -Mensbndige, 



nationale, schaffende Gpitd* seine Papierchen handeln und nwe Profite durch 
Spekukationen und Borsenmanöver hecken. Von *Untetarc&ng des deutschen 
Unternehmertums.. . unter das Diktat des an sich uns~hö~ferischen Ltihkapi- 
tds.: kann hier gar keine Rede sein, 
Wir haben es bei den Erscheinungen, gegen die die Nazis und Konsorten 
anzukämpfen vorgeben, mit einem EntwicklungsproztD der kapitalistischca 
Wirtschaft zo an, der nur durch die Aufhebung des Kapitalismus zum Stillstand 
gebracht werden kann. Dieser Konzentrationsprozeß des Kapitals ist  eben 
gekennzeichnet durch die gegenseitige Durchdringung des Industrie- und Bank- 
kapitals und durch die Herausbildung des Finanzkapitais, durch die Henusbil- 
dung der Trustc und Monopole und durch die internationale Verkettung der 
kapitalistischen Wirtschaft. 
Gegen die verderbliche Auswirkung dieser Entwicklung auf das Proletariat und 
den Mittelstand - auf den aEten wie auf den neuen -, also auf die iibergoßc 
Mehrheit der Bevölkerung, hilft weder die reformistische Homöopathie noch die 
faschistische Demagogie, sondern nur die proletarische Revolutibn, die dem 
Kapitalismus den Garaus macht. Die wirtschaftlichen Fordemngen der Faschisten 
sind reiner Bluff. Man sehe, wnc in Italien von den ersten Fordemngen Mussolinis 
realisiert ist. Und wem unsere Behauptung noch nicht stichhaltig ist, der betrachte 
mit uns die Mittel und Wege, die die Faschisten in Deutschland zur Verwirkli- 
chung und Sicherung ihres Wirtschaftspmgramms vorschlagen, w i e  sie sich zur 
Frage des politischen Machtapparates, wie sie sich zum Staat steilen. 



V1 11. Dle praktische Anwendung im Abwehikampf 



Einheitsfrunt #von unten& und nvon oben* 
August Thalheirner arn 4. Mai 1930 
(Arbeiterpolitik) 

Die Einheitsfront als Redensart figuriert jetzt nach der .Wendung* fast in jedem 
offiziellen Schriftstück der Kommunistischen Internationale im ganzen und der 
KPD irn einzelnen. Von einer wirkl ich  Taktik der Einheitsfront ist noch nichts 
zu sehen. Cie ist auch gar nicht möglich. solange man Teilfordwnngm und 
Teieillosangen d e r  Tagesfotderrrnp nls Gegenstände aufl0parlammtarische-r 
Mnswmktionen ablehnt (in den Parlamenten war es erlaubt; eine Tatsache 
auspzsprmhen oppormnistischen Charakrers, denn sie 'bedeutet die Ablehnung 
der Verbindung auhrparlarnentaischer mit parlamentarischen Aktionen); so- 
l a n ~ e  eine GeuierkrchiJts- und Be~riebsrüi~wahltaktik aufrechterhdten wird, die 
den wichtigsten Schritt der praktischen Verwirklichung der Einheitsfront, 
nämlich die Mobilisimng der Gewerkschlftsmjtglieder ausschlieflt; und solange 
das Gespenst des ~Sozidfaschismus* noch die Köpfe verwirrt. 

Damit die Taktik der Einheitsfront sich wieder Bahn bricht in der kornrnu- 

nistischen Bewegung ist es aber auch nötig,die *theoretischen* d e r  besser 
phraseologischen Hindernisse zu beseitigen, die dem ntich im Wege stehen. 
Eines der wichtigsten dieser Hindernisse ist die Redensart von der lEinheitdront 
w n  rrnien-. Sie soll erlaubt sein, während dagegen die *Einheit$~oni von oben. 
nicht erlaubt sein soll. weil sie eine =oppormnisrische Schweinereia ist. 

Was ist die *Einheitsfront von unten- irn Gegensatz zu der =von oben*? 
.Einheitsfront von unten* ist es, wenn die kommunistische kesse sich mit der 
Auffordening zu bestimmten Aktionen an nichikommunistis~he~ d. h. sozialdem+ 
kratische, christliche oder mparteilose* Arbeiter wendet. Einheitsfront .von oben. 
ist, wenn die Kommunisten sich mit solchen Auffordemngen oder Angeboten an 
die Führer sozialdemokratischer. christlicher oder anderer Organisationen 
wenden. Der Ausdmck Einheitsfront -von unten* wurde, wenn wir nicht irren, 
von Maslow und Ruth Fischer eingeführt, und dann von der Kommunistischen 
Internationale übernommen. Die Praxir der ultralinken Ara unter Maslow-Ruth 
Fischer in Deutschland, und ebenso in anderen Ländern, hat gezeigt, daß die 
Einheitsfront .von unten* auf die Ahl~hnnng der Anwendung der Taktik der 



Einheitsfront überhaupt hinauslief und infolgedessen zu wachsender Tsoliening 
der Kommunistischen Partei von der Arbeiterklasse führte. 
Warum das so kommen muflte, gilt es aber auch theoretisch klarzustellen. 
Am einfachsten geschieht dies, wenn man sich auf die Entstehung der Einheits- 
fronttaktik besinnt. Die Einheitsfronttaktik entstand in Deutschland nach der 
Spaltung der USPD. Ihre wste Äußerung war ein *OffenerBriefr der KPDan den 
Vorstand des ADGB und der 5PD zu gemeinschaftlichen Aktionen flir die 
Verteidigung wirtschaftlicher Tagesinteressen der Arbeiter. Das erste Schreiben 
dieser Art war von Kar! Radek verfaßt. In den Taktikthesen des 3. Weltkongmsses 
der Kommunistischen Internationale wurde dieses Verfahren von Lenin gegen- 
über kritischen Anfechtungen ausdrücklich gebiiigt und alsmnst~rhaft hingesteift. 
Lenin hat die Taktik der Einheitsfront nicht erfunden, sie entsprang aus den 
Umständen des Kampfes der Kommunistischen Partei in Deutschland. Lenin aber 
machte den ersten Schritt zu ihrer theoretischen Klärung und Verallgemei- 
nerung. 
Was waren nun die Umstände, die zur Ausbildung der Einheitsfronttaktik 
führten? 
Erstens die Tatsache, da13 die Kommunistische Partei nunmehr z-mal sich als 
Spalterin der Arbeiterparteien betätigt hatte. Die Arbeiterklasse irn ganzen 
empfand diese Spaltungen, trotzdem sie unbedingt notwendig waren, als Schwa- 
chung ihrer Aktionsfahigkeit. Die sozialdemokratischen und unabhängigen 
Fühningen betrieben eine systematische ~~itari'ori, in der die Kommunisten als 
Spalter der Arbeiterbewegung angeklagt wurden. Diese Agitation machte Ein- 
druck in der Arbeiterschaft. Denn wenn die reine organisatorische Herausbildung 
der Kommunistischen Rnei auf dem Wege der Spaltungen der reformistischen 
und zentristischen Parteien artf l h g m  Sicht die Aktionskraft der Arbeiterklasse 
fördert und eine unerlißliche Vorbedingung dafür ist, so ist eine irnrnitrelbaw 
Schwächung der Aktionskmft der Arbeiterklasse dabei unvermeidtich. Daher 
erhob sich für die KP die Frage: Wie treten wir dieser Agitation und ihren 
Wirkungen entgegen, wie befriedigen wir den Drang nach einheitlicher Aktion de* 
Arbeiterkinfse? Damit war die Frage gestellt, die die Grirndfrage der Taktik & 
Gnhit$tmt ist: die ~ e r i t e l l u n ~  einheitlicher Aktion der Arbeiterklasse trotz 
orgsnisnt~rischer Spalt~ng und pundrätzlichPn Gegensatzes. 
Zweitens wurde die Frage auch dadurch aufgerollt, da13 der unmittelbare Macht- 
Kampf abbrach.und an seine Stelle der Kampf um Teilfordmngmund Übergangs- 
10sungen trat. 

Diese beiden Umstände ergaben die Lösung: die Partei muß ewrs~chm, die Einheit 
der Aktionen der Arbeiterklasse über die organisatorischen Spalmngen und die 
grundsätzlichen Gegensätze hinweg zu verwirklichen. Das Gebiet soIcher Ein- 
heitsfrontaktionen könne nicht das sein, wodie pndsatziichen Gegensätze offen 



sind, ~ B O  nicht das des Machtkampfes, sondern das Gebiet, wo awchonmd odtr 
wirklich ein gemeinsamer Boden zwischen Rtfomisrnus und Komrnuni~rnus 
vorhanden ist: also dts Gebiet der R e f o m ,  der T f i ~ ~ & ~ n g e n ,  dcr Tages- 
fordcrungm, d e r  b p f  um das Stiickchen Brot., wie der erste offene Brief das 
ausdruckte. Wir sagen anrchcinmrC weil in Wirklichkeit der Gegensatz zwischen 
Rcformisrnus und Zentrismus einerseits, und Kommunismus andererseits, sich 
auch auf die Frrgm der Psfannen, der Tagesfordemngtn mtrcclrc, denn die 
konkrete StcUungnhme des Refonnisrnus und Zentrismus zu Refomen und zu 
Massedt ionm fur Reformen ist durch seine grundsänliche Einstellung m 
bürgerlichen Smt und zur hpiulistischen Wmehaft rnitksbmmt. Abcr 
während Reformismus und Zentrismus in den grnnddtzlichm F r a p  ihren 
Gegensatz zum Kommunirrnus offen awrspchm, spielen sie sich ~ c n d e  als 
A n h i g a  des Kampfes um Reformen auf und sie ~erdmken ihm ~ n h a n ~  eben 
dem Umstand, dzß ihre kirhininger glaubm, ihm Parteien wollen und kämen um 
Reformtn K i p f e n ,  und daß der Wille zum Kampf um Reformen bei &n 
Adxitaurhiuigern dieser Parvien mehr oder minder vorhanden ist, auch dann, 
wenn sie noch nicht bereit sind, umdie Macht zu kämpfenund ghukn, die Macht 
sei allein durch eine Reiht von Reformen zu emichen. Die Aufforderng der KP 
an die reformistischen und zentristischen Organisationen zu gemeinsamen 
Aktionen um die d e r  jene Tages#ordenuig kann, jc nach den konkreten 
UmScinden, den Erfolg habn, solche Aktionen zugundtzubringn oder nicht. in 
beiden Fallen nutzt das der Arbeiterklzsse im allgemeinen und der KP im 
besonderen. Im ersteren Falle ist die KP die Initiaterin der Aktion und diejenige, 
die sie m energischsten fuhrt. Irn letztem Fall enthüllt sich den Arbeitern auf 
Grund ihm rigrnrn Elfahmna wie es mit d m  Willen des Reformismus und 
Zmtrismus, um Reformen zu kämpfen, wirklich btsteltc isc. Im ersten FA1 ist die 
Aktion eine Schule des Kommunismus, indem sie die Gmzm des Kampfes um 
Refomn und die Notwndigkeit, duüber hinauszugehen, den d m  bcteilimen 
drbeitcrn praktisch aufzeigt, im zweiten Fdl ist das Nichtzustuidekommtn der 
Aktion durch die Schuld des Reformismus die Lthst. 
Als die allgemeine Vonussetzung der Einheitsfmnttiktik aber Mbt sich der 
Umstand. daß m n  getrenntm Organirationm und entgegtnptzccr Grund- 
sätze die Einkcit dcr Aktion der Arbeicerklassc durchgesetzt werden soll. Mtr 

bildet den K m  der Einkitsfmnttlkzik, d 4  man sich i n  die Dganirationni 

wendet, die vorgcbm, iür Rtfonmn um. zu Iümpfen und deren W g e r  dies 
glauben und die selber diesen Kvnpf woUm 
Wer sich aber an Ogenisahonm wenden will. m d  sich nicht nur an dem 
Mitglieder, sondern auch an die von ihnen gewählten Fuhr~ngm wenden. 
Sieht man jcd~ch gmndsarzlkh davon ab, sich an Ogsnirahonm zu wenden ( u d  
dzr bedeutet die grundsätzliche Ablehnung der Wendung an ihre Führungen), so 



bkih warn Wem do Tdktik der Einheit$runt nicbts mehr *brig. Sie wird 
a u f g e h .  Dnnun bedeutet dic*Taktikder Einheitsfront von unten= tatsächlich 
die A~~fgabe dicm Taktik. 
Eine Wendung an die Arbeitennassen ohne BerGcksichtipng ihm Organisationen 
ist aber nur dann und dort richtig, wo die Organisimtheit der Arbeiterklasse keine 
erhebliche Rolle spielt, d e r  die kommunistische Organisation bereits die 
ausschlaggebenden sind. 
In Deutschland und in einer Reihe anderer kapitaIistischer Lander ist aber die 
Organisiertheit der Arbeiterklasse eine Tatsache von ausschlaggebender Weu- 
tung. Aber gibt es nicht wschiedene Formen der Einheitrftonttaktik? GewiiR. Aber 
die Nichtberücksichtigung der Organisationen i r i  Ühharrpt  keine Form der 
Einbeitsfronttaktik. 
Um was kann es sich also bei den verschiedenen Formen der Taktik der 
Einheitsfronttaktik handeln? 
Offenbar um die Stufe der Organisationm, an die man sich wendet. Ob es die 
untersten, die mittleren oder die obersten Spitzen der Organisationen sind. 
Was hier im gegehnen Falle das zweckmi~igste, d. h. das wirksamste ist, das 
hängt jeweils von den gegebenen Umständen ab. Nehmen wir einen bestimmten 
Fall - die Puizerkreuzerbewilligung. Es harte selbstverständlich keinen Sinn, 
sich an den Parteivorstand der SPD mit einer Aufforderung zu wenden, eine 
Kampagne gegen den Panzerkreuzer mitzumachen, wo dieser Parteivorstand den 
Ministern erlaubt hatte, fur den Panzerkreuzer zu stimmen. Wohl aber hatte es in 
diesem Fail einen guten Sinn. sich an den h d t s w r s t a n d  Sachsen zu wenden, 
nachdem dieser sich in einer Resolution scharf gegen die Politik der Parteileining 
gewandt hatte, und diesen Landesvorstand und durch ihn die Landesorgmisarion 
vor die Frage gemeinsamer Aktion gegen Panzerkreuzerbau zu steHen. Oder die 
Leitung des ADGB. Sie hat sich a ~ f  dem Papiei. fur den SfrbenstrtndPnt~~ erklärt. 
Ihn d a  vor die Frage der Aktion fur den Siebenstundentag zu stellen, wäre in 
diesem Fall volEständig richtig und mcckrnäflig. 
Ein Schema Iäßt sich hier nicht aufstellen. Die konkreten Umstände, der Zweck, 
die ~orauszusehende Wirkung sind hier das Entscheidende. 



Antifaschistisches Karnpfprogramrn 
August Thalheimer am 14. und 15. Februar 1937 
(Arbeiterpolitik) 

1. 
Jedem Arbeiter, der nicht in den Parlarnentsaktionen den Nabel der Weit sieht, 
muß heute klar sein, daß der Auszug der Nationalsozialisten und der Deutsch- 
nationalen samt ihrem kleineren Anhang, d.h. des faschistischen Blmkes, aus dem 
Reichstag eine Wmchütf..ng &T außwparfarnmturic Angriffe der Faschisten 
g e p  die Asbritrrklasse und ihm Organisationen ankindigt, weil er eine Ver- 
schäming des Kampfes des Faschismus um die Staatsmacht bedeutet. Um den 
entscheidenden Schlag zu führen, der den Faschisten die Staatsmacht in die Hand 
gibt, md3 für sie eineVorbedingung sein: die mehr oder weniger weitgehendeZer- 
rrümmemng der A rbeiterorganisationen, 

k h e r  haben die Faschisten ihre Terronktionen gegen die Arbeiterschaft ver- 
stärkt und sie werden sie noch gewaltigweiter verstärken, wenn die Arbiterschaft 
nicht rechtzeitig und wirksam zur Gegenwehr greift. Damit die Gegenwehr wirk- 
sam ist, mußeinc Grundbedingung edüllt werden - die Hersteilungder Einheits- 
front rrnd G~schlormkitf i ir  den Kampf und im Kampf. Bei der cirganisauirischen 
Zersplittening und Zerrissenheit der hAxiterschaft,die sich natyrlich am schroff- 
sten ausdrückt in den Spinen der ~ i t e ro rgan i sa t ionen ,  kann diese Einheit der 
Aktion nur von unten her, durch die Initiative der Arbeiter selbst und von 
örtlichen Ausgangspunkten her geschaffen werden. 
Für die einheitliche Aktion gegen den Faschismus ist  aber ein Pinkitliches 
antifaschirrisck Karnpfprogrumrn notuxndig. 

Ein solches antifaschistisches Karnpfprogramrn kann jedoch nicht darin bestehen, 
daR versucht wird, die rein kommunistischen Ansichtenund Fordemngen für den 
Kampf gegen den Faschismus den A h i t e m  aufzuoknuiieren, die noch nicht 
Kommunisten sind. Ein solcher Versuch ist naturgemZi3 zum Scheitern ver- 
dammt. Er kännte nur die Arbeiter um sich sammeln, die bereits überzeugte 
Kommunisten sind, oder mit dem Kommunismus soweit sympathisieren. da13 sie 
seinen Zielen und Grundsätzen zustimmen, auch ohne noch kommunistisch 
organisiert zu sein, Aber die Arbeiterschaft kann mit der einheitlichen Akrion 
nicht solange warnen, bis die gesamte Arbeiterschaft sich auf den Boden des 



Kommunismus gestellt hat -, denn die Fa'aschistenwarten nicht solange mit ihren 
Terroraktionen und ihrer politischen Propaganda und Agitation, 
Ein antifaschistisches Karnpfprogramrn hat nur dann Aussicht, die Arbeiterschaft 
in ihrem ganzen Umfang über die Parteigrenzen hinweg zur Aktion zu vereinigen, 
wenn es dem Bedürfnis und dem bereits erreichten Verständnis des Gros der 
Arbeiterschaft entspricht. Es muß alsoein Programm von Tagesforderungen oder 
Übergmgslösung~n sein, die Eorrnuliemng der einfachsten und dringendsten 
Bedürfnisse der Arbeiterschaft und der Mittelschichten, 
Sollen also die Kommunisten dabei auf ihre eigenen Einsichten und ihren eigenen 
Standpunkt verzichten? Keineswegs? Sie sollen und müssen als Kommunisten ihre 
revolutionäre Propaganda in die Bewegung hineintragen, aber sie können sie nicht 
zum Avsgnngspankt und zur Vorbedingung der gemeinsamen Aktion machen, 
weil so eine einheitliche Aktion nicht zusrandekornmen kann. Sie dürfen nicht das 
vorwegnehmen und zur Bedingung stellen, was erst das Ergbnir der Aktion und 
die Frrccht der gemeinsamen K~mpfeifnhrrrn~ rder Arbeiter sein kann. 
Die Grundlage eines antifaschistischen Kampfprogramms, das zur Aktion der 
Massen führt, müssen die dringendsten wirtschaftlichen und politischen Inter- 
essen dieser Massen sein, in erster Linie der Arbeiterklasse, aber auch der übrigen 
Werktätigen in Sradt und Land, der sogenannten Mittelschichten. Um der 
Demagogie der Faschisten den Boden zu entziehen, dazu ist die rücksichtslose 
entschlossene Vertretung der Masseninreressen notwendig, und dies erfordert 
zugleich den schirfsten Kampf gegen die Brüniag-Regierung und ihr erzkapi- 
~ilistisches Programm der Auspliindenrng der Werktätigen, der sozialen 
Reaktion, der Begünstigung der Großindustriellen und GroRpndbesitzcr, der 
imperialistischen Aufrüstung, der Verkrüppelung und des Raubs der demokrati- 
schen Rechte der Werktätigen, ebenso wie gegen das scheinrevolucionar verklei- 
dete in Wahrheit aber ebenso erzkapitalistische Programm der Faschisten. 

Ein antifaschistisches Kampfprogramrn r n d  also iiri rücksichtslos antikapita- 
listisches Kampfgrogramm sein. Er muR ein proktansches Karnpfprogramm sein, 
das zugleich die mrklichen Interessen der Mittelschichten vom proletarischen 
Gsichtspunkl aus vertritt und so den Kmpf der Mittelschichten mit dem der 
Arbeiterklasse vetbindet. Und es kann sich dabei nicht nur und nicht in erster 
Linie um ein parlamentarisches Aktionsprogramm handeln, sondern vor allem um 
ein Aktionsprogramm für die aui3erplrlamentarische Massenlktion. Denn der 
Schwerpunkt des faschistischen Gegners lag von vornherein nicht im Parlament, 
sondern außerhdb, und wenn durch irgend etwas, so wird dies durch den Auszug 
des faschistischen BImks aus dem Reichstag unterstrichen. Aber die Aktion der 
Arbiterktsse rnuß natürlich abch die parlamentarische Aktion einschlielSen und 
diese muß die augenblickliche L g e  benicksichtigen, die im Reichsta~ durch den 
Auszug des faschistischen Blwks entstanden i s t  -, wdurch,  solange dieser 



Auszug andauen, Sozialdemoknten und Kommunisten zusammen gegenüber 
den anderen Parteien eine Stimmenmehrheit im Reichstag hakn. Es gilt, in der 
kommunistischen wie in der sozialdemokrarischen Arbeiterschaft das Ver- 
standnis dafür m wecken, damit sie ihre parlamentarischen Vertretungen vor 
diese Frage stellen. 

Es handelt sich selbstverständlich nicht darum, dalS irgend eine Seite der 
Arbeiterschaft ein salchcs Kvnpfprogmmm aufoktroiert. Die Kommunistische 
Opposition ergreift hier die Initiative, weil niemand a u b r  ihr sich dieser Sache 
angenommen hat, die ein dringendes Bedürfnis der gesamten Arbeiterklasse ist, 
um es vor die Arbeiterschaft zu bringen, zur Diskussion zu stellen und die 
gemeinsame Aktion d a h r  zu fördern. 

Ein Aktionsprogramm für den gemeinsamen geschlossenen K m p f  der Arbeiter- 
klasse gegen den Faschismus, das ihr zugleich ein Bündnis mit den Mittel- 
schichten sichert, ist ein dringendes Bedürfnis. 
Sein Hauptinhalt ist dadurch bestimmt, daires zur Aufgabe hat, den dringendsten 
wirtschaftlichen und politischen Bedürfnissen der Arbeiterklasse zu entsprechen, 
dem Angriff auf die proletarischen Interessen durch die Briining-Regiemng und 
der faschistischen Dnrnagogie und dem faschistischen Terror zu h g g n e n  und 
die breitesten Arbeitennassen ahne Parteiunterschied zum L m p f  gegen den 
Faschismus und gegen den Kapitalangriff zusammenzufassen. 
Im folgenden heben wir die wichtigsten Gesichtspunkte hervor, die für ein anti- 
faschistisches Kampfprognmm wesentlich sind: 

1. Dem ktpitatistischen Finuizprognmm Briinings, das die Besitzenden ent- 
lastet und die Werktatigen Gelastet, muß ein proletarisches Finanzprogramment- 
gegengestellt werden, das auf dem umgekehrten Grundsatz beruht: Abwalzung 
der Lasten der Krise und des Young-Plans auf die Besitzenden, Sreuerliche 
Enthstung der Werktätigen, der Arbeiter, Angestellten, der Heinbauem, der 
städtischen Mittelschichten. 

Dem antiproletarischen Sparprognmrn Brünings l'äfli sich leicht ein uitikapitali- 
ssisches Sparprogram entgegenstellen, wenn m sich an die riesigen Subven- 
tionen für Großindumie und Groflgrundbesitz halt, die Ausgaben für die 
staatlichen Unterdrückungs- und Valksverdummungsorgane (Kirche) streicht, 
wenn man alle Gehälcer über eine bestimmte Summe, etwa 606 Mark monatlich, 
streicht um. Dem riesenhaften Steuerbermg der Besitzenden, der immer frecher 
in die Hahe geschossen ist, muß durch Offentegung der Steuerlisten und orga- 
nisieme KontroUe der Werktätigen begegnet werden. Für die dringendsten 



Ausgaben zugunsten der Werktätigen muß den Besitzenden eine ZwangsanIeihe 
in dem notwendigen Umfang auferlegt werden. Fiir die Briining-Regiemng und 
die sie unterstützenden Parteien ist es kennzeichnend, daß hier niemand auch nur 
dann zu denken wagt, daß man die Steuern auf die Besitzenden erhöhen kann. 
Vom Gesichtspunkt der Werktätigen ist das aber der einzige und gebotene Weg. 

2. Tm Kampf gegen die Arbeitslosigkeit mui? in den Mittelpunkt gestellt werden 
die Fordemng der 10-Stunden-Woche mit vollem Lohnausgleich, und zwar nichr 
nur als  Fordemng an die einzelnen Unternehmer, sondern als Pordening an den 
Stur, der die vierzigsnindige Arbeitswoche ds Höchstarbeitszeit gesetzlich fest- 
zulegen hzc. Selbstverständtich muß gekämpft werden für die Beseitigung d e r  
bisherigen Verschlechterungen der Arbeitslosenversichemng, für dievolle Unter- 
snitzung der Erwerbslosen während der ganzen Dauer ihrer Emerbslesigkeit, 
ohne Karenzzeit und Bedudtigkeitsprüfung. Für die Arbeitsbeschaffung mussen 
zwei Hauptwege ins Auge gefaflt werden: der groflzügige Bau von Arbeiter- 
wohnungen aus Staatsmirteln und umfassende staatliche Kredite an die Sowjet- 
union zur Förderung des sozialistischen Aufbaues in der Sowjetunion, zur 

Ermöglichung von Aufträgen an die deutsche Industrie, 

3. Um den Kampf gegen den Lohnabbau wirksam zu fahren, gilt es vor allem die 
Gewerkschaften, ohne Rücksicht auf die Schonung kapitalistischer Profitinter- 
essen und ohne Rücksicht auf den Bestand der Brüning-Regierung, mit ihrem 
vollen Gewicht als politische Macht gegen das Programm der Brünhg-Regiening 
und den Lohnabbau einzusetzen. Die Gewerkschaften müssen ptanrnäflig den 
politischen Massenstreik zu diesem Zweck vorbereiten. 

4. Gleichzeitig gilt es, den Kampf zu führen um die Inietessen der Arbiter  und 
der Werktärigen überhaupt als Konsumenten: gegen den industriellen Pr~is- 
wucher der kapitaIistischen Kartelle, Syndikate und Trusts, wie gegen den agrari- 
schen Pseismcher der Junker und Gmilbauern. Beide Erscheinungen verschärfen 
und veriängern die Wirtschaftskrise zu Lasten des Werktätigen. 
Alle Kartellveiondnvngen des bürgerlichen Staates krümmen dem Preiswucher 
der Kartelle kein Haar. Eine Wirkung ist hier nur zu erzielen durch direktes 
Eingreifen der Organe der Arbeiterklasse, wn ~iskontrollkomrnissionen, die 
von Arbeitern und Angestellten gebildet und an denen Vertreter der Klein- 
händler, Handwerker, Kleinbauern beteiligt werden. 
Der Kampf gegen den Agrarwuchcr erfordert vor altem die vöUiKe Niederlegung 
der Mauern der Agmöl l e ,  der staatlichen Subventionen und Kredite an den 
Großgrundbesitz. Die junkerlichen und groi3&~crlichen Betriebe, die dabei 
zugrunde gehen, soll der Staat beschlagnahmen und hndarbeizer-Genossen- 
schaften und Kleinhuern zur Nutznießung zur Veifügung stellen. 



5. Den kleinbäirprlickn Betrieben ist eine Erleichtemng za schaffen durch 
khuldenerlaß, Ste~erbefreiun~, staatliche Kredithie, wofiirdie Kleinbauern sich 
selbständig, das heißt unabhängig von den Großgrundbesitzern und Grog- 
bauern, organisieren müssen. Letzten Endes ist den kleinbäuerlichen Betrieben im 
biirgerlichen Staate nicht entscheidend zu helfen. Was sie brauchen, um aus ihrer 
ausweglosen Lage heraustukommen. das i s t  die Enteignung des ganzen Groß- 
grundbesitzes und staatliche Hilfe (langfristige Kredite und lnndwirtschaftliche 
Maschinen), damit sie auf genossenschaftlichem Wege zur Großprdukcion i h r =  
gehen können, die sie allein befähigt, der überseeischen Konkurrenz standzu- 
halten. Das aber kann ihnen nur ein solcher Craat geben, in dem die Arbeiter und 
Kleinbauern die Hemchaft ausüben. 

6. Die Lage der städtischen Mittelschichten m d  erleichtert werden durch Schul- 
dennachlasse, durch Steuererleichteningen, durch Verbilligung der Lebens- 
mittel. Letzten Endes hilft auch ihnen nur die Beschirung des Weges des 

Zusammenschlusses mit Unterstüaung einer proletari- 
schen Staatsgewalt. 

7. Es gilt zu kämpfen gegen die KltItwrreakiion Alle staatliche Zensus über 
Rundfunk, Film, Presse. Literatur, Theater muß aufgehoben werden. Das 
Schulwesen mu& auf Grundfage der Produktionsschule ausgebaut werden. 
Lehrmittel und Verpflegung in der Schule müssen unentgeltlich sein. Das 
Schulgeld mu13 abgeschafft werden. Die VerIängemng der Schulzeit mui3 so 
erfolgen, dnß die Eltern dadurch nicht belastet werden, daß die Schüler hr die 
Produktion gehörig vorbereitet werden. 

8. Gegen die natiomIistische Demagogie der Faschisten und die neuirnperialisti- 
sche Politik der BNning-Regiemng gilt es zu kimpfen vorn Standpunkt des 
internationalen Kampfes der Arbeiterklasse, gegen Imperialismus und Mili- 
tarismus, gegen den eigenen, wie gegenden auswärtigen Imperialismus, wobei der 
Kampf gegen den eigenen irn Vordergmd stehen mufl. Dahr: fur die Beseitigung 
des Versailler Vemages und des Youngplanes, für die Anufierung aller Kriegs- 
schulden durch die internationale revolutionäre Aktion der Arbeiterklasse. 

Für die Verteidigung der 5owjetunion. Gegen ein deutsch-französisches im- 
perialistisches Bündnis, das sich nur als konterrevolutionäres Militärbündnis 
gegen die Sowjetunion verwirklichen konnte. Gegen die militärische Aufrüstung 
butschlands. Ablehnung alEer Militärfordemngen des bürgerlichen Staates. 

9, Die dringendsten Maßregeln zur Abwehr der faschistischen Demagogie und 
des faschistischen Terrors. gegen die RrbcizerkEasse sind die sofortige Auflösung 
d e r  faschistischen und reaktionären Wehrverbande, sowie die Auflwsung der 



Nationalsozialistischen Mörderpartei, die ihre Grundlagen und Srüne bildet. 
Gleichzeitig miissen alle gesetzlichen Bestimmungen und Verordnungen, die den 
Kampf der Arbeiterschaft gegen den Faschismus hemmen, fallen: das Verbot des 
RFR, dw Antifa, das Republikschutzgesetz, die Demonstrationsverbote. 
Die Arbeiterschaft muß sich in antifaschistischen Kartellen zum politischen 
Kampf gegen den Kapitalsangrifd und in überparteilichen proletarischen Klassen- 

wehten zur physischen Abwehr des fachisrischen Terrors zusammenschlie&n. 
Zu diesem Zusamrnenschluß müssen die Arbeiter, welchen Organisationen sie 
auch angehören, an jedem Orte die Initiative ergreifen, und sie müssen die 
Führung aus ihrer Mitte wählen. 

10, Der staatliche Apparat muß von faschistischen Elementen gereinigt werden. 
Es wäre aber eine schwere Illusion, sich dabei auf die staatlichen Behörden zu 
verlassen. Die Arbeiter müssen in ihren antifaschistischen Organisationen die 
Ermittlung der faschistischen Elemente im Staatsapparat selbst in die Hand 
nehmen und den Kampf für ihre Beseitigung selbst durchführen. 
Dies sind nur diewichtigsten Gesichtspunkte, noch nicht alle Einzelheiten, die für 
die Aufstellung eines antifaschistischen Karnpfpr~~rarnms in Betracht kommen. 
Die weiteren Einzelheiten werden in den nächsten Tagen von uns veroffentlicht 
werden. Das Entscheidende dabei ist, daf3 diese Fragen in allen Arbiterorga- 
nisationen und unter den parteiIosen Arbeitern in allen Betrieben und auf den 
SrempeIsteIten zur Diskussion gestellt werden, und d d  in kürwster Frist von der 
Diskussion zur Verwirklichung, zum Kampf gegen den Faschismus auf einer 
gemeinsamen Grundlage, die alle Arbeiter zu umfassen imstande i s t ,  iiberge- 
gangen wird. 



Wie wird die Einheitsfront organisiert? 
(anonym) arn 21. November 1931 
(Arbeiterpolitik) 

Die SPD erklärt, Einheitsfront gegen den Faschismus, aber nicht gegen die 
BrünEng-Regiening! 
Die KPD erklärt, Einheitsfront nur gegen Brüning und den Faschismus zugleich. 
Darauf antwortet die SPD: also will die KPD kerne Einheitsfront. 
Die KPD antwortet: also ist die Sozialdemokratie der Hauptfeind in der 
Arbeiterklasse. 
Und die SAP erklärt: konunt alle in die CAP und baut den mHaß- ab - so wird die 
Einheitsfront. 
Entscheidend ist das Zusammengehen kommunistischer und cozialdemoksati- 
scher und sozialdemokratisches Arbeiter gegen den Faschismus, gegen die 
Briining-Rtgierung, gegen den Unternehmerangriff. Wie kommt man dazu? Nur, 
indem man sie einzeln auffordert, wenn auch noch mit dem sozialdemokratischen 
Parteibuch in der Tasche, sich der Einheitsfront gegen diese Gegner anzu- 
schließen? 
Diesen Standpunkt nimmt heute die KPD ein. Die KPD hat in diesen Fragen 
unter der Einwirkung der Kritik der KPD-0 und angesichts der Tatsache, daß sie 
auf dem bisherigen Wege keinewesentiichen Erfolgeemielt hat, sich in einer Reihe 
von Punkren korrigierr. 
Sie Lehnte es geraume Zeit a15 oppomnistisch ab, Tagesfordeningen zum 
Gegenstand der Massenagitation für die Einheitsfront t u  machen. Sie sah sich 
jetzt gezwungen, Tagesfordeningen für diesen Zweck aufzustellen. 

Sie warf sozialdemokratische Fuhrer und Arbeiter unter dem Titel Sazialfa- 
schisten in einen Topf und erklärte den Sozialfaschismus für den HauPtfeind. Sie 
unterscheidet jetzt zwischen sozialdemokratischen Führern und Arbeitern und 
zwischen Sozialfaschismus und wirMichern Faschismus. Sie versuchte vergebens 
durch die RGO und die roten Gewerkschaftsverbände, die Gewerkschaften zu 
ersetzen und Streiks zu organisieren. Es beginnt ihr jetzt zu dämmern, daß man 
die organisierten Arbeiter nicht einfach links liegen lassen darf, 
und dai3 es aussichtslos ist, sie in ihrer großen Masse in die RGO und die roten 
Verbände hineinzubekommen. Aber sie weiß n m h  keinen positiven Ausweg aus 



dieser Klemme. All diese Teilkomkturen geschahen unter der Wirkung der 
Kritik der kommunistischen Opposition und der damit iibereinstimrnenden 
Kritik der Tatsachen. 
Die Hauptsache aber, die die KPD hindert, mit Erfolg Einheitsfrontpolitik zu 
machen, ist geblielxn. Worin besteht sie? In der für die deutsche Arbeiterbewe- 
gung grundiegenden Tatsache,dafl die Kerntruppen der deutschen Arbeiterschaft 
organisiert sind in politischen, und anderen Organisationen. 
Daraus folgt aber, dafl man, um deneinzelnen nicht-kommunistischen Arbeiter zu 
erreichen, sich an ihn nicht nwr als einzelnen wenden darf, sondern da13 man sich 
zugleich an seine O~~nnisutionen wenden rnd. 

Kein Kommunist erwartet, dlß der sozialdemokratische Pmeivorswid heure 
bereit ist, gegen die Brüning-Regienrng zu kämpfen. Aber viele sozialdemokra- 
tische Arbeiter geben sich leider noch dieser Illusion hin. Oder aber, sie haben 
diese Illusion vielleicht schon nicht mehr, aber sie sind noch nicht bereit, sich von 
ihrer Organisation zu trennen. Wie iibenwgt man diese Arbeiter, die für sich 
pornmm k v n p h r e i t  sind? Indem man ihre Organisationen, Spitzen und 
Mitglieder vor die einzelnen Karnplesfragen sre!lt. Die Antworten, die gegeben 
werden, sind ~olitische Taisackn. Tatsachen aber haben eine viel gröI3em Beweis- 
kraft als bloße Propaganda (die deshalb nicht unterbleiben darf). 
Dabei mui3 weirer beobachret werden, daß zentrale, bezirkliche, örtliche Brga- 
nisationen nicht über einen Kamm geschoren werden dürfen. Je weiter es 
organisatorisch nach unten geht, um so stärker der Druck der Arbeiter. 

Das zeigen die Tatsachen. Soweic z.B. überparteiliche Wehr~r~anisationen 
zustande gekommen sind, geschah das ärtfich. Solche ~rt l ichen Zusammen- 
schlüsse genügen narür2ich nicht. Aber sie sind der natürliche Anfang. SoIche 
Anfange auf dem Gebiet der physischen Abwehr des faschistischen Terrors gibt es 

schon mannigfach. Sie müssen ausgebaut werden. Man mui3 diese Zusammen- 
schlüsse rä~rnlich ausdehnen. Und man muß, wenn der kartelimäRige Zusammen- 
sdilußerreicht ist, zu nochengeren Formen des Zusammenschlusses übergehen - 
solchen Formen, die der Notwendigkeit einheitlicher, zentraliciercer Abwehr am 
lxsten entsprechen. 
Auf dem Gebier des politischen und wirtschaftIichen Kampfes bleibt aber hier 
noch so gut wie alles zu tun. Lokale antifaschistische Kartelle der Arbeite~or~a- 
nisationen gibt es erst an einigen wenigen Orten. 
Am allermeisten im Rückstand ist der Zusammenschluß auf gewerkschlftlichem 
Gebiet. Der Fortschritt hangt hier davon ab, d d  die Mitglieder der RGOund der 
Roten Verbände ebenso wie die freigewerkschaftlich organisierten Arbeiter 
verstehen, daß sie als Organisationen gegen den Unternebmerangriff zusmmen- 
wirken müssen. 



Die Verwirrung der KPD-Führung ä u b r t  sich darin, dai3 sie, statt die Wirkung 
auf die Leitungen und die Mitglieder der nichtkommunistischen Organisationen 
zu wirklicher ~inheitsfmnttakcik zu kombinieren, zwischen dem einen und dem 
anderen, d. h. zwischen ultralinken und ultsaopporninistischtn Methoden hin- 
und herlaufen. Einmal die Wendung nur an die Mitglieder, ohne ihre Organi- 
sationen zu beachten. Ein andermal getrennte Verhandlungen mit den Spitzen, 
ohne die Mitglieder zu beachten. Co jetzt im Falle der SPD, so früher im Falle der 
SAPD. 
Solange diese Einsicht der Führung der KPD verschlossen bleibt, so!ange wird sie 
bei der wirklichen Organisierung der Einheirsfront ausgeschaltet sein. 
Inzwischen aber steht die Welt nicht still. Die Aufgabe muI3 gelöst werden. Die 
KPD-0 hat hierbei die Aufgabe ubemdmmen, die dem Kommunismus zufällt. Sie 
kvln sie nicht allein lösen. Jeder Arbeiter, gehört er der KFD, der SPD, der SAP 
an, der das Ziel wiaill, muB mit der KPD-0 auf diesem Wege, der durch die 
Tatsachen als richtig bestätigt wird, ar'beiten. 
Die Einheitsfront gegen den Faschismus, gegen die B6ning-Regierung, gegen den 
Unterneherangriff muß Schritt fur Schritt, Stein um Stein, organisiert werden. 



Einheitsfront und kommunistische 'Fu hrung 
August Thalheirner arn B. Januar 1932 
(hrbeiterpolitik) 

Richtiges Ziel - Falscher W e g  

Je brennender die faschistische Gefahr, je brumler die Unternehmerangriffe auf 
die Lebenshaltung der Arbeiterschaft werden, und je klarer es wird, daR d' ie von 
der SPD genährte Hoffnung auf die vermeintlichen bürgerlichen Bundesgenos- 
sen gegen den Faschismus ein Trug i s t ,  um so mächtiger wird der Drmp nach 

Herstellung einer geschlossenen proletarischen Klassenfront gegen den Fa- 
schismus. Der Vemirklichung stellen sich aber als stärkste Hemmnisse die 
Bürokratie der SPD und der KPD entgegen. Die der SPB, weil sie weig, dail die 
einmal entfesselte Aktion der Massen den Rahmen der sozialdemokratischen 
Politik sprengen miißte und weil sie die revolution5re Aktion hai3t wie die Pest. 
Die Bürokratie der KPD tut  dies aus anderen Gründen. Sie erkkarr: eine 
Einheitsfront gegen den Faschismus ist nur unter kommunistischer Führung 
möglich. Und deshalb &deutet für sie die Einheitsfront nur die Sammlung aller 
Arbeiter, die heute schon 'bereit sind, der Führung der KPD zu folgen. Das i s t  es, 

was unter dem Namen der -Roten Einheitsfront* proklamiert wird. Die 
Tatsachen zeigen, daß die KPD auf diesem Wege nicht imstande ist, wirklich die 
ganze Arbeiterschaft, die bereit ist, gegen den ~iischismus und den Unternehmer- 
angriff zu kämpfen, msimmenzufassen. Es kommt so nichts weiter zustande, als 
die kommunistische Parteifront samt der Peripherie der mEc der KPD Syrnpathi- 
sierenden. Demgegenüber baut die SPD ihre Parteifront auf, die *Eiserne Front=. 
Der RiO in der Arbeiterklasse a b r  bleibt. Die proletarische Klassenfront kommt 
nicht zustande. Ihr Zustandekommen ist aber sodringend, daßmehr und mehr die 
Arbeiter von unten auf über die Kopfe der Instanzen der KPD wie der SPD 
hinweg, ihrem gesunden Klassenkampf folgend, wenigstens in lokalem Rahmen 
die breite proletarische Klassenfront durch Zusammenfassung der bestehenden 
proletarischen Organisationen für den Kampf gegen den Faschismus zu verwirk- 
lichen beginnen. Dem aber treten 'nicht nur die Instanzen der SPD mit allerlei 
faulen Manövern, sondern auch die der KPD mit scheinrwolurionären Gründen 
gegenüber, um zu verhindern, daß diese gesunde Bewegung von unten weiter um 
sich greift. Das, was die Arbeiter tun, darunter mehr und mehr auch Mitglieder 



und untere Funktionäre der KPD, wird als *Opporninismus, Brandlerisms~ und 
was sonst noch bezeichnet, um abzuschrecken und zu verwirren. 
Deshalb ist es notwendig, die heillose Verwirrung, dieeben die Instanzen der KPD 
in dieser Fmge geschaffen haben, zu entwirren und zu zeigen, wo hier der 
grundlegende Fehler, der entscheidende Verstoß gegen eine wirklich kommu- 
nistische Taktik liegt, 

Der Fehler liegt darin, daß t u  einem richtigen Ziel ein fdscher W e g  eingeschlagen 
wird, ein Weg, der diesem Ziele nicht zufiihn, sondern es verfehlen Iäfst. Was ist 
dieses richtige Ziel? Es ist die F&rung der Mehrheit,dasGsos der Arbeiterklasse, 
durch die Kommunistische Partei, was gleichbedeutend ist mit der Ausschdmng 
des refosmistischen Einflusses in der Arbeiterklasse. Ohne kommunistische 
Führung, ohne Vernichtung des reformistischen Einflusses kein Sieg der Arkiter- 
klasse, keine tndgiiltige Niederwerfung des Faschismus, kein sozialistisches Aus- 
weg aus der Wirtschaftskrise. 

Aber wie kann die Kommunistische Partei diese Führung erobern! Das ist die 
Frage, die die Tnsranzen der KPD in katastrophal falscher Weise beantworten. In 
einer Weise, die nicht neu ist. Die Ruth Fischer-Maslow glauben, es genüge, jeden 
Tag unablässig zu rufen: Die KPD i s t  die einzige Arbeiterpanei. Aber das genügt 
nicht. ES ist Kinderei. es damit schaffen zuwollen. Die KPD wird die Fuhmng nur 
dann gewinnen, wenn sie sich im alZtiiglichen Kampf der Arbeiter als Führung 
wirklich bewährt, d. h. ebenso mutig wie klug ihr Klasseninteresse vemitc, Das 
sprach der =Offene Brief*, mit dem die Exekutive der KPD das bankrott 
gewordene ultralinke Regiment der Masjow-Rrith Fischer beendete, unumwun- 
den aus. 

Wie steht es heute? Die KPD-lnstan7xn erklären: unterstellt w c h  der kommu- 
nistischen Fiihrung, so seid ihr willkommen in der *roten Einheitsfront*. Die 
kornmrinistische .Führung* kommt so scheinbar zustande, in Wirktichkeit a b r  
nicht, denn es kommt so keine Vereinigung von kommunistischen oder mit dem 
Kommunismus bereits sympathisierenden mit noch nicht kommunistischen 
Arbeitern zustande. Die kommunistische Führung führt die Kommunisten und 
ihren Umkreis, sonst aber nichts! Kommunisrische Führung bleibt auf der einen, 
die Masse der Arbeiterkjasse auf der anderen Seite. 

Und so kommt es auch nichr zu wirklichen Massenaktionen, die kommunisusch 
geführt werden, sondern zu ohnmächtigen Parteiaktionen, die künstlich aufge- 
bauscht werden müssen, um als erwas zu erscheinen, deren wirkliche Ohnmacht 
aber bewiesen wird durch das unablässig fortschreitende Wachstum des Klassen- 
feindes, des Faschismus. 
Wollt ihr den Kampf gegen den Faschismus nur dann führen, w e m  die Mehnahl 
der Arbeiter kommunistisch ist oder sich von vornherein kommunistischer 



Führung unterstellt, so kommt ihr nicht nur zu spät - ihr werdet auf diesem 
Wege niemals ans Ziel kommen. 
Wenn die Mehrheit der Arbeiter schon 'bereit wäre, der kommunistischen Fahne 
zu folgen, sich für den Kommunismus zu erklären, so brauchte es keiner 
xEinheitsfrontm mehr - weder einer *roten- noch einer andersfarbigen. 
Die Einheitsfront ist eben deswegen notwendig, weil die KPD erst eine Minderheit 
der Arbeite~klnsw beeinflußt, zum Kampf gegen den Faschismus aber auch große 
Massen von Arbeitern bereit sind, die noch organisatorisch mit dem Reformismus 
verbunden sind und sicher zum TeiI auch noch refomistische Auffassungen 

haben. 
Aber wie kommt so die kornmunisrische Fuhmng zustande? Sie kann nicht am 
Anfang stehen, sondern am Ende. Sie wird zustande kommen, wenn die Aktionen 
breitet Massen überhaupt erst einmai in Gang gebracht sind und wenn in diesen 
Aktionen alIein die Kommunisten sich als  die wirklichen, aufrichtigen, entschlos- 
senen und erfahrenen Führer bewähren. Kurz: das Vertrauen zur kommunisti- 
schen Fühning wird nicht errnwrben, indem es beansprucht wird, sondern indem es 
in der Aktion m o r h n  wird. D a s  Vertrauen zur kommunistischen Fuhmng kann 
keine Vara~swtzrrng der Massenaktion sein '- denn so wird es nicht zur 
~assenaktion kommen - es wird bgleite&cheinung und Folge der ~assenakt ion  
sein - wenn die kommunistische Partei richtig zu führen versteht. 
Wenn mRoreEinheitsfront* bedeutet eine kommunistisch gefiihrce Einheitsfront, 
so wird sie nur auf diesem, von der kommunistischen Opposition seit Jahr und 
Tag vemecenen Wege zustande kommen. Auf dem Wege, den die Instanzen der 
KPD bisher eingeschlagen haben und den sie jetzt gegen die sich mehrende becserc 
Einsicht der Mitglider mit scheinkornrn~n~tischen Gründen verteidigen, kommt 
nbwbnupr keine Einkit$ront zwstande, daher auch keine =Rote Einheitsfront*, 
sondern nur ein falscher, trügerischer Schein davon. 
Und setzen die kommunistischen Pnrteimitgliedet nicht alles daran, um den schon 
morschen Unsinn, der von olxrhermit aller Gewalt festgehalten werden soll, bald 
und vollständig abzudrehen, so kann das Ergebnis nur die Niederlage der KPD 
und der deutschen Arbeiterbewegung sein. 



Beichte und Notizen 

79. April 1930, Gegen den Strom. Ur. 16 
Ein antifaschistisches Komitte in Berlin-Mahlsdorf 

Wir empfehlen den nachfolgenden Bericht der besonderen Aufmerksamkeit 
unserer Genossen. Er zeigt, daß die Bewegung zur Bildung von antifaschistischen 
Komitees oder Kartellen, die von Schlesienausging, zeitgemäß ist. Er zeigt auch 
die Hindernisse, die die Taktik der KPD der Bildung der antifaschistischen 
Einheitsfront in den Weg stellt. Die KPD-0 muß diese Bewegung auch mit aller 
Energie weiterfiihren. Die Bewegung hat zuerst in Berliner Vororren eingesetzt, 
weil hier die Faschisten schon frecher auftreten, als sie in Berlin selbst noch wagen 
kiinnen. Aber was jetzt in den Vororten Berlins sich abspielt, ist ein Anzeichen 
dafur, was auch in den großen Industriezentren kommen wird. 

(Red *Gegen den Strom..) 

Die Nationdsozia!isten hatten arn 25. März in Berlin-Mahlsdorf eine von 300 
Personen besuchte ~ffentliche Versammlung Um in diesem 18000 Einwohner 
zählenden Arbirerwohnort mit Wucht auftreten zu können, holten sie das Gros 
ihrer Mannen aus der Umgebung zusammen. Arbeiter waren nur vereinzelt in der 
Versammlung. Hunderte von Plakaten und Handzet~el kirndigten das Auftreten 
der Nazis  an. Der Reichstagsabgordnete Stöhr hielt ein affiniertdemagogisches 
Referat. 
In der Diskussion sprach Genosse Flitz Wiest. Die W o r t e ~ e i l u n ~  wurde abhangig 
gemacht von einer Erklärung, w i e  man zu der Parole der xRotefi Fahne*: mSchIagt 
die Faschisten, ihr sie trefft!* stehe. Ersc als Genosse Wiest erklane, daß die 
KPD-Opposition eine solche Parole nicht ausgegeben habe, bewilligte man 10 
Minuten Redezeit. In wirkungsvoller Weise rechnete Wiest mit der Demagogie 
der Nazis ab, zeigte ihre Rolle als willfahrige Garde des Großkapitals. Unter 
grijßter Aufmerksamkeit, trotz wiederholrer Unterbrechungen des Versarnm- 
lungsleiters, konnte W. 20 Minuten sprechen. Die Versammlungsleining kochte. 
Jetzt sollte ein Genosse des KJV sprechen. Auch ihm wurde eine Erklämg 
abverluigc. Als er die Frage bejahte, schrie der Nazi-Stoßtrupp: .Mörder raus!. 



Und im Augenblick war der Jugendgenosse aus dem Saale. Jetzt crürzte sich die 
Meute auf den Genossen Wiest. Er wurde durch den Saal gezerrc und dann blutig 
niedergeschlagen. Der Terror wurde demonstriert. 
Die gesamte Adxiterschaft war ab diesem Auftreten der Nazis empört. Am 27. 
März beschäftigte sich eine Eunkrionärssitzung des hdustrieverbandes für das 
Baugewerbe mit diesem Vorfall. An die KPD, KPD-Opposition, KJV, Mietewer- 
band, lnternationder Bund der Kriegsoptes, Rote Hilfe, Fufiball- und Arbeiter- 
turnverein wurden Einladungen zu einer Aussprache verschickt, eine öffentliche 
kotestversammlung als Antwort beschlossen. Alle Organisationen waren auf der 
ersten Sitzung vertreten. Eine Asbei~sleitung wurde zur Vorbereitung gewählt. 

Im Nu waren die Bedenken der Linie gegen die Vertretung der KPD-Oppo- 
sition durch den Genossen Wiest erledigt. Er wurde neben dem Vertreter des 
JV.f.DB. als 1. Vorsitzenden zum 2 Vorsitzenden gewählt. Den Redner sollte die 
KPD stellen. Er sollte den Charakter der Kundgebung berücksichtigen und ihre 
Walze vom mSozialfaschismusr zu Hause lassen. Gleichzeitig wurde beschlossen, 
das Reichsbanner, die SPD und die übrigen Arbeiterorganisationen zur Mit- 
wirkung einzutaden. Zur 2. Sitzung erschien nur das Reichsbanner. Seine 
Vertreter lehnten aber wegen der KPD ihre Teilnahme ab. Natiirlich blieb es auch 
hier dem Genossen West riorbehalten, die Vemeter des Reichsbanners unter 
Druck zu setzen, der sich dann kameradschaftlich, aber in der Sache scharf mit 
ihnen auseinandersetzte. Noch im Ikisein der Reichsbannervertreter kam der 
neue Vertreter der KPD mit einer Erklärung heraus, dd sie unter den 
aufgestellten Bedingungen keinen Referenten stellen könne. Die Sitzungnahm die 
Erklärung schweigend entggen. Den Referenten stellt jetzt der Industriever- 
band. Es ist aber offensichtlich, d d  diese Erklämng eine Provokarian darstellen 
sollte, um das Komitee t u  schwächen oder zum Platzen zu bringen. D a 5  zeigte sich 
auch bei der Aufbringung der Mirtel fur die Unkosten. In der ersten Sitzung 
sagten die Parteivertreter ZU, einen prozentualen Anteil zu zahlen. Jetzt haben sie 
kein Geld zur Verfügung. Aber zum SchluiS sagten sie wieder zu. 

Am 16. April steigt nun die öffentliche Versammlung des Antifaschistischen 
Komitees. Es ist ein Anfang der Sammlung der nichtfaschistischen Krafte. Der 
lndustriererband und die KPD-Opposition haben das Verdienst, alles getan zu 
haben, was die Massenmobitisiemng der Arbeitercchalt arn Orte sichert. Die 
Parteigenossen haben sich bei der Verteilung der Flugblätter aktiv gezeigt, weil die 
*Linie* den Bruch zurzeit nicht wagen konnte. Unsere Gruppe hat auch alles 
vermieden, was den Bruch durch die Linie erbringen könnte. Unsere Vertreter 
gingen dabei so weit, daß sie erklarren, jede gemeinsame Aktion des Komitees 
auch dann mit aller Kraft zu unterstützen, wenn es ihnen nicht möglich gemacht 
werde, im Komitte vertreten zu sein. 



23. Mai 1930, Arbeiterpolltlk 
Einheit rnarxhitrt 

Trotz alledem und alledem - trotz Sabotage eitel bürokratischer, mformistischer 
Instanzen, m t z  Eselsgebrülle armseliger kammunistischer Prahlhälse (.Schuftige 
Renegaten beniigen euch, J~~endarbeiter!.) vollzog sich am vergangenen Sonntag 
in der Nähe von Bresian ein jupdtrdfm absolut neuen Charakters: geschlossene 
Gruppen und Einzelmitglieder von 15 verschiedenen proletarischen Jugendor- 
ganisationen, 350 Jugendliche insgesamt, demonstrieren gegen Faschismus und 
Krieg und fur das proletarische Jugendprovamm. Seit Jahren ist es wieder 
gelungen, Jungpro!eten, die den verschiedensten Richtungen angehörrn, zn- 
sammenzufiihren auf einem Provarnm, von e i n m  Willen hieseelt an rinheitIichem 
Kampfe. Diese Demonstration aus den Besten von 15 Organisationen der 
Arbeiterjugend hat eine lange Vorgeschichte. Sie reicht sechs Monate zurück. Die 
grok Initiative zur Einheit des Arbeiterjugend ging von der Kommunistischen 
Jugend-Opposition aus. Sie machte auf die Verschirfung des Ktassenkampfes, auf 
die Not der Jugend und die Zerrissenheit der pmletanschen Front aufmerksam 
und stellte an die Mitglieder prolerarischer Jugendorganisationen das Ansinnen, 
ihre @wähiten Venrrter zu zwingen, sich zusammenzufinden. Spontan wurde 
unser Encschluß begrüßt. Allenthalben griffen die Oppositionen gegen die 
Instanzen unsere Jugendforderungen auf. Die erste offizielle Vertretersitzung 
kam zustande. Sie war zugleich die lerzre, Im rraulichen Bunde mit den 
reformistischen Vertretern der Sozialistischen Arbeitejugend, der Freien 
~ e w e r k s c h a f t s j u ~ n d ,  der proletarischen Sportjugend lehnten auch die Eintags- 
fliegen der augenblicklichen Instanz des offiziellen Kommunistischen Jugendver- 
bandes Jugendprogramm und einheitlichen Kampf ab. Es m d t e  aiso den 
MitgIiedern aller Organisationen überlassen werden, zu entscheiden, ob sie willens 
sind, für eine Einheitsfront der Arbeiterjugend einzutreten. Der kluge M a n n  baut 
vor! Die Reformisten n ü a r e n  demagogisch die populare Losung fur das 
proletarische Jugendkartell für sich aus und gründeten voreilig eine Arbeitsge- 
meinschaft der SAJ, der Freien Gewerksckaftsjugend und der Sportjugend. Von 
Programm und Klassenkampf nicht die Spur einer Spur. Die Rechnung war aber 
ohne den Wirt gemacht. Der fongeschritcenste TeiI der Mitglieder dieser 
Organisationen 'bestimmte anders. Die Kommunistische Jugend-Opposition for- 
deme weiterhin das aPTumfassende Einheitskartell. Der Ruf fand ein starkes Echo, 
Zur kopaganda der kämpferischen proletarischen Einheit und gegen die Machi- 
nationen der nur sozialdemokratischen Arbeitsgemeinschaft bidere sich ein 
Komit~e, dem ein Teil der Mitglieder der aufgezihlten Organisationen angeh~rt. 
Dieses Einkitskomitee rief nun zu einem Jugendtreffen auf, das arn vagangenen 
Sonntag in der Nähe von Breslau, in Zettelbusch, stattfand. Die reformistischen 



Instanzen hatten Iängst die Kraft, die hinter dem Einheitskomitee steht, zu spüren 
bekommen. Ein wüstes Kesseltreiben begann deshalb gegen das Komitee im 
allgemeinen und gegen die Kommunistische Jugend-Opposition im besonderen. 
Den Teilnehmern und Gästen am Jugendmffen wurde mit Ausschlufl aus ihren 
Organisationen gedroht. Verschiedene gewerkschaftliche Jugendsektionen ver- 
legten ihr Jugendtreffen auf den 18. Mai, um unserem Jugendtreffen Abbmch zu 
tun. In des Arbeiterradhhrerjugend setzte ein starker Meinungstemr ein. Die 
Leitung der J~ngsozialisten achoß den VogeI ab: sie setzte zunächst auf den 
gleichen Termin eine Autofahrt fest, die aber wegen mangelnder Beteiligung 
abgesagt werden mußte. In der Genet$mitglicderversammlung des offiziellen 
Kommunistischen Jugendvesliandes k m  es zu ernsten Auseinandersetzungen. 
Trotz erheblicher Widerstände wurde beschlossen, jeden zu mafiregeln, der am 
J~~end t r e f f en  des Einheitskomitees teilnehme. Ein iibles Hetzflugblarr wurde am 
Tage unseres Treffens von den offiziellen Kornmunisren verbreitet - mit dem 
Erfolg, d d  der Jugendverband sich vor allen vollends Iacherlich machte. Das alles 
wurde zu eines Reklame wider Willen für das Jugendtreffen des Einheitskomitees, 
Auf drei Lastautos mit Anhängern fuhren arn 18. Mai 350 Jungarbeiter nach 
Zecrelbusch, um für den Gedanken der proletarischen Einheit zu werben.. . . 
Ungeteilte Aufmerksamkeit und Beifall fand die Ansprache des Gen. Monden am 
Vormittag. Er erimerte ut einige hervorragende geschichtliche Beispiele des 
Kampfes um die proletarische Enheit. Erst ein geschlagenes Reformismus ebnet 
den Weg zur völligen Einheit der proletarischen Klasse, und geschlagen wird der 
Reformismus durch die Einheitsfront zunächst im Tageskampf. Heiflt denn 
Einheit die ganze historische und ideelle Erbschaft des Reformismus übernehmen? 
Wohlgemerkt, nicht Einheit um jeden Preis! Die sozialdemokratische Arbeitsge- 
meinschaft stellt den Jungarbeiter unter Kurare! der SPD, Der Ruf *aber die 
Starutenm ist ein alter reformistischer Unkenruf! Wenn es solche Statuten geben 
solltg, die unseren Kampf um die proletarischen Jugendfordeningen hindern, 
dann ist es höchste Zeit, sie zu ändern. Was verstehen wir unter Überparteilich- 
keit? Wamm ist heute die Frage der proletarischen Einheit so brennend? Wie 
führen wir den Kampf? Diese Fragen wurden in einer einstündigen Rede eingehend 
bean~ortec  . . . 

24. Mal T930, Arbelterpolitlk 

Die KPO im Wahlkampf 

Wir berichteten bereits in unserer gestrigen Ausgabe über die drei sotialdemo- 
kratischen Versammlungen, die am D~nnersta~abend in Leipzig stattfanden und 
die sich mit der faschistischen Gefahr beschäftigten. Der starke Besuch dieser 
Versammlungen ist ein Beweis dafür, dall die Arbeiterklasse nicht achtlos an der 



Entwicklung des Faschismus in Deutschland vorbeisieht. Die zahlreiche Teil- 
nahme der Arbeiter an diesen VersammIungen zeugt dafür, weIche grofle 
Bewegung gegen den Faschismus sich entfachen ließe, wenn die sozialdernokra- 
tischen Führer nicht infolge ihrer KoaIitionspolitik mit der Bourgeoisie von 

vornherein als ernsthafte Kraft im Kampfe gegen die Abwehr des Faschismus 
ausscheiden müflten. Die *Letpziger Volkszeitangm schließt von dem Versamm- 
Iungsbesuch auf eine besondere mAnziehungskrafta der Sozialdemokratie. Diese 
agitatorische Behauptung srimmt mit den Tatsachen sehr wenig uberein. Die 
Arbeiter sind nicht gekommen, um den sozialdernokratischert Fiihrern fiir die 
Koditioanspolitik zu applaudieren. Die Arbeiter kamen, um zu zeigen, daß sie auf 
dem Posten sind, wenn es gegen den Faschismus geht. 
Die Referate der sozialdemokratischen Redner waren vor allem in der siichsischen 
Frage auf die Koalitionspolitik der Sozialdemokratie nach den Wahlen abge- 
stellt. Die sächsischen Landtagsabgeordneten Liebmann, Nebrig und Ferkel 
sprachen matt und kamen über das ABC des parlamentarischen Intrigenspieles 
nicht hinaus. Es war deshalb nur natürlich, dafl die Vemeter  der Kommu- 
nistischen Opposition, die Genossen RöttchPr, Liebwach und Siewert in allen drei 
Versammlungen vollständig das Ohr der Arbeiter hatten. Die Redner der 
Kommunistischen Opposition wurden mit Aufmerksarnakeit angehört, 
oft von Z~st immun~skundgebungen und von starkem Beifall begleitet. Die 
Zustimmungen kamen nicht zuletzt auch aus den Kreisen der soziuldemokra- 
t ischn Arbeiter, die von der Kommunistischen Opposition das hörnen, was ihnen 
auf der Seele brennt. Die Schwäche der sozialdemokratischen Redner und der 
Berichterstattung der ~Leipziger Volksteitung~ offenbart sich in der Pojemik 
gegen die Kommunistische Opposition in ihrer vollständigen Hilflosigkeit. Das 
einzige Argument, das die Parteibusakracie gegen uns vorzubringen hat, ist der 
Y o w r f ,  wir seien nur *ein Criippchm-. . . 
Die KPD-Führer hatten in  den Versammlungen den sozialdemokratischen 
Abgeordneten das Fe!d vollständig überlassen. Mit besonderer Genugniung stellt: 
die mhipziger Volkszeitung* deshalb fest: nObwohl ihnen freie Rede zugesichert 
worden war, fand keiner der faschistischen Herrschaften Mut, das Wort zu 
ergreifen. Das gleiche gilt für die Kommirnisten. Sie alle sahen von vornherein ein, 
daß sie den sozialdemokratischen Argumenten nicht gewachsen waren. Nur die 
Kommunistische Opposition h h l t e  sich stark.. . . . 

1. Junl 1930, Arbeiterpolltik 
Erfolgreiches Auftreten in der Betriebs~tevollversammIun~ Chemnitz 

Tränen entrollten dem Referentm, dem SPD-Reichstagsahgeordneten Dr. Hertz, 
ob des schweren Schlages, den die deutsche Arbeiterklasse erhielt: Die große 



Koalition ging in die Brüche, die .Vertreter der Arbeiterklasse* wurden vom 
Regierungsschiffchen ausgesetzt. Ein Typ von Referenten. wie ihn diebesitzende 
Klasse nicht bsser  steilen kann, für die Arbeiterschaft eine rahmende, schlei- 
chende Gefahr. Den gröflten Erfolg seit 1919 habe die SPD durch ihre Koalitions- 
politik dem deutschen Votke bereitet: Die besetzten deutschen Gebiete seien vom 
mFeinder Mreit worden. Anerkennen müsse endlich die Arbeiterklasse, daß keine 
Ordnung in den deutschen Smtsverhältnissen eintreten k ~ m e ,  solange die 
Finanzen in Reich, Staat, Kommunen und Wirtschaft nicht geregelt seien. 
Unm6glich sa' ts, die besitzen& Klasse noch h ö h  mit Besitzstewrn za bclasten 
Ungestöfi lies ihn die bseiinendste Frage: Wie regelt der Arbeiterseine Finanzen, 
die nicht mehr ausmichen, seine Lebensbediirfnisse zu decken? Die Arbeiterschaft 
müsse dazu b i t q e n ,  Steuer- und Zolleinnahmen f i r  das Reich zu steigern, nur 
die Verteilung müsse kesser g r e g l t  werden, 
Treffend zeichnete unser Genosse Birnbaum den ersten Ritt der SPD in der 
großen Koalition: Den Hauptteil dm Stuatseinnlrhmen f r d  der Bar des Punz~x- 
kreuzers. Die eingeführte Konsum- und Warenhaussteueer der Brüriing-Regiemng 
kritisierte der Referent zwar mit vollem Einverständnis der Anwesenden, nurging 
es ihm wie einem Hund, der nach seinemeingehackten Schwanze schnappt, indem 
er sein Hauptziel dvein setzte, durch das Parlament die Steuer wieder zu Edl zu 
bringen und dabei nicht begreifen will, dafl es nutzlos vergeudete Kraftund Zeit in 
einem daiemden Leerlauf bedeutet. Klar und ohne Phrase zeichneten unsere 
Genossen Bimbanm und Weber die katastrophale Politik der SPD wähmd ihrer 
Regiemngsperiode. Alle rigorosen Mdnahmen der 'Brüning-Regierung seien 
vorgarbeiter worden durch Hiymding, H-nn Miikr  und Konsomn. in ihrer 
knechtischen Unterwürfigkeit seien sie sogar bereit gewesen. den Besitzenden 
Konzessionen auf Kosten der Emerbslosenversichemng zu mchn,  wie es in 
ihrer eigenen Zeitschrift aRiassenkunpf~ zu lesen ist .  Anhaltender Beifall bewies, 
dafl unsere Redner durch ihre Aucfiihningen Sympathie unter den Anwesenden 
erningen hatten. Warend die KPD sich in Schweigen hüIlte, weil sie entblößt ist 
von führenden Köpfen. bestieg ein KolIege der SPD das Podium und rechnete 
schad und rücksichtslos mit dem Referenten ab, Wir sprechen diesem Kollegen 
unsere Achtung aus, weil er den Mut besa33. das feige Schweigen in seinen Reihen 
zu brechen. . . 

7. Juni 1930. Gegen den Strom, Nr. 23 
Wasserkante: Easchisten~rsammlung 

Am M w h ,  dem 28. Mai, gehng es der KPD-Opposition Hamhirm zum 
ersten Male in einer Riesenversammlung der Nazis zu Worte zu kommen. Die 
Nationalsozidisten, die in Hvnburg fast alle Wmhe in größten Sälen Riesenver- 



sammlungen abhdten, wie sie keine andere Parcei am Ort zustande bringt, hatten 
an diesem Tage wieder eine übemillte Versammlung, in welcher Hwptmann a. D. 
Loeper, M.d.L., über das Thema: .Die Bilanz der Revolution* sprach. 

Der Herr Hauptmann sprach 2 112 Stunden. Auf die Demagogie verstehen sich die 
Leute ausgezeichnet. Der Mann verlas eine Liste aller Juden, die durch die 
Revolution Minister geworden sind, darunter auch unseren Genossen August 
Thalheimer, der niemals Minister war. Die Situanon in der Versammlung wurde 
für unsere kleine Gruppe schon dadurch kritisch, $aß wir die Aufmerksamkeit auf 
uns zogen, wei! wir an den frenetischen Beifallsstürmen uns nicht beteiligten. Die 
Nazi postierten eine Gruppe ihres Wachdienstes zu unserer Beobachtung um uns. 
In die Versammlung wurden in guter Aufmachung verwundete Nationalsozia- 
listen nach vorn geführc und dort verbunden. Die NationalsoziaIisten waren bei 
einer Keilerei mit Linienleuten verwundet worden. Nach der Pause gab man 
bekannt, daß einer der verletzten Nationalsazialisten nicht mit dem Leben 
davonkommen würde. Die ganze, von MOO Persanen 'besuchte Versammlung 
tabre in einem ungeheuren Enrrüstungcsturm. Als sich unsere Genossin Manha 
Moritz trotzdem zu Wort meldete, ertönte ein furchtbarer Lärm und allgemeines 
Niedergeschrei. Der Vorsitzende der Versammtung richtete zuerst die Frage an 
die Genossin Moritz, wie sie zur Parole der KPD stünde: .Schlagt die Faschisten, 
wo Ihr sie trefft!. Erst ds die GenossEn Montz erklärte, dafl sie a!s aus der KPD 
Ausgeschlossene diese Parole verneine und fur den ideologischen Kampf gegen 
den NarionaIsozialismus sei, erstattete man ihr das Wart. Aber erst als auf 
Anweisung des Vorstandes ein uniformierter SA-Mann die Versammlung in 
rniIitärischern Tone anschrie, daß jeder, der die .Dame= am Sprechen behindern 
würde, hinausfliegt, konnte die Genossin Moritz sprechen. 

Trotz wiederholten Lärms und Unterbrechungen setzte sich die Genossin Montz 
durch und konnte etwa 114 Stunde zur Versammlung sprechen. Sie erklärte: 
Obgleich die KPD-0 die Parole .Schlagt die Faschisten, wo Ihr sie treSft!a 
ablehnt, stehe die KPD-0 in derseSben grundsätzlichen Gegnerschaft zum Fa- 
schismus wie die Kommunistische Partei. 5ie nahm sich besonders das Schlagwort 
*Gegen den Marxismus* vor und begründete die Notwendigkeit des Klassen- 
kampfes. Gegen den Antisemitismus und gegen die Darstellung des Referenten 
pri!emi~ie~e die GenossLi Moritz ganz wirksam, hdem sie die nationaIe Phrase am 
Beispiel Italiens zerpfliickte. 

Die P a ~ e i  beschränkte sich -darauf, die nach und von der Verszmmlung 
kommenden Nationalsozialisten zu verprügeln. Es ist ganz klar, $aß dies keine 
richtige Methode ist, mit der man wirksam den Massenzulauf t u  den Nazis 
verhindern kann, Auch im Kampf gegen die Nazis müssen wir die von der Rrtei 
vernachlässigte Aufgabe des ideologischen Kampfes übernehmen. 



21. Juni 1930, Gegen den Strom. Nr. 25 . 
Die KPD-Führung versucht, ein antifaschistisches Komitee zu zerschlagen 

Wir berichteten in .Gegen den Stroma vorn 19.4.. wie Genosse Fritz WKst 
erfolgreich in einer Naziversammlung in Berlin-Mublsdorf auftrat und don 
$Iutiggeschlagen wurde,-wie darauf durch die Initiative unserer Genossen und des 
Tndusrrieverbandes .fiir das Baugewerbe ein untifasaschistischs Komitee zustande 
kam, das eine wi~kungsuolle Protestkundgebung gegen den faschistischen Terror 
durchführte. Dabei stellten wir die ersten Sabotagemsuche der Linimtrewn fest. 
Als diese jedoch sahen, daß sie damit nicht weiterkamen, nahmen sie Kurs wf 
Ausnutzung des Komitees für ihre besonderen Zwecke. Sie verlangten 3 Vertreter 
und für den KJVD 2 Vertreter- Mit der zahlenmäßigen Majoricat im Komitee 

sie, gegen die KPD-Opposition und den Industrieverband ihre Partei- 
linie durchsetzen zu können. Auch dieses Mittel versagte, weil die linienrreuen 
Parteigenossen immer wieder zu einem Te;! sich die Argumente unseres Ver- 
treters zu eigen machten, weil sie, sobald sie vor die Entscheidung über zwei 
Auffassungen gestellt waren, eben immer wieder zum Teil unseren Vorschlägen 
zugänglich wurden, die den Bedütfnisse~ der Arbeiterklasse entsprechen. 
So blieb dem Parteiappamt nur noch der Weg der Spaltung und Zerschlagung des 
Komitees. In Mahlsdorf selbst wagte die Par~eiburokratie den Kampf nicht 
aufzunehmen. Sie versuchte es erst, als das Mahlsdorfer Komitee auch in dem 
Nachbarort Kaulsdoj an den Aufbau der antifaschistischen Front ging. Dort 
haben die Faschisten starken Einflufl und die Parteizelle ist ,so gut wie abge- 
storben. W h n d  die Frtei in Pctershagen, wo eine Ortsgruppe der KPD-0 
besteht, die Bildung eines antifaschistischen Komitees direkt verhinderte, ver- 

suchte sie die Bildung einer; Komitees in Kaulsdorf zum .Kampfe gegen die 
Brandleristena auszunutzen. Am 3. Juni fand in Kaulsdorfeine Sitzung start. Van 
15 eingeladenen Organisationen waren nur 5 vertreten: KPD, KJV, R. H., 
Schlchklub und *Freie Schulgemeinde*. Dabei besteht un Orte gar keine RH- 
Gnippe. Aus Mahlsdorf und Biesdorf holte die Linie ein weiteres Dutzend 
Puteigenossen, um den Laden zu schmeißen, obgleich das Mhlsdorfer Komitee 
zu dieser Sitzung 3 Genossen, .je 1 Vertreter der KPD, KPD-0 und des 
Industrieverbandes, entsandt hatte. 
In einer zusammengeschobenen Sitzung mit 18 KFD-Mitgliedern, 2 Parteilosen 
und 1 KPD-0-Vertreter, wozu noch ein Vertreter der UBL., Berrtling, mitge- 
bvcht wurde, failte die Linie Mut. Die von der Parrei herangeholten Biesdorfw 
Linienleute stellten zu Beginn der Sitzung an denGenossen Wiest die Frage, ob er 
die Parole .Schlagt die Faschisten. wo ihr sie trefft!# anerkenne. Wenn nicht, 
&nn könntm sie mit dem ~ R e n e g ~ ~ t m *  nicht in &m Komitee zusammmarbeiten. 
Hier zeigte sich das feige Verhdten gcgemikr den Faschisten. Der anwesende 



ParteiuigesreUte Beutling konnte als .  Mameluckenfigur natiirlich nicht ahnen, 
daß am 4. Juni, d.h. am nächsten Tage, im Palbüro des Z.K. eine Rrsolutim 
angenommen m d e n  wirde, in der ebrn diese Lösung als =irnzweckmiiJiga 
wmmrfen wird. i h r  Parteifunktionär Rawnkai verstieg sich zu d l o s e n  
Beschimpfungen: *Es sei nur schade, d d  Wiest von den Nazis nicht totgeschlagen 
wurde.. Der .Rote Fahne*-Exdient Goldbach bedrohte den Genossen Wiest 
tätlich und rief: -Deine Prügel bekommst du doch noch von uns?. SoIche 
Elemente scheinen jetzt in der Partei an W e n  zu gewinnen. 
Genosse Wiest legte ausführlich d u ,  wie der Kampf gegen den Faschismus 
erfolgreich ge . fük  werden könne. Danuf erfolgte keine ernsthafte politische 
Erwidetung. Immer wieder hieß es nur: *Feigling- und .Lump.? Genosse Wiest 

aus diesem Grunde die Grklarung ab, dafl er an dieser Sitzung nicht nur als 
Vertreter der KPD-0, sondern ds ein Delegierter des Mahlsdarfer Komitees 
teilnehme. Nach ailedem, was sich aber hier abspiele, sei er aderstande, weiter an 
dieser Kaulsdorfrt Sitzung teilzunehmen. Er betonte aber, d d  die KPD-0 ~ e i t e r  
im Mahlsdorfer Komitee verbleibe. 
In der letzten Sitzung der Korniteeleitung im Mahlsdoif arn 14. Juni mlangtm die 
KPD-Vntretm die Auuch$fung der KPD-0. Sie fardemen ferner vom Industrie- 
wrhnd für das Bangmwbe eine Versarnmlrrna in der ein Parteivmtwter iiber .Die 
nrbeite.feindlichr Rolk der Brandlerrsren* rqf~riPrm könne, und die Anerkennung 
der Führung der KPD im Komitee. Q i e  übrigen Vertmrer dagegen fordenen: 
Vertretung der Organisationen entsprechend der Mitgiiederzahl und Wahmng 
des iiberpmeilichen Charakters. Beide Fordeningen wurden von den Linien- 
leuten abgelehnt. Auch von dem wiedeserschienen UBL.-Vertreter k t I i n g .  Das 
geschah, obgleich es in der erwähnten Resolution des Polbüros wieder heißt: 
-Einsetzung aller Klassenorganisacionen des Proletariats. und *stärkste Einbezie- 
hung von sozialdemokraricchen, christlichen und parteilosen Arbeitern*. 

Die ulmlinken Hanswürste argumentierten aber so: *Werdie FUhrungder Pme i  
nicht anerkennt, der ist konterrevoIurionär-• Diese politischen Analphabeten 
brachten es fertig, zu erkIaren, daß sie irn Komitee nicht weiter mitarbeiten 
könnten, wenn die KPD-0 nicht ausgeschlossen und ihre Fordeningen nicht 
erfüllt würden. Die in der Sitzung Anwesenden, die simtlich auf dem Boden des 
Klassenkampfes stehen und ausnahmslos Wähler der KPD sind, traten aber 
ebenso entschieden der Parteibürokntie entgegen, deren Politik auf die Zer- 
st~rung der antifaschistischen Front hinauslief. Die Auffassungen der Parteilosen 
waren kemmunistisch, während die des Parreibeamten und seines Sekundanten 
einfach närrisch und dumm waren und sich Li schreiendem Widerspruch zu den 
Gmndsatzen kommunistischer Taktik befanden. Die KoIlegen des Industrie- 
verbandes wiesen mit Recht darauf hin, dafl, weil die mliniem geschlafen habe, sie 
m i r  afler Energie das Komitee aufrichten halfen, dafl ihre gewerkschafiliche 



Organisation aber nicht dazu da sei, um der Partei, die fortgesetzt den 1V.f.d.B. 
verleumde, Gelegenheit zu geben, in ihren Versammlungen einen parteitaktischen 
S m i t  auszutragen und daß sie mit den anderen Organisationen. zusammen mit 
der KPD-0, die ihre Wicht  stets e&llt habe. das Komitee weiterführen würde. 
Auch der Vemter  der Roten Hilfe sah sich genötigt, zu erklären, daß die Linie 
die Ube~~ute i l ichkei t  in der Roten Hilfe. im Industrieverband und im Anti- 
faschistischen Komitee ihrer fraktionellen Politik opfere. 
Die Parreivenreter v e r l i e h  dann die Sitzung, weil ihre Forderungen nicht 
akzeptiert wurden. Die übrigen Vertreter, auch der des ddieterverbandese, 
erklärten ihre Bereitschaft, das Komitee dennoch fortzusetzen. Der ultnlinke 
Kurs der Partei isoliert sie immer mehr von den Massen, weil sie wirklich hinter 
den Massen herhinkt, vor lauter Linie* und Bolschewisierung an den Aufgabn 
der Arbeiterklassevarbeiqwtscht. Die PoLtik der Schaffungvon eigenen Laden Li 
allen Arbeiterosganisationen hindert sie auch in der antifaschistischen Bewegung, 
ihre revolutionären Aufgahn zu esfüllen. Die ultraIinke Politik führt zur 
Sabotage des Kampfes gegen den Faschismus. 

28. Sunl 1930, Gegen den Strqm, Nr. 28 
Her mit der Abwehr gegen den Faschismus 

Unsere Rreslarwr Organisation ist gegeniiber dem Stahlhehaufmusch, der am 1. 
Juni in Breslau stattfand, als einzige proletaRsche Organisation mit klaren Zielen 
auf den Plan getreten. In einem Flugblatt wandten sich unsere Genossen ui die 
Arbeiterbevölkerung mir Vorschlägen zur Bildung einer nnheirlichen Kampf- 
front gegen Fuschirmu~, die immer mehr zur Schicksalsfrage für die Arbeiterbewe- 
gung wird. Der Ausgang der sächsischen Wahlen hat die G r ö h  der Gefahr von 
neuem gezeigt. Als einen guten Beitrag, wie wir den Kampf gegen den Faschismus 
zu organisieren htben, bringen wir einen Auszug we dem Flugblatt: 
*Die Heerschau des Stahlhelmfaschisrnus in Breslau ist vorüber. 9000 Suhl -  
helmer, Landarbeiter zumeist, durch wirtschaftliche Not in die nationdistische 
Gefolgschaft des Agrarkapitals getrieben, die ihm mit ihrer Arbeiterschaft auch 

ihre Meinungverkaufen, 5000 Muschkoten marschierten arn vergangenen Sonntag 
in Breslau auf. 
Der 1. Juni ist ein schwaner Tag für uns gewesen. Weit über SOOOO sind in Breslau 
arbeitslos und die hatten dem Stahlhelm nichts ni sagen, obwohl dieser die 
Arbeitslosenfrage mit blauen Bohnen =lösen* wiü. Auch die übrigen Arbeiter- 
schichten blieben irn guten Glauben zu Hause. daO Stahlhelm und Faschismus 
noch nicht ernsczunehmende Gefahren sind. 
In der Hoffnung, dal3 beim Generaluigrift des Faschismus dieser durch die bloße, 
zahlenmäßige Macht der Gewerkschaften geschlagen wird. wie etwa vor 8Jahren 



Wp in S Tagen. verzichten grob  maßgebend^ Teile der 0~u i i s i e r t en  Arbeiter 
auf einen hartnäckigen Kampf S n  Kapitaloffensive und Faschismus, 
Diese HoFmung ist eine Ursache der Passivität. A b t  diese Hoffnung ist ein leerer 
Wahn? Die Ktrft der freien Gewerkschaften i s t  durch ein Jahnehnt Koalitions- 
politik durch ständiges Zurückweichen vor der Kapiraloffensive, gegenarärtig 
gebrochen. Erst der ProzeS, der ihre Revolutioniemng erreich, wird die 
Gewerkschaften gegen den Faschismus widerstandsfähig machen.. . . . 

78. Oktober 1930, Gegen den Strom, Nr. 42 
Es geht los! - Der crstc Pogrom in &rlin 

Schneller, als mui annehmen konnte, sind die leichtfertigenBemhjgungsmulöver 
der sozialdemokratischen und kommunisrischen Parteibürokratie iiber den 
-Höhepunkt der faschistischen Entwickiung* gescheitert. Nachdem die -Rote 
Fahne* drei Wochen Inng Tag für Tag gebrüllt hatte, dai3 die Nazis es nicht mehr 
wagen, in h r l i n  aufzumarschieren, haben sie arn Tage der Reichstagseröffnung 
acht Snindea lang, wenn man die ersten Anfinge und die letzten Ausläufer 
rechnet, fast 12 Stunden lang mitten im Henen von Berlin demonstriert. Und so 
charakteristisch sind die Einzelheiten dieser Demonstration, da6 sie dem 
Proletariat eine außerordentlich ernste Lehre erteilen. 
Ihren Anfang nahm die Dernonstrationam Reichstag, also mittmin dPr Bannmcik, 
und noch dazu am Tage der Parlamentseröffnung. Hier haben sich am Höhepunkt 
der Demonstration wohl an zehntausend Menschen gesammelt - für eine 
Nazidernonstntion in Berlin immerhin eine recht stattliche Zahl - und den 
Versuchen der Polizei, sie zu zerstreuen, stundenlang Trotz geboten. Dabei war es 
kennzeichnend, dafl die Demonstranten alle rnDgLchen revolutionären Liedetrnit 
nationalsozialistischen Texten sangen und Sußerst qgressiv auftraten. Seihst der 
Polizeibericht spricht davon, daß die Demonstranten wiederholt gegen die 
Sperrketten der Schupo angingen und versuchten, sie zu durchbrechen. Diese 
Kundgebungen am Reichstag haben sich nach dem Polizeilbericht auch etwa 2-3 
Stunden lang ausgedehnt. Man stelle sich vor, was wohl geschehen wäre, wenn es 
sich hier um eine Arbeiteidernonstration gehandelt hatte! Es wären sicher 
Dutzende von Toten und Verwundeten zu beklagen gewesen, und es kitte sicher 
keine Stunde gedauert, bis die Demonstranten in der brutalsten Weise auscin- 
mdergeluiüppelt und auseinmdrrgeschossen worden r a h n !  
Während noch diese Demonstrationen ungehindert andauerten, zogen etwa um 4 
Uhr nachmirtags stärkere Trupps von Nationalsozialisten ganz ungehindert zum 
Potsdamer Plarz und in die Leipziger Straße. Auf ihrem Marsch demolierten sie 
erst die Fensrer des Cafbs Dobrin in der Friedrich-Ebert-Straile, dann fast 
sktl iche Parterrefenster des Warenhauses Werrheim und sogar einen Teil der 



Fenster im ersten Stockwerk und eine Reihe von Fenstern anderer Geschäfre in 
der Leipziger Sm& sowie die Fenster einer Eiliale der Damstädtei und . - 

Nationalbank. I);iß es sich hier nicht umeine spontane. sondern um eine wohlvor- 
bereitete Aktion handelte, beweist die Tatsache, dd nur die Fenster jüdischer oder 
doch als jüdisch geltender Geschäfte demoliert wurden. 

Aber auch bei dieser GeEegenheit war das VerhaIten der Polizei sehr charakteri- 
stisch. Nach der Dernolierung des Cafes Dobrin sammelten sich große Massen, 
zum erößcen Teil Nazi-Anhanger, vor dem Cafk. Ein Kommando Schupo rückt - 

an, unternimmt zunächst nichts und sagt dann sehr h~f l i ch :  #Bitte, gehen Sie doch 
weiter!. Von drei Schupos, die auf die Terrasse des Cafh hinaufgehen, schleudert 
einer noch forsch die Tische beiseite. Erst gegen 112 6 Uhr begann die Schupo die 
~riedrich-~krt-Stra& zu 6umen, aber der Potsdamer PIatz war noch bis in die 
zehnte Stunde von starken nationalsozialistischen Tmpps angefüilt, die 
in den Abendstunden begannen, jüdisch aussehende Passanren anzufalren. Aber 
noch bis weit nach Mitternachtwaren @ i h r e  Trupps von Nationalsozialisten auf 
dem Potsdamer Platz, die jüdische Passanten terrorisierten. Erst in den Abend- 
stunden, nachdem die Nazis die Polizei aufs äußerste provozierten, ging diese 
energischer vor. Daß aber auch dann noch kein Vergleich mit der Scharfe des 
Vergehens gegen Arhiterdemonstrationen angestellt werden kann, beweist 
schon der Umstand, dafl sich dichte Massen von Nationalsozialisten erwa 5 
Stunden - von 112 5 bis 112 10 Uhr abends - auf dem Potsdamer Platz halten 
konnten, und die Unentwegten sogar noch weitere 4 Stunden. Wer den 1. Mai 
1929 auf dem Potsdamer Platz miteslebt hat, weifl, was das heißt. Ja, als kurz vor 

den Wahlen die KPD An- 

Gmen thIl !XlSChlStl$6heIl Terror fang September eine Kund- 
l.nr E r B l l n u n r  d e s  R c k c h i t ~ c a  h a b c n  I n  B e r .  gebung S p o ~ p a l a s t  

~ l n - n a l i o n a ~ i c i r i ä l l a t i ~ ~ c h e  t r u p p i  p i a n m i l b l t i  hatte, wurden bis 
A 1 t a c k r n  d e r e n  d l e  J c h n u f t n i t e r  J l l d l n c h c r  
G r a r l i l f I a h l u a e r  r e r a n a i i l t t t n  Die Pallrtl der Rtpu- um 1/21 Uhr die St&n, 
bllk duldet die Nnrl-Drmonitrillonen In dcr Bannmtllt. Dle 
Judcnhttrt Ist Icdl~l lch rtn M l t r i  r r ii k t l o n $ r r B A b de Z m  ~otsdamer Platz 
I t n k u n ~ i m m n b i e r  d e r  N a l l n n a l a o a l a l l a t e i  zur führren gespemund nie- 
Yorbrrtllung urbd Vtroch l t l t run~ der laechlitlatbrn Dlklatut d t i  
Mono~olkapltnla. tlcrr Hltlcr frlB1 b t l  dtn Herren der Deutrrhpn manddurchgelassen. Trotz 
[Ianlr. lind Herr Cutbbtlr In4 der Held der Urrllnrr Silonp, wiih- 
rciid die i r r r r t lc l tctrn Prcilcltn und K l t lnb l l r~er  an(l#rrnltl,che der Krawalle wurde arn . - .  
P o ~ t o m c  mnctirn. 

Arbrlttr, Wrrk t i l1 I~ t t  D I c  J u d e n h c t r e  I i t  d e r  A t i f -  
13. Oktober eine solche 

~ P I I I  d e i  t a a c h i f l i l a c h t f i  T t r r o r l i  dde A r -  S ~ r r e n i c h t v e r h ä n a t . u n d  
b i ~ l c r k l & a a t  u n d  i n r r  o r s a n i s s i i b m i n .  

Darum wehret den Antfia~en! Trttct drr rt ikt lon!bttn 
noch um 10 Uhr abends 

Pogromptrt ~ l r l c h  von A n l a n ~  sn ircsrtrlnaietn t n l g i ~ e n !  U I 1  - konnten faschisrische Stod- 
d c t  I l b t r p n r l t l l l c h t  p r n l r l a r l i r l i c  A b w t h r -  
l o r m i t j o n r n l  T r e i b t  d a s  f e r s l l l a i 1 i r h . e  G * -  WPPS beim Warenhaus 
a l n d c l  v o n  d e r  C t r u B e I  T e t z  am Dönhoffplatz un- 

Bcrlln. 14, Oktober 1930. 
Z c n I r a I i I r I l e  d e r  KFD. (Oppamitlan).  gehinden fünf Ghaufen- 



Wer waren nun die nationalsozidistischen Demonstanten? Man konnte i n  der 
Leipziger SnriSe und un Potsdamer Platz ganze Klassen höhewr Schüler un$ 
Schulerinnen kbach ten .  Dazu kamen Angestellte - zum g r o h  Teil wohl 
Mitglieder des Deutschnationalen Handlungsgehilfen-Verbandes -, aber auch 
ein erhebticher Teil Arbeiterelemenre, viel Arbeitslose. Dazu ausgesprochene 
Schwarze Hunderter, Hooligan-Twn, ausgesprochenes Lumpenproletariat, 
sehr aktiv und zu jeder Schandtat breit .  Es wäre aber falsch, zu behaupten, d& 
diese Elemente üiberwogen, aber sie trugen sicher dazu bei. den Kundgebungen die 
Iange Dauer zu g e h .  
Im ganzen mui3 also gesagt werden, daß es sich hier um eine sehr ernste und 
wohlvorbereitete Aktion gehandelt hat. Dem ersten Pograrn m u h  weiterefolgen. 
Wenn die Rechtspresse von kommunistischen Provokationen schreibt, 50 ist das 
eine schamiose L@. Interessant ist aber auch, daß die *demokntischea 
-Vossische Zeitung* verschweigt, daß es sich um Krawalle mit antisemitischer 
Tendenz handelte. Die Haltung des mVorwä~s* und der *Roten Fahne. aber 
zeigt, da~3 die Arbeiterbürokratie den Ernst dieser Vorfille nicht sehen will. Die 
.R. F.r behandelt sie ais Bagatelle und erledigt sie mit ein paar Zeilen in der 
Beilage. Der .Vorwärts. widmet ihnen zwar viel Raum. aber stellt sie doch mehr 
oder weniger als Dumme-Jungen-Srreiche hin. Es ist eine Schande für das rote 
Berlin, dafl die Arbeiterschlft auf diese Vorfalle nur sehr schwach reagien hat. Die 
Faschisten tas ten  mit diesen Versuchen ab, wie weit sie sich schon vowagen 
dürfen, sie mobilisieren den außerprlarnentarischtn Druck, um in die Regierung 
zu kommen. Sehen du Arbeitennarren dem weiter passiv .ZN, so wird dem 
Fenst~rstum bald der Überfall airfdie Gewerk~chaftsbünsw nnd A rbeiterlokale, der 
Pogrom anfdir klarrenberuwfittn Arbeiter folgen. Die Lehre des etnen Pogroms in 
Berlin muß sein: ljberpmeiliche proletarische Wehrorganisationen, antifaschi- 
stische Kampfkartelle sind das Gebot der Stunde! Proletarische kbwehrorgani- 
sntionen müssen die hgromhelden von der Straße fegen! 

26. November 1930, Arbeiterpolltlk, Nr. 275 
KPD-Opposition im Kampf g w n  den Faschismus 

Am aerpgenen Freitag fand in Freitu1 eine ~ffcntliche Naziversammlung statt. 
Der Saal irn Deutschen Haus war bis auf den letzcen Plarz gefüllt. Von dwi Seiten 
war der S d  mit mehreren HundertschaftenBnunhemden abgeriegelt. Nur unter 
i h m  Schutz w a s n  sich die braunen Mordbuben in die Arbeitetstadt Freital. Als 
Referent a t  Rechtsanwalt Dr. Mangkt (Dresden) auf und venapfre in andert- 
halb Stunden den unglaublichsten politischen Kohl, wobei er sich unverschämte 
Provokationen gegen die Arbeiter erdreistete. D i e  offizielle Partei war fast 
volIzahlig vertreten. Auf das Angebot der Kommunistischen Oppsition erHärte 



sich der politische Leiter der Partei damit einverstanden, daß unser Genosse 
Schneih als einziger Diskussionsredner auftrat und damit die Gelegenheit 
bekam, 314 Stunde in der Diskussion zu sprechen. Der Genosse Bach von der 
offiziellen Partei zog seine WonmeIdung deshaib zurück. Genosse Schneider 
rechnete danuf in gründlicher Weise mit den nrtionalsozialistischen Demagogen 
ab und sch3ofl unter dem tosenden Beifd! der anwesenden Arbeiter mit der 
Forderung auf Herstellung der Einheitsfront der Arbiterklasse zum Kampfe 
gegen den Fnschsmus. Die Arkiter ver l i eh  darauf unter Führung unserer 
Genossen den Saal und Iießen die FreitaEer Spießer mit den auswärtigen 
Braunhemden im S d e  zurück. 

3. Dezember 1930, Arbelterpolitik 
Greizcr SPD-Führer irn Kampfe gegen die *Rote Arbeiterwehr~ 

Auf die sich immer mehr steigernde faschistische Gefahr hat in den letzten 
Wochen die Greizer Arbeiterschaft durchaus richtig reagiert: in den Arbeitemor- 
orten bildeten sich ArhirmATm, die sich zum Ziel setzen, auf iiberparteilicher 
Grundlage, unter dem mten Buiner den entschiedensten Kampf gegen den 
Faschismus zu fuhren. Mitglieder aller proletarischen Organisationen haben sich 
zusammengefunden und bilden als wichtigste G e g e n ~ a r t s a u f ~ a k  eine überpartei- 
liche Abwehrorganisation. Damit handeln sie im Sinne der breitesten Arbeiter- 
massen, die heute, ohne Unterschied der Partei. sich auf den Standpunkt stellen: 
w e d v  Pw~ßenregieruna, noch Reichs~uehr, noch Polizei sind Kampfpositionm 
g p  den Faschismus. Das sind einzig und allein stärkste Arbeitcrbataillow. 
Diese konnm abet nur stark rein, wmn sie Uberprlrteiiich sind. Sie dürfen und 
werden sich nicht bilden auf der Grundlage des Reichshannm Das Reichsbanner 
stützt sich auf die republikanischen Parteien, einschl. des Zentmms, deren Politik 
absolut axbeitqfeindlich ist. 
Die Greizer SPD-Fühmng um Brandes, Hertel, Neupert und Lucie Fischer sind 
mit der Uberpzrteilichen Basis der Arbeitemehren nichr: einverstanden und rennen 
wütend gegen die sich bildende Einheit an. Als m u e  Anhänger des Briining- 
Kurses verlangen sie: Alles hmcin ins Reicbsbanner - nicht rot, sondern 
schrrrotgold muß das Kennzeichen sein. Diesem Ziel diente diearn Sonnabend 
in der Ostvorsrädtischen Tunihalie von SPD, Reichsbanner und Gewerkschafts- 
karte11 veranstalrete -Republikanische Kundgebungs. Die *Kundgebung*, die 
gemessen an der Mitgliederstärke der aufrufenden Organisationen geradezu 
kläglich besucht war, dauerre von 8.25 Uhr bis Punkt 9 Uhr - also sage und 
schreibe 35 Minuten. Und warum? Schon vor der Kundgebung fand One 
fraktionelle Besprechung des Reichsbanners und der SPD statt. Da zur *Kund- 
gebung- auch die führenden Genossen der KP-Opposition erschienen waren, 



wurde die nrn Mittwoch in der *Preußischen Vlilkszeitung* aIs Offendiche 
Volksversammlung deklarierte Vetmstalmng schnell in eine .Kundgebung# 
umgewandelt, damit eine öffentliche Aussprache untmbnndm werden konnte. 
Selbst einem alten Reichsbannermann wurde das Wort zur Diskussion verwcigmt. 
Wir sagen ganz offen: Leute, die zu feige sind, über gegensätzliche Ansichten irn 
proletarischen Lager zu diskutieren, werden nie den Mut und Willen aufbringen, 
ernsthaft gegen den Faschismus zu kirnpfen. Man hatte es so eilig, um nach der 
Kundgebung völlig unter sich die .Aussprache~ durchführen zu können. Die 
zweistündigen Beratungen befaßten sich mit der Fnge: Wie kann man alles dem 
Reichsbanner unterordnen, welche Maßnahmen sind notwendig, um die Arbeites- 
wehren zu beseitigen, was ist notwendig um *dem Treiben der KP-Opposition-, 
besonders ihres Propaganda hr die Einheit zu begegnen. Dabei schimpfte und log 
man, daß sich die Balken bogen. Der Redakteur der rnPraiflischen Volksreimng~, 
Nefrperi, verstieg sich sogar zu der Behauptung, unser Gen. Paul Fischer sei der 
1gr6flre Spitzel*. Von dem Bürger Neuperc verlangen wir, d d  er diese Verleum- 
dung äffentlich wiederholt. 

28. Januar 1931, brbelterpolltik 
Die Einheit sctzt sich durch - 
Gegen den Faschisten-Terror in Sachsen 

Als KarteEi zur gemeinsamen Bekirnpfung des Faschismus hatten Sozidderno- 
kfatische Partei, Kommunisrische Partei. ~orkunistische Partei (Opposition), 
und der Allgemeine Deutsche Gewerkschahsbund Rndeberg für Sonnabend, den 
24. Januar, zu einer gemeinsamen Protestaktion aufgerufen. Die Aktion richtete 
sich gegen ehe  von den Nationalsozialis~n angesetzte Versammlung.. . 
Als Beauftragter des Abwehr-Kahells hielt Genosse Eitze(KPD-Oppsiuon) eine 
wirkungsvolle Ansprache auf dem Markte, die darin gipfelte, in proletarischer 
Disziplin den zähesten Kampf gegen den Faschismus zu führen. Nach dem 
Zusamrnenstaß mit den Nationalsozialisten formierte sich die Radeberger 
Arbeiterschaft zu einer wuchtigen Demonstration. Man zog nochmals nach dem 
Marktplatz, und unter dem Beifall der dort versammelten Arbeitennassen 
forderte Genosse Eitze auf, jpdprzeit dem Rsfc des AbewhrkarielIs Folgt za kistm. 
Je ein Vertreter der Km, der SPD und KPD hielten Ansprachen, womit die für 
die Arbeiterschaft glänzend verlaufene Kundgebung lwendet wurde. Die shaffp 
Diszipiin der Arbeiter kim An- und Abmarsch der Massen, sowie bei der 
Kundgebung auf dem Marktplatz machte jede polizeiliche Bedeckung &er- 
flüssig. - 
Irn Gegensatz zu den Darstellungen yi der .Roten Fahne*, nach denen angeblich 
die roten Betriebsräte die Aktion in der Hand habn, fordern die Arbeiter 



unbedingte Einheit. Sie lehnen ab, daß aus der großa~ i~en ,  geschIossenen Aktion 
ein Part~i~eschift gemacht wird.. . 

17. Februar 1931, Arbelterpolltlk 
Erfolgreichtr Aussprachcabend gegen Faschismus 

Die *Freie Sportmcinipng Fichk~, Mitglied des ATSB, vennstaltete am 14. 
Februar einen A~ss~racheabend Cbtr den Kampf gegen den Faschismus. Das 
Lokal war ube&Ilt. Mitglieder der SAJ. der Sozialistischen Proletarie rjugend, der 
G~erkschaftsju~end waren der Einladung gefolgt. Die Partei rückte mit einem 
gröi3eren ~ r u p ~  an. Sie kamen offenbar nur zum Zwecke der Verhinderung dieser 
Veranstaltung. 
Dennoch hatre Genosse Albert Schreiner gräi3te Aufmerksamkeit währrnd seiner 
zweistündigen Aushhmngen. Der KPD-Redner Simson erhielt verlängerte 
Redezcit. Für ihn i s t  der Faschismus nur der Ausdruck des Wachstums der 
mvotutionären Front. Demnach wäre für die Arbeiterklasse keine Gefahr irn 
Verzug. 
Ein SA]-Mitglied brachte seine Befriedigung zum Ausdmck, daf3 mit dieser 
Veranstaltung dw Versuch gemacht wird, alIc Krrise dcr Arbeiterklasse zum 
Kiunpf gegen den Faschismus zu sammeln. Hätten sie allerdings g d t ,  daR die 
offizielie KPD eingeladen sei, dann wären sie nicht gekommen. Der Verlauf auch 
dieser Versammlung erbrachte abermals den Beweis, dag die *Partei* keine 
sachliche Diskussion mit Nichtkornmunisten will. Ein Redner des ESK versuchte 
an Hand von Beispielen zu zeigen, wie sehr die Theorie der KPD mit der Wirklich- 
keit in Widerspruch steht. Große Aufmerksamkeit harre Genosse Günther 
Hoppfe, des vom Standpunkt der KPD-Opposition die vom Genossen Schreiner 
aufgezeigte Gefahr der faschistischen KontemevoE~tion untersmich und die 
Sabotagevgumenre der KPD-Führung ins rechte Licht rückte. Die bis dahin 
ziemlich ruhig verlaufene Versammlung sollte jetzt gesprengt werden. In 
schamloser Weise wurde jetzt gegen die Yeransdter seitens der KPD-Mitglieder 
gehetzt. Ein führender Funktionär der KPD im 6. Verwalningsbezirk betitigte 
sich ds Provokateur. Er m d r e  von seinen eigenen Leuten hinausgeschafft 
werden. Genosse Schreiner konnte noch 25 Minuten im Schldworr sprechen. 
Duin verhinderten die randalierenden Thälmann-Anhänger durch Krakeel und 
Singn den ruhigen Abschluß der Versammlung. Der Vorsitzende, Genosse 
Cerny, scidoß die Versammlung mit einem Appell, einer erneuten Einladung der 
FSF wicderzufoIgen. Die KPD habe wieder einmal bewiesen, daß sie nicht mehr in 
der h e  sei, sich mit den Arbeitern sachlich auseinanderzusetzen ... 



18. Februar 1931, Arbelterpolitlk 
Gewerkschafttn und Faschismus 

Auch in Stuttgart versuchten die Nazis jetzt, sich verstärkt mit der Arbeit der 
Betriebe zu beschäftigen. Bereits ist es ihnen gelungen. in einige Betrielx 
einzudringen. Dies war Veranlassung fur die Gewerkschaftshkzionäre der 
Robert Bosch AG, Stwttgart, in einer Vertrauensmännersitzq sich mit dem 
Thema .Gewerkschaften und Faschismus* zu beschafrigen. Genosse H a ~ m  zeig- 
te in seinem V o m g  die innigen Zusammenhange zwischen den weiteren Bestre- 
bungen der Krpitalisten auf Erweiterung des Kapitdangriffs und der neuesten 
Offensive der Faschisten auf. Er bezeichnete es als Renommisrerei, wenn der 
Parlament~bo~kott  ais  Marncschlachr des d e ~ r s c h  Faschismus ausposaunt wird. 
Das Gegenteil sei der Fall. 
Die entscheidenden Kampfe stehen erst bevor. Diese Kämpfe werde das klassen- 
bemi3te Proletariat nur siegreich bestehen. wenn die Gewerkschaften turn 
wirklichen Trugpr des organisierten Widmsrandes gegen die wachsenden Ka pitdan- 
griffe werden, wofür alle organisierten Arbeiter ohne Unterschied der Partei mit 
aller Kraft und Energie eintmten müssen. Wenn die gewerkschaftlich organi- 
sierten Arbeiter erreichen, daR sich eine breite Front fiir die dringlichsten und 
unrnitrelbarsten Forderungen zum auflenparlamentarischen und parlamenta- 
rischen Kampfe herausbildet, dann nur wird auch der beginnende Widerstand der 
Arbeiter gegen die Faschisten zum Ausgangspnki eines Urnschwnp. Genosse 
Hausen verwies dann auf die systematischen Bürgerknegsvorbereitungen der 
Faschisten, auf ihre erhöhte militärische Titigkeit, auf die Maßnahmen zur 
Vorbereirunp, einer erhöhten Welle des faschistischen Terrors und forderte den - 

Zusamrnenschlufl der Arbeiter in iiberparteilichen Abwehroganisationen, zu 
deren Bildung auch die gewerkschaftlichen Funktionäre beitragen müssen. 

Nach einer äuk r s t  anregend veslaufenen Debatte, die praktische Vorschläge fur 
die einzuleitenden Schritce zur Schaffung überparteilicher Abwehroganisationen 
brachte, wurde einstimmig eine Entschließung angenommen, in der es heiflt: 

*Die Funktionäre ersuchen die Ortsverwaltung des DMV und die Gewerk- 
schaftskanelle, alles zu tun, um überparteiliche AbweMormationen zu 
schaffen. Da der HauPtangriff des Faschismus bei den kommenden Kämpfen 
gegen die Gewerkschaften gerichtet ist, verlangen die Funktionäre, schon 
während der kommenden Gewerks~haftsversammlun~en unbedingt in jeder 
Versarnrnlung die F n ~ e  des Faschismus konkret zu behandeln. IR Groflbe- 
trieben sind Be&eSisabwehr-Abteilungen zu sch&n.* 

Jetzt gilt es, in allen Betrieben im gleichen Sinne vorzustoßen und in kürzester 
Zeit eine breite Abwehrorganisarion mit klarer, politischer Zielsetzung zu 
schaffen.. . 



18. Februar 1931, Arbelterpolltlk 
Gemeinsam gegen die Nazis 
Genosse Hansen (KPO) und KPD-Landtagsabgeordneter Vollmer sprechen in 
gemeinsamer Kundgebung 

Die faschistische Offensive in Wiimtemberg geht weiter. Um die Arbeitemor- 
orte Snittgarts für den Faschismus miit zu machen, werden die militärischen ~treit-  
krafte der Nazis aus Sturtgart und der gesamten Umgegend vermittels Lastauto 
nach einem Ort geworfen, um auf diese Weise die Arbeiterschaft irn Widerstand 
einzuschüchtern. 
k m  Sonntag, dem 15. ,Febmar, war EelIbach das Aufmarschterritoriurn. 400 
uniformierte SS- und CA-Helden marschierten in militärischer Ordnung mit 
Marschmusik bereits am Nachminag provokatorisch durch die Arbeiterstraßen. 
Gegen diese Nazi-Aktion einen einheitIickn Aufmarsch dw Arbeiter zu formieren, 
stellte sich die Leitung der KPO zur Aufgabe. Alle Arbeiterorganisationen mit 
Ansnahm der SPD und des Reichsbanners folgten unserer Einladung, so daß 
nachmittags f Uhr auf dem Cannctatter Platz eine imposante und eindrucksvolle 
Kundgebung eröffnet werden konnte. 
Unser Genosse Zellw eröffnete die Kundgebung im Namen der einberufenden 
Arbeiterorganisationen und verwies in kurzen Worten auf die vorn Faschismus 
der Arbeiterbewegung drohende Gefahr. Genosse Hanscn-Sturtgarr. als Vertreter 
der KPO sprach daravf zuden Versammelten. In kurzen Ausfuhmngenwurde das 
wahre Gesicht des Faschismus und seiner Söldnerscharen im Verein mit dem 
Großkapital gezeigt. Die Hdmng der SPDund der Reichsbannerführung wurde 
einer scharfen Kritik unterzogen und mit einem Appell an die Proletarier in der 
SPD und irn Reichsbannet, irn Kampfe gegen den Faschismus mit den kommu- 
nistischen Klassengenossen die Ei;nheit$ront herzustellen, verbunden. Die Rolle 
des Brüning-Kabinetts als Wegbereiterder faschistischen Diktatur wurdetreffend 
gekennzeichnet, und arn Schlufl zum Zusarnmenschluß der Arbeirer in antifa- 
schistischen Kartellen auf der Grundlage unseres Notprograrnms aufgerufen. Die 
Arbeiter unterstrichen ihre Zustimmung durch lebhaften Beifall. 

Der Vertreter der KFD, Landtagsabgeordneter Vollmer, zeigte in seiner Rede 
auch wirksame Beispiele in Theorie und Praxis der Nazis. Er verwies auf die 
steigende Terrorwelle und rief zur revalutionären Einheitsfront auf, 
Darauf setzte sich ein stattlicher Demonstrationszug durch die S t r a k  des Ortes 
in Bewegung. Wahrend im Nazi-Zuge kein einziger Fellbacher zu sehen war und . . 

die Bevölkerung der Bravnhemdenparade mit eisigem Schweigen beggnete, war 
unser Zug der Zug der Arbeiter FeIlkEhs, der auf lebhafte Sympathie der Bev~l -  
kerung stieß. Am Cannstatter Platz richtete Genosse Zellet noch mahnende 
Worte an die Arbeiter zur gesteigerten Aktivität und zum Boykott der 



faschistischen Versammlungen. Ideologische Auseinandersetzung ist mit ihnen 
nicht möglich, und wenn sie mit 400 Uniformierten nach Fellbach zur Versamm- 
lung kommen, dann ist ihre Absicht klar. Damit schloß die eindrucksvolle 
Kundgebung. 
Die Arbeiterschaft Fellbachs hat ein Beispiel gegeben. Zum ersten Male haben 
Vertreter der KPD und KPO in Wümemberg in einer Front gestanden. Was in 
Fellbach möglich ist - wo die KPD organisatorisch sehr schwach ist - rnd 
überall möglich sein. 

27. Februar 1931, Arbeiterpolltlk Nr. 49 
KPD-0 diskutiert in, Nazi-Versammlungen 

Am Weltemrbslosentag hatten die Nazis in Neukölln zu einer öffentlichen 
Versammlung mit dem Thema einbemfen: *Wer wird führen? Severing, ThäI- 
mann, Brüning oder Hitler?. SPD und KPD waren zur freien Aussprache einge- 
laden. Die Versammlung war nur mäßig besucht. Sie bestand zu neunzig Prozent 
aus SA-Leuten, Ein erfreuticher Zeichen. Offenbar hängen doch schon einem Teil 
des Volkes die Naziphnsen zum Halse heraus. 
Die Referen~en unterstrichen nur die Hohlheit der Nazi-Propaganda. Sie zeigten 
auch zugleich die verwundbare Stelle dieser Kapiralsknechte. So unzulänglich 
auch die KPD-Anttäge im Reichstag auf Einstellung der Youngzahlung und 
Einführung einer Millionärsteuer sind, se bereiten sie dmh den Nazi-Demagogen 
dlerhand Unannehmlichkei~en. Und n w h  eins: über die Schwenkung der 
Kommunistischen Partei, über ihre, wenn auch schüchternen Venuche, Ein- 
heitsfront mit den sozialdemokratischen Arbeitern zu betreiben, schreien die 
Nazis Zeter und Mordio: *Die KPD war bisher eine aktivistische Partei, aber jetzt 
geht sie ins Schlepptau der SPD., so heulte der Referent Engel und beschwor die 
Kommunisten, hier nicht mitzumachen. 
Aber gerade das sollte fur die kommunistischen Arbeiter nur einBeweis mehr sein, 
daß der, wenn auch zaghaft beschrittene Weg, p~anrnhig weitergegangen werden 
m d .  Wir, die Kommunistische Opposition, werden mit allen Kräften dabei 
helfen. Leider trat in der Diskussion trotz hffentlicher Aufforderung kein Genosse 
&T Partri auf. Offenbar können die Ulbricht überhaupt nur diskutieren,wenn sie 
den halben Saal mit ihnen eigenen Anhängern fbllen können. Das schadet der 
Sache des Kommunismus sehr. Da die Partei schwieg, vertrat Genosse Max 
Köhler die Sache des Kammunismus in der Versammlung. Er zeigte die zwiespäl- 
tige Rolle der Nazis in der Frage des Youngplanes und Versailler Vertrages, den 
offenen Vemt ihrrs eigenen Prognmms und entlarvte ihre demagogische 
~Arbeitedreundlichkeit~. 
Es war interessant, daß der Nazi-Referent nur mit einem hilflosen Geschimpfe zu 



antwonen wußte, was auf die Anwesenden keinen sehr überzeugenden Eindmck 
machte. 
Noch ein Wort an die Genossen der Kommunistischen Parrei. In der Yersarnm- 
lung trat auch der neugebackene SPD-Mann Kar! Schooi auf, früher ein 
Uleralinker vor dem Herrn, der nns nicht genug des Wegs zur SPD bezichtigen 
konnte. Heute verteidigte er in der Versammlung die Sache der SPD, wir die des 
Kommunismus. Eure Leute aber schwiegen in der Versammlung. Gibt euch das 
nicht ein wenig zu denken? Versteht ihr, dafl euch die Partei belog, als sie sagte, wir 
seien Verräter? 

3, MBn 1931. Arbellerpolltlk 
Gegen Kapitaioffmsivc und Faschismus! 
Die Funktionäre des DMV-Stuttgart zur Lage 

In groRen Saale des Eewerkschaftshauses nahm am Dienstag, dem 24. Febmar, 
die Funktionärversarnmlung des DMV Ortsverwalning Snittgart, zu dem Thema 
*Faschismus und Gewerkschaften* Stellung. Nach einem Referat des Genossen 
Hausen und einer interessanten Diskussion, in der besonders die Notwendigkeit 
der Schaffung überpnei l icher  Klassenwehren betont und die in letzten Zeit 
erfolgten Gründungen überpaneilicher A rbeii~rsportwhwn begiüf3t wurde, nahm 
die Funktionärsversammlung gegen 2 Srimmen eine Entschliei3ung an, deren 
wichtigste Stellen lauten: 

.Die Funktionärversamm[ung des DMV Smttgarc nimmt mit Entrüstung zu 
dem feigen Überfall der nationalsozialistischen Stofltnrpps auf die Reichs- 
bannerleute Stellung. Sie fordert die sofonige Entwaflnang und d~f los i rn~  
&T ~ f i o n a ~ ~ ~ ~ i u ~ i s l i ~ c b m  Temrbunden unter Kontrolle dPr oqaniriercen 
Arbeiterschaft und verlangt vom Ortsausschuß des ADGB die sofonige 
Einleitung einer großzügigen Abwehraktian unter Hinzuziehung der 
politischen Vertreter der Arbeiterschaft ... 
Sie fordern daher zum wirksamen Schutze des Arbeiterbewegung, zur Nie- 
dertingung der steigenden Terrorakte, den Zusarnmmschl~ß a3ler kampfRP- 
willten Arbpiierin iibPspatteilichen Klassenwehn Sie setzen sich uberalI fiir den 
Zusammenschluß aller bestehenden proletarischen Abwehrorganisationen zu 
einem Zweckverband zum Kampfe gegen den faschistischen Terror ein und 
begfißen die Bildung einer *Arbeitersportwehr* als den ersten Cchrin zur 
überparteilichen Zusammenfassung der Arbeiter. 
Die bevorstehenden schweren Kämpfe erfordern die Stärkung und Kräftigung 
der Organisation und die Herstellung der maximalen Einheitlichkeit der 
Arbeiterbewegung. Der Vorstoß des Stahlwerksvereins in cler Duisbwg- 
Meidericher Hütte zur weiteren Herabsetzung der Löhne um 20 Prozent auf 
dem Wege der A ~ßerkrafretzsrng des geltenden Cohntards zeigt die Ricktw n~ der 



weireren Vorst6Re an. Diese Schlage abzuwehren und die Arbeiterschaft rum 
Gegenangriff zu sammeIn, ist nur auf dem Wege des Klassenkampfes mtiglich, 
wozu die Kr&ipng d t ~  Organisation anbedingte Voraussetzung i c  t. Die 
Funktionäre appellieren daher an alle Metallarbeiter und -arbeiterinnen, sich &T 

Or~anisation anzrrschlieben. 

1. September 1931, Arbelterpolitlk 
&crwindct dic Zerklüftung der Arbeiterklasse 

Wie sich der Verrat der SPD und die ultratinke Politik der KPD-Fiihrer auf die 
Aktivität der Arbeitet auswirken, zeigen ein paar ~ n l i c h e  Beispiele: 
Am Dienstag, dem 11. August, sollten alle mVerfassungstreuen* von Franwart 
durch eine vom *Republikanischen Bund- und vom -Reichsbanner= einberufene 
Kundgebung um 8 Uhr auf dem Börsenplatz, mit anschliegendem Fackelzug, ihre 
Begeistemng fiir die Brüning-Republik bezeugen. Diese Kundgebung war ein- 
schlie!3lich der Polizei von höchstens 1000 Personen besucht (!). Als der Zug sich 
in Bewegung setzen sollte, verspeme ein mehr als doppelt so starkes Publikum die 
Ausgangsstraßen. Die *Säuberungsakrion., die von ein paar dutoflitzem und 
einem Dutzend Berittener durchgeführt wurde, dauerte fast eine halk Stunde. - 
Es wirkte humoristisch, das elende Häuflein zu sehen, dar da für eine Sache zu 
demonstrieren versuchte, f ü t  die sich heute Lein Mensch mehr interessiert. Wie 
geprügelre Hunde zogen die .getreuen Massen- unter einem unerhört star-n 
Polizeiaugebot über die Kaiserstrafle, begleitet von einem feindlichen oder 
lachenden Publikum. In der Taunusstraße wollte ein kleiner Teil des im Zug 
mitmarschierenden Reichsbanners die *Internationale# anstimmen. Er wurde 
sofort von der mVolkspolizei~ ausehandergeprügelt. Am Taunustor fand der 
ganze Spuk einen kläglichen Abschluß. Ein paar ReichsbannerIeute diskutieren 
heftig über das; Vorgehen der *Volks=-Polizei und machten ihrer Wut durch 
kräftige Ausrücke Luft. Ob sie daraus gelernt haben? 
Die SPD benutzt wie überall, so auch in Frankfurt, die Beteiligung der KPD am 
faschistischen Volksentscheid, um zum Angriff gegen sie überzugehen. Hat sie 
doch nun ein billiges Argument, um die Arbeiter trott ihres eigenen Vetrats nicht 
zu den Kommunisten stoRen zu lassen. So veranstaltete die SPD Groß-Frankfurt 
m Montag, dem 17., Dienstag, dem 18. und Micrwmh, dem 19,8. ungefähr 20 
öffentliche Kundgebungen, mit dem bezeichnenden Thema: Gegen H i t l ~ r ,  
H n g ~ . n b e r ~  Thälmann: Gegm die Vsrbwckn der KPD, die sich mit den Mördern 
von Kar1 Liebknecht und Rosa Luxemburg uerbündefe, r 

Diese Veranstaltungen waren tmtz starker Propaganda (Flugblätter um.) 
verhäfrnism&ig schlecht besucht, In allen Versammlungen waren auch die 
Kommunisten stark vertreten. Bezeichnend für die innere Schwkhe der SPD ist 



die Tatsache, daß sie gezwungen war, zwei geplante Kundgebungen im größren 
Bezirk zusammenzulegen. 

30. Oktober 1931, Arbeiterpolitik 
Diskutiert mehr 

Die SPD des 19. b i s e s  hatte zu einer öffentlichen Kundgebung aufgerufen, in 
der der Reichstagsabgeordnete und Gewerkschaftsführer Anton Refrner ü h r  
.Private Wirtschaft d e r  Soziaiismusm sprechen sollte. Den Vertretern der 
verschidenen Parteien war eine Diskussionszeit zugebilligt. 
Die Versammlung war überfbllt. Es war nicht nur die Fankower Gruppe der SAPq 
geschlossen angerückt, sondern auch kleinere Gruppen der KPD und der Nazis 
erschienen. Die SPD selbst hatte aus dem Bezirk Prenzlauer Berg starke 
Reichsbnerformationen zum Schutz des Versammlung beordert. 
Reisner sprach wie ein ~Staatsmanna. *Unsere Wirtschaft, unsere Nation, unser 
Deutschland, wk Deutsche*. Seine Rede war ein einziges Rezept, wie dem 
zusammenbrechenden Kapitalismus wieder auf die Beine geholfen werden kann. 
Den kommenden revolutionären Auseinandersetzungen steht er ebenso wie Ebert 
gegenüber, der auch die Revolunon w i e  die Pesr haßte. Von der Not der Arbeiter, 
von ihrer schwierigen Lage, wie man sie ändern kann, davon kaum ein Wort. 

In der Diskussion sprach als erster ein Genosse der 5AP. Er behandelt vor allem 
die Gründe, die zur Abspaltung der 5AP gefYhrt haben. Bei aller richtigen Kritik 
m der SPD-Politik fehlte doch das klare, unzweideutige Bekenntnis firr die 
kommunistischen Grundsätze. Es ist beschämend für die KPD, d d  sie in der 
Versammlung, in der Diskussionsfreiheit an den Plakatsäulen angekündigt war, 
keinen Redner hatte. Ein Jugcndgenosse von der KJVD versuchte zwar mit viel 
gutem WiUen, aber recht wenig Geschick, die offizielle Politik der KPD zu 
verteidigen. Er stiefl aber auf starken Widerstand, vor d e m  in der Frage des 
Volksentscheids, der einen unglaublichen Hai3 unter den SPD-Arbeitern gegen 
die KPD eneugre. Auch von der RGO wollten die Proleten nichts wissen. 
Für die KPD-Opposition spnch unter der gröflten Aufmerksamkeit der über- 
füllten Versammlung Genosse Hans Beck. Er wies eingangs danuf hin, dnR der 
Referent, der doch ein ~cwerkSchaftsfUhrer ist, mit keinem Won auf die 
gewaltige Welle des bevorstehenden Lohnabbaus eingegangen ist, mit keinem 
Wort den Wirts~haftsbeirat ewahnt  hat. und daf3 für ihn die aul3erparIamenta- 
nsche Kraft der Arbeiterklasse überhaupt nichc existiert. Er zeige. wie die 
Arbeiterklasse unter des Losung der Arbeitcrkontrolk der Produktion mächtige 
aderparlamentvische Bewegungen auslösen müsse und wie zu gleicher Zeit 
durch die Schaffung iibwparteilichw antifaschistischer Kartelle und A h w o r -  
mationen dem Faschismus Einhdt gebotpn werden musse. Am Schlug curker 



Beifall, besonders bei den SAP-Genossen. Ekschärnend, d& nach der versamm- 
lung die Reichsbanner-Arbeiter ohne sichtlichen Gnind auf die SAP-Genossen 
einschlugen. 

15. November F931, Arbehterpolltik 
Kampf dem Faschistmtcrror SAP beteiligt an ÜberpameiIicher KEassenwehr 

Am Donnerstag fand in Jena irn Saal des =Lindenhofeca die srarkbesuchre 
offentliche Gründungsversarnmlung derprolerarischen Klassenwehr statt. Trotz- 
dem arn gjeichen Abend irn goflen Yotkshaus-Saal eine übe&Ute Belegschafrs- 
versammlung der Firmen Ze$ and Scl~oit tagte, war die Versammlung so gyt 
besucht. Der Trommler- und Posaunenzug der SAP eröffnete die Versammlung 
durch Darbietungen. Ein Sprechchor forderte zum Beitritt der KIassenwehr auf. 
In seiner Einleitungsrede betonte Genosse Amri den Ernst der Zage und wies auf 
die Initiative aus den Kreisen der Sportgenossen hin, die eine überparteiliche 
Abwehrorganisation forderten und mit dem Reichsbanner nichts zu tun haben 
wollen. . . 
Für die kommunisrische Qpposition sprach Genosse Tittel der die politische 
Lage, die Rolle und Taten des Faschismus charakterisierte, auf das italienische 
Beispiel hinwies und die Notwendigkeit der proletarischen Klassenwehr begrün- 
deten. Dann sprach das BezirksIeitungsmirgIied der SAPD, Genosse Sckler- 
Titun, 13 Jahte demokratischer Weg, so führte er aus, haben sich als falsch fur die 
Arbeiterklasse erwiesen. Die Reform-Arbeiten der SPD seien grausamelllusionen 
gewesen und die versiumren Halbheiten irn Jahre 1918 r%chen sich heute bitter. 
Solange sich die Arbeiter im Reichsbanner an den kapitalistischen Staat fesseln 
lassen, wird der W e g  nicht frei für unsere Republik, für die coziaIistische 
Räterepublik. Der proietarische Staat rnufl sich auf seine eigenen proletarischen 
Organe stiitzen. In der gegenwärtigen Situation werden keine Parreiwehren dem 
Faschismus Halt gebieten, sondern nur die kämpfende Einheitsfront des Prole- 
tariats in der Gestalr v ~ n ü b e ~ a r r ~ i l i c h e n  antifaschisrischen Klassenwehren. Man 
mufi sich scharf gegen den engen Parteienegaisrnus wenden. Die Einheit der 
Arbeiterklasse ist nur auf dem Boden gemeinsamer Aktionen möglich, Und weil 
wir das erkennen, deshalb kämpfen wir als ShP h r  die iiberpaneitichen 
Klassenwehren und haben in unserem Kampf als Ziel die Rärediktatus im Auge. 

(Wir wünschen. daß sich Genosse Scheler mi t seiner richtigen Auffassung in seiner 
Partei durchsetzt.) k i d e  Redner erhielten starken Beifall. 
In der  Diskussion sprachen h n f  KPD-Redner und ein Sozialdemokrat als 
Vertreter des Arbeitersportkarcells. Die Ausführungen der KPD-Genossen 
richteten sich durchweg gegen die Gnindung der proletarischen Klassenwehr. 
Grande, Hanse und Militter behaupteten, daß nur auf der Gmndlage der Kommu- 



nistischen Partei und unter ihrer Führung der Kampf gegen den Faschismus 
gefuhrt werden könnte. Die Ausführungen Grandes uber den Kapp-Putsch und 
über die Vorgänge 1923 zeigten, daß dieser *Führer* die Geschichte der 
revolutionären Kämpfe und auch die der Kommunistischen Partei nicht kennt. 
Unter dem stärksten Widerspruch der VersammIung erklärte der .Führer des 
Kampfhundes gegen den Faschismus*, der KPD-Genosse Haase, daß man 
Einheitdront mit dm NationaIsozialisten bei wirtschaftlirhm Kätripfm mnchm 
künw. Wömlich erwärte- er: *Eher reichen wir einem narionalsozialistischen 
Arbeiter, als einem Gewerkschafts-Bonzen die Hand. Die Nazis haben beim 
Pflichtarbeiterstreik nicht den Verrat geübt wie Richter (DMV-Angestellter). 
Wir (d. h. die KPD) kodieren uns nicht in jeder Hinsicht mit den Nazis*. Im 
gleichen Atemzug behauptete Haase, d d  man eine =klare Führung- im b m p f  
gegen den Faschismus brauche, und das sei die KPD. 
Mit Recht quittierte die Versammlung diese Ausführungen mit Entnist~in~s-  
d e n  und Gelächter. Die zwei KPD-Genossen Mailand und Brückner lehnten ein 
Zusammengehen mit der proletarischen Klassenwehr ab und beteiligen sich unter 
Führung des SporthrteIls an der spontichen Abwehrorginisation, die dem 
Reichsbanner angeschlossen ist. Man sieht, im Lager der KPD herrscht die g d t e  
Konfusion. Die einen gehen nach dem Rezept von Haase mit den Nazis und teilen 
sich mit diesen in der SrreEkführung und die anderen gehen mit dem Reichsbuiner 
Schwarz-Rot-Gold gegen die'unter roten Fahnen marschierende Klassenwehr. 

31. Dezember 1931, Arbelterpolitik, Nr. 303 
Vorwärts im Kampf Regen den Ezschismus 

Nach längeren Verhandlungen haben sich die KPD-0, die SAP und der 
Zeninbund auf den gestern von uns veröffentlichten Aufndan die Arbeiter BerIins 
geeinigt. Es ist dies nach langer Zeit ein erster Schritt. den kommunistischen 
Arbeiter mit Arbeitern unternehmen, die s~cben  der SPD organisatorisch den 
Rücken gekehrt haben. Die h Aufruf enthaltenen Fordeninpen sind nicht die 
klaren kommunistischen Losungen, wie sie von der KPD-0 und der mArbiter- 
politik* seit langem vemeten werden. Es sind Fordemngcn, die fürs erste mir 
nichkommunistischen Arbeitern zu erreichen waren. Das wird die KPD-O jedoch 
nicht hindern, ihre ganze politische und orgmisatorische Kraft für die Durch- 
hihmng der im Aufruf vorgesehenen Linie einzusetzen. Wir erwarten das gleich- 
zeitig auch von den rnininterzeichneten Organisationen. An die KP-Arbiter 
appellieren wir insbesondere, sich nicht durch das Geschimpfe der *Roten Fahne* 
imtieren zu lassen. Sie müssen verstehen, daR der kleinste gemeinsame Schritt 
gegen den Faschismus auf die in der SA arganisierten Kleinbliirger und Proleten- 
söhne einen gröhren moralischen Eindruck macht, als die schönsten und 



revolutionärsten Losungen, wenn sie allein von der Kommunistischen Partei, 
ohne Mitwirkung der übrigen Arbeiter, aufgestellt werden. Wer ernstlich den 
h m p f  gegen den Faschismus will, der muß sich an dieser gemeinsamen Aktion 
beteiligen und nicht beiseite stehen.. . 
Jetzt kommt es vor allen Dingen darauf an, daß sich die Aktion gegen den 
Faschismus nicht etwa auf die Hemusgabe eines Aufrufs beschränkt. Sollen die 
sozialdemokratischen3 kommunistischen und parteilosen Arbeiter fur die Schaf- 
fung eines ükrpzrteilichen antifaschistischen Kartells und gemeinsamer anti- 
faschistischer Klassenwehten gewonnen werden, dann müssen die 'beteiligten 
Organisationen in den verschiedensten Massenorganisationen des Proletariats im 
engsten Einwembmm auf Wochen hinaus eint msihafte  Kampagne fihren. In allen 
Berliner Gewerkschaften müssen die Genossen der KPD-0 und SAP und des 
Leninbundes im Verein mit den übrigen 0ppo~itionellen Gewerkschaftlern für die 
irn A u h f  ver6ffentlichten Losungen eintreten und die Bewegung durch AntGge 
unterstützen. Dascelbe gilt für die Berriebe. 
Genossen, nützt die Gunst der Stunde? Nieder mit allen kleinmütigen Stirn- 
mungen bei den Bürokraten der Arbeiterschaft. Strengt alle Kräfte an, damit der 
Faschismus geschlagen wird, bevor er die Regieningsgewalc in Deutschland 
endgültig in die Hände nimmt? 

10. Januar 1932, Arbeiterpotitik. Mr. 8 

Es bindet uns mehr, als uns trennt - Eine Bresche für die Einheit! 
Überfüllte antifaschistische Kundgebung der KPD-0, SAPD und des 
hn inbundes  im mten Neukolln 

Der Anfang ist gemacht. Trotz einer nie dagewesenen Hetze der KPD-Büro- 
kratie und der .Roten Fahne*, tmtzdemdie Stoßtrupps der offiziellen Partei mit 
Y.essammlungsglocke einschEiefllich Referenten lange vor Eröffnung der Yer- 
sammlung angerückt waren, das Scherengitter vor dem Yetsamml~n~sciurn ein- 
$rückten, konnte die Berliner Arbeiterschaft die von der KPD-0, SAP und dem 
Leninbund einberufene Kundgebung gegen Faschismus und fur die Schaffung 
eines antifaschistischen KaneIls in Kliems Festsälen in der Efasenheide bis zu Ende 
durchfuhren. Der  proletarischen Einheitsfront i s t  gegen die Sabotageversuche der 
KPD- und der SPD-Fwhmng im roten Berlin eine Bresche geschlagen. Die 
Versammlung war übemillt. Viele Besucher wurden von der Polizei nicht mehr 
zugelassen. Es sprachen die Genossen Rosenfeld h r  die SAPD, Heinrich Brandler 
für die KPW-0 und Urbahns fiir den Leninbund. 
Genosse Rosenfeld forderte den auflerparlamentanschen Kampf, der pernein- 
schaftlich von den sozialdemokratischen und kommunistischen Arbeitern geführt 
werden müsse. Es sei nötig, daß die Arbeiterklasse sich gegen den Faschismus mit 
dem Generalstreik zur Wehr setze, bevor HirIer ans Ruder komme. Dieser Kampf 



der Arbeiter müsse ausmünden in den Kampf um die Diktamr des Proletariats, die 
sich auf die Rate stütze. Er fordme den Schutz der Sowjetunion. 
Mit großem Beifzll wurde Genosse Brandkr (KPD-0) empfangen, Die in starker 
AnzaM vertretenen, von ihrer Bürokratie verhetzten Anhinger der KPD, 
unrerliehn ihre Störungswrsuche sehr schnell. Genosse Bruider konnte seine 
Rede so gut wie ohne jegliche Unterbrechung, unter der größten Aufrnerksam- 
keit der Versammlung durchsetzen. Die Verhandlungen BrVnings mit Hitler 
zeigen uns, so führte er aus, da13 es fünf Minutenvor zwölf ist. Hitler steht vor den 
Toren. Uber alIes, was uns in grundsätzlichen Fragen trennt, ist  es d x h  möglich, 
d d  die Arbeiter und Organisatianen der verschiedensten Richtungen irn Kampfe 
gegen den Faschismus gemeinsame Schritte tun. Dabei werde von keiner der 
hteiiigten Organisationen und Proletarier Aufgabe ihrer grundsätzlichen Stel- 
lung gefordert. 
Die Einheitsfrontbewegung mufl über das gegenwärtige primitive Stadium hin- 
auskommen. Die Massen müssen gewonnen werden, den Kampf vom B d e n  des 
Kommunismus aus zu führen. Es sei die Aufgabe der Kommunistischen Partei, 
diese Entwicklung herbeizuführen. Umco verkehmer und trauriger sei es, daß sich 
die offizielle Parteifiihnrng gegen diese Versammlung gewendec hat. I3 gibt 
keine Kraft, auiSer der einmütigen Arbeiterklasse, die imstande wäre, den 
Faschismus niederzuwerfen. 
Genosse Bmdler  kennzeichnete die sogenannte .Eiserne Fronta der SPD, als den 
weiteren Versuch der SPD-Bürokratie, die SPD- und Reichsbinnesarbeiter an die 
hkmrre Talerieningspotitik zu ketten. Durch eine richtige und geschickte 
Einheitsfronttaktik sei es möglich, diese Arbeiter für das hager der Revolution zu 
gewinnen. 
Genosse Brandler forderte die Aufhebung des Verb t s  des Roten Frontkämpfer- 
bundes, die Vorbereitung des politischen Massenstreiks, die Durchführung von 
Teilstreiks auch gegen den Willen der Gewerkschaften. Allerdings sei es nötig, 
dafür die Mehrheit der Arbeiter zu gewinnen. Der Klasse sei nicht damit gedient, 
wend besonders opferwillig Proletarier aorzeirig auf der Strecke bleiben.. . 
Genosse Urbahns ging eingangs auf die internationale Bedeutung des Abwehr- 
kampfes der deutschen Arbeiterklasse ein. Er wies auf die revolutionären 
Vorgänge in Spanien, in den Kolonien, in China und Indien hin. Eine Niederlagt 
der Arbeiter in Deutschland müsse katastrophale Auswirkungen auf die Titigkeit 
unserer russischen Brüder in der Sowjetunion haben. Ein Teil der weiteren 
Ansführunge~i des Genossen Urbahns beschäftigte sich mit dem unglückseligen 
Verhalten der KPD-Fiihrung und ihrer Sabotage der Einhi~sfrontbewegun~. 
Agitiert für anrifaschistische Kartelle in den Bezirken, in den Betrieben usw., auch 
Gber die Köpfe der sabotierenden Führer! Mit diesen Worten schlaf3 der Redner 
des Leninbundes. 



Der offizielle Redner der KPD war des ehemalige Versiihnler Gliicknwf Er 
versuchte eine Verteidigung der falschen ultralinken Politik der KPD-Fülimng. 
Der Versuch war a b r  so schwächlich, da& seine Rede zeitweilig in Zwischen- 
rufen und irn allgemeinen Widerspruch unterging. Daß Glückauf bei der über- 
wiegenden Mehrheit der Versammlung keinen Anklang fand, darüber tnuschten 
auch die von seinen Anhängern ausgebrachten .Rotfront*-Rufe nicht hinweg, 
denen das Versagen i h m  Rebers  offensichtlich peinlich war. Glückauf, wahr- 
scheinlich um sich als alter Versöhnler den nötigen Stand zu verschaffen, sprach in 
unerhört provozierender Weise. Er bezeichnete die an der Kundgebung beteilig- 
ten Organisationen als .linken Fliigel des Sozialfaschisrnus.. Sie wollen die SPD 
tolerieren, mit Noske, Gnesinski usw. zusammengehen. Die Aktion des heutigen 
Abends sei nur zu dem Zwecke gemacht, um die Arbeiter zur SPD zunickzu- 
fuhren. Der Genosse der KPD bewies mit seinen Ausführungen, daß er und seine 
Beauftragten aber auch nicht das geringste Verständnis für die gegenwsrtige 
Stimmung uncer der Arbeiterklasse und fur das. wonach die Arbeiter verlangen, 
aufzubringen vermogen. . 
Der nächste Redner der KPD, Mitglied der Unterbezirksleitung Südost, der 
Genosse Strom. hat - das mufl hier ausgesprochen werden - von diesen 
Vorgängcnh der Arbeiterklasse weit mehr begriffen und er versuchre, wenn auch 
mirunter mit nmh recht konfusen Anlehnungen an die falsche Linie der KPD, 
diesem Verständnis Ausdmck zu geben. Die Versammlwng hatte fJr seine 
AusfühmnKen das allergrößte Inceresre. Sie n n d t c  sich entschieden dagegen, als 
der Genosse Strom die khauptung aufstellte, wir hatteh in Deutschland den 
Faschismus schon, oder als er die stcreorype Forderung der KPD-Bürokratie 
wiederholte: nur unter Fuhrung der KPD @be es eine Einheit. Abrr die 
Versammelten antworteten mit größrer und begeisterter Zustimmung, als dieser 
kommunistische Genosse ausfuhrte: -Wir haben keine Zeit mehr, uns miteinan- 
der zu zanken. Ich bin Libeneug, wir werden im Kampfe Fegen den Faschismus 
Schulter an Schulter stehen. Unsere Differenzen sind nicht so tief, daß wir nicht 
doch zusammenkommen Irönnen. Uns bindet viel mehr, als uns trennt.. 

Er hatte die Zustimmung des Versammlung, als  er ausfühme, dafl die Differenzen 
unter Führung der Kommunistischen Partei ausgeuagen werden müssen, aber 
auch als er im Widerspnich zu der vorher vertretenen Forderung nach Fiihsung 
ganz richtig sagte, die Firhwr dcr Einbeitdront der ArbeFtwkhsse werden nur im 
Kampfe geboren- 
Es i s t  bezeichnend für die djektive- Berichterstattung der .Roten Fahne*, d d  
dieser Genosse gnauso wie der nachfolgende Redner, der Vertreter der Berliner 
Gas- und Wasserwerke im Bericht der RF mit keiner Silbe Erwähnung findet. 
Der kr iebsnt  der Berliner Gaswerke, Genosse Adam, berichtete über die 
günstige Stimmung in seinem Betriebe. Die Funktionäre ohne Unterschied der 
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Partei treten fiir den Streik ein. ObwohS die *Rote Fahne* sich gegen die 
Urabstimmung über den Streik gewendet hat, ist kein Genosse der Kommuni- 
stischen Partei dieses unmöglichen Parole gefolgt. Irn Berliner Gaswerk isz die 
Einheit im Kampfe hergestellt. Dort haben die Vertretet der RGO und der KPD 
dieunsinnige Parole ihrer Bürokraten: *Nur unter Eührungder KPDx aufgegeben. 
Jetzt werden sie aIlerdings zur Belohnung dafür. weil sie f i r  die Einheit der 
Arbeiterklasse eingetreten sind, aus der Partei ausgeschlossen. Bezeichnend sei, 
daß die *Rote Fahne* über die VorRänge irn Berliner Gaswerk nichts veröffent- 
licht habe, obwohl die Bewegung dort für dle Arbeiter in ganz Deutschland von 
der grölltcn Tragweite sei.. . 
Es sprachen dann noch die Genossen Bolze von derKPD-0  und ein Genosse von 
der Tratzki-Gruppe, Dann folgten die Schld3worte der Genossen Urbahns, 
RosenfeId und Brandler. Vor den Schtußworten veriiefl ein Teil der KPD- 
Anhänger auf Befehl ihrer FUhwr das Lokal. Aber wenigstens die Hälfte von ihnen 
blieb bis zum Schluß der Veranstaltung. Auch dieses Sprengungssriick gelang also 
daneben. Die versammelten Arbeiter lieflen sich durch diese Schluflkomödie der 
KPD-Strategen nicht provozieren. Wir begrühn das disziplinierte Verhalten 
eines groiEen Teiles der Anhänger der Kommunistischen Partei.. . 

20. Januar 1933, Arbelterpolitlk 
Naziprovokation, Polizei, Arbeiterschaft 

Am Sonntag haben die Nazis ihren pravokntorischen Aufmarsch am BUlowplatz: 
*Front zum Karl-Liebknecht-Hau* durchgefühn. 14 000 Polizisten schiitzten 
sie, und die Arbeiterschaft, die dagegen protestierte, hatte zwar die Krift zum 
Protest, aber nicht die K d ,  diesen Protest so wirksam zu machen, dtß die SA 
nicht marschieren konnte. Der Abwehrwille ist vorhanden: die Organisation 
dieses Willens, die ihn zur T a t  umsetzen könnte, fehlt. Wir  haben keine 
aniifarchistisckn Kartelle, keine iibrrparteilichen Klass~nwehren, keine Anwendung 
&Y Einhitsfronttaktik durch die KPD. Die SA ist marschiert, die Polizei (und 
diese Schwäche der Arbeiterklasse) haben es ermöglicht. 
Die Schupo hat Berlin am 22. Januar in einen Truppeniibungsplatz vemandeft. 
-Vorsurglicha wurden für den Sonntag Demonstrationen und Versammlungen 
anderer Organisationen unter freiem Himmel verboten. Die Häuser um den 
Bülowplatz wurden pliteilich besetzt, nach Waffen gehaussucht und auf den 
Dächern Schupos mit Karabinern und Feldstechern postiert. Irn Laufe des Vor- 
mittags wurden die umgrenzenden Strallen gesperrt. N u r  Personen mit Aus- 
weisen durften passieren. Die Unterpndbahnstat ion am Bülowplatz wurde 
geschlossen, die Züge fuhren durch. Publikum, das die Volksbühne besuchen 
wollte, wurde nach Hause geschickt. Alles zur höheren Ehre der Nazis und der 
Autorität der Polizei. 





40 Genossen, ein Redakteur der *Ruten Fahne* wurden mit Karabinern und 
Gummikniippeln hinausgetrieben. Die Polizei besetzte das Gebäude und nahm 
selbstverständlich bei dieser Gelegenheit eine Haussuchung vor. Dann konnte 
Röhm die Parade abnehmen mit der =Front zum Karl-Liebknecht-Haus< B e  
Presse zum CA-Aufmarsch: 

cßeriiner Tqeblatait-: *In diesem abgesperrten Viertel (an BülowpIatz) sah man 
kaum einen Fuflgiinger. Nur auf beiden Stdknseiten alle zehn Schricr einen 
Polizeibearnten mit Karabiner. Auf den Dächern - Schupo. In den Hausein- 
gängen - Schupo. An jeder Strahnecke - ein Schupoauto . . . Zuschauer - so 
gut wie keine. Eine von den Einwohnern geräumre Stadr, durch die eine feindliche 
Armee marschiert.. 

.Köinisck Volk~zeitangw: *Der Teil des hblikums brach in Schmähun- 
gen und Niedemufe aus. Immer wieder ging die Polizei irn Laufschritt mit 
Karabinern vor.* 

-8-Uhr-Ahdblatt-: d e i n  Einwohner kann aus seinem Haus (arn Bülowptacz) 
heraus, keiner hinein. *Nichts Lebendes war hier erbLckt- - nur Schupounifor- 
men, starr den Häuserfionten zugewandt. Daß die Strdßen still rrnd Inutlos, 
dafur sorgen Panzerautos. 
. . . Die ältere Generation wird sich erinnern, wie einstens, als ein russischer Zar 
seinen kaiserlichen Freund in Berlin besuchte, rirtgs um den Bahnhof herum ailes 
hermetisch abaespern war und Polizeibemte sogar sämtliche Fenster der 
Umgebung besetzt hielten.. 

Der mVo+ui&ts- hat Sorgen: -Immer wieder, wenn eine Reue Kolonne der Salz- 
steuersoldaiten die Grenze des Bülowplatzes erreicht hatte, hallte es durch die 
S t r a k :  *Wir scheißen auf die Freiheit - wir scheibn auf die JudenrepubIIk!. 
Und das alles geschah inmitten eines Heerbanners bis auf die Zähne bewaffneter 
Schupos. Kein Wachmeister, geschweige denn ein OEfizier, rührte die Hand, 
um das braune Gesindel in die Schranken zu verweisen.. 

Die kommunistische Presse überschlägt sich in dem Geschrei uber den Erfolg, den 
die Arbeiter hämn. Da wird berichtet, das rote Eerlin hatre durch seinen roten 
Sturrnwall die SA-Leute zugedeckt und bewiesen, dai3 die Nazis in Berlin nicht 
Fuß fassen könnten. Wir zitieren da~egm nur den nationalsozialistischen 
.Angriff* von Montag, der den poIirischen Sinn und Erfolg des Nazi- Aufmarsches 
folgendemaßen charakterisiert: 

*Wir haben die offencliche Meinung in Deurschtuid umgekrempelt, so daß es 
nicht mehr möglich is t .  daß jeder hergelaufene Herzjude heute irgendeinen 
Iächerlichen Grund geltend machen kann, damit eine nationale VeranstaItung 
oder Kundgebung verboten wird. Heute darf es keine amtliche Stelle, die sich 



national nennt, mehr wagen, vor dem Bolschewismus zu kapitulieren, ohne sich 
dem Fluch der ücherlichkeit anheimzugeben. Heute marschieren wir, wo es 

uns paßc, und wenn sich die bo!schewistischen und sonstigen Hetzjuden die 
Seele aus dem Leib geifern.. 

Berlin hat Ejber dreivimel Millionen kommunistischer Wahler. Die Arbeiterschaft 
Berlins und seine werktätige Bevölkemng ist gegen die Nazis eingestellt. Aber die 
Nazis konnten mit ihrer SA mit Hilfe der preuilischen Polizei ihren Aufmarsch 
durchfuhren. Das werktätige Bertin konnte das zähneknirschend ansehen und - 
protestieren, denn die antifaschistische Kampffront, die einkirliche Front ist nicht 
hergestell~. Da marschieren die soziaYdemokra~ischen Kollegen an einem Tageund 
die kommunistischen Genossen an einem anderen. Sie haben sich bis jetzt noch 
nicht verständigt, und weil sie es nicht gemn haben, war der Aufmarsch der Nazis 
am Sonntag möglich. Nur die antifaschistische pr~letarische Einheitsfront kann 
die Braunjacken hinwegfegen und mit dem, Faschismus SchluD machen. Sie 

henustel!en, schnellstens herzusteI1en, ist das Gebot der Stunde und die Aufgabe 
jedes klassenbewßten Arbeiters! 

3. Februar 1933. Lübecker Volksbote (SPD)* 

1 I 

1 Pmtcststrcik der Liibrckcr Arbrit~rrchah Alle Kader sunden still 

Heute vormirtag von L 1  bis 12 Uhr ruhte auf Weisung der Lübecker 
Kampfl.iturt~ der Eisernen Front** jede Arbeit in Lübeck. Keine Straßen- 
bahn fuhr, der Hafen lag still, dIe Groflbtriebe und hunderce von 
kleineren Produktionsstätten feierten. Wnktlich 12 Uhr wurde die Arbrit 
ebenso geschlossen wieder aufgenommen. Die lebenswichtigen Betriebe 

* siehe auch die Stellungnahme zu den hier dokumentierten Ereignissen auf Seite ZOi 

** Die 3 Pfeile im Zeitungskopf sind das Symbol der .Eisernen Front-, dem im 
Dezember 1931 71s Gegenwehr zur Hamburger Front proklamierten ZusammenschIuii; 
von SFD. ADGB, h'oeiterspmrbanden. hichsbanner Schwm-Rot-Gold und 
Gliederungen der Lkutschen Scaatsprtei. Die Pfeile irn Emblem richten sich .gegen 
Hirler. Papen und Thälrnanna oder *gegen Reaktton, Nitionalsnzialismu~ und 
Kommunismus*. 



waren nach Becchluß der Kampfleitung für diesmo/vorn Streik ausgenom- 
men. Die Parole der Eisernen Front wurde in absoluter DiszipIEn restIos 
befolgt. Das Liibecker Probtatiat hat drohend seine Faust emporgereckt. 
Es hat die Probe der Einigkeit und GeschIossenheit giänzend bestanden. 
Die Lübecker Arbeiterschaft steht eisenfest zu ihrem Führer; sie ist heute 
noch, beute erst recht, &x Muchrfaktox in unserer Stadt. Niemand kamsie 
besiegen. niemand kann ihr, sei es durch Drohung, sei es durch nackte 
Gewait, Furcht einflöhn und niemand kann sie zersetzen. 
Das hat der heutige Vormittag allen bewiesen. Wir feiern ihn a l s  einen der 
stolzesten Tage in der Geschichte der Lübecker Arbeiterbewegung. Sie 
haben uns den Fiihrer genommen, sie haben ihn unter fadenscheinigster 
Begründung hinter Kerkergitter gesetzt. Andere sind in die Bresche 
gesprungen. An der Kampfkraft und Disziplin der Lübecker Arbeiterschaft 
hat das nicht das Geringsre geändert. 
Nicht einen einzigen gab es, der nicht freudigen Herzens an dieser 
Kampfrnaßnahme teilnahm. Auseinandersetzungen mit Streikbrechern 
gab es nirgends, weil h i n  einziger Arbeirsmann diesen Streik ablehnte. Wohl 
gab PS Tausende, denen diese Kampfmaßnahme nicht w i r  genug ging, die 
ungeduldig auf weitergehende, Ietzte Kampfmannahmen drängen. 

Die Kampfleitung der Eisernen Front wußre um dies ungeduldige Drängen 
brennend ernflrten Re~hts~efühls .  Sie ließ nichr das Gtfiibf sprechen, son- 
dern die klare und verantwortungsbewußte Überlegung ber~fener Fiihrwng. 
Sie gab die Parole heraus, die das letzte Knrnpfmittel noch aufspam, 
der Mordhetze der faschistischen Banden und ihrer Gönner aber die 
selbstbewußte Kraft der Lübeckcr Arbeitexrrhaft entgegensteIlt. 
Restlos folgten ihr Organisierte und Unorganisierre. Die Gegenpamlen 
dcr KPD, die in letztes Stunde noch versuchte, Verwimng zu stiften, 
indem sie in Flugblättern zum unbefristeten Generalstreik aufforderte, 
waren absolult wirkungsIos. Nicht in einem einzigen Betrieb wurde darüber 
auch nur diskutiert. Die Kommunisten selbst in den Betrieben fuhlten: 

I In der S t ~ n d e  der Gqfahr missen wir aine Fubrwng, einen Willen, eine 
Kampfesfronz haben. Die Einheitsfront steht d a  im Kampf verwirklicht - 
irn Kampf unter Führwng der Eisernen Front. Nun mögen sie weiter lügen, 
die Sozialdemokratie verkorpere ja gar nicht den WiIIen der Arbeiter- 
schaft - wir lachen ihnen hell ins Gesicht. 

I Unmäglich alle Betriebe aufzuählen, die einmütig in den Streik traten -es  

war ratsachlich keiner, der sich ausschloß. Selbstv~rsrändlich ruhten die 
großen Werke L. M. G., Hochofm, die bürgerlichen Zeitnngsbetrieh, die 

I Konsnmwreine - auch der gesamte Betrieb der Eisenbahn mit Ausnahme 



des durch die Streikleitung befreiten Fabrdi~nrres schloß sich an. Fast 
überall versammelte sich die klegschafr in den Arbeirsräurnen, um 
Ansprachen der freigewerkschaftlichen Betriebsräte entgegenzunehmen. 
Entschließungen wurden gefaflc, von denen wir als Robe die des General- 
anzeigers irn Wortlaut wiedergeben. In der EntscMießung des gr6Bten 
Betriebes, des Hochofenwerks, heißt es arn Ende, daß sich die Arbeiter- 
schaft weitergehende Karnpfmai3nahmen vorbehält. 
Das ist  Lüheck. Die Arbeiterschaft hat ihre Einigkeit bewiesen. Sie wird 
weiter kknpfen. Und wenn es die Stunde erfordert, auch mit anderen 
Mitteln. Freiheit! 

I Dle Maisenkundgebung Im Gewerksehafshaus 
Ungeheuer das Erlebnis des gestrigen Abends. Am Nachmittagerst war die 
Kundgebung bekanntgegeben. Und zwei Stunden darauf drängten sich die 
Massen mächtig Kopf an Kopf ins Gewerkschaftshaus. Die Stühle wren aus 
dem Saal geeumt. Trotzdem waren schon eine halbe Smnde vor Beginn der 
Kundgebung Saal und Galerien überfüllt. Der Hof wurde überschwemmt 
von den Nachdrängenden und auch er reichte nicht aus. Leidenschaftliche 
Erbittening auf den Gesichtern. Stürmisch begrüflen Ereiheitsrufe den 

I Führer des Reichsbanners, Passarge, der mit stärkster Wirkung seine Sätze 
hämmert. Jeder ein Schlag ins Gesicht des Faschismus, jeder ein Zeugnis 
von Kraft und Entschlossenheit. 
Vergeblich suchen in die Versammlung entsandte Storungstrupps der KPD 
den Bruderkampf neu zu entfachen. Sie gehen unter, werden mitgerissen 
von der kgeisterren Stimmung der Versammlung, die immer von neuern 
mt brausenden Rufen dem Führer Beifall spendet. Ein Wille bildet sich, der 
Massenwille, der Wille dm Eisernen Front. Von höchster Eindnickskraft 
dann der Abmarsch der so ungeheuer erbitterten Massen, geregelt vom 

Ordnudienst des Reicbsbanners, der sich großartig bewährte. Trotz der 
mafllosen Empiining nicht die kleinste Störung, die nicht die geringste 
Reiberei mit Andersdenkenden, von Brutalitäten, wie sie jede Nazi- 
Versammlung begleiten, gar nicht zu reden. Wie war es möglich? - Durch 
die freiwillige Selbstdisziplin der krbeicerschaf t, des politisch reifsten Teiles 
der Deutschen. Das ist unsere Waffe. In diesem Zeichen siegen wir. 

: Die ~ersarnrnlun~ wurde durch Gewerkschaftssekretär Bumeirter begrüßt 
und geleitet. Darauf gab Genosse Otro Passarge zuerst einen kurzen 
Überblick über die politischen Vorgänge im Reich, wie sie sich in der Jagd 
nach der Macht und der Unterdtuckung der Arbeiterklasse ausgewirkt 
haben.. . 



Mit gerechtem Spott kennzeichnete er die Art der Facbministerk, in 

denen der Selterswasserfabrikant Seldte als Arbeltsministu auserkoren ist. 
Weiterhin wurde das Bestreben der SA-Leute beleuchtet, die sobald als 
möglich in den Staatsapparat ringegliedert w h  zuollen. Daher die 
Geschehnisse der Ietzren Tage und Wochen in Lübeck wie in den übrigen 
Städten des Reiches. Gwbbels Wahlspmch: Die Macht auf legalem Wege 
zu erstreben und dann nach eigenem Ermessen zu verfahren, auch wenn 
einige F h r  dabei zu Schaden kommen, ist  die SA daran in die T a t  
umzusetzen. Nach einer Charakeerisierung des Nazi-Stahlhelm-hckel- 
z r r p ~  erktäne Genosse Passarge unter lebhafter Zustimmung der Versam- 
melten, daß sich schon hier d i p  Polizei nicht tinwandf~ei benommen hatar. 
Einige führende Polizeilxamte sind sich ihrer Pflicht nicht bew~fit. 
&&hafte Zurufe: Sehr richtig!) Die Polizei hatte nur den Zugzu schützen 
und sich nicht um die Freiheitsrufe zu bekümmern. Sie ist doch bei der 
le tnen Demonstration der Eisernen Front gegen die Nazi Heilrufer nicht 
vorgegangen. Gegen eine solch einseitige Behandlung protestieren wir mit 
aller Scharfe. (Allgemeines Bravo!) . . . 

11. Februar 1933, Arbeiterpolitlk 
Der Kampfruf der Arbeiterschaft 
Der Druck auf die Instanzen zur Herstellung der einheitlichen Kampffmnt 

Am 3. Februar führce die Liibeck~7 Arbeiterschaft geschlossen einen Proteststreik 
durch gegen den Naziterror. Den AnPd gab die Verhaftung des sozialdernakra- 
tischen R e i ~ h s t a ~ a b ~ e o r d n e i e n  Leber, der bei einem SA-Überfall durch einen 
Mesgerstich im Gesicht verletzt wurde. 

Am 5. Februar wurde der sozialdemokmtische Bürgermeister Kasten in Slaßf~r; 
von einem mit den Nazis sympathisierenden Gymnasiasten erschossen. Auch hier 
trat die Arbeiterschaft geschlossen in den Proteststreik. 

In beiden Eillen wurde der Streik ausgelöst, weil Soziddemokraten angegriffen 
waren und daher Sozialdemokraten und Kommunisten von vornherein gemein- 
sam marschierten. Sozialdemokraten und Kommunisten müssen ai?f jeden Fall 
zusammenstehen zur Abwehr gegen den faschistischen Angriff. In Betrieben und 
Gewerkscl~aften rühren sich die Arbeiter. um die Instanzen zur Herstellung der 
Einheitsfront aufzuden .  



t 1. Februar 1933, Arbeiterpolltlk 
Wichtigci als wählen: Gemeinsame Abwehr 

Der sterbende Parlamentarismus in Deutschland hat im letzten Jahre die Wihler 
reichlich oft bemüht. Seine Totengräber rufen am 5. März die Wähler m e u t  an 
die Urne. Es geschieht nicht, wie die Quichotes des bürgerlichen Parlamen- 
tarismus glauben machen woUen, um ihm neuen Lebensgeistcinzublasen, sondern 
um ihm das Lebenslicht vollends auszublasen. Wir stehen nicht am Anfang einer 
neuen parlamentarischen Ara, sondern arn Ende des burgerlich-parlamentari- 
schen Systems in Deutschland. Für die faschistische Diktatur hat die Abstimmung 
arn 5. Mtrz keine andere Bedeutung als die eines Mebiszits, das den vollzogenen 
Umsturz der palEtischen Machtverhältnisse in Deutschland zu bestätigen hat; die 
Wahl so!! der faschistischen Diktatur gleichzeitig einen Freibrief hr ihre 
beabsichtigten Raub- und Unterdrückungspläne gegenüber der Arbeiterklasse 
ausstellen. 
Der Wahlkampf unterscheidet sich schon äußerlich von den bisherigen Wahi- 
kampfen durch legalisierten, bIutigen Terror, durch Einschränkung der Presse- 
und Yer~ammIun~sfreiheit in bisher nicht bekanntem Ma&. Die Regierungspar- 
teien haben das Monopol auf den staatlichen kopagandaapparat. Finanzielle 
Mittel scehen ihnen in iiberreichem Maße zur Verfiigung. 

Die führende Partei der faschistischen Diktatur hat ihren Anhängern nichts zu 
bieten als Versprechungen ftir die Zukunft. Sie wird damit weniger denn je 
lmausern. Je gröhr ihre Stimrnenzah!, um so fester wird ihre Position, und je 
fester diese, um so weniger braucht sie ihre Versprechun~en zu realisieren; denn sie 

hat ja die Macht, um alle unbequemen Mahner zum Schweign zu bringen. 
Wenn wir uns als Kommunisten auch völlig klar sind über den bürgerlichen 
Parlamentarismus und Pariarnentswahlen irn allgemeinen und über den Charakter 
der Wahlen vorn 5. und 12. März im besonderen, mfen wir die Arbeiter dennoch 
zu regster Wahlbeteiligung an diesen Tagen auf. W r  warnen aber vor Illusionen, 
die die 5PD erneut unter den Arbeitern zu wecken sucht, indem sie auf die 
mAbbrechung* mit der faschistischen Reaktion am 5. März vertröstet. Selbst wenn 
die Parteien der faschistischen Diktatur eine Wahlniederlage erleiden sollten, 
andert das nichts daran, daß sie Ln Besitz der poIitischen Macht sind, die ihnen 
kein Parlament nehmen kann. Die SPD-Führer fürchten jeden außerparlamen- 
tarischen Massenkamgf, deshalb vertrösten sie aufs Parlament. 
Wir Kommunisten beteiligen uns an der Wahl am 5. und 12. März, sagen aber 
gleichzeitig: Das Schwrrgewicht des Kampfer der Arbeiterklasse liegt nicht im 
Parlament. Entschid~ngen .werden beirte weniger denn je mit dem Stimmzettel 
getroflm. Jeder Tag bis zu den Wahlen, jede auch die kleinste Aktion gegen den 
Faschismus. jeder A k t  der Massenmobilisiemng ist dür die Niedemwingung des 



Faschismus von gröflter Bedeutung. Darauf mu13 während des Wahlkampfes das 
Hauptgewicht gelegt werden. 
Die KPD-0 wird in diesem Sinne ihre Kraft irn Wahlkampf einsetzen und aktiv 
für die proletarische Einheitsfront gegn Faschismus und Kapitalsoffensive 
eintreten. Die KPD-0 wird bei den Wahlen h r  die Liste der KPD stimmen, trotz 
ihrer taktischen Meinungsverschiedenheitenr mit  der KPD in der Frage der 
Einheitsfronttaktik und der RGO-Politik. 

11. und 25. Februar 1933, Gegen den Strom, Nr. 3 und 4 

Aktion gegen faschistische DEktaiur 

WDrttemberg 
Der ?ffne Bridder  Bezirksleiiung der KPD-0  an alle Arbeiterarganisationen und 
an die Betriebsräte hat die Abwehrhwegung der Arbeiterschaft gegen die 
faschistische Diktatur in Flufl Rebracht,trberall in des KPDund in der SPD,unter 
den Betriebsarbeitem und Arbeitslosen wurden die Einheitsfrontvorsch!ige der 
KPD-0 zum gemeinsamen auflerparlamentarischen Kampfe dishurien. 
Schwbfubrik Haneism. Die Haueisen-Arbeiter marschierten an der Spitze der 
Betriebe Württembergs. Sie waren die ersten, die als Belegschaft eines Groß- 
betriebes durch die Initiative der RPD-0-Genossen einen befristeten Protest- 
streik durchführten, Am 31. Januar, vormittags 9 Uhr, wurde auf Ihitiatjve 
unserer Genossen die Arbeit niedergelegt und in der atriebskantine eine Betriebs- 
versammlung abgehalten, Die Vorschläge der KPD-0 wurden dort einstimmig 
angenommen. Eine vierköpfige Delegation (zwei KPD-0-. ein SPD- und ein 
KPD-Mann) wurden zu den Organisacionsleitvngen geschickt. Der. ADGB gab 
ausweichende Antwon. Die KPD lehnte jedes Zusammengehen mit der SPD ab. 
Es gab heftige Auseinandersetzungen zwischen der Delegation und der Bezirks- 
leitung der KPD. Gemeinsame Kartelle und Aktionsausschüsse, gemeinsame 
Demonstrationen usw. lehnte die KPD kategorisch ab, auch mit der KPD-0. Die 
KPD-Genossen sind furchtbar enttäuscht. Der ADGB frohlockt, 
Irn größten Betrieb Stuttgarts, Bosch-Fe~rbacb, traten die gewerkschaftlichen 
Yertrauensieute arn 30. Januar zusammen und beschlossen, nach einem Referat 
des Genossen H„ an alle Organisationsleimngen Delegationen zu entsenden. 
ImBetriebBosch-Stuwrt haben die Vertrauensleute aller drei Richtungn unsere 
Forderungrn akzeptiert. Delegationen wurden geschickt zur SPD, KPD, ADGB 
und KPD-0,  um folgende Fordemngen zu vertreten: a) Sofortiger Zusamrnen- 
schiufl aller Organisationen, b) sofortiger Zusammentritt einer Betricbsrätever- 
sammlung, C) gemeinsamer Aufruf des ADGB und aller Organisationen z u  
einheitlicher Demonstration, terbunden mit einsründigern Psoteststreik in allen 
~ m e b e n  ... und Abmarsch zur Demonstration von allen Betrieben. 



Demonstration der BoschArbeiter. Am Mitrwoch veranstalteten die Boschar- 
beiter nach Betriebsschluß einen eindmcksvoIlen Demonstrationszug durch 
Stuttgart zum Gewerkschaftshaus mit anschließender Betrieb~versarnmlun~. Die 
Leitung lag Li den Händen eines Aktionsausschusses, der sich aus Vertretern der 
KPD-0,SPD und KPD zusammensetzte. Genosse Ha~rsenforderte proletarische 
Konzentration gegen die Konterrevolurioniire Konzentration. Bacbrnann sprach 
für die KPD und begrüflte die einheitliche Aktion. 
in Feerrmbach führte die Belegschaft Bosch-Feuerbach eine gemeinsame Demon- 
stration und Protestkundgebung arn 2. Febniar durch. Unter Vorantritt einer 
Reichsbannerkapelle mit Sowjet- und Dreipfeilfahnen marschierten die Arbeiter 
zur Turnhalle. 1800 bis2000 Arbeiter waren in der Turnhalle versammelt. Hausen 
sprach fur die KPD-0, Buchmann für die KPD. Einstimmig wurde eine Resolu- 
tion angenommen, die ein Kampfbundnis aller Arbeiterorganisationen fordert. . . 
Nlederrheln 
Der Betriebsrat der Phönix-Werke, Düsseldorf, nahm unter Hinzuziehung des 
Arbeiter- und Angestelltenrates zur politischen Lage Stellung und beschloß 
einstimmig einen A p p l l  an die Arbeiterschaft. Er fordert von den Betriebsriiten, 
Gewerkschaften und allen Arbeiterorganisationen die Schaffung der Einheits- 
front auf revolutionärer Grundlage zum Kampf gegen den Faschismus. Die 
Resolution wurde von unserem G e n ~ s s e n  Wirksr eingereicht. Vertreten waren 
KPD, KPD-0. SPD, Zentrum, ADGB, RGO, Christen, Afa-Bund und GdA. 
Auch die KPD-Genossen erklänen sich für Spitzenverhandlungen zum Abwehr- 
kam$ der Arbeiterklasse gegen faschistische Diktatur einverstanden.. . 

Hessen 
Nach Bekanntwerden der Bemfung Hitlers zum Reichsiruizler bildeten sich in 
den Nachmittagsstunden in der inneren Stadt Offmbachs Diskussionsgruppen. 
Am Abend versuchten die Nazis eine Demonstration durchzufuhren. Nur unter 
starkem polizeilichen Schutz konnten sie durch die St&n ziehen. Der Zug 
wurde mit feindlicher Stimmung von der Bevölkening empfangen. Spontan 
bildete sich ein Demonstntionszug der Arbeiterschaft, in dem kommunistische 
und soziatdcrnokratische Arbeirereinheitlich marschierren. Diese Demonstration 
wurde von der Bwökkerung freudig bebegrüßt. Am Dienstag wurde das Stadtbild 
wiedemm von Demonstrationen beherrscht. Allgemeine Stimmung war: *Wir 
schaffen die Einheitsfront über die Köpfe der Führer hinwega. In den Abend- 
stunden fanden sich die OFfenbacherm~rbeiter ohne besonderen Aufruf zu einer 
Versammlung auf dem Wilhelmsplatz ein, die sich zu einer achning~~ebietenden 
Demonstration durch die Stadt entwickelte. Die Arbeitmchdt beherrschte die 
StraRen der Stadt. An der Demonstntion waren alle politischen Gruppen 
beteiligt. 



Nord-Bayern 
Die Bezuksleitung der KPD-0 richtete an SPD, KPD, SAP und ADGB die 
Forderung, sofon zusammenzutreten und Kampfmaßnahrnen gegen die faschisti- 
sche Diktatur zu treffen. SPD und ADGB liebn mitteilen, daß sie vorYaufig 
örtlich nichts unternehmen können, da won Beriin noch keine A n w e i s ~ n p  
mrli~gen. Die KPD machte die Mitteilung, daß sie die Einheitsfront von woben. 
ablehne. Mit einem H e m  Grönsfetder, Leipart, Schneppenhoist verhandele sie 
überhaupt nicht. überhaupt lehne sie es ab, durch solche Verhandlungen ihre 
Leute in Gefahr zu bringen. Auch die SAP brauchte bis zum anderen Vormittag, 
um eine Antwom zu geben. 

Wasserkante 
In der Radior~hrenfabrik Va'aluo, HamkrE-Lock~tedt  beschlofl die 300 Mann 
starke Belegschaft einstimmig, den gesamten Asbeiremat sofort zum Ortsaus- 
schuf3 des ADGB zu schicken und schärfste Kampfmlßnatimen gegen die Hit!er- 
Regiemng zu fordern, Der ADGB wurde aufgefordert, sofort an sämtliche 
Arbeiterorganisationen heranzutreten zwecks Bildung eines überparreilichen 
Xarnpfkartells, Mobilisierung zum Stuh der Hitler-Regiemng, für eine Arbeiter- 
und Bauemrrgierung. Ferner nahm die Belegschaft der Vatvo einstimmig eine 
Protes tresolut ion grgm das Dresdener Polizeiblutbad an. Die wenigen Hitlw- 
Anhänger im Betrieb wagten nicht, gqen die beidm R~soi~t iontw zu stimmen. Die 
Partei erweist sich hier als vollkommen ohnmächtig, nennenswerte Kundgebun- 
gen gegen die Hitlcr-Regierung zu entfachen. Die Stimmung der Parteimitglieder 
ist auf *Erledigung des Faschismus innerhalb acht Tagend eingestellt. 

West-Jachsm 
In den Leipziger Betrieben wurde die Ausrufung der Hitler-Regierung lebhaft 
diskutiert. In den Vorstädten bildeten sich im Verlauf des Montagnachttags 
Demonstrationsmipp~. Die KPD-O verbreitete ein Flugblatt und einen Offena 
B r q  an die Miigli~der der KPD und ein allgemeines politirche~ Flubiuti, in dem 
Bezug genommen wird auf eine Entschließung der Lgipziger Strai3enbahner, die 
das Karnpfbundnis der Arbeiterparteien und der Gewerkschaften fordert. Diese 
EntscMieRung wurde von der KPD, der SPD, der KPD-0, den f unktionären der 
freien Gewerkschaften und der RGO einstimmig angenommen. Die KPD-0 
forderte die Einbenifung einer Be~riebsrätevollversammlung.. . 

Ost-Sachsen 
Auf das blutige Massaker der Polizei im aKeglerheima in Dresden antwoKeten die 
Arbeiter des Sachsenwe~kes in Niedersedlftz arn 26. Januar mit einem einritütig 
durchgeführten Proteststreik. Eine kombinierre gewerkschaftliche Vertrauens- 



rnännersitzung hatte nach gründlicher Aussprache auf hnmg der KPD-Q- 
Genossen den einstimmigen BeschIufl gefdt, zum Beginn der Mittagspause die 
gesamte Belegschaft zur &triebsversammlung aufnirufen und den Beschld zu 

unterbreiten, mit sofortiger Wirkung in den Prateststreik einzutreten und 
demonstrativ den &trieb zu verlassen. Die Vorschläge unserer Genossen wurden 
von der Belegschaft einmütig angenommen. Auch der an Zahl geringFugige Stamm 
protegiertes Nanonalsozialisten wurde von der Wucht der empbrten Betriebs- 
arbeiter mitgriswn. Die soziddemokratischen Betriebsarbeiter mit ihren Funk- 
tionären standen in Reih und Glied. 30 wurde der Betrieb von seinen PX 
Beschäftigten in wenigen Minuten verlassen. 

Die Direktion des Sachsenwerks. eines Tochtemnternehrnens der AEG, hatte 
einen Anschlag im Werk herausgegeben, nach welchem *für den Wiederholungs- 
fall fristlose Entlassungfür den Streikenden. angedroht ist, weil *das Sxhsenwerk 
ais alleiniger Betrieb irn gesamten Industriebezirk Grofl-Dresden die Arbeit zur 
Einstellung gebracht und mit einem SO &den Streik dem Ansehen des Unter- 
nehmens geschadet h a b . .  . 
Am Tage darauf trat die Belegschaft von Anton Reich in einen anderthalbstün- 
digen Proteststreik, arn zweiten Tag darauf erst die Räigerswwke in Dobnn, eine 
Hmhburg der KPD. Die Belegschaft der Friedrich August Hiiite in FrPituI trat 
d f l l i c h  der Beisetzung der Opfer des Dmsdener Blutbades in einen einstündigen 
Protestsaik.  Die Jahresgeneralversammlung des Fßbrikarhitemrbunde5: Fmtal 
stimmte gegen zwei Stimmen einer Resolution unseres Genossen Schneider zu, 
die die SPD, KPD und ADGB zum außerpartautentuischen Klassenkampf 
auffordern. 

ThQrlngen 
Die KPD ist als politisch handelnder oder gar führender Faktor verschwunden. 
Die Mitgliedschaft ist voiikomrnen durcheinander. Die Partei ist ziel- und 
direktionslos. Einerseits tTten Stimmungen in Erscheinung, die zum Ausdmck 
bringen, dafs aIkr keinen Wert mhr habe, alles schwn w l o r m  sei, andemrseits 
wider  erklären KPD-Mitglieder, Hitler wird sich schncli&irtsch~ten. Nicht der 
schlechteste Teil gibt offen zu, d d  der ganze Kurs der Partei falsch ist, d d  sich 
jetzt die RGO-Politik schwer räche. Zeider ist der aktive Widerstand gegen die 
KPD-Fühning noch nirgends besonders in Erscheinung getreten, Ohne Kursund 
ahne Steuer segelt das Parreischiff in den einzelnen Orten mal rechts, mal links. 
Ein Bild des Jammers. 
Der Druck des faschistischen Staaaappuates steigen sich täglich. Neben dem 
ailgemeinen Demonsmtionsnrbot  der KPD und i h r  Hiilfsoqanisationen isr 
jetzt auch ein Verbot aller roten Fahnen mit oder ohne Abzeichen erfolgt. 
Haussuchungen, bei KPD, SFD und unsern Genossen sind an der Tagesordnung. 



Nicht nur KPD-Versammlungen, sondern auch solche des ADCB werden 
verboten. In Weimar wurde eine ADGB-Demonstration auseinandergeschlagen. 
Hinter der Polizei rückte die SA vor. Alle Mitglieder~ercammlun~en im 
YoIkshaus Weimar, auch solche des ADGB und der Gewerkschaften sind im 
Volkshaus verboten. Dem Wirt wurde die Schließung des Volkshauses angedroht. 
Gmerkschaftsmitgliederversdungen, die in andern Lokalen angesetzt wer- 
den, verfallen der Auflösung. Ein Regierungserlafl bestimmt, daß in den einzelnen 
Gemeindeausschüssen keine Kommunisten sein diirfen, -weil staatsfeindliche 
Elemente keine Verwiltungsämter bekleiden diirfen.. Fast die gesamte thüringer 
SPD-Presse ist oder war neben der KPD-Presse verboten. 
In Gwiz fand eine Demonstration der *Eisernen Front# statt, die Arbeiterwehr, 
die unter unserer Fuhmng steht, bereiligtc sich geschlossen daran, ebenso die 
KPD-0. Im Anrchlufl fand eine überfüllte Kundgebung in drei Sälen statt. Neben 
dem Landtagsabgeordneten Griindte~ (SPD) sprach unser Genosse Faul Fischer. 
Er wurde mit starkem Beifall empfangen und fand ctürmische Zustimmung. 
Unsere Gruppe hat veranlaßt, daR an alle Spitzenorganisationen ein offizielles 
Angebot, auch an die KPD, gemacht wird.. . 

Pommern 
In Steilin fand am 3. Februar 1933 eine Kundgebung und Demonstration, 
organisiert von der .Eisernen Front. statt, unter der Parole. *gegenHitler, 
gegen die feinen Leute.. Diew Demonstration war die wicktigst~ Kundgebung der 
Stetiiner A rbPitmschafr wii den Raiolutionstagen 1918-39. Nach dem amtlichen 
Bericht nahmen an der Kundgebung 25 000 und an der Demonscrarion 15 000 teil, 
Die im i u g e  getragenen Transparente entsprachen in k~iner  W& d ~ m  Emrt dm 
Situation. Fahnen überwogen,die schwarzr~tgoldene des Reichsbanners und die 
mit drei Pfeilen der .Eisernen Front-, nur ganz vereinzelt rote Fahnen ohne 
Abzeichen. Einige Transparente: mwahlt SPD Liste 2.: wurden auf Grund des 
Protestes der im Zuge marschierenden Kommunisten entfernt. Rund die Hälfte 
der an der Kundgebung und Demonstration teilnehmenden waren Kommunisten 
oder mic der KPD Sympathisierende. Sie versuchten durch Singen revolutionäres 
Lieder und durch Rot Front-Rufe und Tragen kommunistischer Abzeichen der 
Kundgebung und Demonstration ein kommunistisches Gepräge zu geben. 

Ein einziges Mrkungsvolles KPD-Transparent: .Schafft die Einheitsfront gegen 
den Faschismus* wurde von der Polizei beschlagnahmt. Die Polizei des sozial- 
demokratischen Polizeipräsidenten Meier, dem man dort am Dernonsrrations- 
tag das Oberkommando abgenommen hatte und der jetzt abgesetzt ist, ging sehr 
brutal gegen die Demonstranten vor und entfernte immer wieder ganze Trupps, 
die sich durch Rufe und Antifa-Abzeichen als Kommunisten erkennbar machten, 
Die Abgesprengten verstanden es aber, sich immer wieder dem Z u ~ e  anzuschlie- 



Oen. Die vorgesehene Ansprache wurde nicht gehalten, weil die Polizei forderte, 
daß erst die Kommunisten die Kundgebung zu verlassen hätten. Praktisch war es 
unmöglich, aus dieser Masse die Kommunisten zu entfernen. Es formierte sich 
dann ein gewaltiger Demonsitrationszug durch die Stadt, und die Arbeiterschaft 
begrüßte sich gegenseitig mit Rot Front- und Freiheitsnifen . . . 

Halle-Merseburg 
In Hallt gelang es unserer Gruppe ausgehend von den Funktionären des Firma 
MWP~SP Söhne- und der BeuiebsräteversammIung des DMV, von Halle, Spitzen- 
verhandlungen zwischen ADGB, *Eisernes Front- und KPD durchzusetzen. 
Beschlossen wurde eine gemeinsame Demonstrarion. Die ersten VerhandIungen 
scheiterten nach 5 fl2sründigern Verhandeln, weil der Vertreter der KPD sich 
dagegen wandte, daß als Demonstrationslasung aufgenommen wird: *Gegen das 
Verbot der KPD und CPD*. Er begründete das damit, daJ3 die SPD wegen ihrer 
Politik nicht verboten würde. Durch das EinRreifen unserer Genossen und belehrt 
von der eigenen Mitgliedschaft, die den Bericht des KPD-Vertreters mit eisigem 
Schweigen aufnahm, gelang es doch noch, den Beschluß zustande zu bringen. Die 
Durchfuhmng der Demonstrariort scheiterte arn Verbot der Polizei.. . 



Korrekturen nach Drucklegung 

S. 13, 6. Zeile V. U.: statt: *Die KPD Gemüht sich auf ihre Weise,. . .= 

richtig: -Die KPD bemühte sich auf ihre Weise,. . .* 
4. Zeile V. U.: statt: r.. .steht bei der SED im.. .. 

richtig: B.. . srand luut SED im . . .U 

S. 52. 3. Absatz: 2. und 3. Zeile sind vmauscht. 

S. 68, 1. Zeile statt: .handelt es sich hier nicht um die.. .a 
richtig: *handelt es sich hier nicht nur um die.. .a 

S. t 46, 10.Zei3e v. 0.: statt: =. . . den Imenmvkt nicht ersetzen kann.. n 

richtig: W . .  .den Awßmrnarkt nicht erserzen kann.. .* 

S. 201, Fußnote: statt: .siehe Abschnitt Vn* 
richtig: *siehe Abschnitt VITT- 




	Der Faschismus in Deutschland - Band 1-10000.tif
	Der Faschismus in Deutschland - Band 1-10001.tif
	Der Faschismus in Deutschland - Band 1-10002.tif
	Der Faschismus in Deutschland - Band 1-10003.tif
	Der Faschismus in Deutschland - Band 1-10004.tif
	Der Faschismus in Deutschland - Band 1-10005.tif
	Der Faschismus in Deutschland - Band 1-10006.tif
	Der Faschismus in Deutschland - Band 1-10007.tif
	Der Faschismus in Deutschland - Band 1-10008.tif
	Der Faschismus in Deutschland - Band 1-10009.tif
	Der Faschismus in Deutschland - Band 1-10010.tif
	Der Faschismus in Deutschland - Band 1-10011.tif
	Der Faschismus in Deutschland - Band 1-10012.tif
	Der Faschismus in Deutschland - Band 1-10013.tif
	Der Faschismus in Deutschland - Band 1-10014.tif
	Der Faschismus in Deutschland - Band 1-10015.tif
	Der Faschismus in Deutschland - Band 1-10016.tif
	Der Faschismus in Deutschland - Band 1-10017.tif
	Der Faschismus in Deutschland - Band 1-10018.tif
	Der Faschismus in Deutschland - Band 1-10019.tif
	Der Faschismus in Deutschland - Band 1-10020.tif
	Der Faschismus in Deutschland - Band 1-10021.tif
	Der Faschismus in Deutschland - Band 1-10022.tif
	Der Faschismus in Deutschland - Band 1-10023.tif
	Der Faschismus in Deutschland - Band 1-10024.tif
	Der Faschismus in Deutschland - Band 1-10025.tif
	Der Faschismus in Deutschland - Band 1-10026.tif
	Der Faschismus in Deutschland - Band 1-10027.tif
	Der Faschismus in Deutschland - Band 1-10028.tif
	Der Faschismus in Deutschland - Band 1-10029.tif
	Der Faschismus in Deutschland - Band 1-10030.tif
	Der Faschismus in Deutschland - Band 1-10031.tif
	Der Faschismus in Deutschland - Band 1-10032.tif
	Der Faschismus in Deutschland - Band 1-10033.tif
	Der Faschismus in Deutschland - Band 1-10034.tif
	Der Faschismus in Deutschland - Band 1-10035.tif
	Der Faschismus in Deutschland - Band 1-10036.tif
	Der Faschismus in Deutschland - Band 1-10037.tif
	Der Faschismus in Deutschland - Band 1-10038.tif
	Der Faschismus in Deutschland - Band 1-10039.tif
	Der Faschismus in Deutschland - Band 1-10040.tif
	Der Faschismus in Deutschland - Band 1-10041.tif
	Der Faschismus in Deutschland - Band 1-10042.tif
	Der Faschismus in Deutschland - Band 1-10043.tif
	Der Faschismus in Deutschland - Band 1-10044.tif
	Der Faschismus in Deutschland - Band 1-10045.tif
	Der Faschismus in Deutschland - Band 1-10046.tif
	Der Faschismus in Deutschland - Band 1-10047.tif
	Der Faschismus in Deutschland - Band 1-10048.tif
	Der Faschismus in Deutschland - Band 1-10049.tif
	Der Faschismus in Deutschland - Band 1-10050.tif
	Der Faschismus in Deutschland - Band 1-10051.tif
	Der Faschismus in Deutschland - Band 1-10052.tif
	Der Faschismus in Deutschland - Band 1-10053.tif
	Der Faschismus in Deutschland - Band 1-10054.tif
	Der Faschismus in Deutschland - Band 1-10055.tif
	Der Faschismus in Deutschland - Band 1-10056.tif
	Der Faschismus in Deutschland - Band 1-10057.tif
	Der Faschismus in Deutschland - Band 1-10058.tif
	Der Faschismus in Deutschland - Band 1-10059.tif
	Der Faschismus in Deutschland - Band 1-10060.tif
	Der Faschismus in Deutschland - Band 1-10061.tif
	Der Faschismus in Deutschland - Band 1-10062.tif
	Der Faschismus in Deutschland - Band 1-10063.tif
	Der Faschismus in Deutschland - Band 1-10064.tif
	Der Faschismus in Deutschland - Band 1-10065.tif
	Der Faschismus in Deutschland - Band 1-10066.tif
	Der Faschismus in Deutschland - Band 1-10067.tif
	Der Faschismus in Deutschland - Band 1-10068.tif
	Der Faschismus in Deutschland - Band 1-10069.tif
	Der Faschismus in Deutschland - Band 1-10070.tif
	Der Faschismus in Deutschland - Band 1-10071.tif
	Der Faschismus in Deutschland - Band 1-10072.tif
	Der Faschismus in Deutschland - Band 1-10073.tif
	Der Faschismus in Deutschland - Band 1-10074.tif
	Der Faschismus in Deutschland - Band 1-10075.tif
	Der Faschismus in Deutschland - Band 1-10076.tif
	Der Faschismus in Deutschland - Band 1-10077.tif
	Der Faschismus in Deutschland - Band 1-10078.tif
	Der Faschismus in Deutschland - Band 1-10079.tif
	Der Faschismus in Deutschland - Band 1-10080.tif
	Der Faschismus in Deutschland - Band 1-10081.tif
	Der Faschismus in Deutschland - Band 1-10082.tif
	Der Faschismus in Deutschland - Band 1-10083.tif
	Der Faschismus in Deutschland - Band 1-10084.tif
	Der Faschismus in Deutschland - Band 1-10085.tif
	Der Faschismus in Deutschland - Band 1-10086.tif
	Der Faschismus in Deutschland - Band 1-10087.tif
	Der Faschismus in Deutschland - Band 1-10088.tif
	Der Faschismus in Deutschland - Band 1-10089.tif
	Der Faschismus in Deutschland - Band 1-10090.tif
	Der Faschismus in Deutschland - Band 1-10091.tif
	Der Faschismus in Deutschland - Band 1-10092.tif
	Der Faschismus in Deutschland - Band 1-10093.tif
	Der Faschismus in Deutschland - Band 1-10094.tif
	Der Faschismus in Deutschland - Band 1-10095.tif
	Der Faschismus in Deutschland - Band 1-10096.tif
	Der Faschismus in Deutschland - Band 1-10097.tif
	Der Faschismus in Deutschland - Band 1-10098.tif
	Der Faschismus in Deutschland - Band 1-10099.tif
	Der Faschismus in Deutschland - Band 1-10100.tif
	Der Faschismus in Deutschland - Band 1-10101.tif
	Der Faschismus in Deutschland - Band 1-10102.tif
	Der Faschismus in Deutschland - Band 1-10103.tif
	Der Faschismus in Deutschland - Band 1-10104.tif
	Der Faschismus in Deutschland - Band 1-10105.tif
	Der Faschismus in Deutschland - Band 1-10106.tif
	Der Faschismus in Deutschland - Band 1-10107.tif
	Der Faschismus in Deutschland - Band 1-10108.tif
	Der Faschismus in Deutschland - Band 1-10109.tif
	Der Faschismus in Deutschland - Band 1-10110.tif
	Der Faschismus in Deutschland - Band 1-10111.tif
	Der Faschismus in Deutschland - Band 1-10112.tif
	Der Faschismus in Deutschland - Band 1-10113.tif
	Der Faschismus in Deutschland - Band 1-10114.tif
	Der Faschismus in Deutschland - Band 1-10115.tif
	Der Faschismus in Deutschland - Band 1-10116.tif
	Der Faschismus in Deutschland - Band 1-10117.tif
	Der Faschismus in Deutschland - Band 1-10118.tif
	Der Faschismus in Deutschland - Band 1-10119.tif
	Der Faschismus in Deutschland - Band 1-10120.tif
	Der Faschismus in Deutschland - Band 1-10121.tif
	Der Faschismus in Deutschland - Band 1-10122.tif
	Der Faschismus in Deutschland - Band 1-10123.tif
	Der Faschismus in Deutschland - Band 1-10124.tif
	Der Faschismus in Deutschland - Band 1-10125.tif
	Der Faschismus in Deutschland - Band 1-10126.tif
	Der Faschismus in Deutschland - Band 1-10127.tif
	Der Faschismus in Deutschland - Band 1-10128.tif
	Der Faschismus in Deutschland - Band 1-10129.tif
	Der Faschismus in Deutschland - Band 1-10130.tif
	Der Faschismus in Deutschland - Band 1-10131.tif
	Der Faschismus in Deutschland - Band 1-10132.tif
	Der Faschismus in Deutschland - Band 1-10133.tif
	Der Faschismus in Deutschland - Band 1-10134.tif
	Der Faschismus in Deutschland - Band 1-10135.tif
	Der Faschismus in Deutschland - Band 1-10136.tif
	Der Faschismus in Deutschland - Band 1-10137.tif
	Der Faschismus in Deutschland - Band 1-10138.tif
	Der Faschismus in Deutschland - Band 1-10139.tif
	Der Faschismus in Deutschland - Band 1-10140.tif
	Der Faschismus in Deutschland - Band 1-10141.tif
	Der Faschismus in Deutschland - Band 1-10142.tif
	Der Faschismus in Deutschland - Band 1-10143.tif
	Der Faschismus in Deutschland - Band 1-10144.tif
	Der Faschismus in Deutschland - Band 1-10145.tif
	Der Faschismus in Deutschland - Band 1-10146.tif
	Der Faschismus in Deutschland - Band 1-10147.tif
	Der Faschismus in Deutschland - Band 1-10148.tif
	Der Faschismus in Deutschland - Band 1-10149.tif
	Der Faschismus in Deutschland - Band 1-10150.tif
	Der Faschismus in Deutschland - Band 1-10151.tif
	Der Faschismus in Deutschland - Band 1-10152.tif
	Der Faschismus in Deutschland - Band 1-10153.tif
	Der Faschismus in Deutschland - Band 1-10154.tif
	Der Faschismus in Deutschland - Band 1-10155.tif
	Der Faschismus in Deutschland - Band 1-10156.tif
	Der Faschismus in Deutschland - Band 1-10157.tif
	Der Faschismus in Deutschland - Band 1-10158.tif
	Der Faschismus in Deutschland - Band 1-10159.tif
	Der Faschismus in Deutschland - Band 1-10160.tif
	Der Faschismus in Deutschland - Band 1-10162.tif
	Der Faschismus in Deutschland - Band 1-9864.tif
	Der Faschismus in Deutschland - Band 1-9867.tif
	Der Faschismus in Deutschland - Band 1-9868.tif
	Der Faschismus in Deutschland - Band 1-9870.tif
	Der Faschismus in Deutschland - Band 1-9871.tif
	Der Faschismus in Deutschland - Band 1-9872.tif
	Der Faschismus in Deutschland - Band 1-9873.tif
	Der Faschismus in Deutschland - Band 1-9874.tif
	Der Faschismus in Deutschland - Band 1-9875.tif
	Der Faschismus in Deutschland - Band 1-9876.tif
	Der Faschismus in Deutschland - Band 1-9877.tif
	Der Faschismus in Deutschland - Band 1-9878.tif
	Der Faschismus in Deutschland - Band 1-9879.tif
	Der Faschismus in Deutschland - Band 1-9880.tif
	Der Faschismus in Deutschland - Band 1-9881.tif
	Der Faschismus in Deutschland - Band 1-9882.tif
	Der Faschismus in Deutschland - Band 1-9883.tif
	Der Faschismus in Deutschland - Band 1-9884.tif
	Der Faschismus in Deutschland - Band 1-9885.tif
	Der Faschismus in Deutschland - Band 1-9886.tif
	Der Faschismus in Deutschland - Band 1-9887.tif
	Der Faschismus in Deutschland - Band 1-9888.tif
	Der Faschismus in Deutschland - Band 1-9889.tif
	Der Faschismus in Deutschland - Band 1-9890.tif
	Der Faschismus in Deutschland - Band 1-9891.tif
	Der Faschismus in Deutschland - Band 1-9892.tif
	Der Faschismus in Deutschland - Band 1-9893.tif
	Der Faschismus in Deutschland - Band 1-9894.tif
	Der Faschismus in Deutschland - Band 1-9895.tif
	Der Faschismus in Deutschland - Band 1-9896.tif
	Der Faschismus in Deutschland - Band 1-9897.tif
	Der Faschismus in Deutschland - Band 1-9898.tif
	Der Faschismus in Deutschland - Band 1-9899.tif
	Der Faschismus in Deutschland - Band 1-9900.tif
	Der Faschismus in Deutschland - Band 1-9901.tif
	Der Faschismus in Deutschland - Band 1-9902.tif
	Der Faschismus in Deutschland - Band 1-9903.tif
	Der Faschismus in Deutschland - Band 1-9904.tif
	Der Faschismus in Deutschland - Band 1-9905.tif
	Der Faschismus in Deutschland - Band 1-9906.tif
	Der Faschismus in Deutschland - Band 1-9907.tif
	Der Faschismus in Deutschland - Band 1-9908.tif
	Der Faschismus in Deutschland - Band 1-9909.tif
	Der Faschismus in Deutschland - Band 1-9910.tif
	Der Faschismus in Deutschland - Band 1-9911.tif
	Der Faschismus in Deutschland - Band 1-9912.tif
	Der Faschismus in Deutschland - Band 1-9913.tif
	Der Faschismus in Deutschland - Band 1-9914.tif
	Der Faschismus in Deutschland - Band 1-9915.tif
	Der Faschismus in Deutschland - Band 1-9916.tif
	Der Faschismus in Deutschland - Band 1-9917.tif
	Der Faschismus in Deutschland - Band 1-9918.tif
	Der Faschismus in Deutschland - Band 1-9919.tif
	Der Faschismus in Deutschland - Band 1-9920.tif
	Der Faschismus in Deutschland - Band 1-9921.tif
	Der Faschismus in Deutschland - Band 1-9922.tif
	Der Faschismus in Deutschland - Band 1-9923.tif
	Der Faschismus in Deutschland - Band 1-9924.tif
	Der Faschismus in Deutschland - Band 1-9925.tif
	Der Faschismus in Deutschland - Band 1-9926.tif
	Der Faschismus in Deutschland - Band 1-9927.tif
	Der Faschismus in Deutschland - Band 1-9928.tif
	Der Faschismus in Deutschland - Band 1-9929.tif
	Der Faschismus in Deutschland - Band 1-9930.tif
	Der Faschismus in Deutschland - Band 1-9931.tif
	Der Faschismus in Deutschland - Band 1-9932.tif
	Der Faschismus in Deutschland - Band 1-9933.tif
	Der Faschismus in Deutschland - Band 1-9934.tif
	Der Faschismus in Deutschland - Band 1-9935.tif
	Der Faschismus in Deutschland - Band 1-9936.tif
	Der Faschismus in Deutschland - Band 1-9937.tif
	Der Faschismus in Deutschland - Band 1-9938.tif
	Der Faschismus in Deutschland - Band 1-9939.tif
	Der Faschismus in Deutschland - Band 1-9940.tif
	Der Faschismus in Deutschland - Band 1-9941.tif
	Der Faschismus in Deutschland - Band 1-9942.tif
	Der Faschismus in Deutschland - Band 1-9943.tif
	Der Faschismus in Deutschland - Band 1-9944.tif
	Der Faschismus in Deutschland - Band 1-9945.tif
	Der Faschismus in Deutschland - Band 1-9946.tif
	Der Faschismus in Deutschland - Band 1-9947.tif
	Der Faschismus in Deutschland - Band 1-9948.tif
	Der Faschismus in Deutschland - Band 1-9949.tif
	Der Faschismus in Deutschland - Band 1-9950.tif
	Der Faschismus in Deutschland - Band 1-9951.tif
	Der Faschismus in Deutschland - Band 1-9952.tif
	Der Faschismus in Deutschland - Band 1-9953.tif
	Der Faschismus in Deutschland - Band 1-9954.tif
	Der Faschismus in Deutschland - Band 1-9955.tif
	Der Faschismus in Deutschland - Band 1-9956.tif
	Der Faschismus in Deutschland - Band 1-9957.tif
	Der Faschismus in Deutschland - Band 1-9958.tif
	Der Faschismus in Deutschland - Band 1-9959.tif
	Der Faschismus in Deutschland - Band 1-9960.tif
	Der Faschismus in Deutschland - Band 1-9961.tif
	Der Faschismus in Deutschland - Band 1-9962.tif
	Der Faschismus in Deutschland - Band 1-9963.tif
	Der Faschismus in Deutschland - Band 1-9964.tif
	Der Faschismus in Deutschland - Band 1-9965.tif
	Der Faschismus in Deutschland - Band 1-9966.tif
	Der Faschismus in Deutschland - Band 1-9967.tif
	Der Faschismus in Deutschland - Band 1-9968.tif
	Der Faschismus in Deutschland - Band 1-9969.tif
	Der Faschismus in Deutschland - Band 1-9970.tif
	Der Faschismus in Deutschland - Band 1-9971.tif
	Der Faschismus in Deutschland - Band 1-9972.tif
	Der Faschismus in Deutschland - Band 1-9973.tif
	Der Faschismus in Deutschland - Band 1-9974.tif
	Der Faschismus in Deutschland - Band 1-9975.tif
	Der Faschismus in Deutschland - Band 1-9976.tif
	Der Faschismus in Deutschland - Band 1-9978.tif
	Der Faschismus in Deutschland - Band 1-9979.tif
	Der Faschismus in Deutschland - Band 1-9980.tif
	Der Faschismus in Deutschland - Band 1-9981.tif
	Der Faschismus in Deutschland - Band 1-9982.tif
	Der Faschismus in Deutschland - Band 1-9983.tif
	Der Faschismus in Deutschland - Band 1-9984.tif
	Der Faschismus in Deutschland - Band 1-9985.tif
	Der Faschismus in Deutschland - Band 1-9986.tif
	Der Faschismus in Deutschland - Band 1-9987.tif
	Der Faschismus in Deutschland - Band 1-9988.tif
	Der Faschismus in Deutschland - Band 1-9989.tif
	Der Faschismus in Deutschland - Band 1-9990.tif
	Der Faschismus in Deutschland - Band 1-9991.tif
	Der Faschismus in Deutschland - Band 1-9992.tif
	Der Faschismus in Deutschland - Band 1-9993.tif
	Der Faschismus in Deutschland - Band 1-9994.tif
	Der Faschismus in Deutschland - Band 1-9995.tif
	Der Faschismus in Deutschland - Band 1-9996.tif
	Der Faschismus in Deutschland - Band 1-9997.tif
	Der Faschismus in Deutschland - Band 1-9998.tif
	Der Faschismus in Deutschland - Band 1-9999.tif



